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232. Sitzung 

Bonn, den 15. Juni 1994 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Sitzung ist 
eröffnet. Ich begrüße Sie ganz herzlich und rufe den 
Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Die Bundesregierung hat als Themen der heutigen 

Kabinettssitzung mitgeteilt: Familien und Familien-
politik im geeinten Deutschland — Fünfter Familien-
bericht der Bundesregierung; Be richt zur Schiffssi-
cherheit und zu Gefahrguttransporten auf See. 
Das Wort für den einleitenden Be richt hat die 

Bundesministerin für Familie und Senioren, Hanne-
lore Rönsch. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Mit diesem Fünften Familienbericht 
können wir als Bundesregierung zum erstenmal einen 
gesamtdeutschen Familienbericht vorlegen, der von 
einer unabhängigen Sachverständigenkommission 
bearbeitet und erarbeitet wurde. Er stellt sehr umfas-
send die Lebenssituation von Familien in beiden 
Teilen Deutschlands dar. Unter dem Titel „Familien 
und Familienpolitik im geeinten Deutschland — 
Zukunft des Humanvermögens" stellt der Be richt 
ausführlich die Leistungen der Familien für unsere 
Gesellschaft insgesamt, für Wirtschaft und Kultur 
unseres Landes dar. 

Die Experten stützen sich dabei auf den Beg riff des 
Humanvermögens einer Gesellschaft. Sie machen 
deutlich, daß Familien Humanvermögen schaffen, 
indem sie ihre Leistungen in ganz erheblichem Maße 
in Produktivität, in Mitmenschlichkeit und in die 
Zukunft der Gesellschaft einbringen, und daß sie 
damit auch die Zukunft der Gesellschaft absichern. 

Effizientes Wirtschaften in unserer Gesellschaft 
wird nicht allein nur durch die hohe berufliche Qua-
lifikation der Arbeitskräfte möglich, sondern auch 
durch die Fähigkeiten, die in der Familie erlernt 
werden. Zum Beispiel Arbeitsmotivation, Verantwor-
tungsbereitschaft oder Zuverlässigkeit hängen vor 
allem von der Zuwendung und der Erziehung in der 
Familie ab. 

Der Bericht setzt sich zudem mit der Entwicklung 
und dem Verständnis des Arbeitsbegriffs in der 
modernen Industriegesellschaft auseinander. Als Ar

-

beit wurde in unserer Gesellschaft zunehmend die 
bezahlte außerhäusliche Tätigkeit gesehen. Demge-
genüber ist der gesellschaftliche Wert der Arbeit, die 
in den Familien erbracht wird, nur schwer einschätz-
bar und in unserer Gesellschaft sehr vernachlässigt 
worden. Diese Entwicklung ließ außer acht, daß das 
effiziente Wirtschaften nur auf Grund von Erziehungs-
leistungen der Familie einerseits und der Bildungs- 
und Ausbildungssysteme auf der anderen Seite mög-
lich ist. Familien leisten einen erheblichen Beitrag für 
unsere Gesellschaft. Dies wird in dem Familienbericht 
ausgesprochen deutlich. 

Der Familienbericht schreibt fest, daß die häuslich 
geleistete Arbeit gleichwertig zu sehen ist mit der 
Erwerbstätigkeit. Die Sachverständigenkommission 
hat damit die Posi tion der Bundesregierung noch 
einmal ausdrücklich bestätigt. 

Besonders eingehend befaßt sich der Be richt mit 
dem Wandel der Familienstrukturen. Er beschreibt, 
wie Familien leben wollen, welche Familienformen 
wir in der Bundesrepublik Deutschland haben, daß 
diese Familienformen pluraler geworden sind und daß 
sie sich in den vergangenen Jahrzehnten erheblich 
geändert haben. 

Er macht auch deutlich, daß der Stellenwert der 
Familie in der Gesellschaft ungebrochen ist, daß junge 
Männer und Frauen zum größten Teil in beiden Teilen 
Deutschlands Ehe und Familie anstreben. Die aller-
meisten jungen Männer und Frauen zwischen 18 und 
35 Jahren haben durchaus einen Kinderwunsch; sie 
wollen nicht nur ein Kind, sondern mehrere Kinder. 
Diese jungen Ehepaare wägen allerdings ganz 
bewußt zwischen Berufstätigkeit, einem und zwei 
Kindern ab. Sie beobachten auch sehr genau, welche 
Wettbewerbsnachteile und welche finanziellen 
Nachteile sie gegenüber anderen Personengruppen 
haben. 

In dem Bericht werden auch sehr eingehend die 
wirtschaftliche Situa tion von Familien und die Wohn-
raumversorgung beschrieben, ebenso die Frage nach 
Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit. 
Auch der Themenbereich Familie und Bildung hat 
einen großen Stellenwert. 

Schließlich enthält der Be richt Handlungsanwei-
sungen auch für die Politik, wie Familienförderung in 
der Zukunft weiterentwickelt werden soll. Dazu sind 
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in dem Bericht eine Reihe von Empfehlungen vorge-
geben worden. Er spricht von dem weiteren Ausbau 
des Familienlastenausgleichs zu einem Familienlei-
stungsausgleich. Entstehende Finanzierungsspiel-
räume sollten in der Zukunft zur Stärkung der Fami lie 
genutzt werden. 
Ich denke, daß wir in der Zukunft in der Politik auch 

die Aufgabe haben, die Verbesserung der steuerli-
chen Förderung der Familien und die noch stärkere 
Ausrichtung der Transferleistungen auf das Einkom-
men und die Kinderzahl, also an dem Bedarf orientiert, 
vorzunehmen. Die Leistungen müssen in der Zukunft 
um so größer sein, je niedriger das Einkommen einer 
Familie und je größer die Kinderzahl ist. Die Anpas-
sung des Familienleistungsausgleichs muß auch in 
angemessenen Abständen an die jeweilige wirtschaft-
liche Entwicklung angepaßt werden. 
Viele Vorschläge der Sachverständigenkommission 

sprechen die Kompetenzen und die Verantwortungs-
bereiche der Bundesregierung an; aber selbstver-
ständlich sind auch andere Gremien betroffen. Hier 
will ich besonders die Kommunen und die Bundeslän-
der ansprechen, daß auch sie verpflichtet werden, 
eine zukunftsorientierte familiengerechte Politik zu 
betreiben, z. B. bei den Bildungsangeboten, bei der 
Bereitstellung von Kinderbetreuungseinrichtungen 
und auch bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. 
Dieser Fünfte Familienbericht, der erste gesamt-

deutsche Familienbericht, bestätigt sehr eindrucks-
voll weitgehend die Politik der Bundesregierung. Ich 
denke, daß er eine gute Grundlage für die Politik der 
nächsten Jahre darstellt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als erste Fragestel-
lerin Frau Schätzle. 

Ortrun Schätzle (CDU/CSU): Frau Ministerin, gibt 
der Familienbericht Auskunft darüber, welche Bedeu-
tung Ehe und Familie für junge Männer und Frauen 
haben, und gibt es auch Prozentzahlen über die 
Häufigkeit der Eheschließungen? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Dieser Familienbericht geht auf die 
unterschiedliche Situation in den alten Bundeslän-
dern und den neuen Bundesländern ein. Er zeigt sehr 
deutlich, daß zwar in groben Linien die Lebenspla-
nung gleich ist, daß es aber kleine Unterschiede in 
Prozentzahlen gibt. So ist z. B. in Westdeutschland der 
Wunsch, zu heiraten und eine Familie zu gründen, von 
87 % der jungen Männer und Frauen angegeben 
worden. In Ostdeutschland sind es 84 %, die Ehe und 
Familie in ihrer Lebensplanung als sinnvoll anse-
hen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Reinhardt. 

Erika Reinhardt (CDU/CSU): Frau Ministerin, wie 
viele Kinder leben eigentlich in vollständigen Fami-
lien mit Vater und Mutter und wie viele mit alleiner-
ziehenden Elternteilen? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Nach den Zahlen aus dem Jahre 1991 
gab es in den alten Ländern 985 000 Alleinerziehende  

mit minderjährigen Kindern; 2 083 000 minderjährige 
Kinder lebten bei Alleinerziehenden 1992 in Deutsch-
land. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage. 

Erika Reinhardt (CDU/CSU): Frau Ministerin, wel-
che gesellschaftliche Bedeutung haben nichteheliche 
Lebensgemeinschaften im Verhältnis zu den Ehen? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Hier ist im Be richt eine ganz interes-
sante Entwicklung aufgezeichnet. Junge Männer und 
Frauen leben, bevor sie heiraten, lange in nichteheli-
chen Lebensgemeinschaften. Wenn dann aber Kinder 
geplant sind oder das erste Kind geboren ist, dann 
entschließt man sich zu heiraten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die nächsten Fragen 
stellen zuerst Frau Hanewinckel, Frau Männle und 
dann Herr Koppelin. 

Christel Hanewinckel (SPD): Frau Ministerin, gibt 
der Familienbericht Auskunft über die wirtschaftliche 
Situation von Familien? — Wenn das so ist, ist meine 
Frage: 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Lassen wir erst die 
erste Frage beantworten. 

Christel Hanewinckel (SPD): Die Frau Ministerin hat 
eben genickt. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Nonverbale Kommu

-

nikation!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ach so, das habe ich 
nicht gesehen. 

Christel Hanewinckel (SPD): Ich habe sie besser im 
Blick gehabt als Sie, Frau Präsidentin. - Meine Frage 
ist dann: Wie weist der Familienbericht die Armutssi-
tuation von Familien aus? Gibt es da Differenzierun-
gen? Inwieweit sind Familien mit zwei und mehr 
Kindern be troffen? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Fami lie 
und Senioren: Der Familienbericht gibt sehr eindring-
lich auch Anleitungen für die zukünftigen politischen 
Entscheidungen. Ich habe vorhin ausgeführt, daß er 
den Familienlastenausgleich in einen Familienlei-
stungsausgleich überführen will, um noch mehr 
Gerechtigkeit zwischen Familien und anderen Perso-
nengruppen, die z. B. mit Kinderbetreuung nicht 
betraut sind, herzustellen. Er gibt auch Handlungsan-
leitungen, wie in Zukunft Familienförderung noch 
besser ausgestaltet werden kann. Auch die Armutssi-
tuation ist behandelt. Darüber hinaus wird die Lage 
von Alleinerziehenden und Sozialhilfeempfängern 
angesprochen. Selbstverständlich hat der Familienbe-
richt hier auch für die Zukunft noch weitere Forderun-
gen an  die Politik, z. B. daß Einkommensunterschiede 
noch stärker berücksichtigt werden. Das sind Hin-
weise, die wir in Zukunft berücksichtigen müssen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage. 

Christel Hanewinckel (SPD): Gibt der Familienbe-
richt Auskunft darüber, wie die Situation von Kindern 
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ist? Gibt es dazu ein entsprechendes Extrakapitel? 
Denn wir hatten hier öfter das Problem, daß wir einen 
entsprechenden Bericht über Kinder wollten und Sie 
uns sagten, das werde im Familienbericht der Fall 
sein. Ist da einmal differenziert, wie — jetzt kann ich 
nicht sagen: die wirtschaftliche Situation — die Situa-
tion von Kindern ist, die von Sozialhilfe leben, welche 
Auswirkungen es für Kinder hat, wenn sie davon 
leben, welche psychosozialen Konsequenzen sich 
daraus ergeben? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Der Familienbericht geht sehr umfäng-
lich auf die Situation von Kindern ein; denn sie sind ja 
ein ganz wesentlicher Bestandteil von Familie. Der 
Bericht hat alle Lebensbereiche von Kindern erfaßt. 
Das fängt, wie ich vorhin schon sagte, bei der Bildung 
und Ausbildung an. Er be trachtet selbstverständlich 
auch die finanzielle Situa tion von Kindern und auch 
die Auswirkungen auf Kinder, wenn Eltern in schwie-
rigen finanziellen Situationen leben. All das ist im 
Familienbericht sehr detailliert beschrieben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Männle. 

Ursula Männle (CDU/CSU): Frau Ministe rin, Sie 
sind Familienministerin, Sie sind Seniorenministerin. 
Sie haben vor kurzem einen Altenbericht vorgelegt 
und legen jetzt einen Familienbericht vor. Gibt es da 
Verknüpfungen? Vielleicht konkreter gefragt: Ist die 
Frage der Generationensolidarität in diesem Famili-
enbericht zum Ausdruck gebracht? Gibt es da kon-
krete Aussagen? Wenn etwas darüber drinsteht: 
Unterscheidet sich eigentlich die Familiensolidarität 
in Ost und West? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Herzlichen Dank, Frau Professor 
Männle, daß Sie darauf hinweisen. Denn auch dieser 
Familienbericht zeigt sehr deutlich auf, daß man aus 
einer Familie nie entlassen wird, daß jeder von uns 
Familie ist, und das ein Leben lang. Er zeigt auch die 
Verantwortung der Kinder gegenüber ihren Eltern 
und der Eltern gegenüber ihren Kindern auf. Er macht 
weiterhin deutlich, daß Solidarität in der Familie 
eingeübt und praktiziert werden muß. 
Allerdings weist er auch den Staat darauf hin, daß 

er, falls erforderlich, immer unterstützend tätig sein 
muß. Ich denke hier z. B. an die Absicherung durch die 
Pflegeversicherung, deren parlamentarische Bera-
tung jetzt Gott sei Dank abgeschlossen ist und die ab 
1995 bzw. 1996 greift. 
Der Familienbericht macht sehr eindringlich die 

Leistungen der Familie gegenüber den Kindern deut-
lich, aber auch die Leistungen von Familien gegen-
über der älteren Generation, wenn es um Pflege usw. 
geht. Er würdigt durchaus auch die Bemühungen der 
Bundesregierung, z. B. Pflegezeiten in der Rente 
anzuerkennen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage? 

Ursula Männle (CDU/CSU): Darf ich noch nachha-
ken? — Es ging nicht nur um die finanziellen Wirkun-
gen, sondern auch um das Beziehungsgeflecht des 
Zusammenlebens, des füreinander Einstehens 

— nicht nur in finanzieller Hinsicht —, und auch 
darum, ob es zwischen der früheren Bundesrepublik 
und der früheren DDR Unterschiede im Beziehungs-
geflecht gibt. Ich weiß nicht, ob das im Familienbe-
richt enthalten ist, aber es wäre für mich eine inter-
essante Frage. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Dadurch, daß in der Bundesrepublik 
die räumliche Singularisierung sehr stark fortschrei-
tet, konnte in der Vergangenheit der Eindruck entste-
hen, daß Familienverbindungen in der Form eigent-
lich gar nicht mehr praktiziert werden. Aber der 
Familienbericht macht deutlich, daß, obwohl räumli-
che Trennung vorhanden ist, Beziehungsgeflechte 
auch innerhalb der Generationen sehr stark ausge-
prägt sind. 
In der ehemaligen DDR — das zeigt auch der 

Familienbericht auf — hat man wesentlich früher 
geheiratet, sich auch von den Eltern räumlich 
getrennt. Aber Beziehungen zwischen den Generatio-
nen haben auch dort stattgefunden. Familie war das 
Element, wo man sich zurückziehen konnte, wo man 
außerhalb von staatlichen Geflechten kommunizieren 
konnte. Das war so eine Insel, eine Oase, die m an 

 wahrgenommen hat. Die Verbindungen zwischen den 
Generationen waren auch in der ehemaligen DDR 
sehr stark. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Frau Ministerin, bei Ihren 
Vorschlägen für die Politik sprachen Sie davon, daß 
zukünftig die finanziellen Spielräume genutzt werden 
sollten. Darf ich Sie fragen, wo Sie die finanziellen 
Spielräume sehen und wie Sie, wenn es sie denn gibt, 
diese einsetzen wollen? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Dieser Familienbericht hat sehr ein-
dringlich das Humanvermögen der Familien für die 
Gesellschaft, für Wirtschaft und Kultur dargestellt. Ich 
glaube, erst in den letzten zwei, drei Jahren ist in der 
Gesellschaft das Bewußtsein stärker geworden, wel-
che Leistungen Familien für unsere Gesellschaft ins-
gesamt erbringen. 
Wir sind nicht zuletzt durch das Bundesverfassungs-

gericht aufgefordert, die Leistungen für Familien 
durch Kinderfreibetrag und Kindergeld entsprechend 
den wirtschaftlichen Entwicklungen anzupassen und 
das Existenzminimum in der Zukunft entsprechend 
abzusichern. Wir sind jetzt bei einem Kinderfreibetrag 
von 4 104 DM plus einem Kindergeld von 70 DM, der 
momentan noch das Existenzminimum absichert. Wir 
werden aber nicht zuletzt durch das Bundesverfas-
sungsgericht in der Zukunft aufgefordert sein, dieses 
Existenzminimum jeweils entsprechend anzupassen, 
ob finanzielle Spielräume nun vorhanden sind oder 
nicht. Die Familienförderung wird in Zukunft auch 
weiterhin ausgebaut werden müssen, nicht zuletzt auf 
Grund des Beschlusses des Bundesverfassungsge-
richts. Wir sind hier gefordert. Ich würde mir wün-
schen, daß wir Familien Transferleistungen in Form 
von Kindergeld, wie ich es eben vorgetragen habe, 
entsprechend der Familiengröße bzw. der Höhe des 
Einkommens gewähren können; denn wir müssen 
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Familien unterstützen. Sie sind die Grundlage unserer 
Gesellschaft. 
Wirtschaftliche Spielräume entstehen auch dann, 

wenn bei Familien das, was sie für die Gesellschaft 
insgesamt einbringen, einmal richtig bewe rtet wird. 
Denn würden Familien heute ihre Arbeit einstellen, 
die sie gesamtgesellschaftlich leisten, dann wäre es 
um die Wirtschaftskraft der Bundesrepublik Deutsch-
land sicher sehr schlecht bestellt. Ich denke schon, daß 
uns die Politik dieser Bundesregierung gedanklich 
erlaubt, für die zukünftigen Jahre gerade für Familien 
weitere finanzielle Unterstützung festzuschreiben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage, Herr 
Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Aus Ihrer Antwort ent-
nehme ich, daß Sie sich als Ministerin von Ihrer 
früheren Vorstellung, daß Ehepaare, die keine Kinder 
haben, steuerlich stärker belastet werden sollten, 
verabschiedet haben. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Nein, Herr Kollege, ich habe mich von 
dieser Vorstellung nicht verabschiedet. Ich bin sicher, 
daß wir mittel- und langfristig in unserer Gesellschaft 
auch darüber nachdenken müssen, wie die Finanzie-
rung der Familienleistungen auch für die Zukunft 
gewährleistet ist. 
Familien erbringen ihren Zukunftsbeitrag, indem 

sie Kinder großziehen, und sie haben dadurch auch 
ganz erhebliche finanzielle Belastungen. 
Ich bin sicher, daß wir in den zukünftigen Jahren 

darüber nachdenken müssen, wie Männer und 
Frauen. die diesen Zukunftsbeitrag nicht durch Kin-
dererziehung erbringen können, ihre eigene Zukunft 
absichern. Es reicht nicht, wenn man heute in die 
Rentenkasse einzahlt; denn es müssen auch später 
Kinder dasein, die diese Rente erarbeiten. Ich denke, 
es ist sehr legitim, für die zukünftigen Jahre darüber 
nachzudenken, wie jeder seine eigene Zukunft absi-
chert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Küster, bitte. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Frau Ministerin, wir beob-
achten im Osten Deutschlands dramatische soziale 
Veränderungen und dramatische wirtschaftliche Ver-
änderungen. Eines der Phänomene, die es dabei gibt, 
ist ein starker Geburtenrückgang. Welche Ursachen 
haben Sie in der Analyse herausgefunden, und wel-
che Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
diesem Wandel? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Ministerin, 
bitte. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Herr Kollege, der sehr bedauerliche 
Geburtenrückgang in den neuen Bundesländern hat 
unterschiedliche Ursachen. Zum einen wird, wenn 
wirtschaftliche und soziale Umbrüche in einer Gesell-
schaft stattfinden, wenn man sich z. B. über seinen 

Arbeitsplatz Gedanken machen muß, der Wunsch 
nach Kindern natürlich zurückgestellt und später 
realisiert. 

Zum anderen hat er auch die Ursache, daß junge 
Männer und Frauen, junge Paare und Ehepaare 1989 
vor und nach Öffnung der Mauer in großer Anzahl die 
damalige DDR bzw. die neuen Bundesländer verlas-
sen haben und in die alte Bundesrepublik gekommen 
sind. 

Zum dritten haben wir jetzt sehr geburtenschwache 
Elternjahrgänge, und das wirkt sich selbstverständ-
lich auch auf die Geburtenhäufigkeit aus. 

In der ehemaligen DDR — das zeigt der Familien-
bericht, der ja von Wissenschaftlern und Sachverstän-
digen aus beiden Teilen Deutschlands erarbeitet 
wurde, sehr eindringlich — wurde Familienpolitik als 
Bevölkerungspolitik betrieben. Es wurde ein sehr 
starker wirtschaftlicher Anreiz geboten, Kinder zu 
bekommen, z. B. mit Familiengeld, z. B. mit Vollver-
sorgung mit Kinderkrippen- und Kindergartenplät-
zen, mit der Betreuung der Kinder rundum, mit der 
bevorzugten Vergabe von Wohnungen an junge 
Paare, die zu heiraten beabsichtigten, bzw. an junge 
Ehepaare, die die Ehe geschlossen hatten. Dies alles 
waren Instrumente, um den Kinderwunsch zu fördern, 
um Bevölkerungspolitik zu machen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wollen wir ja 
nun keine Bevölkerungspolitik machen, sondern wir 
wollen, daß junge Paare, junge Ehepaare den vorhan-
denen Kinderwunsch realisieren können. 

In einer Untersuchung ist z. B. deutlich geworden, 
daß junge Männer und Frauen sich in ihrer Lebens-
planung mehrheitlich zwei und mehr Kinder wün-
schen, daß aber nur ein Viertel der Paare dies auch 
realisiert haben. Das muß einen natürlich nachdenk-
lich stimmen. 

Ich denke, daß die wirtschaftliche und finanzielle 
Förderung von Familien in der Zukunft noch stärker 
sein muß, um Wettbewerbsnachteile gegenüber 
anderen Personengruppen auszugleichen. Aber eine 
Bevölkerungspolitik, wie die ehemalige DDR sie ganz 
bewußt vorgenommen hat, wollen wir ja in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht betreiben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage? 

Dr. Uwe Küster (SPD): Darf ich feststellen, daß es 
sich dann wohl zu Teilen um wirtschaftliche Zwänge 
handelt, die den Kinderwunsch für eine Zeit zurück-
drängen, und daß unter Umständen dabei auch Woh-
nungsprobleme eine Rolle spielen? Ist das in diese 
Analyse mit aufgenommen worden? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Ich hatte mehrere Faktoren angespro-
chen, die Ursache dafür sind, warum der vorhandene 
Kinderwunsch nicht realisiert wird. Er wird vielleicht 
zurückgestellt, weil man arbeitslos geworden ist, weil 
man  in einer neuen beruflichen Orientierungsphase 
ist, einen neuen Beruf ergriffen oder einen neuen 
Arbeitsplatz hat. All dies sind Situationen, die den 
Kinderwunsch ein wenig nach hinten schieben. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 	20187 

Bundesministerin Hannelore Rönsch 
Selbstverständlich kann auch die Wohnsituation 

eine Rolle spielen. Sie hat allerdings in den vergan-
genen Jahrzehnten in der DDR nie eine Rolle gespielt, 
obwohl die Wohnungsversorgung wesentlich schlech-
ter gewesen ist. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Spielt das jetzt eine 
Rolle?) 

— Sicher, es spielt alles eine Rolle. 
Es spielen die veränderten Lebensverhältnisse und 

die wirtschaftlichen, aber auch die persönlichen 
Zukunftssorgen, die man hat, eine Rolle. Dies ist z. B. 
dann der Fall, wenn man  sich um einen Arbeitsplatz 
sorgen muß, wenn man  sich Gedanken darüber 
macht, daß man eine andere, eine größere, eine besser 
ausgestattete Wohnung sucht oder daß man Eigentum 
bilden will. Selbstverständlich spielt dies a lles eine 
Rolle. Es ist auch sehr deutlich geworden, daß man 
z. B. wegen Anschaffungen, wenn m an  sich ein Auto 
oder eine Fernreise leisten will, den Kinderwunsch 
aufschiebt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Diemers. 

Renate Diemers (CDU/CSU): Frau Ministerin, 
behandelt der Fünfte Familienbericht auch die fami-
lienfreundliche Arbeitswelt, bzw. gibt er Empfehlun-
gen zur Vereinbarkeit von außerhäuslicher Erwerbs-
tätigkeit und Familientätigkeit? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Ministerin. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Fami lie 
und Senioren: Ein sehr breites Feld in diesem Fami-
lienbericht nimmt die Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit, von Familie und Beruf ein. Er fordert 
alle Bereiche der Gesellschaft auf, hier wesentlich 
intensiver und flexibler zu reagieren. 
Die Bundesregierung hat seit 1986 mit Erziehungs-

geld und Erziehungsurlaub, mit der Freistellung bei 
Krankheit der Kinder von der Arbeit und auch mit der 
Anerkennung der Erziehungszeiten in der Rente 
Instrumente geschaffen, um die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für junge Mütter und — mir kommt 
es ganz wesentlich auch darauf an  — für junge Väter 
möglich zu machen. 
Der Familienbericht enthält gerade zu Familie und 

Erwerbstätigkeit, aber auch zu Familie und Bildung 
sowie Ausbildung Handlungsanleitungen, allerdings 
nicht nur für die Bundesregierung, sondern auch für 
die Länder und Kommunen. Denn Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf heißt auch, daß man Möglichkeiten 
der Kinderbetreuung finden muß. Das ist eine ganz 
eindeutige Aufgabe der Kommunen. Wir haben in 
diesem Hause schon lange genug darüber diskutiert, 
daß die Kommunen diesem Rechtsanspruch gerecht 
werden sollen. 
Es sind aber auch Aufträge an die Wirtschaft, z. B. 

was die Flexibilisierung der Arbeitszeiten angeht. 
Interessant ist ebenfalls, daß sich über 30 % der 
Männer und Frauen in jungen Familien Teilzeitarbeit 
wünschen und die Wirtschaft, aber auch die Gewerk-
schaften hier offensichtlich noch nicht flexibel genug 
reagieren. Ich würde mir wünschen, sie würden sich 
hier z. B. am öffentlichen Dienst ein Beispiel nehmen, 

der gerade, was Teilzeitarbeit betrifft, eine Vorbild-
funktion hat. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Lange. 

Brigitte Lange (SPD): Frau Ministerin Rönsch, Sie 
haben die Maßnahmen der Bundesregierung er-
wähnt, um den Bereich Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf besser anzugehen. Haben Sie aus dem Fami-
lienbericht die Erkenntnis gewonnen, daß mit der 
Einrichtung von Erziehungsurlaub und Erziehungs-
geld die Aufgabe der Bundesregierung erfüllt ist und 
nur noch in den anderen Bereichen etwas zu tun 
wäre? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Nein, unter gar keinen Umständen. Ich 
habe auch nur einige Punkte, die die Bundesregie-
rung zur besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ergriffen hat, angesprochen. Ich habe z. B. auch 
die Freistellung von der Arbeit bei Krankheit der 
Kinder angesprochen. Sie wissen, daß Mutter und 
Vater einen Anspruch von  je  zehn Tagen pro Kind 
haben. Das, glaube ich, ist eine gute Möglichkeit, 
Familie und Beruf tatsächlich zu vereinbaren, weil 
man  als Mutter oder Vater keine Sorge um die 
kranken Kinder haben muß. 
Ich habe vor zwei Jahren in meinem Ministerium 

eine Arbeitsgruppe „Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf" eingerichtet, die sich sehr intensiv gerade mit 
diesem Thema befaßt. In dieser Arbeitsgruppe sind 
die Tarifparteien, also die Gewerkschaften und die 
Arbeitgeberverbände, und die Industrie- und Han-
delskammern, die Handwerkskammern, Berufsorga-
nisationen, die Bundesanstalt für Arbeit sowie mein 
Ministerium vertreten. Wir haben auch sehr umfang-
reiche Handlungsanleitungen für die Flexibilisierung 
von Arbeitszeiten — was nicht nur Teilzeitarbeit oder 
Job-sharing bedeuten muß, sondern was auch 
wesentlich weiter gehen kann — ausgearbeitet, die 
bei uns im Ministerium abgefragt werden können und 
die sich auch einer sehr regen Nachfrage erfreuen. 
Zum anderen haben wir an vier Standorten bei 

Industrie- und Handelskammern und bei Handwerks-
kammern Modelle eingerichtet, in denen Unterneh-
men gerade aus dem mittelständischen Bereich abfra-
gen können, welche besseren Möglichkeiten der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf man anbieten 
kann. Flexibilisierung der Arbeitszeit — das geht bis 
hin zur Kinderbetreuung, die bei den Betrieben ange-
siedelt ist, oder bis hin zur Kinderbetreuung z. B. 
durch Einrichtung eines Pools von Kindergartenplät-
zen, indem Betriebe Optionen für die Belegung von 
Kindergartenplätzen kaufen und diese Plätze für die 
Kinder ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur 
Verfügung stellen. 
Wir arbeiten hier sehr intensiv. Wir haben im 

Rahmen eines Ideenwettbewerbs aus dem ganzen 
Bundesgebiet eine große Anzahl von Ausschreibun-
gen und Zuschriften erhalten, und wir haben einen 
Wettbewerb durchgeführt für Firmen mit bis zu 
50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, für Firmen mit 
50 bis 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und für 
Firmen mit mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern. Es ist ganz erstaunlich, wie weit viele Firmen 
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mit dem Gedanken der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf schon sind. Viele andere Firmen meinen aber 
immer noch, daß sich das für sie nicht rechne. Daß es 
für Firmen auch ökonomisch interessant ist, gut moti-
vierte, kreative Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
haben, die von Familiensorgen frei sind, zeigen auch 
unsere Handlungsanleitungen auf. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Brigitte Lange (SPD): Sie haben eben wieder sehr 
viel über die Aktivitäten berichtet, die außerhalb der 
Bundesregierung entwickelt werden. Mich interessie-
ren heute aber mehr die Aktivitäten der Bundesregie-
rung. 
Auch Sie wissen, daß die Inanspruchnahme von 

verkürzter Arbeitszeit nicht nur eine Frage der orga-
nisatorischen Möglichkeiten, sondern auch eine 
Frage der finanziellen Ergebnisse, d. h. auch der 
sozialen Auswirkungen bei Krankheit und Alter, ist. 
Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung also 
hinsichtlich der Systeme der sozialen Sicherung 
bezüglich derjenigen, die nicht eine 38,5-Stunden-
Arbeitswoche haben, damit diejenigen auch von die-
ser Seite her die bestehenden Angebote in Anspruch 
nehmen können? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Ich habe eben natürlich nur die Initia-
tiven der Bundesregierung angesprochen. Allerdings 
ist es so, daß die Bundesregierung auf vielen Feldern 
nur Anleitungen und Anregungen geben kann. Wir 
können keine Gesetze machen z. B. dahin gehend, 
daß die Wirtschaft verpflichtet wird, die Arbeitszeit zu 
flexibilisieren oder soundso viele Teilzeitjobs zu 
schaffen. 

Mir würde es schon genügen, wenn sich auch die 
Gewerkschaften dem Gedanken der Teilzeitarbeit 
sehr intensiv zuwenden würden. Ich habe vorhin ja 
dargelegt, daß mehr als 30 % der jungen Männer und 
Frauen gern teilzeitarbeiten würden, und zwar wohl 
wissend, daß ihre Altersversorgung natürlich immer 
lohnbezogen sein wird. Ich denke, daß die Bundesre-
gierung nicht die Absicht hat, auf absehbare Zeit 
hieran irgend etwas zu ändern. 
Wir haben allerdings mit der Anerkennung der 

Erziehungszeiten bei der Rente, die 1986 mit der 
Anerkennung eines Jahres eingeführt und inzwischen 
mit der Anerkennung von drei Jahren ausgebaut 
worden ist, den richtigen Weg beschritten. Ich 
wünschte mir auch — daran werden wir für die 
Zukunft arbeiten —, daß z. B. ab dem dritten Kind den 
Frauen bzw. den Männern — je  nachdem, wer von 
beiden jeweils die Erziehung wahrgenommen hat — 
eine zusätzliche Zeitspanne anerkannt würde. Ich 
stelle mir vor, daß man  ab dem dritten Kind die 
Anerkennung von fünf Jahren als Kindererziehungs-
zeiten vorsehen sollte. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. — Ich 
schließe diesen Fragenkomplex hiermit ab. 
Zum zweiten Punkt hat sich Herr Abgeordneter 

Dietmar Schütz zu Wort gemeldet. 

Dietmar Schütz (SPD): Ich denke, Herr Staatssekre-
tär Carstens wird antworten. 
Herr Staatssekretär, sind die Vorschriften der 

Gefahrstoffverordnung und für Gefahrguttransporte 
an Land mit denen des IMO-Codes verknüpft, so daß 
an Hand einheitlicher Daten Gefahrstofftransporte zu 
Wasser und zu Land durchgehend verfolgt werden 
können? Ist es gewährleistet, daß man, wenn solche 
Unfälle durch das Überbordgehen der Ladung oder 
durch Untergang des Schiffes passieren, immer noch 
weiß, was die Container enthalten, und m an  diese 
Container wiederfindet? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir verlängern die 
Befragung der Bundesregierung um fünf Minuten. 
Gibt es noch freie Fragen? Hier sind keine angemel-
det. 
Wer antwortet auf die gestellte Frage? — Herr 

Staatssekretär Carstens. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege Schütz, Sie 
wissen ja, daß sich die Bundesregierung heute mit 
dieser so wichtigen Frage umfassend befaßt hat und 
daß die Reinhaltung der Meere auch während unserer 
Präsidentschaft innerhalb der EU im nächsten halben 
Jahr ein wichtiges Thema sein soll. Im Zusammen-
hang mit Ihrer Frage darf ich Sie darauf hinweisen, 
daß es eine UNO-Stoffliste gibt, die eine Aufzählung 
von Gefahrgütern beinhaltet. Diese gilt für alle Ver-
kehrsträger, also zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Dietmar Schütz (SPD): Halten Sie denn den IMO- 
Code jetzt für ausreichend? Ist er insbesondere auch 
international so verbindlich, daß wir uns immer darauf 
berufen können? Und halten Sie die Rechtssätze, die 
den IMO-Code bestimmen, für ausreichend? Wer legt 
das fest? Ich denke, daß die Einflußnahme der Regie-
rungen nicht ausreicht. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir können mit dem, was die 
IMO in ihren Richtlinien vorsieht, durchaus einver-
standen sein. Wir haben ja auch sehr daran mitge-
wirkt, daß solche Richtlinien zustande gekommen 
sind. In diesem Zusammenhang ist aber entscheidend, 
daß das, was die IMO in ihren Richtlinien stehen hat, 
ganz allgemein bei der EU rechtsverbindlich wird. 

(Dietmar Schütz [SPD]: Ist das schon so?) 
Das muß dann in nationales Recht umgesetzt wer-
den. 

(Dietmar Schütz [SPD]: Darf ich noch eine 
Frage stellen?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich darf von Ihnen 
keine Fragen mehr zulassen. — Herr Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, hat 
sich die Bundesregierung auch damit beschäftigt, 
welche Gefahren von Ö lplattformen ausgehen? Ich 
will dieses Problem an Hand der norwegischen 
Ölplattform West-Gamma deutlich machen, die 
abtrieb und sich plötzlich auf deutschem Gebiet 
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befand. Die Bergungskosten haben damals fast 
30 Millionen DM betragen. Von diesen Plattformen 
gehen, so meine ich, erhebliche Gefahren auch für die 
Seeschiffahrt aus. Hat auch dieses Thema Berücksich-
tigung gefunden? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ganz allgemein gesprochen, 
Herr Abgeordneter, bemühen wir uns — wir haben 
auch eine entsprechende Initiative ergriffen —, daß es 
zu Regelungen kommt, die festlegen, wie solche 
Wracks beseitigt werden. Es ist sehr schwierig, auf 
internationaler Ebene hierfür eine breite Unterstüt-
zung zu bekommen. 
Sie haben aber einen bestimmten Fall im Bereich 

der Nordsee angesprochen: Wir haben über den 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ge-
rade die Mittel zur Verfügung gestellt, um dieses 
Wrack so weit abzubauen, daß es für die Seeschiffahrt 
ungefährlich ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Da Sie das angesprochen 
haben, frage ich Sie, Herr Staatssekretär — ich will 
Ihnen die Antwort etwas erleichtern —: Teilen Sie 
meine Auffassung, daß es nicht angehen kann, daß 
diese Anhebung des norwegischen Wracks — die 
Reederei ist in Konkurs gegangen, die Versicherung 
ist nicht bereit zu zahlen — plötzlich vom deutschen 
Steuerzahler gezahlt werden muß? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja, aber wir halten natürlich 
auch noch nach Wegen Ausschau, um die eben 
genannten Norweger zur Kasse bitten zu können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Richter. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (F.D.P.): Herr 
Staatssekretär, bei allen Fragen der Schiffssicherheit 
gilt ja, daß nationale Regelungen — so schön sie auch 
sein mögen — nur die Hälfte wert sind, wenn auf 
internationaler Ebene keine einheitliche Vorgehens-
weise erreicht wird. Das gilt insbesondere, wenn man 
sich auf der Landkarte unsere Küstenlinie und die 
unserer Nachbarn anschaut. Welche Möglichkeiten 
sehen Sie in der nicht allzu fernen Zukunft, gerade auf 
internationaler Ebene zu einem einheitlichen Vorge-
hen zu kommen und insofern Fortschritte zu erzie-
len? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es ist in der Tat richtig, daß 
wir sagen können: Wir haben bei der Verkehrssicher-
heit ganz allgemein einen Standard erreicht, der in 
Europa und in der ganzen Welt seinesgleichen sucht. 
Insofern kommt es nun darauf an, all die Dinge, die wir 
ja auch im Kabinett angesprochen haben, möglichst 
breit angelegt umzusetzen. 
Da gibt es einmal die IMO, jetzt vor allem aber auch 

für weitere Initiativen die Europäische Union. Dann ist 
unsere Präsidentschaft mit der nachfolgenden franzö-
sischen Präsidentschaft bestens geeignet, all diese 
Themen zu Schwerpunktthemen zu machen, damit 
wir sie zunächst in ganz Europa und dann auch 

darüber hinaus, über die EU, inte rnational durchset-
zen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Letzte Frage, Herr 
Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, nicht nur an  der Küste, sondern auch 
im Binnenland machen Schiffsunglücke, Tankerun-
glücke insbesondere, die Menschen ausgesprochen 
besorgt. Welche Konsequenzen hat eigentlich die 
Bundesregierung aus der Gesamtheit der Tankerun-
fälle der letzten Jahre gezogen? Welche wirksamen 
Maßnahmen soll es jetzt zum Schutz unserer Küste 
geben? 

Manfred Carstens, Parl Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Präsidentin, nun hätte 
ich die Gelegenheit, den vorgesehenen Be richt des 
Ministers hier zur Gänze vorzutragen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nein. 
(Heiterkeit) 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das würde sicherlich zu weit 
führen. Wie ich weiß, hat es dazu auch schon eine 
Pressekonferenz gegeben. 
Wir nehmen diese Gesamtproblematik außeror-

dentlich ernst. Der Bundeskanzler hat ja von sich aus 
dafür gesorgt, daß dies im Kabinett erneut zur Sprache 
kommt, und hat dieses Thema bei dem französisch-
deutschen Gipfel mit Präsident Mitterrand zu einem 
Schwerpunktthema gemacht. 
Der Sicherheitsstandard bei uns ist schon ausge-

sprochen hoch. Die EU, die Nordseeanrainer insge-
samt ziehen auf vorzügliche Weise mit. Wenn man das 
Gesamtpaket dessen, was zum Teil schon umgesetzt 
ist und sich zum Teil in der Umsetzung befindet, 
wertet und gewichtet, so kann man wirklich sagen, 
daß die Politik, die Bundesregierung, die EU wirklich 
alles tun, was man überhaupt nur vernünftigerweise 
tun kann, um die Sicherheit der Meere und der Natur 
im bestmöglichen Sinne zu gewährleisten. Das ist in 
dem Bericht zur Sprache gekommen. Für die Veröf-
fentlichung werden wir sorgen, so daß ich annehme, 
die Frage hiermit entsprechend beantwortet zu 
haben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ich möchte Sie damit aber doch nicht 
aus der Verpflichtung zu antworten entlassen. Hat 
man  sich nicht auch über eine einheitliche Küstenwa-
che unterhalten? Das ist doch eine Maßnahme, die 
notwendig ist, um angesichts der Vielzahl von Kom-
petenzen an der Küste eine zentrale Überwachung zu 
gewährleisten, die dann eine weitreichende Sicher-
heit für alle bringt. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, wenn 
ich geahnt hätte, daß Sie die Küstenwache so speziell 
angesprochen sehen wollten, dann wäre ich auf dieses 
Thema auch spezieller eingegangen. 
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In der Tat ist es so, daß der Bund hierzu auf der 
Bundesebene etwas gemacht hat, was kaum kon

-

struktiver und flexibler angelegt sein konnte, und 
zwar haben wir vom 1. Ju li  1994 an — zu diesem 
Zeitpunkt wird das wirksam — unter dem Stichwort 
Küstenwache alle Initiativen zusammengefaßt, die es 
auf der Bundesseite gibt. Da wird koordiniert. Da wird 
zusammengearbeitet. Da wird abgestimmt. Da ist also 
auch der Ernstfall entsprechend vorbereitet. Dies ist 
seitens des Bundes sozusagen vorab, ad hoc entwik-
kelt worden. Es ist so angelegt, daß auch die Bundes-
länder, wenn sie denn wollen, dieser Küstenwache 
sehr bald beitreten können, so daß wir in Deutschland 
bald eine Küstenwache haben können, von der man 
sagen kann: Sie ist einmalig im Vergleich zu allem, 
was es sonst in Europa und in der Welt gibt. Das wird 
dann möglicherweise auch ein Hinweis an  andere 
Länder sein, wie sie sich im Hinblick auf den Schutz 
der Meere verhalten können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke schön. —
Damit schließe ich die Befragung der Bundesregie-
rung und danke den Mitgliedern der Bundesregie-
rung. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/7821 — 

Ich beginne mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft. Die Beantwortung nimmt 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Reinhard 
Göhner vor. 
Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Norbert 

Gansel auf: 
Welche Lockerungen hat die Bundesregierung aus welchen 

Gründen mit einem Schreiben an den Bund der Deutschen 
Industrie in der Rüstungsexportkontrolle vorgenommen? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Gansel, 
das von Ihnen angesprochene Schreiben an den BDI 
bezieht sich auf bestimmte verfahrensmäßige Modifi-
zierungen bei der Prüfung von Anträgen zur Ausfuhr 
wehrtechnischer Güter, die im Rahmen privater 
Kooperationen oder in Ausführung von Zulieferver-
trägen an  Unternehmen in andere NATO- und OECD-
Staaten exportiert werden sollen. Eine Änderung der 
deutschen Rüstungsexportpolitik im materiellen 
Sinne ist damit nicht verbunden. Die rüstungsexport-
politischen Grundsätze von 1982 bleiben unverändert 
gültig. 
Die vorgesehenen Modifizierungen sollen der 

Kooperationsfähigkeit deutscher Unternehmen im 
wehrtechnischen Bereich Rechnung tragen. Die Prü-
fung, ob Lieferungen deutscher Komponenten an 
Partnerunternehmen in anderen NATO-Ländern ge-
nehmigt werden können, kann nunmehr in begründe-
ten Fällen zu Beginn einer solchen grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit geklärt werden. Bei Vorlie-
gen bestimmter Kriterien besteht eine — im Einzelfall 
allerdings widerlegbare — Vermutung, wonach von 
der Genehmigungsfähigkeit solcher Zulieferungen 
ausgegangen werden kann. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Warum hat die Bundesregie-
rung dieses Schreiben nicht veröffentlicht oder es 
Parlamentariern auf Anfrage nicht zur Verfügung 
gestellt? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Gansel, der Wirtschaftsausschuß ist von die-
ser Entscheidung schriftlich, umfassend, mit allen 
Details unterrichtet worden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Norbert  Gansel (SPD): Ich frage noch einmal: 
Warum erhält ein Bundestagsabgeordneter, Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses und des Verteidigungs-
ausschusses auf Anfrage im Bundeswirtschaftsmini-
sterium nicht diese Unterlage? Warum wird Geheim-
niskrämerei um einen Bereich ge trieben, in dem die 
Bundesregierung selber größere Öffentlichkeit ange-
kündigt hat? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Ich wie-
derhole es: Von Geheimniskrämerei kann überhaupt 
keine Rede sein. Der Wirtschaftsausschuß ist offiziell 
durch das Bundesministerium für Wirtschaft im Detail 
informiert und in Kenntnis gesetzt worden. 

(Norbert Gansel [SPD]: Können Sie mir das 
Schreiben zur Verfügung stellen?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herzlichen Dank, 
Herr Staatssekretär. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-

steriums für Arbeit und Sozialordnung. Die Frage 22 
der Abgeordneten Anneliese Augus tin wird schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-

steriums für Frauen und Jugend. Die Frage 2 des 
Abgeordneten Gerd Wartenberg (Berlin) wird schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-

steriums für Verkehr auf. Ich rufe die Frage 3 des 
Abgeordneten Norbert Gansel auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung ihre Erfahrungen bei der 
Vergabe der Stahlbaufertigung an ausländische Subunterneh-
mer beim Bau der zweiten Hochbrücke über den Nord-Ostsee-
Kanal bei Kiel, und wann ist mit der Fertigstellung der Hoch-
brücke zu rechnen? 

Die Beantwortung erfolgt durch den Parlamentari-
schen Staatssekretär Manfred Carstens. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Auftragnehmer für die 
Straßenhochbrücke in Kiel-Holtenau ist ein deut-
sches Bauunternehmen, das als zuverlässig und lei-
stungsfähig bekannt ist. Das Risiko des Einsatzes von 
Subunternehmern liegt allein beim Hauptunterneh-
mer. Hinsichtlich des Fertigstellungstermins der 
Hochbrücke verweise ich auf meine Antwort auf Ihre 
schriftliche Frage Nr. 349 vom März dieses Jahres. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Gansel. 
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Norbert  Gansel (SPD): Trifft es zu, Herr Kollege, 
daß, nachdem das Bundesverkehrsministerium für die 
Stahlbauarbeiten der Hochbrücke ein ortsansässiges 
Unternehmen nicht herangezogen hat, sondern über 
Subunternehmer Stahlbauteile aus Südafrika zur 
Baustelle transportiert werden sollten, die dann 
beschädigt in Kiel angekommen sind, in Belgien 
repariert werden sollten, bei einer Firma, die jetzt in 
Konkurs gegangen ist bzw. die in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten ist, die Anlieferung von 
Stahlbauteilen für eine Hochbrücke um die halbe Welt 
herum zu erheblichen Verzögerungen und Verteu-
erungen beim Projekt geführt hat? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekretär 
Carstens. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Die in Ihrer 
Frage aufgestellten Behauptungen treffen weitge-
hend zu, auch was die Verzögerung angeht; was eine 
Verteuerung für den Bund angeht, jedoch nicht. Denn 
falls es zu Verteuerungen gekommen sein sollte, die 
man vermuten darf, gehen diese zu Lasten des Auf-
tragnehmers und nicht zu Lasten des Bundes. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Kollege, können Sie mir 
noch einmal eine zuverlässige Auskunft über die 
Fertigstellung der Brücke geben? Ich frage das, weil 
nach der Beantwortung meiner letzten Anfrage das 
Subunternehmen, das in Belgien die aus Südafrika 
beschädigt herantransportierten Stahlbauteile für die 
Holtenauer Hochbrücke fertigstellen sollte, dazu 
offenbar nicht mehr in der Lage ist und nun ein 
weiteres Unternehmen mit Reparatur und Anferti-
gung von Stahlbauteilen beschäftigt werden soll. 
Können Sie mir vor diesem Hintergrund noch einmal 
bestätigen, wann  der Termin zur Fertigstellung ist? 
Denn Ihrer Erklärung, daß sich nichts daran geändert 
habe, vermag ich nicht zu folgen, nachdem es inzwi-
schen weitere Schwierigkeiten gegeben hat. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Es hat Ver-
zögerungen gegeben — das habe ich zum Ausdruck 
gebracht —, wobei diese Verzögerungen damit 
zusammenhängen, daß wir seitens der Dienststellen 
des Bundes nicht bereit gewesen sind, an den unzu-
länglichen Brückenteilen Reparaturen vornehmen zu 
lassen. Wir haben also darauf bestanden, die Qualität, 
die vereinbart war, auch zu erhalten. 
Auf Grund dieses Tatbestandes ist es zu einer 

gewissen Verzögerung gekommen. Die Daten, die ich 
Ihnen in meinem Brief schriftlich mitgeteilt habe, 
gelten aus der Sicht von heute weiterhin, d. h. die erste 
Teilfertigstellung wird wohl im März 1996 und die 
endgültige Fertigstellung im August 1996 sein. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zu diesem Komplex 
hat Herr Koppelin eine Frage. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, der 
Kollege Gansel hatte in seiner Frage nach den Erfah-
rungen der Bundesregierung bei der Vergabe gefragt. 
Darf ich da nachhaken und Sie bitten, uns deutlich zu 
machen, wie die Erfahrungen denn nun aus Ihrer Sicht 
sind — ich glaube, das ist noch nicht klargeworden — 

und ob sich bei der Vergabe solcher Projekte zukünf-
tig eventuell etwas ändern wird. Ich glaube, das 
Ganze ist doch zumindest skandalträchtig. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekre-
tär. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Skandal-
trächtig ist es aus meiner Sicht nicht. Es ist eher für den 
Auftragnehmer eine unangenehme Entwicklung, die 
dieser Vorgang nimmt. Er hatte doch erheblich mit 
Unzulänglichkeiten zu tun, die sich bei seinem Subun-
ternehmer ergeben haben. Das kann aber aus der 
Sicht des Bundes keine Veranlassung geben, in die-
sem Einzelfall — bezogen auf die Fragestellung des 
Kollegen Gansel — ganz allgemein von Erfahrungen 
zu reden; denn es gibt ganz unterschiedliche Erfah-
rungen. Es wird sicherlich gut sein, wenn wir uns auch 
in Zukunft daran halten, daß wir es angesehenen 
deutschen Auftragnehmern überlassen, ob sie den 
Auftrag in Eigenregie ganz machen oder teilweise 
vergeben und an wen sie Unteraufträge vergeben. 
Wichtig ist doch für uns, daß die Qualität, die verein-
bart ist, auch eingehalten wird und daß es nicht zu 
Mehrkosten kommt. Das ist in diesem Fall gesi-
chert. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gibt es noch weitere 
Fragen? — Das ist nicht der Fall. Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministeriums für Forschung und Technologie. Die 
Frage 4 des Abgeordneten Horst Kubatschka wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministeriums für Bildung und Wissenschaft. Auch dort 
wird die Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka, 
die Frage 5, schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Die Fragen 8 und 9 der Abgeordneten Gud-
run Weyel werden zurückgezogen. Die Frage 10 der 
Abgeordneten Susanne Kastner wird ebenso wie die 
von ihr gestellte Frage 11 schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministeriums für Familie und Senioren. Die Fragen 15 
und 16 der Abgeordneten Lisa Seuster werden schrift-
lich beantwortet, ebenso die Fragen 17 und 18 des 
Abgeordneten Gunnar Uldall. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministeriums für Gesundheit. Die Fragen 19 und 20 
der Abgeordneten Uta Würfel werden schriftlich 
beantwortet, die Frage 21 der Abgeordneten Anne-
liese Augustin ebenfalls. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-

steriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit. Die Beantwortung erfolgt durch den Parlamenta-
rischen Staatssekretär Ul rich Klinkert. Die Frage 23 
von unserem Abgeordneten Klaus Har ries wird 
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schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 
Ich komme zur Frage 24 der Abgeordneten Ulrike 

Mehl: 
Hat die Bundesregierung die in der Beschlußempfehlung des 

Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
vom 18. Mai 1994 genannten Tropenholzarten Khaya, Entan-
dophragma, Ramin und Merbau fristgerecht beim CITES-
Sekretariat zur Aufnahme in die Anhänge des Washingtoner 
Artenschutzübereinkommens (WA) gemeldet, und wenn nicht, 
welche fachlichen oder verfahrenstechnischen Gründe sind 
dafür zu nennen? 

Herr Staatssekretär. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Frau Kollegin Mehl, die Bundesregierung hat fristge-
recht für die in der Beschlußempfehlung des Umwelt-
ausschusses des Deutschen Bundestages 
aufgeführten Tropenholzgattungen Khaya spp. und 
Entandrophragma spp. die Aufnahme in Anhang II 
des Übereinkommens beim CITES-Sekretariat bean-
tragt. Anträge für Ramin und Merbau wurden nicht 
gestellt. Die Bundesregierung hat von einer Antrag-
stellung bei Ramin abgesehen, weil dieser Antrag 
angesichts der ablehnenden Haltung der hauptbetrof-
fenen Ursprungsländer, insbesondere Malaysias, we-
nig Aussicht auf Erfolg gehabt hätte. Aus demselben 
Grund haben auch die Niederlande auf eine Antrag-
stellung verzichtet. Bei Merbau ist nach Auffassung 
der Bundesregierung auf Grund der vorliegenden 
wissenschaftlichen Daten zur Gefährdungssituation 
eine Unterschutzstellung derzeit nicht gerechtfer-
tigt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Mehl. 

Ulrike Mehl (SPD): Sie wissen, Herr Staatssekretär, 
daß wir uns im Umweltausschuß bereits vor über 
einem Jahr darüber einig waren, daß auch Ramin zu 
den Hölzern gehört, die eigentlich in den WA-
Anhang II gehören. Wir haben im Umweltausschuß 
dazu einen einmütigen Beschluß gefaßt. Meines Wis-
sens war man sich auch bei der Ressortabstimmung 
ursprünglich darüber einig, daß dies beantragt wer-
den soll. Ich möchte Sie noch einmal fragen, ob die 
Ablehnung einen fachlichen Hintergrund hat, denn 
mit fachlichem Hintergrund war begründet, daß diese 
Holzart in Anhang II aufgenommen werden soll. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Bei Ramin, Frau 
Kollegin, hat es keinen fachlichen, sondern einen 
diplomatischen Hintergrund. Ich hatte versucht zu 
erklären, daß gerade Malaysia als, wenn man so will, 
Sprecher für die be troffenen Länder hier massiven 
Widerstand angekündigt hatte, so daß wenig Aussicht 
auf Erfolg bestanden hätte, in der Vollversammlung 
eine Mehrheit für die Aufnahme dieser Holzarten in 
Anhang II des Washingtoner Artenschutzüberein-
kommens zu bekommen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage. 

Ulrike Mehl (SPD): Das hilft der Holzart natürlich 
wenig. 
Weitere Frage. Es hat offensichtlich Engpässe bei 

der weiteren Aufführung von Holzarten, die in die 

Anhänge aufgenommen werden sollten, gegeben, 
und es wurden in diesem Fall externe Sachverstän-
dige hinzugezogen, was sonst nicht der Fall ist. 
Beabsichtigt die Bundesregierung, zukünftig externe 
Sachverständige für solche Verfahren längerfristig 
einzubeziehen? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung zieht generell in bestimmten Fragen externe 
Sachverständige hinzu. Insofern ist es auch bei den 
Fragen der Tropenholzeinfuhr bzw. bei der Über-
nahme von Tropenholzarten in Anhang II des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens nicht 
ausgeschlossen, daß auf externen Sachverstand 
zurückgegriffen wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe Frage 25 
auf: 

Sind von der Bundesregierung darüber hinaus weitere der 
Arten, die in der Beschlußempfehlung vom 18. Mai 1994 zur 
Prüfung einer erforderlichen Aufnahme in Anhang II des WA 
vorgeschlagen wurden, dem CITES-Sekretariat gemeldet wor-
den, und wenn nicht, welche fachlichen oder verfahrenstechni-
schen Gründe sind dafür zu nennen? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
auf Vorschlag von Verbandsseite hat die Bundesre-
gierung weitere 13 Tropenholzarten einer eingehen-
den Überprüfung im Hinblick auf eine Antragstellung 
unterzogen. Nach Bewertung des national und inter-
national für diese Arten verfügbaren wissenschaftli-
chen Erkenntnisstandes und Datenmaterials wurden 
für zwei weitere Arten, nämlich Diospyros mun — der 
Handelsname ist hier Ebenholz — und Dalbergia 
melanoxylon — Handelsname Afrikanisches 
Schwarzholz — Anträge zur Aufnahme in Anhang II 
des Übereinkommens vorbereitet und fristgerecht 
beim CITES-Sekretariat einger eicht. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Mehl. 

Ulrike Mehl (SPD): Welche der unter dem Handels-
namen Merbau laufenden Arten wurden denn in 
dieser wissenschaftlichen Prüfgruppe behandelt, und 
aus welchen Gründen sprach sich die Expertengruppe 
gegen eine Antragstellung bei Merbau-Arten aus? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Es wurden 
insgesamt 13 Arten behandelt, die ich jetzt, da sie alle 
sowieso nur mit dem lateinischen Namen vorliegen, 
nicht vorlesen möchte. Ich schicke sie Ihnen gerne zu. 
Aus dieser Liste erfüllten zwei Arten die Kriterien für 
eine Antragstellung, so daß deren Aufnahme in das 
Washingtoner Artenschutzübereinkommen zusätz-
lich zu denen des Bundestagsumweltausschusses von 
deutscher Seite beantragt wurde. Mehr konnte man in 
der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht 
erreichen, weil die Verfahrensweise des CITES-
Sekretariates vorsieht, daß in jedem Fall mit den 
betroffenen Ursprungsländern vorher Rücksprache zu 
halten ist. In bezug auf die zwei Arten, für die jetzt 
Anträge gestellt worden sind, ist also das Konsulta-
tionsverfahren eingeleitet worden. 

Ulrike Mehl (SPD): Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie mir die Unterlagen in bezug auf die Merbau-Arten 
noch zuschicken würden. 
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Welche Maßnahmen will denn die Bundesregie-
rung ergreifen, um die eigenen Vorstellungen über 
die in das Washingtoner Artenschutzübereinkommen 
aufzunehmenden Arten in der Europäischen Union 
umzusetzen, durchzusetzen und dort Mehrheiten zu 
bekommen? Wie will die Bundesregierung sicherstel-
len, daß dann bei der Vertragsstaatenkonferenz die 
EU einheitlich auftritt, damit nicht wie beim letzten 
Mal plötzlich Anträge zurückgezogen werden und die 
Bundesregierung ihre eigenen Vorstellungen nicht 
mehr durchsetzen kann? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Frau Mehl, die 
Schwierigkeiten liegen nicht darin, die Vorstellungen 
in der EU durchzusetzen — dort kann m an  relativ 
schnell Einigkeit herstellen —, sondern sie liegen 
darin, die Ursprungsländer zu überzeugen, daß es 
einzelne Arten gibt, die auch im Interesse der 
Ursprungsländer besser geschützt werden sollten. Da 
die Ursprungsländer signalisiert hatten, daß sie sich 
einer Zustimmung verweigern würden, war von vorn-
herein absehbar, daß ein Ramin-Antrag wenig Aus-
sicht auf Erfolg hat, und deshalb haben z. B. auch die 
Niederlande auf eine Antragstellung verzichtet. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Weitere Fragen zu 
diesem Geschäftsbereich liegen mir nicht vor. Danke 
schön, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-

steriums des Innern. Die Beantwortung erfolgt durch 
den Parlamentarischen Staatssekretär Eduard Lint-
ner. 
Ich frage Sie, Herr Kollege Vergin, ob Sie Ihre 

Fragen 34 und 35 nacheinander oder im Verbund 
beantwortet haben möchten. 

Siegfried Vergin (SPD): Mir wäre es recht, wir 
würden trennen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe die Frage 34 
des Kollegen Siegf ried Vergin auf: 

Welche Projekte hat die Bundesregierung mit der Europäi-
schen Union bzw. Ländern der Europäischen Union zur gemein-
samen Bekämpfung von Rechtsextremismus und Gewalt verab-
redet bzw. in die Wege geleitet? 

Herr Staatssekretär. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sehr geehrter Kollege Vergin, die 
Bundesregierung unterstützt nachdrücklich die bisher 
vorgelegten präventiven und reaktiven Initiativen 
seitens der verschiedenen europäischen Institutionen 
zur Bekämpfung fremdenfeindlicher und rassisti-
scher Tendenzen, wie z. B. die Initiative der Staats- 
und Regierungschefs des Europarates vom Wiener 
Gipfel im Oktober 1993, die Entschließung des Rates 
der Justiz- und Innenminister der Europäischen Union 
vom November 1993 mit dem darin enthaltenen 
vorrangigen Arbeitsprogramm für 1994, die Schluß-
folgerungen der europäischen Räte von Dublin, 
Maastricht und Edinburgh und auch die Kampagne 
der Kommission „Jugend für Europa". 
Hierin ist u. a. festgelegt: die Intensivierung der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
insbesondere durch gemeinsame Aktionen der 

Öffentlichkeitsarbeit, gemeinsame Bekämpfung der 
Herstellung und des Vertriebs extremistischer Texte, 
Bild- und Tonträger sowie die vergleichende Analyse 
der Maßnahmen in den Mitgliedstaaten; die Prüfung 
eines Konzepts des Zusammenwirkens mehrerer Stel-
len — Beispiele wären Schulen und Polizei —; die 
Vermittlung von Problembewußtsein für Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit in den nationalen Ausbil-
dungsgängen von Vollzugsorganen; die Verbesse-
rung der statistischen Erfassung und die einheitliche 
Definition von rassistischen und fremdenfeindlichen 
Handlungen. 
Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung, 

das Thema während der deutschen Ratspräsident-
schaft im zweiten Halbjahr 1994 forciert und konse-
quent weiterzuverfolgen. 
Die Bundesregierung hat außerdem auf dem 63. 

deutsch-französischen Gipfel Ende Mai 1993 gemein-
sam mit der französischen Regierung eine „Initiative 
gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit" ergrif-
fen. Hiernach sollen eine beratende Kommission 
hochrangiger Persönlichkeiten einberufen werden, 
die Empfehlungen in bezug auf das Zusammenwirken 
zwischen den Regierungen und den gesellschaftli-
chen Institutionen für Toleranz und Verständigung 
mit den Ausländern vorlegt, eine umfassende Strate-
gie auf der Ebene der Union für die Bekämpfung 
rassistischer und fremdenfeindlicher Gewalttaten und 
der Aufstachelung zum Rassenhaß und zur Fremden-
feindlichkeit entwickelt und die Möglichkeit für eine 
Annäherung der Rechtsvorschriften und des prakti-
schen Vorgehens der Mitgliedstaaten in diesen Berei-
chen untersucht werden und schließlich gemeinsame 
Schulungen für die Beamten der zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten eingeführt werden. 
Ziel dieser deutsch-französischen Initiative ist es, 

einen neuen Anstoß für die Förderung eines Klimas 
der Toleranz und der Verständigung mit Ausländern 
in der Europäischen Union zu geben, der über die 
bereits laufenden Aktivitäten auf der Ebene des Rates 
der Innen- und Justizminister der EU und des Europa-
rates hinausgeht. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Vielen Dank, Herr Staatsse-
kretär, für diese umfangreiche Antwort. Habe ich das 
richtig verstanden, daß Sie über konkrete Projekte in 
ihrer Wirkungsweise noch nicht berichten können, 
oder liegen bereits erste Erfahrungen in der Zusam-
menarbeit vor, insbesondere unter dem Gesichts-
punkt der Beteiligung aller Länder? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Vergin, alle Länder waren schon bisher insbesondere 
deshalb beteiligt, weil es ja Thema dieser Ratsbera-
tungen war. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Ich meinte im Kon

-

kreten, nicht in der Beschlußfassung!) 
— Eine Beschlußfassung hat natürlich auch eine 
Menge Konkretes in sich. Aber man hat darüber 
hinaus, weil man eben weiß, daß man das nicht im 
Zuge einer einzigen Sitzung abhandeln kann, ver-
schiedene Initiativen ergriffen, die jetzt erst realisiert 
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werden müssen, bevor ich dann Ihre Frage nach 
Details beantworten kann. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Vergin, bitte. 

Siegfried Vergin (SPD): Ich möchte insbesondere zu 
Ihrer Mitteilung über die Versuche im Bereich der 
schriftlichen Verbreitung noch eine Zusatzfrage stel-
len. Glauben Sie, daß wir tatsächlich Aussicht haben, 
mit den jetzt vorhandenen europäischen Möglichkei-
ten gerade in diesem Bereich dafür zu sorgen, daß die 
in deutscher Sprache im Ausland gefertigten Produkte 
in der Zukunft zahlenmäßig abnehmen bzw. wir damit 
gegen Null fahren können? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Vergin, da müssen eben eine Reihe von rechtlichen 
Voraussetzungen in den Partnerländern geändert 
werden. Bislang hatten wir bilateral damit keinen 
Erfolg. Aber es ist ja genau der Sinn der gemeinsamen 
Initiative mit der französischen Regierung, in einer Art 
konzertierten Aktion dazu zu kommen, die anderen 
Partnerländer davon zu überzeugen, daß hier auch die 
strafrechtlichen Voraussetzungen verbessert werden 
müssen. Wenn das geschieht, dann werden unsere 
diesbezüglichen Bemühungen natürlich eher von 
Erfolg gekrönt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir kommen zur 
Frage 35 des Abgeordneten Vergin: 

Welche Ergebnisse hat die europäische Zusammenarbeit auf 
der Ebene der Polizei und des Verfassungsschutzes bei der 
Bekämpfung von Rechtsextremismus und Gewalt zu verzeich-
nen angesichts der zunehmenden internationalen Vernet-
zung? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Bei der 
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der rechts-
extremistisch motivierten Gewalt wird bereits seit 
Jahren anlaßbezogen mit den Sicherheitsbehörden im 
Ausland zusammengearbeitet. Im Zusammenhang 
mit der Verfolgung von Propagandaaktivitäten schei-
tern jedoch häufig Rechtshilfeersuchen an ausländi-
sche Behörden daran, daß die den Beschuldigten zur 
Last gelegten Handlungen im Ausland nicht pönali-
siert sind und in Deutschland erwirkte Haftbefehle 
daher nicht für Ersuchen um Auslieferung herangezo-
gen werden können. 
Bei der Einfuhr rechtsextremistischen Propaganda-

materials gestaltet sich die Zusammenarbeit mit 
europäischen Strafverfolgungsbehörden ebenfalls 
schwierig, weil die Herstellung und der Vertrieb 
solchen Materials im Ausland in der Regel nicht 
strafbar sind. Die Bundesregierung hat zu dieser 
speziellen Problematik und ihren Verbesserungsvor-
schlägen bereits in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage der SPD-Fraktion — Ihnen ja bekannt — im 
April dieses Jahres auf Drucksache 12/7218 Stellung 
bezogen. 
Die Bundesregierung ist daher bemüht, im Zuge der 

oben erwähnten Initiativen auch zu einer Anglei-
chung der Rechtsvorschriften in den Mitgliedstaaten 
bezüglich der Strafbarkeit rechtsextremer und rassi-
stischer Propagandaaktivitäten zu gelangen. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, besteht 
nicht auch die Möglichkeit, daß wegen der noch nicht 

voll arbeitenden neuen Behörde Europol Probleme in 
der konkreten augenblicklichen Abwehr existieren? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Das hängt im 
Augenblick weniger mit Europol zusammen. Wie Sie 
wissen, beschränkt sich Europol für die nächste Zeit 
auf die Sammlung von Datenmaterial hinsichtlich der 
Rauschgiftkriminalität und dergleichen. Das, was hier 
gemeint ist, ist also noch nicht einbezogen. 
Wir haben es im übrigen ohnehin mit einem Feld zu 

tun, in dem noch intergouvernementale Zusammenar-
beit angesagt ist, also keine gemeinsame Zuständig-
keit der Europäischen Union besteht. Deshalb sind wir 
auf die in der Antwort auf Ihre vorige Zusatzfrage 
genannten Initiativen und Schritte angewiesen. 

Siegfried Vergin (SPD): Ich frage trotzdem bezüglich 
Europol weiter: Hielten Sie es, wenn man Europol 
weiter aufbaut, nicht für angebracht, eine besondere 
Abteilung, ein besonderes Ressort gerade für die 
Abwehr von rechtsextremistischen, aber auch — um 
Ihnen entgegenzukommen, weil Sie immer beides 
zusammenfügen — linksextremistischen Erscheinun-
gen zu haben? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Selbstver-
ständlich wäre das hilfreich. Europol ist nach der 
Konzeption der Bundesregierung — sie war ja der 
„Erfinder" von Europol — eigentlich dazu gedacht, 
sich allmählich zu einer echten Europa-Polizei zu 
entwickeln. Zu diesem Zweck muß aber jetzt zunächst 
eine Konvention verabschiedet werden. Wir sind 
dabei, erste Entwürfe durchzusehen, und wollen 
natürlich alles, was irgendwie mehrheits- oder durch-
setzungsfähig ist, in di eser Konvention berücksichtigt 
wissen. Da uns die von Ihnen angesprochene Materie 
in der Tat ein wichtiges Anliegen ist, werden wir 
selbstverständlich Bemühungen entfalten und prüfen, 
ob diese Sachverhalte im Rahmen der Konvention für 
eine Zuständigkeit von Europol mit berücksichtigt 
werden können. 

Siegfried Vergin (SPD): Vielen Dank, Herr Staatsse-
kretär. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich komme damit 
zur Frage 36 des Abgeordneten Friedhelm Ju lius 
Beucher: 

Welche Bundesländer neben Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen haben Sonderkommissionen zur 
Bekämpfung von Rechtsextremismus und Gewalt eingerichtet, 
und warum hat die Bundesregierung bislang keine vergleich-
bare eigene zentrale Stelle? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Beucher, Arbeitsgruppen, Sonderkommissionen und 
spezielle Ermittlungsgruppen wurden auch in den 
Bundesländern Brandenburg, Berlin, Baden-Würt-
temberg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein, Saarl and, Sachsen

-

Anhalt und Thüringen eingerichtet. 
Auf Initiative der Bundesregierung wurde Ende 

1992 zur Bekämpfung dieses speziellen Kriminalitäts-
phänomens im Bundeskriminalamt eine eigene 
Gruppe — vorher war es ein Referat — geschaffen, 
was zu einer erheblichen materiellen und personellen 
Verstärkung dieses Sachbereichs geführt hat. Hinzu- 
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weisen ist auch auf die Sonderkommission „Sole" des 
Bundeskriminalamts, die zur Aufklärung des Brand-
anschlags in Solingen führte. 
Ferner wurde eine „Informationsgruppe zur Beob-

achtung und Bekämpfung rechtsextremistischer, ins-
besondere fremdenfeindlicher Gewaltakte" des Bun-
des und der Lander eingerichtet, in der die Polizei, die 
Staatsanwaltschaften und der Verfassungsschutz ver-
treten sind. Vorsitz und Geschäftsführung liegen beim 
Bundesamt für Verfassungsschutz. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Keine Zusatz-
frage. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Keine Zusatzfrage? 
— Dann komme ich zur Frage 37: 

Vertritt die Bundesregierung nach den Magdeburger 
Erkenntnissen die Ansicht, daß es sich um lokale, unter Alko-
holeinfluß ausbrechende, spontane, nicht gelenkte rechtsex-
treme und fremdenfeindliche Erscheinungen gehandelt habe? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Die Strafverfol-
gung obliegt den Justiz- und Polizeibehörden des 
Landes Sachsen-Anhalt. Die Bundesregierung sieht 
sich nicht veranlaßt, zu einem laufenden Ermittlungs-
verfahren Stellung zu nehmen. Eine abschließende 
kriminalistische Bewertung kann erst nach dem end-
gültigen Abschluß der Ermittlungen erfolgen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Auch keine Zusatz-
frage? — Dann kommen wir zur Frage 38 des Abge-
ordneten Gerd Wartenberg: 

In welcher Form wird der Bundesgrenzschutz im Hinblick auf 
die Bekämpfung rechtsextremer Gewalt oder den Umgang mit 
Aufmärschen rechtsextremer Organisationen geschult? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wartenberg, im Rahmen der Laufbahnausbildung 
werden alle Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten 
des Bundesgrenzschutzes im Fach „politische Bil-
dung" und in der „Polizeidienstkunde" in 320 Unter-
richts- und weiteren Ausbildungsstunden speziell für 
den Einsatz für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung und damit die Bekämpfung auch des Rechts-
extremismus geschult. Im Rahmen der praktischen 
Ausbildung werden diese Lerninhalte vertieft. 
Nach der Laufbahnausbildung — zweieinhalb 

Jahre übrigens — erfolgt im Rahmen der dienstlichen 
Fortbildung eine Auseinandersetzung mit allen poli-
zeirelevanten Themen durch Auswertung von Er-
kenntnissen über das Verhalten von Störern und von 
Einsatzberichten aktueller Einsätze. 
Werden Kräfte des Bundesgrenzschutzes durch ein 

Land zur Unterstützung seiner Polizei nach Art. 35 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 9 
Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Bundesgrenz-
schutz angefordert, erfolgt die zielorientierte Vorbe-
reitung der Beamten grundsätzlich in zwei Phasen. 
Erstens. Der Polizeiführer des BGS führt eine Ein-

weisung im Standort unter Beiziehung und Auswer-
tung einschlägiger Erfahrungsberichte des Bundes 
und der Lander über vergleichbare Einsätze mit 
Schwerpunkt einer thema tischen Aufbereitung 
durch. 

Zweitens. Der Polizeiführer vor Ort weist die Beam-
ten in die konkreten Sachverhalte bzw. in die beson-
dere Lage des Einsatzes ein. 
Beide Einweisungen beinhalten dabei sowohl 

Angaben über gesellschaftspolitische und einsatztak-
tische als auch insbesondere über rechtliche Aspekte 
des Einsatzes. 
Im Rahmen von Einsatznachbereitungen werden 

darüber hinaus alle gewonnenen Erkenntnisse ausge-
wertet. So wurden nach den Ereignissen am 14. Au-
gust 1993 in Fulda die durch die Polizei des L andes 
Hessen gewonnenen Erfahrungen nach Erörterung im 
Unterausschuß „Leitende Exekutivbeamte" des AK II 
mit besonderem Erlaß und ergänzenden Hinweisen 
für die Aus- und Fortbildung an  alle Dienststellen des 
BGS zur Umsetzung weitergeleitet. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage, Herr 
Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bitte noch etwas deutlicher sagen, ob das Konzept, 
das zur Aus- und Weiterbildung angewandt wird, auf 
verschiedenen Ressorterfahrungen und -überlegun-
gen beruht und ob Ihnen Erfahrungen vorliegen, wie 
die Bundesgrenzschutzbeamten, insbesondere dann, 
wenn es sich um den Fortbildungsbereich h andelt, 
reagieren? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Vergin, ich gehe davon aus, daß bei 320 Unterrichts- 
und Ausbildungsstunden, die sich mit dem Fach 
„politische Bildung", also nicht nur beispielsweise mit 
dem Umgang mit dem Extremismus beschäftigen, die 
von Ihnen genannten Aspekte ausreichend berück-
sichtigt sind. Ich habe in meiner Antwort auch darauf 
hingewiesen, daß im Zuge der jeweiligen Einweisung 
im Hinblick auf bevorstehende Einsätze noch einmal 
die Spezialitäten dargelegt und vermittelt werden und 
außerdem in einer Nachbereitung auch Erfahrungen 
aus Einsätzen in der Ausbildung verwertet werden. 
Ich glaube, umfassender, als es hier vorgesehen ist, 
kann man die Dinge nicht verwerten und berücksich-
tigen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär Lintner. 
Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers der Finanzen. Ich rufe zunächst die 
Frage 39 des Abgeordneten Albert Pfuhl auf. 

(Albert Pfuhl [SPD]: Beide Fragen zusam-

men!)  
— Dann rufe ich die Fragen 39 und 40 des Abgeord-
neten Albert Pfuhl auf: 

Wie viele Immobilien der früheren DDR in Finnland wurden 
bisher verkauft, und welcher Erlös wurde hierbei erzielt? 

Wurde gemäß Aussage der Bundesregierung vom Februar 
1992 anläßlich meiner mündlichen Fragen 14 und 15 in Druck-
sache 12/2051 (vgl. Stenographischer Be richt der 76. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 13. Februar 1992 S. 6349f.) ein Teil 
des Erlöses zur Verbesserung der räumlichen und sachlichen 
Verhältnisse an der deutschen Schule in Helsinki eingesetzt? 

Herr Staatssekretär Echternach. 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Kollege Pfuhl, bislang 
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wurden in Finnland 13 Immobilien der ehemaligen  
DDR veräußert. Deren Verkaufserlös betrug umge-
rechnet 4 159 034 DM.  

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Pfuhl.  

Albert  Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, könnten  
Sie, da wir die Fragen zusammenfassend behandeln  
wollen, auch die zweite Frage gleich beantworten,  
damit wir das Frage-und-Antwort-Spiel in bezug auf  
beide Fragen machen können?  

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Ja, das  
können wir gerne zusammen machen.  
Ihre Frage an die Bundesregierung in der 76. Sit-

zung des Deutschen Bundestages, ob der Erlös aus  
dem Verkauf des Gebäudes der ehemaligen DDR-
Botschaft auf Kulosaari zum Ankauf oder Bau eines  
deutschen Zentrums in Helsinki verwandt werden  
kann, hat Frau Staatsministerin Seiler-Albring dahin  
gehend beantwortet, daß der Erlös aus einem eventu-
ellen Verkauf nach den Regeln der Bundeshaushalts-
ordnung dem Bundeshaushalt zuzuführen ist. Die  
Antwort der Bundesregierung enthält keine Aussage,  
den Erlös zur Verbesserung der Unterbringung der  
deutschen Schule einzusetzen.  
Im übrigen ist das Kanzleigebäude der ehemaligen  

DDR-Botschaft auf der Insel Kulosaari im Osten von  
Helsinki das einzige noch nicht veräußerte Objekt in  
Finnland. Auch deshalb stellt sich die Frage nach der  
Verwendung des Erlöses nicht.  

Albert  Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe in  
der damaligen Frage vom kulturellen Zentrum  
gesprochen. Können Sie mir nicht folgen, wenn ich  
SRge ,  daß an h die Schule 711 dem kullturellen Zentrum 
gehört und beide in Helsinki für die deutsche Kultur  
und das deutsche Erziehungswesen gemeinsam einen  
Beitrag leisten?  

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Pfuhl, das entscheidende Problem ist, daß Sie  
offensichtlich wollen, daß der Erlös aus einem  
bestimmten Immobilienverkauf für einen bestimmten  
Zweck reserviert wird. Das ist allerdings dem Haus-
haltsrecht fremd. Alle Erlöse aus der Veräußerung von  
Grundstücken fließen dem Haushalt insgesamt zu. Sie  
dienen zur Deckung des Gesamthaushalts und kön-
nen nicht für einen bestimmten Zweck reserviert  
werden.  

Albert  Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie  
verstehen— wenn nein, dürfte ich Sie bitten, vielleicht  
die Frau Präsidentin zu fragen —, daß es unser  
Anliegen sein muß, für diese Schule in Helsinki, bei  
der 75 % der Anwärter zurückgewiesen werden müs-
sen, weil die Unterbringungsmöglichkeiten nicht vor-
handen sind, etwas zu tun, und wenn dies nur darin  
besteht, neue Stühle anzuschaffen, damit m an  sich  
nicht den Hintern aufreißt, wenn man  dort zu Besuch  
ist?  

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Pfuhl, ich kenne die besonderen Probleme, die  
Sie hier schildern, nicht selbst. Aber wenn es dort  
Probleme gibt und dafür der Einsatz von Haushalts

-

mitteln erforderlich ist, dann muß dies über den  
Haushaltsplan erfolgen. Dafür muß entweder ein  
entsprechender Ansatz ausgebracht werden, oder im  
Rahmen der vorhandenen Ansätze muß eine entspre-
chende Prioritätensetzung erfolgen. Dann muß abge-
wogen werden, welche Dringlichkeit das von Ihnen  
geschilderte Problem im Vergleich zu anderen Proble-
men hat. Unter dem Aspekt der Prioritätensetzung  
muß dann das federführende Ressort entscheiden, ob  
die von Ihnen geschilderten Belange oder andere  
Belange den Vorrang haben.  

Albert  Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, könnten Sie  
begreifen, daß ich selbst auch die haushaltsrechtliche  
Problematik kenne, aber trotzdem darauf achten muß,  
daß die öffentliche Meinung in Helsinki und in Finn-
land im Hinblick darauf, daß die Bundesrepublik über  
4 Millionen DM aus dem Verkauf von Immobilien  
erlöst hat, doch erwarten könnte, daß etwas getan  
wird, damit ein solches Zentrum mit der deutschen  
Schule verbessert wird?  

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Pfuhl, es ist durchaus verständlich und nachvoll-
ziehbar, daß Sie sich, wenn Sie ein bestimmtes Pro-
blem selbst im einzelnen kennengelernt haben, für die  
Lösung des Problems einsetzen. Ich bitte aber um  
Verständnis dafür, daß, auch wenn im Zusammen-
hang mit der deutschen Einheit und mit den Verän-
derungen, die sich hier in Deutschland und in Mittel-
europa ergeben haben, auf der einen Seite bestimmte  
Mittel dem Bundeshaushalt zufließen, auf der ande-
ren Seite aber eine wesentlich größere Summe steht,  
die wir im Zuge der deutschen Einheit für den Aufbau  
in den neuen Bundesländern und für die Bewältigung  
der Folgen der SED-Herrschaft im Osten Deutsch-
lands aufzuwenden haben, und daß aus der Sicht des  
Bundesfinanzministeriums dies alles natürlich in eine  
Gesamtbetrachtung einbezogen werden muß.  

Albert  Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie  
dahin gehend verstehen, daß Sie zwar die Priorität des  
Aufbaus in den neuen Ländern sehen, dadurch aber  
leider nicht so sehr die Problematik, die im Zusam-
menhang mit dem Anschluß Finnlands an die Euro-
päische Union und damit auch bezüglich der Förde-
rung der deutsch-finnischen Beziehungen und der  
Förderung der deutschen Sprache dort entsteht?  

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Pfuhl, ich habe sehr viel Verständnis dafür, daß  
Sie sich, wenn dort Probleme sind, wie Sie sie schil-
dern, dafür einsetzen. Nur ist dafür natürlich immer  
eine Prioritätensetzung im Rahmen der auswärtigen  
Kulturarbeit erforderlich, auch im Kontext mit dem  
dafür federführenden Auswärtigen Amt. Ich bin  
sicher, daß im Rahmen dieser Prioritätensetzung auch  
das Auswärtige Amt bemüht sein wird, daß diese  
Probleme so weit wie möglich gelöst werden. Nur: Aus  
der Sicht des Bundesfinanzministeriums ist zu beach-
ten, daß dafür nicht spezielle Mittel zur Verfügung  
gestellt werden können, sondern daß dies immer nur  
im Rahmen des Haushalts unter Abwägung der Prio-
ritäten insgesamt geschehen kann.  
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich komme zur 
Frage 41 des Abgeordneten Otto Schily: 

Trifft es zu, daß rund 7 000 Arbeitsplätze im Zusammenhang 
von mehr als 20 ehemaligen Treuhandfirmen durch den „East 
German Investment Trust" gefährdet sind? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Ich nehme 
an, Herr Kollege Schily, es handelt sich hier, wie es 
ausgedrückt ist, um einen Druckfehler. Da ist plötzlich 
von 2 000 Arbeitsplätzen die Rede. Ich nehme an, es 
gilt die ursprüngliche Angabe von 7 000 Arbeitsplät-
zen. 

Otto Schily (SPD): In meinem Text steht 7 000. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bei mir auch. 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Hier steht 
aber in einer Drucksache plötzlich etwas von 2 000. 

Otto Schily (SPD): Da hat Ihr Referent Ihnen etwas 
Falsches aufgeschrieben. Das kann ja passieren. Auch 
hier ist ein kleiner Schreibfehler enthalten, Herr 
Staatssekretär. Es fehlen die Worte „im Zusammen-
hang mit der Privatisierung". Aber ich glaube, der 
Sinn ist erkennbar. 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Wir sind 
uns offenbar einig über das, was gefragt wird. 
Nach Erkenntnissen der Treuhandanstalt trifft es 

nicht zu, daß die Arbeitsplätze in allen von der Firma 
EGIT übernommenen Unternehmen gefährdet sind. 
Es handelt sich inzwischen um privatisierte Unter-
nehmen, über deren Entwicklung im einzelnen die 
Treuhandanstalt naturgemäß nicht mehr informiert 
wird. 
Der East German Investment Trust ist ein Invest-

mentfonds mit Sitz in London, gegründet nach engli-
schem Recht, der gemäß seiner Satzung nur Minder-
heitsbeteiligungen erwerben darf. EGIT hat deshalb 
mit anderen Investoren über sogenannte Vorschaltge-
sellschaften von 1990 bis 1992 insgesamt 22 Treu-
handunternehmen gekauft. In den entsprechenden 
Privatisierungsverträgen sind Arbeitsplatzzusagen 
für insgesamt 7 309 Arbeitnehmer vereinbart worden, 
davon pönalisiert 6 909. Auf Grund der Vertragskon-
struktion — Vorschaltgesellschaft in der Rechtsform 
der GmbH — muß jeder Vertrag und damit jedes 
Unternehmen einzeln be trachtet werden. Es ist daher 
auch nicht zu erwarten, daß im Falle eines Zusammen-
bruchs eines Unternehmens die anderen Unterneh-
men in gleicher Weise be troffen sind. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
die Frage so beantwortet, daß Sie sagen, nicht alle sind 
gefährdet. Aber da Sie von pönalisierten Arbeitsplatz-
zusagen gesprochen haben, gehe ich davon aus, daß 
auch der Bundesregierung bekannt ist, daß es ein 
Vertragscontrolling gibt, daß nämlich die Frage 
geprüft wird: Werden diese Arbeitsplatzzusagen ein-
gehalten? Können Sie denn sagen, ob diese Arbeits-
platzzusagen, die Sie genannt haben in einer Größen-
ordnung von etwa 6 900 — —

(Parl. Staatssekretär Jürgen Echternach: 
6 909!) 

— 6 009 oder 6 900? 
(Parl. Staatssekretär Jürgen Echternach: 

6 909!) 

— Dann habe ich doch richtig gehört, 6 909. Können 
Sie sagen, ob diese Arbeitsplatzzusagen vollständig 
eingehalten werden oder ob deren Einhaltung gefähr-
det ist? 

Jürgen Echternach Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, ich habe keine Erkenntnisse darüber, inwieweit 
diese Arbeitsplatzzusagen im einzelnen eingehalten 
worden sind. Aber es gibt ein anderes Problem bei 
zwei Gesellschaften, bei der HGS und bei der Foron, 
inwieweit EGIT und die Tochter der Berliner Bank, die 
hier als Erwerber aufgetreten sind, tatsächlich rechts-
wirksam diese beiden Gesellschaften erworben 
haben oder nicht. Dies wird von den Erwerbern 
bestritten, aus der Sicht der Treuhand zu Unrecht. 
Über diese Frage des wirksamen Erwerbs und damit 
der wirksamen Privatisierung gegenüber diesen 
Erwerbern gibt es zur Zeit Verhandlungen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Otty Schily (SPD): Herr Staatssekretär, spielt bei 
diesen Verhandlungen auch eine Rolle, daß ein hoher 
Betrag an Kaufpreisen aussteht, und auf welchen 
Betrag beläuft sich das? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Darüber 
habe ich momentan keine Informationen. Ich bin 
gerne bereit, sie Ihnen unverzüglich zukommen zu 
lassen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage zu 
dieser Frage 41? — Bitte schön. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Sie haben gesagt, 6 909 Arbeitsplätze seien 
vertraglich abgesichert, pönalisiert. Wie lange dauert 
denn diese Pönalisierung? Wann läuft die Vertrags-
strafe aus? Es kann ja sein, daß sie zum Teil schon 
ausgelaufen ist und damit die Unternehmen frei sind, 
auch in diesem pönalisierten Bereich Arbeitsplatzab-
bau zu betreiben. 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Mir sind 
Probleme dieser Art  nicht bekannt. Ich sagte, Pro-
bleme gibt es an anderer Stelle, nämlich hinsichtlich 
der Rechtswirksamkeit der Verträge und des Eintritts 
des EGIT und der Tochtergesellschaft der Berliner 
Bank. Aber auch dieser Frage will ich gerne nachge-
hen und sie Ihnen beantworten, inwieweit die Ver-
tragsbestimmungen im einzelnen eine bestimmte 
Laufzeit vorsehen und ob diese Laufzeit zur Zeit 
tangiert wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Thalheim. 

Dr. Gerald Thalheim (SPD): Herr Staatssekretär, 
spielt bei den Nachverhandlungen auch eine Rolle, 
daß der Käufer möglicherweise durch überhöhte 
Grundschuldeintragungen oder ähnliches Gewinne 
aus den Unternehmen abgezogen hat? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Dafür 
habe ich momentan keine Erkenntnisse, aber ich bin 
gerne bereit, auch dieser Frage nachzugehen. 

(Abg. Dr. Gerald Thalheim [SPD] meldet sich 
zu einer weiteren Zusatzfrage) 
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beantwortet. Sie haben nur eine Frage. 
Ich sehe keine weiteren Fragen. Wir kommen dann 

zur Frage 42 des Abgeordneten Schily. 
Sieht die Bundesregierung Anlaß zur Überprüfung der Akti-

vitäten des ehemaligen Treuhand-Direktors H. V. L.? 

Herr Staatssekretär. 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Schily, dem Bundesfinanzministerium ist be-
kannt, daß gegen Herrn L ang staatsanwaitschaftlich 
ermittelt wird. Über den derzeitigen St and der Ermitt-
lungen liegen der Bundesregierung aber keine Infor-
mationen vor. Herr Lang ist bereits Ende 1991 aus der 
Treuhandanstalt ausgeschieden. Die Bundesregie-
rung hat natürlich keine Handhabe — wenn darauf 
Ihre Frage abzielt —, irgendwelche Überprüfungen 
seiner jetzigen Aktivitäten anzustellen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, war der 
Bundesregierung bzw. der Treuhandanstalt bei der 
Privatisierung im Rahmen des Unternehmenskon-
zepts bekannt, mit welcher personellen Besetzung die 
zu privatisierenden Unternehmen bzw. die Vorschalt-
gesellschaften arbeiten wollten? War ihr insbesondere 
bekannt, daß der Herr Lang, der die Geräte- und 
Reglerwerke Teltow für eine Mark verkauft hat — Sie 
kennen sicherlich diesen Fall —, dort eine hohe 
Position einnehmen sollte, insbesondere bei der Haus-
haltsgeräte-Service GmbH, die Sie schon genannt 
haben? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Ich weiß 
nicht, inwieweit speziell dieser Tatbestand bekannt 
gewesen ist, aber es gab in der Tat Anlaß zur Unter-
suchung, ob Insider-Wissen hier möglicherweise eine 
Rolle gespielt hat. Aus diesem Grunde hat die Treu-
handanstalt durch Sachverständige überprüfen las-
sen, ob Herrn Lang im Zusammenhang mit dem 
Erwerb der hier angesprochenen Unternehmen aus 
seiner früheren Tätigkeit ein Vorwurf zu machen ist, 
daß er zu Lasten der Treuhandanstalt Insider-Wissen 
verwandt haben soll. Die von der Treuhandanstalt 
durchgeführte Prüfung hat keinerlei Anhaltspunkte 
für Verstöße ergeben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, hat es denn 
eine Gesamtrevision in bezug auf die Privatisierung 
durch den East German Investment Trust gegeben? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Diese 
Frage will ich gerne prüfen und Ihnen dann beantwor-
ten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Jungmann. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, bin ich richtig informiert, daß die Bundesregie-
rung die Fach- und Rechtsaufsicht über die Treuhand-
anstalt ausübt? Im Rahmen dieser Fach- und Rechts-
aufsicht erscheinen mir Ihre Antworten, die Sie hier 
geben, etwas dürftig zu sein; eigentlich sind es gar 
keine Antworten. Ich denke, daß sich die Bundesre-
gierung vor Beantwortung der Fragen bei einer nach

-

geordneten Bundesoberbehörde sachkundig machen 
sollte. Sind Sie nicht auch meiner Meinung, daß diese 
Vorgehensweise im Normalfall notwendig ist? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Jung-
mann, es ist richtig, daß wir die Rechtsaufsicht und 
auch die Fachaufsicht ausüben. Aber genauso richtig 
ist es, daß die konkret gestellten Fragen konkret 
beantwortet worden sind. Es ist Ihr gutes Recht, 
Zusatzfragen zu stellen. Soweit darin neue Tatbe-
stände angesprochen sind, habe ich mich bereit 
erklärt, diesen Fragen nachzugehen und sie Ihnen zu 
beantworten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank. 
Ich komme zur Frage 43 des Abgeordneten Hans 

Martin Bury. 
Wie konnte es geschehen, daß die mehrheitlich bundeseigene 

DSL-Bank, deren Verwaltungsrat Vertreter des Bundes angehö-
ren, von Mitte 1992 bis Ende 1993 in einem Umfang Kredite an 
die Schneider-Immobiliengruppe vergeben hat, die in Relation 
zum Kreditengagement insgesamt höher liegen als bei allen 
anderen Kreditinstituten, während die Deutsche Bank im glei-
chen Zeitraum ihr relativ niedrigeres Schneider-Engagement 
aus Gründen der Risikobegrenzung unter dem Gesichtspunkt 
der Streuung von Krediten bewußt deutlich reduziert hat, und 
wie wird die Bundesregierung in Zukunft für eine angemessene 
Risikokontrolle im Verwaltungsrat der DSL-Bank Sorge tra-
gen? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Bury, Sie sprechen hier eine B ank an, die zu 51 % 
dem Bund gehört, an der aber inzwischen auch ein 
ganz erheblicher Anteil P rivater beteiligt ist. Sie 
werden verstehen, daß ich Ihnen daher mit der gebo-
tenen Zurückhaltung antworte. 
In den vorausgegangenen schriftlichen Antworten 

hat das Bundesfinanzministerium Ihnen bereits darzu-
legen versucht, was der DSL-Bank mit ihrem Schnei-
der-Engagement widerfahren ist. Die DSL-Bank steht 
in einer langen Reihe anderer Banken mit ersten 
Adressen. Das Schneider-Engagement der DSL-Bank 
ist, gemessen am Gesamtkreditvolumen, auch keines-
wegs so aus dem Rahmen fallend, wie Sie das anneh-
men. Bei der DSL-Bank machen die Kredite an die 
Schneider-Gruppe etwa 0,9 % des Gesamtkreditvolu-
mens aus. Das ist aus heutiger Sicht zu hoch. Aber die 
Deutsche Centralboden, eine Tochter der Deutschen 
Bank, wäre sicher froh, wenn sie nur einen Anteil in 
dieser Größenordnung am Portefeuille hätte. Tatsäch-
lich liegt der Anteil dort bei über 7 %. Aber auch 
andere Banken in mit der DSL-Bank vergleichbarer 
Größenordnung halten ein Engagement, dessen 
Anteil am Gesamtkreditvolumen etwa dem der DSL-
Bank entspricht, zum Teil sogar darüber hinaus-
reicht. 
Die DSL-Bank ist, wie wir heute wissen, wie andere 

Banken auch, einem gezielten Kreditbetrug aufgeses-
sen. Der Bank sind manipulierte Unterlagen zur 
Begründung der Kredite vorgelegt worden. Es gilt nun 
daraus die richtigen Konsequenzen zu ziehen und die 
Risikokontrolle für zukünftige Geschäfte zu verbes-
sern. 
Deshalb hat der Verwaltungsrat der DSL-Bank eine 

Sonderprüfung veranlaßt, insbesondere um der Frage 
nachzugehen, wo und wie es im Ablauf der Kreditbe-
arbeitung Fehler gegeben hat. Diese Prüfung führt 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 	20199 

Parl. Staatssekretär Jürgen Echternach 

nicht der mit dem Jahresabschluß be traute Wirt-
schaftsprüfer durch, sondern eine außenstehende 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Ich kann Ihnen ver-
sichern, daß der Mehrheitseigentümer und natürlich 
auch die DSL-Holding als stiller Gesellschafter jede 
nur mögliche Aufklärung verlangen werden. Beson-
ders die vom Bund in den Verwaltungsrat entsandten 
Mitglieder werden den seit dem 1. Oktober 1993 neu 
besetzten Vorstand in seiner schon früher erklärten 
Absicht bestärken, das Kreditgeschäft vom Grundsatz 
her auf risikoärmere Geschäfte zu beschränken. Fest 
steht, daß die DSL-Bank bei Großfinanzierungen in 
Zukunft insgesamt noch kritischer bei der Kreditver-
gabe sein und Konzeptionen sowie Angaben der 
Kunden noch gründlicher überprüfen wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bury, bitte. 

Hans Martin Bury  (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie denn, daß die DSL-Bank bei ihrem an die 
Schneider-Immobiliengruppe vergebenen Kreditvo-
lumen nach Berechnungen der „Wirtschaftswoche" 
vom 27. Mai 1994 im Vergleich zur Deutschen Bank 
ein etwa zwanzigfach höheres Risiko eingegangen ist 
und daß mittlerweile bekanntgeworden ist, daß die 
DSL-Bank auch bei der Kreditvergabe an Procedo mit 
einem Kreditvolumen beteiligt ist, das wiederum 
wesentlich höher ist als das der Großbanken? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Bury, 
ich habe schon gesagt, daß das der Schneider-Gruppe 
gewährte Kreditvolumen nur 0,9 % ausmacht und das 
der Tochter der Deutschen Bank, die ich soeben zitiert 
habe, bei über 7 %, bei 7,2 % liegt. Insofern müßten Sie 
diese Zeitschrift fragen, wie sie zu ihren Erkenntnis-
sen gekommen ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die zweite Frage. 

Hans Martin Bury  (SPD): Herr Staatssekretär, eine 
Aussage Ihres Kollegen Grünewald — und Sie haben 
es sinngemäß wiederholt — lautete: Die positiven 
Erwartungen der DSL-Bank gründeten sich auf den 
neu berufenen Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
und die — so Herr Grünewald wörtlich in der Antwort 
auf meine Anfrage zur Verantwortung für das Schnei-
der-Engagement — „in der Folge" entlassenen Vor-
standsmitglieder. — Läßt sich das so interpretieren, 
daß die Veränderungen in der Führungsspitze der 
DSL-Bank erste Konsequenzen einer verfehlten 
Geschäftspolitik sind? Und welche weiteren Konse-
quenzen hat dies für die Vertreter der Bundesregie-
rung im Verwaltungsrat der DSL-Bank? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Ich sagte 
schon, daß im Zusammenhang mit dem Wechsel im 
Vorstand im Oktober letzten Jahres vom neuen Vor-
stand ausdrücklich erklärt worden ist — und das deckt 
sich auch mit der Linie der Bundesregierung —, daß 
die DSL-Bank in ihrer Kreditvergabe in Zukunft 
wesentlich risikoärmer operieren wolle. Im übrigen 
sitzen nicht nur Mitglieder der Bundesregierung im 
Verwaltungsrat, sondern auch alle Fraktionen haben 
Mitglieder in den Verwaltungsrat der DSL-Bank ent-
sandt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. — Herr 
Schily, bitte. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, in welcher 
Weise und in welchem Ausmaß sind Mitglieder der 
Bundesregierung über die Kreditausreichung an die 
Schneider-Immobiliengruppe informiert worden? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Es gibt den 
Verwaltungsrat; es gibt einen Kreditausschuß. In 
diesem Kreditausschuß werden natürlich auch die 
laufenden Kreditvorgänge bearbeitet. Insofern sind 
die dorthin entsandten Mitglieder sicherlich infor-
miert worden. Ansonsten ist dieses Thema erst ein 
Beratungsthema der Bundesregierung geworden, als 
es zu dem Zusammenbruch der Schneider-Gruppe 
gekommen ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe nun als 
letzte Frage die Frage 44 des Abgeordneten Hans 
Martin Bury auf. 

Welche persönlichen oder geschäftspolitischen Ziele stehen 
hinter der ungewöhnlichen Ausweitung dieses speziellen Enga-
gements, und welche geschäftspolitischen und persönlichen 
Konsequenzen ergeben sich aus der Schneider-Pleite und ihren 
Auswirkungen auf die DSL-Bank? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Bury, es gehört seit langem zu den besonderen 
geschäftspolitischen Zielsetzungen der DSL-Bank, 
sich an der Finanzierung von Immobilien im Rahmen 
des Ausbaus der Infrastruktur zu beteiligen. Die 
vorgelegten Kreditunterlagen, die zur Verfügung 
gestellten Sicherheiten und die kalkulierten Margen 
ließen insgesamt eine rentable und damit geschäfts-
politisch sinnvolle Abwicklung dieser Finanzierungs-
vorhaben für den Vorstand der DSL-Bank erwarten. 
Die schrittweise Ausweitung des Gesamtengage-
ments erschien wegen der Hereinnahme zusätzlicher 
Grundpfandrechte und der persönlichen Mitver-
pflichtung von Dr. Jürgen Schneider insgesamt ver-
tretbar. 
Sofern dabei ein Vorstandsmitglied für das von ihm 

zu verantwortende Geschäftsfeld den Ehrgeiz hat, der 
Bank einen möglichst hohen Ergebnisbeitrag abzulie-
fern, kann dies nicht grundsätzlich kritisiert werden. 
Es erleichtert aber sicherlich die kreditpolitische 
Umsteuerung der Bank, daß der seit dem 1. April 
tätige neue Vorstand für gewerbliche Kredite nun die 
Chance hat, neue Zeichen zu setzen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bury, bitte. 

Hans Martin Bury  (SPD): Herr Staatssekretär, läßt 
sich aus Ihren Antworten wie aus den Ausführungen 
des Vorstandsvorsitzenden der DSL-Bank, die künftig 
bei Großfinanzierungen insgesamt kritischer sein und 
Konzeptionen und Angaben sehr gründlich prüfen 
will, schließen, daß in der Vergangenheit von der 
DSL-Bank, den Vertretern der Bundesregierung und 
auch des Bundestages im Verwaltungsrat Kredite 
fahrlässig vergeben wurden? Und wie ist die Absiche-
rung — diesen Bereich hatten Sie vorhin nicht beant-
wortet — der Procedo-Darlehen? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Bury, es ist sicher richtig, daß die Kreditarrange- 
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ments aus heutiger Sicht ein Fehler waren. Die Frage, 
inwieweit dabei ein Schuldvorwurf zu erheben ist, 
würde ich erst dann beantworten können, wenn die 
vom Verwaltungsrat veranlaßte Sonderprüfung abge-
schlossen ist, in der durch einen externen Prüfer im 
einzelnen überprüft werden soll, inwieweit bei der 
Kreditvergabe Fehler vorgekommen sind. Dann wird 
sich auch die Frage eines möglichen Schuldvorwurfs 
stellen, die Sie aufgeworfen haben. 
Ansonsten ist es richtig, daß die DSL Bank wie eine 

Vielzahl anderer Banken erster Adressen über die 
Procedo Gesellschaft für Exportfactoring in Wiesba-
den mittelbar an dem mutmaßlichen Betrugsfall der 
Balsam AG beteiligt ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Hans Martin Bury  (SPD): War denn den Vertretern 
der Bundesregierung im Verwaltungsrat der DSL 
Bank die Globalzession der Balsam AG an Deutsche 
Bank und Dresdner Bank bekannt, und sind die 
Darlehen der DSL Bank ebenso abgesichert? Wenn 
nein, warum nicht? 

Jürgen Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Bury, ich bin bereit, dieser Frage nachzugehen 
und sie Ihnen zu beantworten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. Damit ist die heutige Fragestunde 
beendet. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie vor 

Eintritt in die weiteren Punkte der Tagesordnung 
unserer 232. Sitzung bitten, sich zum Gedenken an 
Klaus Beckmann zu erheben. 
Am 27. Mai 1994 starb nach schwerer Krankheit 

unser Kollege und früherer Parlamentarischer Staats-
sekretär im Bundesministerium für Wirtschaft, Klaus 
Beckmann. 
Der Verstorbene, am 11. August 1944 im Kreis 

Herford geboren, war ein Mann des Ruhrreviers. Nach 
Schulbesuch in Essen und Studium der Rechts- und 
Staatswissenschaften in Köln begann er seinen beruf-
lichen Werdegang bei der Binnenschiffahrts-Berufs-
genossenschaft in Duisburg, ließ sich 1977 als Rechts-
anwalt in Essen nieder und trat in die STEAG AG 
ein. 
Politisch engagierte sich Klaus Beckmann zunächst 

auf kommunaler Ebene. Seit 1966 Mitglied der F.D.P., 
gehörte er dem Rat der Stadt Essen an  und war dort 
von 1975 bis 1979 Fraktionsvorsitzender. 
Seit 1980 war Klaus Beckmann Mitglied des Deut-

schen Bundestages. Für sechs Jahre, von 1983 bis 
1989, übernahm er die Funktion des Parlamentari-
schen Geschäftsführers seiner Fraktion. 
Klaus Beckmanns Arbeit im Bundestag war geprägt 

von seiner Verwurzelung im Ruhrgebiet. Er vertrat 
stets mit Nachdruck die Interessen seiner Heimatre-
gion, vor allem auf dem Sektor der Wirtschafts- und 
Energiepolitik. Seine Erfahrung und seine Kompetenz 
auf diesem Politikfeld brachten ihm 1989 die Berufung 
zum Parlamentarischen Staatssekretär im Bundes-
wirtschaftsministerium ein. Bis 1992 hat er dieses Amt 
mit großer Sachkenntnis ausgeübt. 

Klaus Beckmann war ein Abgeordneter, der seinen 
Auftrag besonders ernst genommen hat, und selbst in 
seiner schweren Erkrankung sah er keinen Grund, 
seine Tätigkeit einzuschränken. 
Wir trauern mit der Fraktion der F.D.P., die mit 

Klaus Beckmann einen von uns allen sehr geschätzten 
Kollegen — und vielen war er ein Freund — verloren 
hat. Unser Mitgefühl gilt aber vor allem den Hinter-
bliebenen, in erster Linie seiner Frau und seinen drei 
Töchtern. 
Der Deutsche Bundestag wird Klaus Beckmann ein 

ehrendes Andenken bewahren. 
Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen erhoben. 

Ich danke Ihnen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir fortfah-

ren, komme ich jetzt zu den amtlichen Mitteilun-
gen. 
Zunächst möchte ich dem Kollegen Friedrich Vogel 

(Ennepetal), der am 2. Juni seinen 65. Geburtstag 
feierte, und dem Kollegen Egon Susset, der am 3. Juni 
ebenfalls seinen 65. Geburtstag feierte, nachträglich 
die besten Glückwünsche des Hauses aussprechen. 

(Beifall) 
Als Nachfolger für den verstorbenen Kollegen Klaus 

Beckmann hat der Abgeordnete Dr. Jens Jordan am 
8. Juni 1994 die Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag erworben. Ich begrüße den neuen Kollegen sehr 
herzlich. 

(Beifall) 
Die Abgeordnete Angela Stachowa teilte mir mit 

Schreiben vom 14. Juni 1994 mit, daß sie als Mitglied 
der Gruppe PDS/Linke Liste ausgeschieden ist. Sie 
wird dem Bundestag bis zum Ende der Wahlperiode 
als fraktionsloses Mitglied angehören. 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 

verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktli-
ste aufgeführt: 

1. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(17. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Klaus-
Dieter Feige, Werner Schulz (Berlin) und der Gruppe BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN Vermeidungsorientierte Abfallwirt-
schaft — Drucksachen 12/4835, 12/7756 —

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Freimut Duve, Hans Gottfried Bernrath, Dr. Ulrich 
Böhme (Unna), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD Erhalt der Buchpreisbindung — Drucksachen 12/3388, 
12/7891 —

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Roswitha Wis-
niewski, Erwin Marschewski, Wolfgang Zeitlmann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Gerha rt  Rudolf Baum, Ina Albowitz, Gerhard 
Schüßler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 
Kulturpolitik nach Maastricht — Drucksache 12/7879 —

4. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (2. StUÄndG) 
— Drucksache 12/7878 — 

Zugleich soll von der F rist für den Beginn der 
Beratung, soweit dies bei einzelnen Punkten der 
Tagesordnung und der Zusatzpunktliste erforderlich 
ist, abgewichen werden. 
Des weiteren wurde vereinbart, den Tagesord-

nungspunkt 6 — Seerechtsübereinkommen — vor 
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Tagesordnungspunkt 5 aufzurufen und Tagesord-
nungspunkt 24 — Zivilisierung internationaler Bezie-
hungen — von Freitag vorzuziehen und bereits heute 
nach der Beratung des Umweltschutzprotokolls zum 
Antarktis-Vertrag zu behandeln. Die erste Beratung 
des interfraktionellen Gesetzentwurfs zur Änderung 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes wird damit heute als 
letzter Tagesordnungspunkt aufgerufen. 
Außerdem mache ich auf nachträgliche Überwei-

sungen im Anhang zur Zusatzpunktliste aufmerk-
sam: 

Der in der 230. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. 5. 
1994 überwiesene nachfolgende Gesetzentwurf soll nachträg-
lich dem Haushaltsausschuß gem. j 96 der GO überwiesen 
werden: 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes und anderer Ge-
setze 

— Drucksache 12/7686 — 

Der  in der 230. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. 5. 
1994 überwiesene nachfolgende Gesetzentwurf soll nachträg-
lich dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen wer-
den: 

Gesetzentwurf des Bundesrates zur Änderung von Vor-
schriften der Lehrerbesoldung 

— Drucksache 12/7521 — 

Der  in der 230. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. 5. 
1994 überwiesene nachfolgende Gesetzentwurf soll nachträg-
lich dem Ausschuß für Gesundheit und dem Ausschuß für Post 
und Telekommunikation zur Mitberatung überwiesen wer-
den: 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zu dem Europa-
Abkommen vom 4. Oktober 1993 zur Gründung einer 
Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
sowie Ihren Mitgliedstaaten und der Slowakischen Repu-
blik 

— Drucksache 12/7622 — 

Der  in der 230. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. Mai 
1994 überwiesene nachfolgende Antrag soll nachträglich dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen werden: 

Antrag der Abgeordneten Christoph Matschie, Dr. Ingomar 
Hauchler, B rigitte Adler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Zur Politik der Weltbank und deren Strukturanpassungs-
programmen 

— Drucksache 12/7691 — 
Sind  Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall. 

Dann können wir so verfahren. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3a bis i und Zusatz-
punkt 1 auf: 

3. Forschungsdebatte 
a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 

Berichts des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät-
zung (20. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 
Bundesbericht Forschung 1993 
— Drucksache 12/5550 — 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktio

-

nen der CDU/CSU und der F.D.P. 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD 
— Drucksachen 12/6562, 12/6564, 
12/7828 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Christian Lenzer 
Josef Vosen 
Jürgen Timm 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät-
zung (20. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Theo 
Magin, Dr. Roswitha Wisniewski, Eduard 
Oswald, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann, Jürgen 
Timm, Jörg Ganschow, Dr. Karlheinz Gutt-
macher und der Fraktion der F.D.P. 
Großforschungseinrichtungen (GFE) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Josef 
Vosen, Lothar Fischer (Homburg), Holger 
Bartsch, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Zur Zukunft der Großforschungseinrich-
tungen 
— Drucksachen 12/1724, 	12/2064, 
12/6435 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete E rich Maaß (Wilhelmshaven) 
Lothar Fischer (Homburg) 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät-
zung (20. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Ursula Burchardt, Josef Vo-
sen, Brigitte Adler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD Forschung und 
technologische Entwicklung für eine zu-
kunftsverträgliche Abfallwirtschaft 
— Drucksachen 12/2817, 12/6436 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Trudi Schmidt (Spiesen) 
Ursula Burchardt 
Dr. Christoph Schnittler 

d) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung (20. Ausschuß) gemäß 
§ 56a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages zur Technikfolgenabschät-
zung (TA) hier: Biologische Sicherheit bei 
der Nutzung der Gentechnik 
— Drucksache 12/7095 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Hans Peter Voigt (Nort-
heim) 
Edelgard Bulmahn 
Jürgen Timm 

e) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung (20. Ausschuß) gemäß 
§ 56a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages zur Technikfolgenabschät-
zung (TA) hier: „Abfallvermeidung und 
Hausmüllentsorgung — Vermeidung und 
Verminderung von Haushaltsabfällen" 
— Drucksache 12/7093 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Hans Peter Voigt (Nort-
heim) 
Edelgard Bulmahn 
Jürgen Timm 
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f) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung (20. Ausschuß) gemäß 
§ 56 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages zur Technikfolgenabschät-
zung (TA) hier: Genomanalyse 
— Drucksache 12/7094 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Hans Peter Voigt (Nort-
heim) 
Edelgard Bulmahn 
Jürgen Timm 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät-
zung (20. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 
Entschließung zur Klonierung des mensch-
lichen Embryos 
— Drucksachen 12/6233, 12/7208 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Heinrich Seesing 
Wolf-Michael Catenhusen 
Jürgen Timm 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät-
zung (20. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der F.D.P. 
Förderung der Industrieforschung in den 
neuen Bundesländern 
zu dem Antrag der Abgeordneten Wolf-
Michael Catenhusen, Dr. Helga Otto, Ange-
lika Barbe, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Förderung der Industrieforschung in den 
neuen Ländern 
— Drucksachen 12/6561, 12/6745, 
12/7549 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 
Wolf-Michael Catenhusen 
Dr. Christoph Schnittler 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Uwe Jens, Angelika Barbe, Holger 
Bartsch, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD Einrichtung eines Zu-
kunfts- und Technologierates zur Begut-
achtung der langfristigen Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft  
— Drucksachen 12/5914, 12/7542 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Heinz Riesenhuber 

ZP1 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Klaus-Die-
ter Feige, Werner Schulz (Berlin) und der 

Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Vermeidungsorientierte Abfallwirtschaft 
— Drucksachen 12/4835, 12/7756 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Steffen Kampeter 
Dr. Liesel Hartenstein 
Birgit Homburger 

Zum Tagesordnungspunkt 3a — Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung zu dem Entschließungs-
antrag der Fraktion der SPD — liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die gemeinsame Aussprache anderthalb Stunden vor-
gesehen. — Dagegen sehe ich keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Abge-
ordnete Christian Lenzer. 

Christian Lenzer (CDU/CSU): Verehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Nach dem Geden-
ken an einen verstorbenen Kollegen, mit dem auch ich 
eine lange Zeit parlamentarischer Gemeinsamkeit 
hatte, fällt es schwer, sich einem scheinbar so spröden 
Thema zuzuwenden. Aber ich weiß, Klaus Beckmann, 
der sich der Wirtschaft und auch der Forschung, der 
technologischen Entwicklung immer verbunden 
fühlte, würde sich freuen, wenn er hören könnte, daß 
ich meine Rede mit dem folgenden Satz beginne: Die 
Zahlen belegen, daß es mit dem Wirtschaftsstandort 
Deutschland jetzt wieder aufwärts geht. — Das ist 
— nicht zuletzt durch das Zutun von Klaus Beckmann 
in verantwortlichem Regierungsamt — eine Bestäti

-gung der erfol grei chen Politik dieser Bundesregie

-

rung und damit — nicht zuletzt — dieses Forschungs-
ministers sowie der die Bundesregierung tragenden 
Fraktionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist jedoch kein Grund, die Hände in den Schoß 
zu legen. Dieser Aufschwung muß weiter beflügelt 
und kräftig gefestigt werden. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Damit komme ich zum Thema: Forschung und Inno-
vation kommt hierbei eine ganz entscheidende Rolle 
zu. 

Die Triebfeder, der Motor unseres wirtschaft lichen 
Wohlstandes ist der erfolgreiche Wettbewerb in High-
Tech-Produkten und Spitzentechnologien auf den 
Weltmärkten. Die Voraussetzung dafür sind eben 
Innovationen. Der Schlüssel für Innovationen ist eine 
breit angelegte, kreative Forschungslandschaft. 
Diese Landschaft fortlaufend den Erfordernissen der 
Menschen und den Herausforderungen der Zeit anzu-
passen ist eine Daueraufgabe. Wir müssen unseren 
„ Standort im Strom" ständig verändern — so hat es der 
ehemalige Präsident der Deutschen Forschungsge-
meinschaft, Professor Hubert Markl, vor kurzem in 
einem Zeitungsbeitrag beschrieben —; denn wir 
leben in einer dynamischen Welt. 

Entscheidendes Element in dieser dynamischen 
Welt ist der Faktor Zeit. Es genügt nicht allein der 
qualitative Wettbewerbsvorsprung, sondern auch der 
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zeitliche Vorsprung spielt eine Rolle. Ich nenne als 
Beispiel die Gentechnik. In der gentechnischen For-
schung ist Deutschland gut; aber bei der Herstellung 
der gentechnischen Produkte hapert es. In den USA 
werden 57 % der gentechnisch entwickelten Phar-
maprodukte hergestellt, in der Europäischen Union 
21 %, in Japan 11 %, bei uns in Deutschland 5 %. Das 
ist mit das Ergebnis typisch deutscher Bedenkenträ-
gerei, auch der Politik dieser Opposition, 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Sehr richtig!) 

die nach unserer Auffassung die Risiken immer über-
betont, aber die Chancen bei der Be trachtung der 
Probleme vernachlässigt. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie wol

-

len, daß wir es umgekehrt tun?) 

Ich komme noch einmal auf den „Standort im 
Strom" zurück. Gott sei Dank, so möchte ich sagen, 
wird die Welt am deutschen Wesen nicht genesen. 
Deutschland kann sich zwar zum eigenen Schaden 
von der internationalen Entwicklung und von den 
Technologieströmen abkoppeln; verhindern aber 
wird es diese nicht. Das gilt für die Kernenergie, das 
gilt für die Gentechnik, das gilt für die Biotechnologie 
im weitesten Sinne. 

Hier unterscheidet sich die Haltung der CDU/CSU 
diametral von der der Opposition. Wir wollen das 
deutsche Wissens- und Technikpotential zur Erhal-
tung und Mehrung des Wohlstandes unseres Landes 
frühzeitig auch international einbringen, die Chancen 
neuer Technik nutzen, die Risiken frühzeitig erken-
nen und beherrschen. Ich weise darauf hin — auch 
dies geht aus dem Artikel von Herrn Professor Markl 
ganz eindeutig hervor —: Auch unterlassenes Han-
deln kann verantwortungslos sein. 

Noch nie ist der Stellenwert von Forschung, Tech-
nologie und Innovation von allen Seiten der Politik, 
der Wirtschaft und der Wissenschaft so hervorgeho-
ben worden wie heute. Darüber freuen sich, so nehme 
ich an, die Forschungspolitiker aller Fraktionen. Aber 
wir müssen auch feststellen, wo strukturelle und 
organisatorische Probleme die deutsche Forschungs-
landschaft belasten, wo Verkrustungen und fehlende 
Kommunikation die Forschung schwerfällig gemacht 
haben. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das fällt 
Ihnen nach zwölf Jahren auf?) 

Wir sollten dies als positive Lehre verstehen und 
daraus die Konsequenzen ziehen. Deutschland ver-
fügt nämlich über eine differenzierte und vielfältige 
Forschungslandschaft, die sich in ihrer historisch 
gewachsenen Aufgabenverteilung zwischen Bund, 
Ländern und Wirtschaft bewährt hat. Der Bundesfor-
schungsbericht 1993 dokumentiert dies in hervorra-
gender Weise. Die internationale Anerkennung der 
wissenschaftlichen Leistungen in Deutschland hat 
zugenommen. Insbesondere unser großes Engage-
ment in der Grundlagenforschung wird als vorbildlich 
und nachahmenswert betrachtet. Insofern kann ich 
einen Journalisten, nämlich den Herrn Flöhl, der sich 
heute in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 

damit auseinandergesetzt hat, durchaus beruhigen. 
Jemand, der an dieser positiven Entwicklung beson-
deren Anteil hat — ich freue mich, daß er jetzt unter 
uns ist —, ist unser ehemaliger Bundesforschungsmi-
nister Heinz Riesenhuber. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang möchte ich Lob und 
Anerkennung den Wissenschaftlern, den Ingenieu-
ren, den Technikern, den Forschern und Tüftlern in 
unserem Land aussprechen, deren Fleiß und Kreativi-
tät die deutsche Forschungslandschaft blühen lassen. 
Unsere Gesellschaft sollte sich viel deutlicher zu 
denen bekennen, die den Wohlstand in unserem Land 
mit begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich appelliere hier besonders an die Schulen, die 
Lehrer, die Medien. Das Potential gut ausgebildeter, 
qualifizierter Arbeitskräfte ist unser Rohstoff. Diesen 
gilt es für ein wissensorientiertes Wachstum, für ein 
„Wachstum aus Intelligenz" einzusetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein guter Aus

-

druck!) 

Meine Damen und Herren, ein wesentliches Ele-
ment der deutschen Forschungslandschaft bilden die 
Großforschungseinrichtungen. Allein 2,5 Milliarden 
DM, entsprechend etwa 26 % des Etats des BMFT, 
entfallen auf diese Einrichtungen mit ihren fast 25 000 
Mitarbeitern. Die Schwerpunkte ihrer Arbeit sind 
vielfältig. 

Wir haben uns im Forschungsausschuß auf Initiative 
der Koalitionsfraktionen mit einem Antrag be treffend 
die Zukunft der Großforschungseinrichtungen be-
schäftigt; dieser Antrag soll sie auf eine sichere Basis 
stellen. Sie müssen sich nämlich ständig an for-
schungspolitische Schwerpunkte anpassen. So soll 
eine Bewertung der Großforschungseinrichtungen in 
den alten Bundesländern eine solide Grundlage für 
die dringend notwendigen Anpassungen liefern. 

In dem Papier der Weule-Kommission zur Verbes-
serung der Zusammenarbeit von Großforschungsein-
richtungen und Indust rie sind Vorschläge erarbeitet, 
wie sich die Großforschungseinrichtungen stärker für 
die Sicherung und den Aufbau der technologischen 
Wettbewerbsfähigkeit der industriellen Schlüssel-
branchen einbringen können. Das muß jetzt sorgfältig 
analysiert und dann in den Meinungs- und Entschei-
dungsbildungsprozeß einbezogen werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Hochlohnland Deutschland ist darauf angewiesen, 
für seine Exporte auf den Weltmärkten überdurch-
schnittliche Preise zu erlösen. Dies geht nur mit 
Spitzenprodukten. Zum Erhalt der Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands gegenüber wachsender Kon-
kurrenz aus Billiglohnländern, die heute nicht mehr in 
Fernost liegen, sondern unmittelbar vor unserer östli-
chen Haustür, bedarf es deshalb neuer Innovations-
sprünge. Wir verfügen traditionell über wesentliche 
Stärken auf vielen Gebieten höherwertiger Technolo-
gien. Diese Stärken müssen konsequent ausgebaut 
werden. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
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die Herausforderungen der Informationstechnik und  
der Mikroelektronik.  

Auch in Zeiten knapper Haushalte muß bei den  
Investitionen in Forschung und Entwicklung Konti-
nuität gewahrt werden. Fadenrisse in Forschung und  
Entwicklung darf es nicht geben. Der Ruf nach mehr  
Geld für die Forschung ist allerdings so populär wie  
alt. Wir haben uns als CDU/CSU-Fraktion ja ebenfalls  
intensiv daran beteiligt.  

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Aber im

-

mer weniger gibt es!)  

Aber natürlich können wir uns nicht den Zwängen des  
Haushalts verschließen. Wir sind schon dankbar, daß  
der Forschungsetat auf einem bestimmten Niveau  
gehalten wird, während die anderen Haushalte  
schrumpfen. Jede Mark, die wir nämlich in Forschung  
investieren, meine Damen und Herren, ist eine Versi-
cherungsprämie auf die Zukunft.  

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)  

Knappe finanzielle Mittel können auch ein heilsa-
mer Zwang sein, überkommene Strukturen zu opti-
mieren und den neuen Gegebenheiten anzupassen.  
Die Bundesregierung hat hierzu mit dem Beschluß,  
einen „Rat für Forschung, Technologie und Innova-
tionen" beim Bundeskanzler einzurichten, die Initia-
tive ergriffen. Dieser Rat soll Expertenwissen bündeln.  
Wenn Wissenschaft, Wirtschaft und Politik frühzeitig  
miteinander reden, dann läßt sich sehr schnell heraus-
finden, welches die innovativen Technologien sind,  
die wir für die Zukunft brauchen.  

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Wieviel  
Wochen vor der Wahl?)  

Auf keinen Fall soll dieser Rat etwa der Wissenschaft 

und der Wirtschaft Lehren erteilen, was sie zu tun und  
zu lassen haben. Aber er soll eine Art  Moderatoren-
funktion übernehmen.  

Dieser frühzeitige Dialog, die stärkere Verzahnung  
zwischen staatlicher Forschung und Industriefor-
schung führt zu einem schnelleren Transfer von For-
schungsergebnissen in innovative Produkte. Genau  
dies ist nach allen Analysen und Diagnosen der letzten  
Zeit das, worauf es ankommt.  

Meine Damen und Herren, Sie, die Opposition,  
kritisieren, auch in Ihrem Antrag, die Forschungspoli-
tik der Bundesregierung. Aber wenn ich mir einmal  
Ihre Aussagen vor Augen führe, dann muß ich Sie  
fragen: Wer bekämpft Transrapid? Wer hat dafür  
gesorgt, daß der Schnelle Brüter — von einer SPD-
Regierung initiiert — und der Hochtemperaturreaktor  
in Hamm nun als Bauruinen dastehen?  

(Zurufe von der CDU/CSU: Die da! — Die  
Verhinderer von der SPD!)  

Wer hat es zu verantworten, daß das Mox-Brennele-
mentewerk in Hanau seit drei Jahren im Wartestand  
verharrt, was eine Kapitalvernichtung ohnegleichen  
ist? Es ist die SPD in den jeweiligen Sitzländern dieser  
Einrichtungen.  

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)  

Wer hat zunächst den Chip als Jobkiller verteufelt?  
Wer hat alles darangesetzt, daß schließlich auch die  

biomedizinische, die pharmazeutische Forschung und  
Produktion ins Ausland abzuwandern drohen, ja  
bereits abgewandert sind? — Ich nenne als Stichwort  
nur die Tierschutzdebatte in den letzten Wochen.  
Wer sich, wenn es um neue Technologien geht,  

generell in der Rolle des Bedenkenträgers sonnt, der  
trägt systematisch, meine Damen und Herren von der  
SPD — an  die GRÜNEN will ich mich erst gar nicht  
wenden —, zur Verunsicherung der Bevölkerung  
bei.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  
Nichts ist so gut, als daß es sich nicht noch verbes-

sern ließe. Lassen Sie uns alle gemeinsam an  die  
Arbeit gehen, nicht nur reden — vor allem nicht neue  
Technologien kaputt- und schlechtreden —, sondern  
auch handeln! Das ist es, was nötig ist. Die SPD-
Forschungspolitik ist nicht geeignet, den Herausfor-
derungen der Zukunft Paroli zu bieten. Deswegen  
sollten wir alle uns Ihre Politik ersparen.  
Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)  

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat  
das Wort  der Kollege Josef Vosen.  

Josef Vosen (SPD): Frau Vizepräsidentin!  
(Zurufe: Oh! — Zuruf von der CDU/CSU: Das  

ist ja völlig unüblich!)  
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Der Bundes-
präsident — der noch amtierende —, der Bundeskanz-
ler — ebenfalls der noch amtierende —,  

(Zuruf von der CDU/CSU: Und noch län

-

ger!)  
die Spitzenverbände von Wissenschaft und Wirtschaft  
sowie der Deutsche Gewerkschaftsbund sind sich wie  
alle Fraktionen im Deutschen Bundestag darüber  
einig: In Deutschland muß mehr für die Forschung  
getan werden. — Darin sind wir uns alle einig.  
Nach zwölf Jahren Regierung von CDU/CSU und  

F.D.P. stelle ich nur fest: Zwölf Jahre hatten Sie Zeit,  
und jetzt müssen wir erkennen: Es muß mehr getan  
werden. Das hat l ange gedauert. Aber es hat auch  
seine Zeit gedauert, ehe wir in diese Situation gekom-
men sind.  
Der Bundesforschungsbericht 1993 legt Defizite  

offen dar. Sie stehen klar drin; sie sind nachzulesen.  
Wir stellen mit unserem Änderungsantrag heute  
fest:  

Der Bericht ist Ausdruck der Krise, in die die  
Bundesregierung die Forschungspolitik gesteu-
ert hat.  

Das ist etwas anderes, als das, was Christian Lenzer,  
mein Vorredner, hier vorgetragen hat.  

Mit dem dem Bundesbericht Forschung zugrunde  
liegenden Verständnis von Forschungs- und  
Technologiepolitik lassen sich die ökonomischen,  
sozialen und ökologischen Herausforderungen  
unserer Zeit nicht bewältigen. Ein s trategischer  
Neuanfang ist unumgänglich.  

(Beifall bei der SPD)  
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So sieht das aus. 

(Zuruf von der SPD: So sieht das in Wirklich

-

keit aus!) 

— So sieht das in Wirklichkeit aus. 

Christian Lenzer sprach eben von den blühenden 
Forschungslandschaften. Ich sage Ihnen: Ihre zwölf 
Jahre haben dazu geführt, daß die ehemals blühende 
Forschungslandschaft Deutschland nahezu verdorrt 
ist. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Da ist von Blühen keine Rede. Das zeigen folgende 
Fakten: Der Anteil des Forschungshaushalts am Bun-
deshaushalt ist von 2,7 % Mitte der achtziger Jahre auf 
jetzt 1,92 % — also unter 2 % — gesunken. Das 
bedeutet eine „strukturelle Lücke" von jetzt rund 
3 Milliarden DM jährlich. So sieht das in Wirklichkeit 
aus. 

(Zuruf von der SPD: So sieht das aus!) 

Wir müßten also 12 Milliarden DM haben, haben aber 
nur rund 9 Milliarden DM im Haushalt. Das ist die 
Wahrheit. Das weiß jeder. Deswegen kommt selbst 
der Bundeskanzler auf die Idee, daß da etwas getan 
werden muß. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Nein, leider noch 
nicht!) 

Der Anteil der Forschungs- und Entwicklungsaus-
gaben in Deutschland — gemessen am Bruttosozial-
produkt — ist auf unter 2,6 % gefallen. Zum Vergleich: 
Japan mehr als 3 %, USA 2,8 %. In den achtziger 
Jahren lagen die drei Länder gleichauf. In Staat und 
Wirtschaft hier in der Bundesrepublik fehlen somit für 
die Forschung — alles zusammengenommen — fast 
10 Milliarden DM jährlich. 

Von den 25 000 Personen der ehemaligen Akade-
mie der Wissenschaften der DDR sind knapp 11 000 
übriggeblieben. 

Von den rund 86 000 Personen der ehemaligen 
DDR-Industrieforschung sind 10 000 übriggeblie-
ben. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das beklagt selbst die 
Industrie jetzt!) 

Der Forschungsetat 1994 wurde entgegen ersten 
Ankündigungen des Finanzministers nicht von neuen 
Sparmaßnahmen verschont, sondern überdurch-
schnittlich noch einmal um 250 Millionen DM gekürzt. 
Eine Decke, die schon zu kurz ist, wurde noch kürzer 
— und das auch gegen den Protest von CDU/CSU und 
F.D.P. Das heißt, sie haben in ihrer eigenen Regierung 
nichts zu sagen. Trotzdem hat ihnen der Finanzmini-
ster wieder Geld abgenommen. 

Die Forschungseinrichtungen können ihre norma-
len Verpflichtungen nicht mehr decken. So sieht das 
aus. 

Mit dem Haushaltsentwurf 1995 — so wie er im 
Moment aussieht — setzt die Bundesregierung den 
Verdorrungsprozeß fort. So ist die Tatsache. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Verdorrte Landschaf

-

ten!) 

Ab dem 16. Oktober dieses Jahres — und da bin ich 
ziemlich sicher, trotz der Europawahlergebnisse — 
wird sich dieser Prozeß umkehren: Die Forschungs-
landschaft Deutschland wird mit den Sozialdemokra-
ten wieder zum Blühen gebracht werden. So wird das 
sein und nicht so, wie Sie das darstellten. 

Ich denke mir, daß wir hier auch die Wirtschaft 
auffordern müssen, ihrerseits ebenfalls erheblich 
mehr für die Forschung zu tun. Was die Wirtschaft will, 
sagt das Weule-Gutachten, das gerade angesprochen 
wurde: Die Wirtschaft will nichts anderes, als die 
Großforschungseinrichtungen, die der Staat, also der 
Steuerzahler, bezahlt, bis zu 75 % als Vorlaboratorien 
für sich nutzen, und zwar für die Industrieforschung. 
Damit wird Grundlagenforschung in diesen Einrich-
tungen nahezu unmöglich gemacht. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Kurzfristiges Denken 
ist das!) 

Andererseits wird die Wirtschaft dafür nicht bezah-
len wollen; d. h. der Steuerzahler soll Industrielabora-
torien bezahlen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das geht ja wohl 
nicht!) 

Dagegen werden wir uns wehren. Die „FAZ" von 
heute hat diesen Anspruch als „dreist" bezeichnet. 
Das ist das richtige Wort für diesen Prozeß. 

Ich meine, daß wir durch unseren Änderungsan-
trag, der heute vorliegt, folgendes erreichen: Wir 
werden eine wettbewerbsfähige Industriestruktur 
schaffen, eine regional ausgewogene und leistungsfä-
hige Forschungslandschaft errichten, eine Wiederauf-
nahme der Forschung zur Humanisierung des Arbeits-
lebens wird erfolgen, die Entwicklung erneuerbarer 
Energien und Energiespartechniken wird vorange-
bracht, eine Neuorientierung der Umweltforschung 
wird eingeleitet werden. Die Entwicklung neuer Ver-
kehrstechnologien sowie neuer Kraftstoffe wird eben-
falls vorangetrieben, wenn wir uns heute durchsetzen. 
Auch der Ausbau der Gesundheitsforschung wird 
forciert. Eine ernsthafte Technikfolgenabschätzung 
und -bewertung wird von uns aus garantiert. Die 
Stärkung des Freiraums und der Kontinuität für die 
Grundlagenforschung — das ist sehr wichtig - muß 
sicher sein. Die internationale Zusammenarbeit wird 
verstärkt, und die Nutzung auch neuer Instrumente 
für die Forschungs- und Technologiepolitik wird 
durch Förderung vor allen Dingen mittelständischer 
Unternehmen und kleinerer Unternehmen erfolgen. 
Wir werden neue Modelle in die Forschungsland-
schaft einbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was für Mo

-

delle?) 

Wir werden auch einen wirksamen Technologierat 
nach dem Vorbild der USA unterstützen und einen 
ständigen forschungspolitischen Dialog ins Leben 
rufen. Dazu werden wir die Wiedereinführung der 
steuerlichen Forschungsförderung ebenfalls in die 
Politik einbringen und alle rechtlichen Normen über-
prüfen, die Hemmnisse für Forschung und Entwick-
lung in unserem Lande darstellen. Das sind alles keine 
neuen Forderungen, sondern das sind alles Forderun-
gen, die seit Jahren von uns erhoben werden und die 
Sie seit Jahren mißachten. Ich sage Ihnen: Das, was 
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Sie zu verantworten haben, läßt sich von Forschung 
und Wissenschaft und auch von der Industrie kaum 
verkaufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum verhindert 
ihr denn die Forschung überall?) 

Mit noch so vielen Worten, die heute hier gesprochen 
werden, läßt sich diese strukturelle Lücke, die zwölf 
Jahre lang entstanden ist, nicht über Nacht ausräu-
men. Forschungspolitik ist Infrastrukturpolitik für eine 
Volkswirtschaft, und wer daran sündigt, versündigt 
sich an der Zukunft unseres Landes, und das haben 
Sie getan; das muß man  ganz klar sagen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Bravo!)  

Sie haben einmal komplett die ganzen Forschungs-
mittel, die wir in den neuen Ländern zusätzlich 
benötigt hätten, weggespart. Der Forschungsetat war 
— bis heute ist er es — der Spartopf des Finanzmini-
sters. Es wird förmlich ausgeplündert, was wir für 
unsere Bundesrepublik und für ihre wissenschaftliche 
und technologische Zukunft finanziell brauchen. 
Nun bemüht sich der Minister — er ist da —, das zu 

verbessern; das will  ich wirklich anerkennen. Übri-
gens: Alle Kolleginnen und Kollegen aus dem For-
schungsausschuß haben das immer wieder ge-
macht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bisher ohne 
Erfolg!) 

Wir haben ein hohes Maß an  Übereinstimmung. Aber 
wenn es uns nicht gelingt, den Finanzminister und den 
Bundeskanzler von Sprüchen fernzuhalten und sie zu 
Taten zu verleiten, dann wird die Forschung in diesem 
Land auch weiterhin wie in den vergangenen Jahren 
einen Ausdörrungsprozeß erleben. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie leiden an Wirklichkeitsmangel!) 

Vizepräsidentin Renate  Schmidt:  Als nächstes hat 
der Kollege Jürgen Timm das Wort. 

Jürgen Timm (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Kollege Jupp 
Vosen, wir könnten natürlich viel besser dastehen, 
wenn nicht manches, was wir in der Forschungspolitik 
durch gemeinsame Beschlüsse angesetzt haben, am 
Ende von Ihnen und von Ihren Kollegen wieder 
zurückgenommen wird, wenn es um die Umsetzung, 
um die Nutzung geht. 

(Zuruf von der SPD: Zickzackkurs!) 
Meine Damen und Herren, Wissen und Forschungs-

kapazität ist für unser L and ein Zukunftskapital, das 
wir nicht leichtfertig vergeuden dürfen. Deshalb ist es 
notwendig, unsere Kraft darauf zu verwenden, den 
Forschungsstandort Deutschl and nicht nur zu erhal-
ten, sondern auch auszubauen. Die heutige Debatte 
um die Forschungspolitik der Bundesregierung bildet 
zunächst einmal den vorläufigen Schlußstein einer 
sehr erfolgreichen Forschungspolitik dieser Bundes-
regierung in dieser Legislaturperiode. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich muß das ganz deutlich so sagen, denn anders als 
die Kolleginnen und Kollegen der SPD kommen wir 
natürlich zu einer anderen Bewertung des For-
schungsberichts 1993. Ich denke, er ist durchaus ein 
beredtes Zeugnis für die Leistungen dieser Regierung 
unter — das muß man, glaube ich, deutlich hervorhe-
ben — schwierigen Rahmenbedingungen. Denn die 
Probleme, die wir in dieser Legislaturperiode mit der 
Aufarbeitung der Wiedervereinigung und der Aus-
dehnung des Forschungsstandorts Deutschland auf 
alle Bundesländer zu bewältigen hatten, waren keine 
geringen. Hier war in den neuen Bundesländern eben 
40jährige Planwirtschaft abzubauen, und die For-
schungspolitik mußte zu einem wirksamen Hilfsmittel 
bei der Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
eingesetzt werden, um die Spitzenposition der Bun-
desrepublik Deutschland zu erreichen. 

Ich will noch einmal betonen, daß für die F.D.P. die 
Forschung, die Freiheit der Forschung und die 
Bedeutung der Forschung über alle Themenfelder von 
den Geisteswissenschaften über die Naturwiss en

-

schaften bis zu den Technikwissenschaften uneinge-
schränkt in hohem Maße geachtet werden. Geistes-
wissenschaftliche Forschung hat bei uns den gleichen 
Stellenwert wie z. B. Forschung im Solartechnikbe-
reich, im Solarenergiebereich, in der Umweltvorsorge 
oder aber auch zur Sicherung zukünftiger Kernreak-
toren. Es liegt aber in der Natur der Sache, daß wir uns 
hier vornehmlich mit den Feldern auseinanderzuset-
zen haben, auf die der staatliche Einfluß bleibt. Ich will 
hinzufügen: Wir haben für die grundgesetzlich garan-
tierte Freiheit der Forschung nicht viel mehr Möglich-
keiten, als über den bescheidenen Etat des Bundes-
forschungsministers oder den Bereich der Großfor-
schungseinrichtungen oder die Projektförderung Ak-
zente zu setzen. Weil die Forschung in ihrer effektiv-
sten Form aber dort gedeiht, wo sich der Staat heraus-
hält, können Sie davon ausgehen, daß diese unsere 
besondere Wertschätzung erfährt. 

Auch wenn jetzt Wahlkampf ist: Verzeihen Sie mir, 
wenn ich die Gelegenheit nutze, einmal klarzustellen, 
warum es gerade in dieser Zeit für die Forschung und 
die Zukunft wichtig bleibt, daß sich die F.D.P. als 
Hüter einer freien Forschung gegen die dirigistischen 
und interventionistischen Bestrebungen rechts und 
links von uns zur Wehr setzt. Herr Flöhl, der hier schon 
zitiert wurde, hat in der „FAZ" heute etwas zu den 
planwirtschaftlichen Elementen der Forschungspoli-
tik gesagt. Er hat hinter die Überschrift „Geplante 
Forschung" zu Recht ein Fragezeichen gesetzt. Aber 
hinter die Vorstellungen der Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD in ihrem veränderten neuen Entschlie-
ßungsantrag hat er unter der gleichen Überschrift drei 
Ausrufezeichen gesetzt. Das möchte man dabei viel-
leicht einmal berücksichtigen. 

Gefährlich wird es immer dann, wenn sich unsere 
Partnerfraktionen, sowohl die CDU/CSU als auch die 
SPD, hier in gleichen Vorstellungen treffen. Vielleicht 
sollte man, Kollege Vosen und Kollege Lenzer, den 
Technologierat einmal unter diesem Gesichtspunkt 
betrachten. Wir glauben nämlich nicht, daß ein 
irgendwie gearteter Technologierat oder eine irgend- 
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wie geartete Industriepolitik oder so etwas besondere 
Bedeutung besitzt. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das erklä

-

ren Sie einmal Herrn Bangemann!) 

— Ich sage das so, wie ich das empfinde und wie ich 
das will. — Wir können auch nicht erkennen, daß 
direkte Forschungsförderung besondere Vorteile ge-
genüber breitangelegten indirekten Fördermaßnah-
men besitzt. 

Meine Damen und Herren, wofür kämpft die F.D.P.? 
Wir kämpfen weiterhin 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Um das 
Überleben!) 

dafür, daß die Freiheit der Forschung insbesondere in 
der Grundlagenforschung erhalten bleibt. Wer auch 
immer das unsägliche Wort von der „anwendungs-
orientierten Grundlagenforschung" geschaffen hat  — 
es  ist unserer Ansicht nach absolut falsch. Hier darf 
nicht die breitangelegte Neugier beschnitten werden. 
Freiräume der Forschung schafft man  sich auch nicht 
durch immer mehr Geld, und auch Milliardenforde-
rungen, Kollege Vosen, werden hier nichts wiedergut-
machen, was durch die SPD mit ihren innovationsver-
hindernden Politikvorstellungen an anderer Stelle der 
Forschung aufgebürdet wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Neue Freiräume schafft man durch die Möglichkeit, 
mit den existierenden Mitteln effizienter umzugehen. 
Ich denke auch, daß wir davon abgehen müssen, daß 
Großforschungseinrichtungen manchmal zu gar nicht 
wiederzuerkennenden Forderungen gezwungen wer-
den, z. B., daß plötzlich ein Kernspingerät erdbeben-
sicher aufgestellt werden muß oder daß, weil ein 
Vorstandsmitglied raucht, feuerhemmende Türen 
eingebaut werden müssen. So etwas kann man sich 
eigentlich gar nicht vorstellen. Ich meine, auf eine 
solche Weise werden der Forschung wertvolle Mittel 
entzogen, die an anderer Stelle effizienter eingesetzt 
werden können. 

Folgende Frage hätten wir auch noch zu klären, 
nämlich, daß immer noch nicht abgesichert ist, daß das 
Finanzamt nicht mitkassiert, wenn Fördermittel 
gezahlt werden. Hier müssen die Bundesländer sehr 
deutlich daran mitarbeiten, daß es zu einer Steuerbe-
freiung kommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles in  Nord
-rhein-Westfalen!)  

Meine Damen und Herren, bei uns haben die 
Warnleuchten — Herr Hollerith, das sage ich, weil Sie 
mich eben angesprochen haben — auch bei dem 
Punkt geleuchtet, ob sich an deutschen Börsen Spe-
kulationshoffnungen, etwa mit dem Instrument 
NASTRAQ, ergeben hätten. Ich denke, man sollte 
vielleicht einmal Herrn Steinkühler fragen, welche 
Erfahrungen er damit gemacht hat. Wenn Versiche-
rungen und Börsen der Meinung wären, daß hiermit 
etwas Attraktives gestaltet werden kann, hätten sie 
sich schon längst darauf gestürzt. 

Noch ein Wort zum gestrigen DGB-Kongreß in 
Berlin: Unser Parteivorsitzender Klaus Kinkel hat dort 
gesprochen; er hat auch etwas zur Postreform gesagt. 

Er ist mit einem Pfeifkonzert bedacht worden, als er 
gesagt hat, daß bestimmte Dinge erforderlich sind, um 
Innovationen für die Zukunft erreichen zu können. 
Meine Damen und Herren, ich denke, so kann m an 

 nicht reagieren, wenn die Forderung nach Innovatio-
nen in unserem Land erhoben wird. 

(Dr. Ulrich Briefs [fraktionslos]: Ich war 
dabei! Die Kollegen waren doch ganz 

brav!) 

— Ja, gut. 
Vielleicht sollte man sich besser mit Herrn Rappe 

verständigen, einem Kollegen der SPD-Fraktion. Mit 
dem, was er zur Gentechnik und zum Tierschutz 
gesagt hat, können wir von der F.D.P. gut leben, und 
es steht dem Standort Deutschl and sehr gut an. 
Vielleicht noch ein paar kurze Worte zur Zukunft: Es 

stehen die Chefgespräche zum Einzelplan 30 an, die 
in Kürze stattfinden müssen. Ohne Prophet zu sein, 
kann ich sagen: So viel Neues an Kapital und Finanz-
mitteln steht da wohl nicht zu erwarten. Ich denke 
aber, daß wir darum kämpfen müssen — der For-
schungsminister hat unsere volle Unterstützung — 
und daß es darum gehen muß, mehr Mittel für den 
Forschungsbereich freizuschaufeln. Dies dient einem 
guten Zweck; das ist hier ja auch schon angeklungen. 
Ich meine, der Forschungsstandort Deutschland hat es 
verdient, daß das, was in den vergangenen Jahren 
— zum Teil, gebe ich zu, auch gemeinsam — mitein-
ander formuliert und dargestellt worden ist, einer 
vernünftigen Nutzung zugeführt wird, und daß wir 
diese Gemeinsamkeit, was die Nutzung angeht, dann 
ebenfalls durchhalten müßten. Als Stichworte nenne 
ich: Transrapid, die neue Generation der Kernreakto-
ren. Es ist erforderlich, daß wir das gemeinsam durch-
setzen. Wir müssen wieder zu einem Konsens zurück-
finden, der verlorengegangen ist. Nur wenn wir das 
erreichen, können wir gemeinsam ebenfalls errei-
chen, daß die Mittel für die Forschungsförderung nicht 
weiterhin gekürzt werden, vielmehr daß sie sinnvoller 
und effektiver eingesetzt werden können. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als Nächste 
spricht die Frau Kollegin Dr. Fischer. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich, daß 
manch eine Erkenntnis auch zum Allgemeingut wird. 
Wie heißt es doch in der Beschlußempfehlung zur 
Industrieförderung in den neuen Ländern: „Die Situa-
tion in der Industrieforschung ist besorgniserre-
gend." 
Noch vor nicht allzulanger Zeit ist unserer Gruppe 

„Miesmacherei" vorgeworfen worden, als wir auf die 
verheerenden Folgen der Forschungspolitik der Bun-
desregierung hinwiesen. Bedauerlich, Ihre Erkennt-
nis kommt ein wenig spät, denn die Vernichtung 
zahlreicher Forschungseinrichtungen und Massen-
entlassungen von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern sind kurzfristig nicht rückgängig zu 
machen. Mir ist allerdings klar, daß Sie Ihre Fehler 
nicht zugeben werden bzw. die Situation in Ost- 



20208 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 

Dr. Ursula Fischer 

deutschland mit der 40jährigen Herrschaft des Realso-
zialismus erklären. Glücklicherweise sehen dies 
neben uns als „professionellen Miesmachern" viele 
ostdeutsche Menschen anders. 

Doch reden wir von der Gegenwart. Die vorgelegte 
Beschlußempfehlung enthält neben kleinen positiven 
Ansätzen im wesentlichen weder neue Ideen noch ein 
Konzept für eine sinnvolle Forschungs- und Techno-
logiepolitik. Empfehlungen und Absichtserklärungen 
helfen den Menschen in Ostdeutschland nicht weiter. 
Es ist ein schöner Zug, wenn Sie für ostdeutsche 
Forschungseinrichtungen werben wollen: Doch wel-
chen strukturellen Nutzen versprechen Sie sich 
davon? 

Meine Damen und Herren, die indirekt darin ent-
haltene Kritik an der Treuhand und ihrer fatalen 
Politik der Privatisierung ist ein positiver Anfang. 
Davon allein kommen allerdings industrielle For-
schungsabteilungen nicht zurück. Eine im Prinzip auf 
privatmarktwirtschaftliche Forschungsförderung aus-
gerichtete Politik wird keine dauerhaften Erfolge 
vorweisen können, dafür ist schon zuviel kaputt. 

Ich weiß, daß eine stärkere öffentliche Förderung 
von Wissenschaft und Forschung, der Ausbau der 
Hochschulen und Auffang- und Qualifizierungsein-
richtungen für Wissenschaftler Geld kosten. Das sollte 
es uns aber wert sein, zumal eine Umstrukturierung 
bisheriger Forschungsförderung auch Einsparungen 
bringen würde. 

Rüstungsforschung, Forschung für Raumfahrt, 
Atomtechnologie und Gentechnologie verschlingen 
nach wie vor große Anteile des Forschungsbudgets, 
womit ich auf Ziele und Inhalte von Wissenschaft und 
Forschung zu sprechen komme. Gerade die Neuglie-
derung der Forschung in Ostdeutschland hätte die 
Chance geboten, bei der Forschungsförderung neue 
Akzente zu setzen. Leider finden solche Argumente 
zur Zeit keinerlei Gehör. 

Die sogenannte Krise des Standorts Deutschland 
dient dazu, jedweden kritischen Einwand in bezug auf 
die Erforschung und Entwicklung bestimmter Tech-
nologien zu ignorieren. Es ist fast so, als wäre schon 
allein die Frage nach sozialen und ökologischen 
Folgen unzulässig. Kritikerinnen und Kritikern wird 
pauschal Fortschrittsfeindlichkeit vorgeworfen, wobei 
Fortschritt nur als Frage des ökonomischen Gewinns 
wahrgenommen wird. Es ist deshalb wohl kein Zufall, 
wenn über die Förderung der Geisteswissenschaften 
kein oder kaum ein Wort verloren wird. 

Gerade der Aufbau und die Förderung von Groß-
forschungsanlagen werden fast ausschließlich aus 
einem ökonomischen Blickwinkel gesehen. Dort ist 
natürlich der Druck, Forschungsergebnisse direkt in 
wirtschaftliche Erfolge zu verwandeln, besonders 
hoch. Die sogenannte Freiheit der Wissenschaft ist 
durch den Anwendungszwang, speziell bei Großfor-
schungsanlagen, an denen die Privatwirtschaft betei-
ligt ist, eine reine Fiktion. Harmlose Grundlagenfor-
schung, wie viele einem weismachen wollen, wird 
dort auch nicht betrieben. 

Nehmen Sie als Beispiel das Max-Delbrück-Zen-
trum in Berlin, dessen Ziel die Entwicklung und 
Durchsetzung der Gen- und Biotechnologie ist. In 

Wahrheit wird dort  interessengeleitet gearbeitet, und 
das heißt, Großforschungseinrichtungen dienen in 
erster Linie einer falschen technologiezentrierten 
Industriepolitik. 

Wissenschaft und Forschung müssen jedoch sozia-
len und ökologischen Kriterien genügen. Sie müssen 
darauf aus sein, global zu denken und nicht nur den 
deutschen und westlichen Interessen zu entsprechen. 
Wissenschaft und Forschung müssen ebenso demo-
kratische Kontrolle akzeptieren; denn es kann doch 
nicht sein, daß Wissenschaftler dies als Einmischung 
in ihre Angelegenheiten werten, während sie die 
Folgen ihrer Entwicklungen der Gesellschaft zumu-
ten. Hierfür ist die Gentechnologie ein gutes Bei-
spiel. 

Ich will aus aktuellem Anlaß ein paar Worte zur 
Genomanalyse im Arbeitsverhältnis sagen. Wie viele 
wissen, plant die Bundesregierung im neuen Arbeits-
schutzrahmengesetz die Einführung der Genomana-
lyse bei Gesundheitsuntersuchungen. Unter Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit, deren mangelnde Kenntnis 
nutzend, erklärt sie demgegenüber, das neue Gesetz 
enthalte ein Verbot der Genomanalyse. Sie macht sich 
dabei die Defini tion der Genetiker zu eigen, wonach 
die Analyse einzelner Gene und Genabschnitte nur 
genetische Analyse genannt wird. 

Dies ändert jedoch nichts daran, daß mit dieser 
Genanalyse eine Auswahl von Arbeiterinnren und 
Arbeitern nach biologischen Kriterien möglich wird. 
Es wird in Leistungsfähige und Kranke unterschieden 
werden, obwohl doch die Gentests nur über Disposi-
tionen Auskunft geben. Die Freiwilligkeit, die das 
Schutzgesetz vorsieht, ist angesichts Millionen Arbeit-
suchender nur formal gegeben. Als Resultat dieser 
Regelung steht vielmehr zu befürchten, daß unter 
Arbeitsuchenden eine Konkurrenz um sogenannte 
gute Erbanlagen einsetzen wird. 

Eigentliche Aufgabe eines Arbeitsschutzgesetzes 
sollte es sein, jede Arbeiterin und jeden Arbeiter vor 
einer Gesundheitsgefährdung zu schützen. Das heißt: 
Ein Unternehmen muß sicherstellen, daß Menschen 
jeglicher Konstitution einen Arbeitsplatz auch wahr-
nehmen können. Sonst wird das Unternehmen einsei-
tig entlastet und statt dessen die Gesundheitsvorsorge 
privatisiert, obwohl kein Mensch für seine gene tische 
Konstitution verantwortlich ist. Diese Bedenken, die 
ich hier ausführe, werden ja auch durch das Gutachten 
des Büros für Technikfolgenabschätzung bestätigt. 
Wofür erstellt eigentlich ein solches Büro unter gro-
ßem Aufwand solch ein Papier, wenn es dann nicht 
sehr ernstgenommen wird? 

Meine Damen und Herren, um einer drohenden 
genetischen Diskriminierung entgegenzuwirken, 
sollte der Einsatz gene tischer und biochemischer 
Tests im und vor dem Arbeitsverhältnis grundsätzlich 
verboten bleiben. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unsere Aufgabe besteht darin, Schadstoffe, Lärm und 
Überanstrengung am Arbeitsplatz zu bekämpfen und 
nicht Menschen noch das Leben schwer zu machen, 
die möglicherweise später mit einer Krankheit zu 
kämpfen haben. 
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Ich möchte noch eine Aussage des Büros für Tech-

nikfolgenabschätzung hervorheben: Wir sollten der 
Aufforderung, im Versicherungsrecht einen Schutz 
vor genetischer Diskriminierung zu schaffen, sehr 
schnell Folge leisten. Von einem Mitarbeiter des 
Humangenetischen Instituts Bonn weiß ich, daß es an 
seinem Institut bereits Anfragen von Versicherungen 
gegeben hat. Dies beweist die Notwendigkeit und die 
Eiligkeit einer solchen Regelung. 

Meine Damen und Herren, im Anschluß an diese 
Debatte werden wir vermutlich einstimmig die Ent-
schließung zum Verbot der Klonierung menschlicher 
Embryonen verabschieden. In der Regel sonnen wir 
uns dabei im Licht des Embryonenschutzgesetzes, 
welches eine Klonierung verbietet. Besonders Mi-
nister Seehofer wird nicht müde, die Fortschrittlich-
keit der deutschen Gesetzgebung zu betonen. 

Durch Indiskretion ist vor einigen Wochen der 
Entwurf einer Europäischen Bioethik-Konvention 
bekanntgeworden, der sämtliche ethischen Grenzen 
der Biowissenschaften überschreitet. Der Skandal 
daran ist, daß zumindest ein Mitarbeiter des Gesund-
heitsministeriums an der Ausarbeitung dieses Ent-
wurfs beteiligt war. Mir kommt der Verdacht, daß mit 
wohlmeinenden Entschließungen nur die Öffentlich-
keit beruhigt und abgelenkt werden soll, während 
hintenherum schon die Planung für die Zukunft 
läuft. 

Die Bioethik-Konvention enthält nämlich keinerlei 
Verbot der Klonierung von Embryonen; doch das ist 
noch das kleinste Übel. Dem Entwurf zufolge sollen 
Forschung an  Embryonen die ersten 14 Tage erlaubt 
sowie genetische Tests zu Forschungszwecken zuläs-
sig sein. Und der Gipfel des Ganzen: An Behinderten 
dürfen Eingriffe ohne therapeutischen Wert vorge-
nommen werden, obwohl oder gerade weil sie diesem 
Eingriff nicht zustimmen können. Mich beeindruckt 
das sehr. Ich finde, das ist wirklich menschenverach-
tend. 

Dies alles, meine Damen und Herren, ist ein Horror-
katalog, der auch nicht mit dem Hinweis auf nationale 
Gesetzgebungen gemildert wird. Ich kann mir schon 
jetzt die Kampagne lebhaft vorstellen, die hier gestar-
tet wird, wenn andere Staaten die genannten Grund-
sätze umsetzen. Mit dem Argument der Konkurrenz-
fähigkeit des Standortes Deutschl and werden Wissen-
schaft, Industrie und Politik versuchen, diese Grund-
sätze auch hier in Deutschland durchzusetzen. 

Meine Damen und Herren, achten wir darauf, daß 
Beschlüsse, die hier gefaßt werden, ihre Gültigkeit 
behalten. Sie erinnern sich sicher noch an den Wider-
stand vieler Menschen, darunter besonders Behin-
derte, gegen die Veröffentlichung der Bücher Peter 
Singers. Man kann geteilter Meinung über ein Verbot 
von Büchern sein. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das ist 
wohl wahr!) 

Was nicht sein darf, ist, daß die Pseudoethik Singers 
Grundlage unseres Umgangs mit Menschen und der 
Anwendung der Biowissenschaften wird. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat Frau 
Kollegin Vera Wollenberger das Wort. 

Vera Wollenberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
offizielle These, die Gentechnik sei die Schlüsseltech-
nologie der Zukunft, ist mehr als zehn Jahre alt. Es 
wird Zeit, hiervon Abschied zu nehmen und die 
staatlichen Forschungsprogramme und Maßnahmen-
kataloge aus ihrer einseitigen Fixierung zu befreien. 
Das Verdienst des Büros für Technikfolgenabschät-
zung besteht darin, dies in einem kritischen Be richt 
nachgewiesen zu haben. 
Nicht zuletzt deshalb hat die Studie zur biologi-

schen Sicherheit bei der Nutzung der Gentechnik in 
den Kreisen der Bundesregierung solchen Aufruhr 
verursacht. Am liebsten wäre es der Regierung wahr-
scheinlich gewesen, wenn die Ergebnisse auf immer 
in der Schublade verschwunden wären. Ich will des-
halb insbesondere drei Punkte des Berichts noch 
einmal hervorheben. 
Erstens. Kritiker wie Befürworter der Anwendung 

der Gentechnologie konstatieren übereinstimmend 
einen Rückstand der Sicherheitsforschung in der 
Bundesrepublik. Festgestellt wird, daß sicherheitsre-
levante Themen weder in nationalen noch in interna-
tionalen Forschungsprogrammen ausreichend Beach-
tung finden. Festgestellt wird, daß keine Anreize für 
Sicherheitsforschung vorhanden sind. Festgestellt 
wird, daß eine zu schmale Finanzbasis gegeben ist. 
Festgestellt wird weiter, daß die Sicherheitsforschung 
am schlechten Zugang zu sicherheitsrelevanten 
Daten scheitert. Festgestellt wird endlich, daß die 
Risikobewertungsversuche anläßlich der Freiset-
zungsversuche keineswegs ausreichen, um Gefahren-
potentiale auszuschließen. 
Bis heute ist die eher bescheidene Forderung der 

Naturschutzverbände nach je einer Mark für Sicher-
heitsforschung bei je 10 DM für die Forschung nicht 
erfüllt. Der Vorschlag, eine Bundesanstalt für Sicher-
heitsforschung einzurichten, ist bis heute weder 
geprüft noch sachkundig bewertet worden, obwohl 
der Bericht nun schon ein Jahr alt ist. 
Zweitens. Die differenzierte Kritik der Öffentlich-

keit an Anwendung, Methoden und industrieller Ver-
wertung von gentechnischen Methoden hält unver-
mindert an. Insbesondere wird die staatliche Förde-
rung der Gentechnik von einer Mehrheit der befrag-
ten Bürgerinnen und Bürger abgelehnt. Wachstums- 
und Fortschrittsversprechen müssen sich heute anders 
als noch vor einem Vierteljahrhundert begründen. 
Eine neue Technologie muß sich legitimieren können. 
Dies bedeutet heute: Sie muß nicht nur ihre wirtschaft-
liche, sondern auch ihre gesellschaftliche Nützlichkeit 
unter Beweis stellen. 
Die in der Studie zur biologischen Sicherheit enthal-

tene Umfrage zu Einstellung und Akzeptanz der 
Bürgerinnen und Bürger hinsichtlich gentechnologi-
scher Methoden bringt einen informationspolitischen 
Skandal zutage. Das Vertrauen der Öffentlichkeit in 
die Informationspolitik der Bundesregierung ist 
gering. Bürgerinnen und Bürger wenden sich lieber 
an nichtstaatliche Institutionen wie an Verbraucher- 
und Umweltschutzverbände, wenn sie über Gentech-
nik informiert werden wollen. Nur 8 % der Befragten 
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haben Vertrauen in staatliche Behörden, wenn es um 
Informationen geht. 

Diese Daten zeigen zweierlei: Zum einen verhindert 
die antiquierte Geheimhaltungspolitik der Bundesre-
gierung eine demokratische und transparente De-
batte über Gefahren, Risiken und Grenzen der Gen-
technik. Zum anderen wachsen Skepsis und Miß-
trauen gegenüber staatlichen Institutionen. Es gibt 
einen Trend zu abwägenden Urteilen, die auf Infor-
mationen durch Nichtregierungsorganisationen ba-
sieren. Die desorientierende Informationspolitik der 
staatlichen Behörden, die Öffentlichkeit ausschließt, 
statt das Gespräch mit ihr zu suchen, führt zu einem 
Bruch zwischen Gesellschaft und staatlichen Instan-
zen. 

Drittens. Die Bundesregierung hat die Novellierung 
des Gentechnikgesetzes im Schulterschluß mit der 
Industrie durchgesetzt. Hauptargument für die De-
regulierung und die Beschneidung der Öffentlich-
keitsbeteiligung war und ist das Standortargument. 
Der Bericht des TFA-Büros belegt aber in aller Deut-
lichkeit: Es gibt in Deutschland keinen Standortnach-
teil. Mit der Behauptung von angeblich besseren 
Standortbedingungen in anderen Ländern wurde das 
rechtliche Instrumentarium zu Lasten des ökologi-
schen Gleichgewichts und des Schutzes der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher weiter verschlechtert. 

Das Gutachten des Fraunhofer Instituts für System-
technik und Innovationsforschung überführt auch hier 
die Bundesregierung einer fahrlässigen und verant-
wortungslosen Politik. Die ISI-Studie vergleicht nicht 
nur die einzelnen Bestimmungen in den USA, Japan 
und den Ländern der Europäischen Union, sondern 
auch die Erfahrungen mit den rechtlichen Regelun-
gen. Sie berücksichtigt darüber hinaus das öffentliche 
Meinungsklima in den jeweiligen Staaten. Die Unter-
suchung widerlegt die Behauptung, daß st rikte Aufla-
gen zu einer Abwanderung der industriellen Produk-
tion führen. Standortentscheidungen werden — ich 
zitiere wörtlich — „praktisch unabhängig von der 
Regulierungssituation ge troffen" . 

Auch der Eindruck, wonach die amerikanische 
Regelungspraxis zur Genehmigung eines Großteils 
der Freisetzungen von Pflanzen innerhalb kürzester 
Zeit und mit minimalem Aufwand führe, ist unzutref-
fend. In Japan sind die ersten Freisetzungen transge-
ner Pflanzen mit extrem hohen Anforderungen an die 
Dokumentation aller nur denkbaren Auswirkungen 
verbunden. Die Regelungen basieren dort — so die 
ISI-Studie — auf einer generell eher vorsichtigen 
Herangehensweise an  bisher nicht völlig geklärte 
Sachverhalte. 

Die Erfahrungen aus den USA und Großbritannien 
zeigen, so das Fraunhofer Institut, daß ein Genehmi-
gungsverfahren in diesen Ländern nur dann seine 
Funktion erfüllen kann, wenn die Öffentlichkeit dar-
auf vertrauen kann, daß allen relevanten Gefähr-
dungspotentialen und berechtigten Bedenken durch 
ein objektives Verfahren Rechnung getragen wird. 
Hinzu kommt, daß sowohl die USA als auch Japan 

 über ein scharfes Umwelthaftungsrecht verfügen. Der 
Zugang zu Informationen ist selbstverständlich für 
jede Bürgerin und jeden Bürger gesichert. 

Aus alledem folgt: Der immer wieder beschworene 
Standortnachteil und das Gerede von der Gentechnik 
als Schlüsseltechnologie, die Arbeitsplätze schaffe 
und wirtschaftliches Wachstum fördere, gehören in 
den Bereich der Fabel. Die Konsequenzen aus diesem 
Bericht können nur sein: Forschungsgelder müssen 
massiv in die Sicherheitsforschung umgelenkt wer-
den. Freisetzungen können so lange nicht verantwor-
tet werden, als ihre ökologische Unbedenklichkeit, 
und zwar auf lange Sicht hin, nicht feststeht. 
Genehmigungsverfahren sind transparent und un-

ter Beteiligung der Öffentlichkeit durchzuführen. Der 
Schutz von Mensch und Umwelt muß alleiniger und 
ausschließlicher Gesetzeszweck des Gentechnikge-
setzes sein. Informationsansprüche sind endlich, und 
zwar unabhängig von individueller Betroffenheit, 
gesetzlich anzuerkennen. 
Meine Damen und Herren, ich möchte nun noch 

gerne den zweiten hier zur Debatte stehenden Bericht 
des TFA-Büros streifen. Es ist das Verdienst dieses 
Berichts, auf die Gefahren der Genomanalyse, insbe-
sondere im Bereich des Arbeitsrechts und der präna-
talen Diagnostik hingewiesen zu haben. Die aus den 
USA bekannte Weigerung, ein mongoloides Kind in 
die Krankenversicherung aufzunehmen, weil dessen 
Erkrankung schon vorher auf Grund pränataler 
Diagnostik feststand, ist zutiefst inhuman  und verletzt 
die menschliche Würde. Schon heute sind Paare 
vielfach der humangenetischen Beratungssituation 
ausgeliefert. Ohne Regelungen zur Beratung besteht 
die Gefahr der Eugenik von unten, die sich heute 
schon ankündigt. Auf den Test folgt die Abtreibung. 
All diejenigen, die immer von Lebensschutz reden, 
werden hier der brutalen Heuchelei überführt. Ich 
möchte nicht ausmalen, was alles in der „schönen 
neuen Welt"  einmal als Behinderung angesehen wer-
den könnte. Eine informierte freie Entscheidung ist 
heute bei „negativem" Ausgang der pränatalen Dia-
gnostik kaum noch gewährleistet. 
Es bedarf daher st rikter Regelungen, die eine non-

direktive Beratung der Frau und des Mannes sicher-
stellen. Gentechnische Tests müssen im Bereich der 
Kranken- und Lebensversicherung st rikt verboten 
werden. Im Bereich des Arbeitsrechts lehnen wir 
jegliche genetischen Tests von Beschäftigten st rikt ab. 
Weder bei der Einstellung noch bei einem anschlie-
ßenden Monitoring dürfen solche Tests zur Anwen-
dung kommen. Eine gesetzliche Regelung, die gene-
tische Tests oder Diagnosen im Bereich des Arbeits-
schutzes und der Versicherung generell verbietet, ist 
daher überfällig. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
Herr Bundesminister Dr. Paul Krüger das Wort. 

Dr.-Ing. Paul Krüger, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Unsere letzte forschungs-
politische Debatte fand am Anfang des Jahres noch 
unter dem Eindruck von Rezession und Arbeitslosig-
keit statt. 

(Josef Vosen [SPD]: Das ist auch jetzt 
noch!)  



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 	20211 

Bundesminister Dr.-Ing. Paul Krüger 

Wir waren uns einig: Es besteht dringender Hand-
lungsbedarf in der Forschungs- und Technologiepoli-
tik. 

Heute haben wir die wirtschaft liche Talsohle verlas-
sen. 

(Josef Vosen [SPD]: Wer glaubt das?) 
— Herr Vosen, aktuelle Konjunkturdaten belegen nun 
fast täglich eine konjunkturelle Belebung. 

(Josef Vosen [SPD]: Keine strukturellen Pro

-

bleme, wie schön!) 

Dies darf nicht zu falschen Schlüssen verleiten. Sub-
stantielles, umweltgerechtes Wirtschaftswachstum 
und ein Abbau der Arbeitslosigkeit werden wir nur 
durch neue Wachstumsmärkte schaffen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist nur auf der Grundlage neuer Technologien 
möglich. Es ist nur machbar, wenn wir die richtigen 
Weichen dazu stellen, Herr Vosen. 

Die Auseinandersetzung um die Postreform II macht 
dies beispielhaft sehr deutlich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Der gesamte Bereich der Telekommunikation könnte 
schon Mitte des kommenden Jahrzehnts mit 5 % 
Anteil am Bruttoinlandsprodukt die volkswirtschaftli-
che Bedeutung der Automobilindustrie erreichen. 
Neue Arbeitsplätze könnten zusätzlich in vielfältigen 
damit verbundenen Dienstleistungen entstehen. 

Wir haben heute in Deutschland leistungsfähige 
Datennetze. Die wissenschaftlichen und technischen 
Grundlagen sind sehr gut. Wir haben aber ein Defizit 
in Preis und Nutzung dieser Netze. Es kommt nun 
darauf an, ein breites Spektrum von Anwendungen 
für Daten und Bildkommunikation über Information 
Highways, wie sie heute genannt werden, zu erschlie-
ßen. Die Wirtschaft braucht hierzu in erster Linie die 
richtigen Rahmenbedingungen. 

Die wichtigste dieser Rahmenbedingungen für die 
Information Highways ist für mich die Liberalisierung 
der Netze, also die umgehende Schaffung von Wett-
bewerbsstrukturen. Man kann mit Fug und Recht hier 
sagen: Wettbewerb ist der beste Innovationsmotor. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer keinen Wettbewerb schafft, blockiert die Zufahr-
ten zu den Information Highways, während andere 
Staaten derzeit daran arbeiten, sie zu planieren und zu 
asphaltieren. 

(Josef Vosen [SPD]: Hier bei uns wird aber 
nur monopolisiert!) 

— Herr Vosen, an dieser Stelle würde ich als SPD-
Vertreter doch nicht so laut tönen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte gar nicht näher darauf eingehen. 

In diesem Zusammenhang ist schon sehr erstaun-
lich, meine Damen und Herren, welch geringe Rolle 
diese Fakten in der öffentlichen Diskussion spielen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Mosdorf? 

Dr.-Ing. Paul Krüger, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Wenn Sie mir das nicht auf die Zeit 
anrechnen, dann ja. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das tue ich selbst-
verständlich nicht. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Minister, Sie haben 
vor wenigen Tagen ein Gutachten einer Unterneh-
mensberatung vorgestellt, das sich sehr kritisch mit 
dem Ausbau der Information Highways in Deutsch-
land beschäftigt hat, auch mit der Situation im Tele-
kom-Bereich. 

Dr.-Ing. Paul Krüger, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Ich habe das nicht vorgestellt. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Sie haben das nicht vorge-
stellt? Dann habe ich das falsch verstanden. Heißt das, 
daß Sie sich von dem Gutachten distanzieren? 

Dr.-Ing. Paul Krüger, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Nein, ich habe es zur Kenntnis 
genommen. Ich habe ein Gutachten erstellen lassen 
und es zur Kenntnis genommen. Ich habe zur Kenntnis 
genommen, daß einige Zahlen dieses Gutachtens 
nicht ganz aktuell sind. Ich habe das Gutachten 
gleichwohl in meine Entscheidungspraxis einfließen 
lassen. Aber ich habe es grundsätzlich nicht veröffent-
licht. Ich habe dazu immer wieder gesagt: Das ist kein 
Gutachten, das mein Haus akzeptiert bzw. veröffent-
licht. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Meine Frage war, welche 
Schlußfolgerungen Sie aus diesem Gutachten ziehen 
und ob Sie den Zustand, in dem wir uns gegenwärtig 
auch im internationalen Vergleich befinden, ebenfalls 
so skeptisch beurteilen wie dieser unabhängige 
Unternehmensberater oder so positiv wie diejenigen 
von der Telekom? 

Dr.-Ing. Paul Krüger, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Als wesentlich habe ich auch aus 
diesem Gutachten entnommen, daß wir, um mehr 
Anreize zur Nutzung von Information Highways zu 
schaffen, vor allem Wettbewerb brauchen, daß wir 
dringend daran arbeiten sollten, diesen Wettbewerb 
zu schaffen, und daß wir all diejenigen, die uns daran 
hindern wollen, im Prinzip eines Besseren belehren 
sollten. Dazu zählt zur Zeit auch die SPD, das ist mein 
Eindruck. Ich nehme gern zur Kenntnis, wenn das 
nicht der Fall sein sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Siegmar Mosdorf [SPD]: Also Wettbewerb ist 
alles für Sie! Mehr brauchen Sie nicht?) 

— Nein, es ist nicht alles. Aber hier liegt im Moment 
der größte Bremsklotz. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das begreifen die 
nie!) 

Ich darf dann fortfahren: Wir sind gewohnt, im 
Westen Deutschlands Arbeitsplatzverluste in traditio-
nellen Industrien lautstark zu beklagen. Niemand 
demonstriert aber für Hunderttausende von Arbeits-
plätzen in der Zukunft, die wir jetzt auf Grund solcher 
Tatbestände, wie wir sie eben diskutieren, nicht 
schaffen können. 
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Meine Damen und Herren, ich habe im vergange-

nen Jahr notwendige Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik fixiert und unverzüglich mit 
deren Realisierung begonnen. Ein Schwerpunkt-
thema ist und bleibt die Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für Forschung und Technologie. Dabei 
sind Fragen der Aufgeschlossenheit der Menschen 
gegenüber neuen Technologien und Entwicklungen 
die wohl wichtigste Voraussetzung für Verbesserun-
gen. Größere Spielräume für Forschung und Technik 
sind nur durchsetzbar, wenn in Deutschland verstan-
den wird, welche Bedeutung der wissenschaftliche 
und technologische Wandel für unser Land hat, wenn 
verstanden wird, wie sehr wir auf wissenschaftliche 
und technologische Entwicklungen angewiesen sind, 
und wenn wir deren erfolgreiche Umsetzung in Pro-
dukte und Märkte — und das heißt auch in die 
Schaffung von Arbeitsplätzen — überbringen kön-
nen. 

Wir haben in diesem Zusammenhang substantielle 
Schritte der Bundesregierung mit initiiert, um gesetz-
liche Rahmenbedingungen und Genehmigungsfri-
sten innovationsfreundlicher zu gestalten. Sie werden 
jetzt teilweise im Bundesrat blockiert. 

Meine Damen und Herren, wir sind im vergangenen 
Jahr bei der Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft ein erhebliches 
Stück vorangekommen. Wir haben in Deutschland 
eine ausgezeichnete Grundlagenforschung. Kein 
anderes Land engagiert sich laut OECD finanziell in so 
hohem Maße für die Grundlagenforschung wie 
Deutschland. Auf vielen Gebieten werden Spitzenlei-
stungen erbracht. 

Ich wiederhole es immer wieder: Ich setze mich 
dafür ein, daß Freiraum und Gewicht der Grundlagen-
forschung erhalten bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Grundlagenforschung dient vielen Zielen, nicht 
allein ökonomischen. Sie ist eine Basis der technolo-
gischen Kompetenz unseres Landes auf den Techno-
logiefeldern des 21. Jahrhunderts. 

Was wir aber mehr denn je  brauchen, ist eine 
stärkere Verknüpfung der Potentiale der Grundlagen-
forschung mit Innovationsaktivitäten der Wirtschaft. 
Wir brauchen also mehr Wissens- und Technologie-
transfer. Im vergangenen Jahr haben wir deshalb 
Programme und Pilotprojekte zur Forschungskoope-
ration, zur Einrichtung von Innovationskollegs an 
Hochschulen, zur Talentsicherung, zum Aufbau von 
Technologietransferstellen gestartet und ausgebaut, 
die vor allem die Möglichkeiten des Technologie-
transfers über Köpfe realisieren. 

Der Technologietransfer reicht aber allein nicht aus. 
Die Gewinnung und Zusammenführung von Wissen, 
von der Erarbeitung gemeinsamer Zielsetzungen bis 
zur erfolgreichen Innova tion, setzt die Anregung, die 
gegenseitige Mo tivation, ja vor allem die Kooperation 
von Teams aus Industrie und Wissenschaft voraus. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: So etwas 
haben Sie doch noch gar nicht!) 

Wir haben deshalb einen komplexen Innovations-
dialog begonnen, der Antworten auf Fragen nach 
Anwendungen von Forschung und Technik, also 
Visionen der Zukunft, erarbeitet. 

Herr Catenhusen, natürlich haben wir das seit 
langem. Wir haben die Delphi-Studie schon vor einem 
halben Jahr vorgestellt, die sich mit gleichen Proble-
men beschäftigt. 

Ein Ergebnis dieses Innovationsdialogs ist die Erar-
beitung umfassender Verbundprojekte. Wir haben in 
diesem Zusammenhang neue Förderkonzepte und 
Leitprojekte zu „Technologien des 21. Jahrhunderts" 
erarbeitet — wenn wir den Dialog nicht hätten, hätten 
wir das gar nicht tun können —, die sich stärker als in 
der Vergangenheit an dem Ziel der Anwendung 
orientieren. Ich denke hier u. a. an die Programme zur 
Lasertechnik und zur Mikrosystemtechnik sowie an 
umfassende Verbundprojekte wie die Entwicklung 
technischer Sehsysteme. An der Entwicklung dieser 
sogenannten elektronischen Augen arbeiten allein 
175 Partner in 15 industriegeführten Forschungsver-
bünden zusammen. Ich glaube, genau das ist der 
richtige Weg. 

Der Weg, den wir mit diesem systematischen 
Dialogprozeß eingeschlagen haben, stößt in Wirt-
schaft und Wissenschaft auf eine breite positive Reso-
nanz. Trotz aller Unkenrufe, so sage ich mit aller 
Entschiedenheit, werden wir diesen Weg konsequent 
weitergehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wer die Zusammenar-
beit zwischen Forschungseinrichtungen und Wirt-
schaft verbessern will, sollte die Großforschungsein-
richtungen in besonderem Maße einbinden. Ich habe 
deshalb Vertreter der Indust rie gebeten, Kooperati-
onschancen mit dem Forschungszentrum KfK Karls-
ruhe und dem Forschungszentrum KFA Jülich zu 
prüfen. Die Arbeit dieser Kommission ist ein wichtiger 
Schritt voran. Sie belegt die Qualität der Forschung in 
den Großforschungseinrichtungen. Sie zeigt auch das 
Interesse der Indust rie an  einer engeren Kooperation 
mit den Großforschungseinrichtungen. Und sie 
erbrachte gute und interessante Vorschläge, wie diese 
Zusammenarbeit gestaltet werden kann. 

Wir werden die Ergebnisse des Kommissionsberich-
tes detailliert auswerten. Wir werden dies unter der 
Prämisse tun, daß Lösungsansätze nur tragfähig sein 
können, wenn wir sie sorgfältig gemeinsam mit Groß-
forschungseinrichtungen und der Industrie diskutie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben dabei zu beachten, daß die Großfor-
schungseinrichtungen eine sehr differenzierte Aufga-
benstruktur haben. Sie haben neben der wirtschaft-
lich relevanten Forschung vor allem wich tige Aufga-
ben in der Vorsorgeforschung und in der Grundlagen-
forschung. Die Veränderung gewachsener Aufgaben-
verteilungen haben wir dabei sorgfältig zu bedenken. 
Denn es ist das erklärte Ziel meiner Politik, dafür zu 
sorgen, daß Forschungsaufgaben der Grundlagen- 
und Vorsorgeforschung gegenüber anwendungs-
orientierter Forschung auch in Zukunft in einem 
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ausgewogenen Verhältnis zueinander wahrgenom-
men werden. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt das?) 

— Das heißt, etwa in dem Verhältnis, wie wir es jetzt 
auch haben, denn dieses Verhältnis hat sich in 
Deutschland, glaube ich, bewährt. 

Mit der Evaluation der Umweltforschung durch den 
Wissenschaftsrat und der Begutachtung von For-
schungseinrichtungen durch den ZVEI haben wir auf 
weiteren Gebieten der institutionellen Förderung 
ähnliche Prozesse bereits angelegt. 

Die Aufgabe, Forschungseinrichtungen zu nutzen, 
stellt sich auch in den neuen Ländern. Wir haben nach 
der Umstrukturierung in  den  neuen Ländern eine 
Dichte von leistungsfähigen Forschungseinrichtun-
gen, die etwa der in den alten Bundesländern ent-
spricht. Ihr Aufbau ist einer der großen Erfolge der 
Forschungspolitik der vergangenen Jahre. Auch hier 
darf ich Heinz Riesenhuber in diesem Zusammenhang 
persönlich meinen Dank sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist auch ein gewichtiger Standortfaktor für die 
Ansiedlung von Industrieunternehmen, aber auch für 
die Gründung von kleinen und mittelständischen 
Unternehmen und damit natürlich für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen in der industriellen Forschung und 
auch in der Hochtechnologieproduktion. Dresden als 
zukünftiges Zentrum für Mikroelektronik ist hierfür 
nicht das einzige Beispiel. Insgesamt bleibt die Erhal-
tung und der Ausbau einer leistungsfähigen Industrie-
forschung in den neuen Ländern aber eine der größten 
Herausforderungen der Forschungs- und Technolo-
giepolitik in den kommenden Jahren. 

Trotz Stabilisierung der Industrieforschung in den 
letzten Monaten haben wir in diesem Bereich in den 
neuen Bundesländern weiterhin eine schwierige 
Gesamtsituation. Gleichwohl sind inzwischen eine 
Reihe positiver Anzeichen, insbesondere in mittel-
ständischen Betrieben erkennbar. Dies ist nicht 
zuletzt auch auf die umfangreiche Unterstützung 
durch die Bundesregierung zurückzuführen. Wir stei-
gerten die Mittel für industrielle Forschung und 
Entwicklung in den neuen Ländern ständig. Wir 
liegen 1994 mit ca. 740 Millionen DM bei etwa 40 % 
der internen FuE-Aufwendungen der Unternehmen in 
den neuen Ländern insgesamt. 

(Siegmar Mosdorf [SPD]: Was für einen For
-schungsetat wollen Sie denn haben?) 

Die vom BMFT geplante neue Maßnahme „Pro-
dukterneuerung" schafft neue Möglichkeiten gerade 
in diesem Bereich der Industrieforschung. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie planen 
aber schon ziemlich lange!) 

Hierfür werden Mittel aus dem Vermögen der Par-
teien und Massenorganisationen der DDR im Umfang 
von 75 Millionen DM eingesetzt. Die gleiche Summe 
wird den neuen Bundesländern noch einmal für spe-
zifische Aufgaben der Förderung im Bereich der 
Industrieforschung zugehen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Neulich 
war die Summe noch dreimal so hoch!) 

Die Forschungs- und Technologiepolitik hat insge-
samt im vergangenen Jahr eine Reihe wichtiger 
Entscheidungen getroffen und wich tige Initiativen 
vorangebracht. Wir haben darüber hinaus die Welt-
raumfahrt inhaltlich und finanziell konsolidiert. Wir 
haben den Transrapid aufs Gleis gesetzt; wir haben 
ihm eine neue, wie ich meine, tragfähige Perspektive 
eröffnet. Wir haben das vierte europäische Rahmen-
programm entscheidend mitgestaltet. Wir haben eine 
Reihe wichtiger Förderschwerpunkte und Förderpro-
jekte ausgearbeitet; ich nenne als Beispiel den pro-
duktionsintegrierten Umweltschutz oder Produktions-
techniken des 21. Jahrhunderts. Programme zur Ver-
kehrsforschung und auch zur Materialforschung ste-
hen unmittelbar vor der Fertigstellung. 
Nun gilt es, das Begonnene weiterzuentwickeln. 

Der Weg zu mehr Kreativität am Innovationsstandort 
Deutschland führt über mehr Kooperation auf der 
Basis gemeinsam erarbeiteter Zielvisionen. Hierzu 
haben wir wesentliche Prozesse eingeleitet. Wir 
gestalten damit eine Forschungspolitik, die wesent-
lich mehr ist als nur eine Förderpolitik. Es ist eine 
Forschungspolitik, die sich auf der Basis einer lei-
stungsfähigen Grundlagenforschung im anwen-
dungsnahen Bereich an Innovationszielen orientiert. 
Wir arbeiten damit an einer, wie ich meine, entschei-
denden Aufgabe für den Wissenschafts- und Wirt-
schaftsstandort Deutschland. Wir sind auf einem 
guten Weg, und wir werden diesen Weg konsequent 
fortsetzen. 
Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Wolf-Michael Catenhusen das Wort. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist für uns Sozialdemo-
kraten klar: Die Fähigkeit zu Innovation ist eine der 
Grundvoraussetzungen für die Zukunftsfähigkeit un-
serer Industriegesellschaft. Für unsere wirtschaftli-
chen, ökologischen und sozialen Probleme von heute 
und für die Wachstumsmärkte der Zukunft, für die 
Gestaltung unserer gesellschaftlichen Zukunft brau-
chen wir Fortschritte in der Grundlagenforschung, 
neue technische Lösungen und Konzepte der wirt-
schaftlichen, technischen und gesellschaftlichen Mo-
dernisierung. 
Es ist allerdings seit längeren Jahren auch bekannt, 

daß wir in Deutschland im Prozeß der Innova tion im 
internationalen Vergleich erhebliche Defizite aufzu-
weisen haben. Demgegenüber ist es erst wenige 
Monate her, daß sich nun auch die Bundesregierung 
diesem Problem verbal zuwendet. Die Häufigkeit 
dieser Reden in den letzten Wochen — bis hin zum 
Bundeskanzler — steht aber im krassen Widerspruch 
zu den weiter ausbleibenden politischen Handlungen 
und notwendigen Entscheidungen. 

(Beifall bei der SPD) 
Es ist ja verständlich, daß Sie im Vorfeld einer Wahl 

für bessere Stimmung in Wissenschaft und Wirtschaft 
sorgen wollen. Das haben Sie auf dem Feld der 
Forschungspolitik auch besonders nötig; denn in Wis-
senschaft und Forschung werden fehlende S trategien 
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der Forschungs- und Technologiepolitik und die seit 
Jahren andauernde reale Absenkung des Forschungs-
etats des BMFT zu Recht massiv kritisiert. 

Ihre S trategie besteht aus Ankündigungen, Verviel-
fachung von Strategiekreisen und Strategiediskursen. 
Kaum hat der Forschungsminister sich seinen Strate-
giekreis zugelegt, überholt ihn der Bundeskanzler mit 
einem Kaffee- oder Kaminkränzchen „Technologie-
rat" . Wir wollten einen Technologierat, der als unab-
hängige Einrichtung an  einer Verständigung über die 
notwendigen Technologien des nächsten Jahrzehnts 
mitwirkt, der Innovationsstrategien, in denen die 
Anstrengungen von Wissenschaft, Wirtschaft und 
Industrie zusammengebunden werden, entwickelt. 

Was jetzt passieren wird, wenn es überhaupt vor 
dem 16. Oktober zu etwas kommt, ist, daß wir einmal 
— zufälligerweise wenige Wochen vor den Wahlen — 
schöne Bilder über ein Zusammenkommen des Bun-
deskanzlers mit prominenten Vertretern von Wissen-
schaft und Industrie erleben werden. Das kann es ja 
wohl nicht sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles miesma

-

chen!) 

Sie müssen es sich schon gefallen lassen, daß wir Sie 
an  den Realitäten der Entscheidungen Ihrer For-
schungs- und Technologiepolitik der letzten zwölf 
Jahre messen und nicht an den Reden und Ankündi-
gungen, die sich in den letzten Wochen und Monaten 
häufen. 

Lassen Sie mich acht Ihrer forschungspolitischen 
Sünden exemplarisch kurz verdeutlichen. 

Sünde Nr. 1: Ihre Forschungs- und Technologiepo-
litik ordnet sich bis heute nicht in eine übergreifende 
Innovationsstrategie der Bundesregierung insgesamt 
ein. Sie haben nämlich keine. Von einer Bundesregie-
rung, die die Aufgaben der Zeit erkennt, würde man 
doch erwarten, daß sie — etwa in internationaler 
Kooperation — eine S trategie für eine dauerhaft 
tragfähige Energieversorgung und für eine wirksame 
CO2-Reduzierung entwickelt, daß sie die technologi-
sche Basis für die Produktionskonzepte des nächsten 
Jahrzehnts legen hilft, daß sie eine leistungsfähige 
und ökologisch verträgliche Verkehrs- und Kommuni-
kationsinfrastruktur schafft. Diese strategischen Auf-
gaben werden von der Bundesregierung als Ganzes 
vernachlässigt, und es gibt deshalb in diesem Bereich 
auch keine von der Bundesregierung insgesamt ver-
antwortete S trategie. Es gibt einige interessante Mei-
nungsbeiträge von Herrn Krüger, aber nicht mehr. 
Dort, wo wir in Deutschland technische Konzepte 
haben, die teilweise im internationalen Vergleich 
führend sind, etwa wie bei der Photovoltaik, sind Sie 
bis heute nicht in der Lage, für die Markteinführung 
von modernen Technologien Ihren Beitrag zu lei-
sten. 

Sünde Nr. 2: Die Krise der Raumfahrtpolitik ist auch 
bis heute nicht ansatzweise überwunden. Die Raum-
fahrtpolitik in Deutschland und in Europa steckt in 
einer tiefen Sackgasse und Krise. Ein völlig überzoge-
nes, politisch motiviertes Programm für die eigenstän-
dige bemannte Raumfahrt hat sich als undurchführbar 
erwiesen. Das wissen Sie längst. Die Bundesregierung 
ist für dieses Desaster ja selbst hauptverantwortlich. 

Aber sie hat bisher keine Entscheidung — ich betone: 
Entscheidung —, weder in Deutschl and noch auf 
ESA-Ebene, herbeigeführt, wie denn nun der Raum-
fahrtpolitik längerfristig verläßliche, sinnvolle Auf ga-
ben  gestellt werden, die auch bei knappen Kassen 
finanzierbar sind. Ich nenne etwa das Stichwort „Ver-
stärkung der Luftfahrtforschung". Ihre Bilanz ist 
Null . 

Sünde Nr. 3: Sie haben es zwölf Jahre lang ver-
säumt, durch Entscheidungen die Strukturen unserer 
Forschungslandschaft weiterzuentwickeln. Für das 
Trauerspiel „Zukunft der Großforschung" werden im 
BMFT immer neue Akte geschrieben. Sie treten seit 
zwölf Jahren bei der Beschreibung neuer Aufgaben 
und der Weiterentwicklung der Strukturen für die 
Großforschungseinrichtungen auf der Stelle, ohne daß 
das Ministerium jemals eine eigene Strukturentschei-
dung, etwa für den Gesamtbereich, auf den Tisch 
gelegt hätte. 

Nun haben wir ein neues Weule-Gutachten. Das 
reiht sich in eine lange Reihe von folgenlosen Kom-
missionsberatungen ein. Es ist ja klar, daß dieses 
Gutachten mit dem 16. Oktober wieder mal in den 
Schrank wandert, damit man in einer neuen Runde 
über neue Papiere nachdenken kann. Die überfällige 
Neuorientierung der Großforschung an gesellschaftli-
chen Aufgaben und die notwendige Absprache zwi-
schen Industrie, Wissenschaft und Politik über den 
wirklichen Anteil der Großforschung an der Entwick-
lung der Schlüsseltechnologien für die Zukunft ist bis 
heute nicht konkret erfolgt. 

Sünde Nr. 4: Die Umwelt- und Vorsorgeforschung 
ist konzeptionell bis heute ein Stiefkind der deutschen 
Forschungspolitik geblieben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
nicht!) 

Zwar hat das Forschungsministerium umweltrele-
vante Forschungsaufgaben vor allem in den Großfor-
schungseinrichtungen in den 80er Jahren finanziell 
bedeutend verstärkt, eine politische Strategie jedoch 
gibt es für die Umweltforschung nicht, trotz ihrer 
zentralen Bedeutung für unsere Zukunft. Strukturen 
und Zielsetzungen werden den tatsächlichen Pro-
blemlagen der Umwelt in unserem Lande nicht 
gerecht. Der Bericht des Wissenschaftsrates ist auf 
1 000 Seiten ein Denkzettel für die s trategischen und 
konzeptionellen Versäumnisse der deutschen Um-
weltforschungspolitik. 

(Beifall bei der SPD — Josef Vosen [SPD]: 
Sehr richtig!) 

Sünde Nr. 5: Die Regierung hat es nicht geschafft, 
gezielt Instrumente zur Stärkung von Forschung und 
Entwicklung in der Wi rtschaft, vor allem bei kleinen 
und mittleren Unternehmen, zu entwickeln. Ich rede 
nicht über die kleinen Beispielchen, die Herr Krüger 
als Entschuldigung für fehlende s trategische Ent-
scheidungen hier vorträgt. Im Gegenteil: Die Aufwen-
dungen für Forschung und Entwicklung sind auch in 
der Industrie in den letzten Jahren zurückgegangen. 
Vergessen Sie es doch nicht: Ende der 80er Jahre 
haben Sie gezielt Instrumente für die Forschungsför-
derung bei kleinen und mittleren Unternehmen zer-
stört mit dem Hinweis, eine allgemeine Senkung der 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 	20215 

Wolf-Michael Catenhusen 

Unternehmensteuern sei doch der wirksamste Beitrag 
zur Stärkung der Innovationskraft und Forschungsin-
tensität der Wirtschaft. 

Diese ordoliberale Seifenblase, an der vor allem die 
Liberalen immer kräftig mit geblasen haben — und 
Herr Riesenhuber hat sie offenkundig gewähren las-
sen —, ist jetzt zerplatzt. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Jetzt machen Sie 
hier aber keine Seifenblaserei!) 

Was wir jetzt erleben, ist das Trauerspiel einer erneu-
ten Ankündigungspolitik des Forschungsministers. 

(Josef Vosen [SPD]: So ist es!) 

Seine vor wenigen Wochen gemachte trotzige Ankün-
digung, man brauche eine spezifische steuerliche 
Förderung von Forschungsausgaben vor allem der 
kleinen und mittelständischen Unternehmen, wurde 
vom Haus Waigel schon abgewürgt, ehe Herr Minister 
Krüger seine Rede überhaupt zu Ende gesprochen 
hatte. 

Die Förderung der Forschungstätigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen gehört doch zu den großen 
Defiziten Ihrer Regierung. Es ist ja schön, daß die 
Koalitionsfraktionen heute einen Antrag zum Thema 
NASDAQ vorlegen, der rein zufällig fast wörtlich aus 
der Ankündigung eines neuen Buches von Peter Glotz 
abgeschrieben worden ist. Das ist zwar nicht o riginell, 
zeigt aber, daß Sie selbst im Schnellgang Ihre Hand-
lungsunfähigkeit auf diesem Gebiet offenkundig 
bemänteln wollen. 

Ohne gezielte Stärkung der Innovationskraft klei-
ner und mittlerer Unternehmen und ohne neue Wege 
bei der Neugründung von technologieorientierten 
Unternehmen durch Mobilisierung von Risikokapital 
wird der innovativste Sektor unserer Volkswirtschaft 
weiter vernachlässigt bleiben. Ihre Bilanz ist hier Null 
und wird bis zum 16. Oktober Null bleiben. 

Sünde Nr. 6: Es fehlt Ihnen offenkundig gerade im 
Bereich der Bio- und Gentechnik für den Standort 
Deutschland eine Innovationsstrategie, die wirklich 
dazu beiträgt, daß gesellschaftlich sinnvolle Anwen-
dungen der Bio- und Gentechnik in Deutschland 
vorangebracht werden. Die deutsche Indust rie ist bis 
heute bei dem kommerzialisierbaren Know-how in 
der Bio- und Gentechnik von Amerika abhängig. Ihre 
Politik in den letzten zwölf Jahren hat an diesem 
Zustand nichts geändert. Wir sollten uns davor hüten, 
Regulierungsdiskussionen immer nur als Ablen-
kungsmanöver von dem strategischen Defizit unserer 
Innovationspolitik zu betreiben. 

Sünde Nr. 7: „Information Superhighways" werden 
gebraucht, aber Deutschl and läuft Gefahr, noch nicht 
einmal einen Feldweg zustande zu bekommen; denn 
wenn einem zu dem Thema nichts anderes einfällt als 
das Thema Deregulierung, dann hat man die Dimen-
sion des Problems der Multimedia-Gesellschaft der 
Zukunft nicht verstanden. 

(Beifall bei der SPD) 

Trotz vieler Schelte ist auch klar, daß die Telekom 
neben dem Netz in den USA das leistungsfähigste 
Datenübertragungsnetz in der Welt geschaffen hat. 

Die entscheidende Frage ist aber: Wie schaffen wir 
es eigentlich, eine nachfrageorientierte Entwicklung 
dieser Multimedia-Gesellschaft zustande zu bringen? 
Wo bleibt denn der Dialog mit möglichen Nutzern? Wo 
bleiben die Initiativen dazu, neue Dienste, die auf 
diesem Netz aufbauen können, voranzubringen? 
Meine persönliche Meinung zum Telekom-Bereich 

ist die folgende: Ich glaube, daß die Privatisierung 
richtig ist; nur ist es ein absoluter Wahnsinn, wenn 
man glaubt, die gelbe Post gleich in denselben Sack 
packen zu können. Das paßt übrigens auch technolo-
giepolitisch überhaupt nicht. 

Sünde Nr. 8 sind die realen Kürzungen im Etat des 
BMFT. Das Schweigen von Herrn Krüger läßt erah-
nen, daß die Kürzungen für 1995 fortgesetzt werden. 
Solche Kürzungen sind in den anderen hochentwik-
kelten Industriestaaten ohne jedes Beispiel. Zeiten 
wirtschaftlicher Probleme und struktureller Anpas-
sungen verlangen nun einmal steigende Anstrengun-
gen und steigende Aufwendungen auf diesem 
Gebiet. 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, gestatten 

Sie mir eine letzte Bemerkung. Am nächsten Wochen-
ende wird es in Deutschland „Tage der Forschung" 
geben. Ich persönlich begrüße das sehr und werde am 
Wochenende in Münster und Halle an solchen Veran-
staltungen teilnehmen; denn der wirksamste Beitrag, 
den die Wissenschaft selbst zum Abbau von Akzep-
tanzproblemen dort, wo es möglich ist, leisten kann, ist 
doch die offene Tür, die Einladung an  die Öffentlich-
keit, sich selbst mit den Ergebnissen der Forschung, 
mit der Forschungstätigkeit hautnah auseinanderzu-
setzen. 
Wenn die Bundesregierung mit diesen „Tagen der 

Forschung" die Hoffnung verbindet, sie könne damit 
von ihrem forschungspolitischen Versagen ablenken, 
dann verrechnet sie sich allerdings. In der For-
schungspolitik ist Langfristigkeit des Denkens ge-
fragt, und zwar auch bei den Wissenschaftlern selbst. 
Halten Sie das Gedächtnis von Wissenschaftlern nicht 
für so kurz, daß diese die Fehler Ihrer Forschungspo-
litik über eine Veranstaltung „Tage der Forschung" 
vergessen würden! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Josef Hollerith das Wort. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr d ank-
bar bin ich für die Möglichkeit einer forschungspoliti-
schen Diskussion anläßlich dieser Debatte im Deut-
schen Bundestag, gibt diese Diskussion doch Gele-
genheit, über die Doppelzüngigkeit der SPD öffentlich 
zu reden. 

(Zuruf von der SPD:  Ach!)  

Die SPD gibt vor, Verkehrsprobleme lösen zu wol-
len. Gleichzeitig bekämpft sie den Transrapid und 
verhindert damit die Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze durch diese neue Technologie. Wir alle wissen 
doch, daß wir in Deutschland eine Referenzstrecke 
brauchen, damit wir diese Technologie exportieren 
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können und unseren Vorsprung gegenüber Japan 
sichern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die SPD gibt vor, Arbeitsplätze in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie sichern zu wollen. In Wirklichkeit 
fördert sie deren Vernichtung, weil sie gegen den 
Jäger 90 polemisiert und sich gegen die bemannte 
Raumfahrt ausgesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD gibt vor, den Technologiestandort 
Deutschland stärken zu wollen. Tatsächlich paktiert 
die SPD — jedenfalls Teile der SPD — mit Bürgerin-
itiativen, die den Bau der neuen Neutronenquelle in 
Garching verhindern wollen, obwohl der Ersatz der 
alten Neutronenquelle durch den neuen Reaktor mit 
einem sicheren Containment, welches auch abge-
stürzte Flugzeuge aushält, mehr Sicherheit für die 
Bevölkerung bedeutete. Insoweit wendet sich die SPD 
gegen die Sicherheit der Menschen. Das ist die reale 
Politik dieser SPD! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD — Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: 
Warum sind Sie denn so scharf auf hochan

-

gereichertes Uran?) 

— Diese Scheinheiligkeit, die ich auch heute zum Teil 
wieder vernommen habe, geht mir auf die Nerven. Ich 
muß hier einmal sagen, was für eine Lücke zwischen 
Reden und Handeln der SPD in den Gemeinden und 
Ländern besteht. 

(Siegmar Mosdorf [SPD]: Bei der Bundesre

-

gierung besteht!) 

— Ich weiß schon, daß es wehtut, wenn man Salz in die 
Wunden streut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum jaulen Sie auch auf. Ich freue mich darüber. 

(Siegmar Mosdorf [SPD]: Helau! Helau!) 

Die SPD gibt vor, die CO2-Belastung der Atmo-
sphäre verringern zu wollen. In Wirklichkeit wendet 
sie sich gegen die friedliche Nutzung der Kernener-
gie, erschwert auf diese Art das Erreichen des Ziels der 
CO2-Reduktion und fördert zugleich die Vernichtung 
hochqualifizierter Arbeitsplätze in Deutschland. 

Wer so tut, als läge ihm die Forschung am Her-
zen, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Gucken Sie doch 
einmal in den Haushaltsplan! Dann wissen 

Sie es!) 

gleichzeitig aber bei entscheidenden Projekten auf 
die Verhinderungsbremse tritt, 

(Siegmar Mosdorf [SPD]: Was fordern Sie 
denn?) 

verhält sich scheinheilig. Darüber können auch nicht 
die gebetsmühlenartig wiederholten Forderungen der 
SPD nach mehr Geld im Forschungsetat hinwegtäu-
schen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Er fordert weniger 
Geld, das ist doch klar!) 

Herr Kollege Vosen, Sie haben — ich weiß nicht, ob 
Sie ein gläubiger Christ sind — vielfach den Beg riff 
der Sünde gebraucht. 

(Josef Vosen [SPD]: Der Buße!) 

Auch Ihr Kollege Catenhusen hat sich diesen Beg riff 
zu eigen gemacht. Sie versündigen sich gegen die 
Redlichkeit; Sie sind unredlich. 

(Josef Vosen [SPD]: Von mir stammt der 
Begriff Buße!) 

Ich zitiere aus dem Forschungsbericht, Drucksache 
12/5550. Wenn Sie ihn gelesen hätten, 

(Horst Kubatschka [SPD]: Unterstellen Sie 
das doch nicht! Wir sind nicht im Bierzelt, wir 

sind im Bundestag!) 

Herr Kollege Vosen — jedenfalls, wenn Sie ehrlich 
gewesen wären —, hätten Sie diese Zahlen wissen 
können und hätten nicht falsches Zeugnis abgelegt. 
Die Forschungsausgaben des Bundes betrugen im 
Jahr 1982 11,55 Milliarden DM. Sie sind 1993 auf 
17,939 Milliarden DM gestiegen. Das ist eine Steige-
rung. 

Auch in bezug auf die programmübergreifende 
Grundlagenforschung, die Sie von der SPD als stief-
mütterlich behandelt kritisiert haben, zeigt ein kurzer 
Blick auf die Daten, wie falsch Ihre Einschätzung ist. 
Die Ausgaben für programmübergreifende Grundla-
genforschung — zitiert aus dem Bundesforschungsbe-
richt — betrugen 1982 1,807 Milliarden DM. Dieser 
Posten ist im Jahr 1993 auf 3,645 Milliarden DM 
angestiegen, hat sich also mehr als verdoppelt. Diese 
beiden Zahlenbeispiele belegen eindeutig und unwi-
derlegbar die erfolgreiche Forschungspolitik dieser 
Bundesregierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! — 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Wunder

-

bar!)  

Bei der SPD gibt es in der Tat erhebliche strukturelle 
Lücken. Ich habe heute wieder von dem Kollegen 
Catenhusen das grundsätzliche Bekenntnis zur Post-
reform gehört. Die Botschaft höre ich wohl, lieber 
Kollege Catenhusen, allein, mir fehlt der Glaube, 

(Josef Vosen [SPD]: Das ist es! Deswegen 
sollten Sie Buße tun!) 

wenn ich die Handlungen der SPD-Fraktion zur Rea-
lität in Vergleich setze. Es passiert doch immer wieder, 
Woche für Woche, Monat für Monat, daß sich in der 
SPD-Fraktion die vorher gegebene Zustimmung nach 
einem Besuch der Postgewerkschaft wieder in Luft 
auflöst. Sie sind erpreßbar. Sie werden von der Deut-
schen Postgewerkschaft erpreßt. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Klammern 
Sie doch die gelbe Post aus! — Weitere 

Zurufe von der SPD: Oh! Oh!) 

Sie sind damit kein verantwortlicher Partner für die 
Regierung, und Sie werden diese auch nicht überneh-
men können. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Kann es 
sein, daß Sie in der Raumfahrtindustrie von 
der DASA erpreßt werden? So ein 

Quatsch!) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt 

zur erfolgreichen Politik dieser Bundesregierung und 
zur erfolgreichen Forschungspolitik von Bundesfor-
schungsminister Krüger keine Alte rnative. Wir haben 
die richtungweisenden Ansätze gehört. Ich meine, sie 
verdienen auch die Unterstützung der SPD. 
Ich appelliere an uns alle, an  die Verantwortlichen 

in unserer Gesellschaft, ein positives Klima für Tech-
nologie, ein positives Klima für Technik, eine Tech-
nikakzeptanz stärker zu fördern. Wir müssen natürlich 
auch über Gefahren und Risiken reden, dürfen dies 
aber nicht zuallererst tun. Vor allem müssen wir über 
die Chancen von Technik, Innovation und Technolo-
gien reden: Chancen für Arbeitsplätze, Chancen für 
die Zukunft junger Akademiker und vor allem Chan-
cen für die Erwirtschaftung des Sozialproduktes, das 
wir brauchen, um unser soziales Netz, um unseren 
Wohlstand und auch den Umweltschutz in unserem 
Lande finanzieren zu können. 
Ich danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Professor Dr. Christoph Schnittler. 

Dr. Christoph Schnittler (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Forschung 
und die umsichtige und rasche Umsetzung ihrer 
Ergebnisse entscheiden immer mehr über unseren 
Alltag von morgen. Wir müssen deshalb begreifen, 
daß Forschungspolitik in unserer Welt kein Anhäng-
sel, kein Nebengleis der großen Politik sein kann; im 
Gegenteil: Sie ist ein originäres, höchst dynamisches 
und überaus bedeutsames Politikfeld, das viel Phan-
tasie und rasches Handeln erfordert. 

(Josef Vosen [SPD]: Richtig!) 
Die F.D.P.-Fraktion begrüßt daher diese heutige For-
schungsdebatte. 
Auch in den nächsten Jahren wird es eine grundle-

gende Aufgabe deutscher Forschungspolitik bleiben, 
die Forschungslandschaft in den neuen Ländern der-
jenigen in den alten Ländern anzugleichen. Das heißt 
vor allem, auch in den neuen Ländern Forschungsein-
richtungen zu schaffen, die nach Bauzustand, Ausrü-
stung, Personalbestand und eben nach Leistungsfä-
higkeit mit denen der alten Länder vergleichbar sind. 
In dem Bereich der Universitäten, der Fachhochschu-
len und der außeruniversitären Einrichtungen haben 
wir hier schon viel erreicht. 
Schlimm dagegen — das wissen wir — ist die 

Situation in der industrienahen Forschung, von der 
nur noch Restbestände verblieben sind. Aber ohne 
Industrieforschung kann die Wirtschaft in den neuen 
Ländern nicht wieder auf die Beine kommen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 
Als Abgeordneter aus den neuen Ländern begrüße ich 
daher ganz besonders den Koalitionsantrag zur För-
derung der Industrieforschung in den neuen Bundes-
ländern, der heute zur Beratung ansteht. Er formuliert 
in 14 Punkten, was notwendig ist, um die jetzt noch 
vorhandene leistungsfähige Industrieforschung in 
den neuen Ländern zu sichern und auszubauen. 

Wesentlich kommt es darauf an, die Fördervolu-
mina in den Haushalten von BMFT und BMWi für die 
Zeit der mittelfristigen Finanzplanung bis 1997 zur 
Verfügung zu stellen. Erst dann kann das geschehen, 
was für alle Arten von Subventionen gelten sollte: Sie 
müssen degressiv gestaltet werden. 

Wichtig ist dabei, daß alle diese Förderinstrumente 
der speziellen Situa tion der Unternehmen in den 
neuen Bundesländern angepaßt sind. Diese haben 
zuwenig Eigenkapital. Sie kämpfen in den meisten 
Fällen um ihr bloßes Überleben. 

Bei der Erarbeitung dieses Antrags sind zwei 
Aspekte positiv hervorzuheben. Hier haben — wie 
dies in Zukunft vermehrt der Fall sein sollte — zum 
einen Forschungs- und Wirtschaftspolitiker intensiv 
zusammengearbeitet. Darüber hinaus wi ll  ich auch 
nicht verschweigen, daß die Abgeordneten der Koali-
tionsfraktionen mit denen der SPD-Fraktion durchaus 
konstruktiv zusammengewirkt haben. 

Ich muß dazu allerdings ergänzen: Ihr heutiger 
Änderungsantrag und Ihre Ausführungen, lieber Kol-
lege Vosen, machen mir diese Bemerkung etwas 
schwer. Wer heute hier behauptet, daß diese Bundes-
regierung die Forschung in Deutschland in die Krise 
geführt hat, der ist von der Realität doch wohl weit 
entfernt. Aber ich verstehe natürlich, daß m an  Wahl-
kampf machen muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit zweifelhaftem 
Ausgang!) 

Wer, wenn nicht wir, hätte dafür nicht Verständnis? 

Natürlich reichen unsere 14 Punkte nicht aus. Hier-
aus muß ein Gesamtkonzept der Förderung der Indu-
strieforschung in Ostdeutschland entstehen, in das 
auch die Länder einbezogen werden müssen. Der 
inzwischen hierzu vorliegende Bericht der Bundesre-
gierung wird sorgfältig zu prüfen sein. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir bitte, 
auf einen weiteren zentralen Punkt dieser Debatte 
einzugehen, nämlich auf die Gentechnik. Sie ist nach 
wie vor eine der Zukunftstechnologien, die im 
Bewußtsein vieler Menschen mit Ängsten besetzt 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

Aber gentechnische Methoden werden immer mehr 
Einzug in unseren Alltag halten. Wenn sich Deutsch-
land dem verweigern würde — der Kollege Lenzer hat 
schon darauf hingewiesen —, so würden diese Ent-
wicklungen anderswo in der Welt stattfinden. Mauern 
kann man nicht auf Dauer errichten, schon gar nicht 
gegen den Erkenntnisfortschritt in Wissenschaft und 
Technik; im Gegenteil: Wir müssen diesen Fortschritt 
mitbestimmen, und wir müssen ihn so gestalten, daß 
er zum Wohle des Menschen geschieht. 

Hierbei ist der Bericht „Biologische Sicherheit bei 
der Nutzung der Gentechnik" durchaus hilfreich. 
Freilich erscheint mir der Streit, ob man besser das 
additive oder das synergistische Sicherheitsmodell 
anwenden solle, recht akademisch. Entscheidend ist 
für mich vielmehr die Feststellung, daß inzwischen 
Hunderttausende von gene tischen Experimenten 
unter sehr sorgfältig kontrollierten Bedingungen in 
aller Welt abgelaufen sind, ohne daß dabei irgendwel- 
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che neuartigen Gefährdungen von Mensch und 
Umwelt erkennbar gewesen wären. In der Tat haben 
wir die Gefahren wohl überschätzt und die Chancen, 
vor allem für neue Medikamente und neue Therapien, 
unterschätzt. Dies wird heute auch in der Öffentlich-
keit immer mehr deutlich. 
Ich füge an  dieser Stelle hinzu: Hier haben auch 

unsere Fachleute eine Bringschuld. Sie müssen den 
Menschen ihre Wissenschaft erklären und dabei auch 
Gefahren aufzeigen, so sie wirklich vorhanden sind. 
Denn Angst ist irrational; sie entsteht aus Unwissen 
heraus, und sie kann nur durch Wissen bekämpft 
werden. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Es sei 
denn, sie ist berechtigt!) 

Meine Damen und Herren, noch mehr Emotionen 
sind mit der Genomanalyse am Menschen verbunden. 
Wir sind wohl alle einer Meinung, daß dieses Gebiet 
gesetzlich geregelt werden muß. Das wird eine wich-
tige Aufgabe des neuen Bundestages sein. Aber, 
Kollegin Dr. Fischer, ich muß Sie hier entschieden 
korrigieren: Niemand denkt im entferntesten daran, 
Arbeiter oder Arbeitssuchende nach ihren geneti-
schen Voraussetzungen zu selektieren. So etwas wird 
es nicht geben. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Zumin

-

dest nicht in Deutschland!) 
Ich bitte Sie sehr herzlich: Machen Sie den Menschen 
in unserem Lande doch nicht mit solchen Dingen 
Angst! 

Der 13. Deutsche Bundestag wird hier eine große 
Aufgabe vor sich haben. Sie ist nicht einfach. Aber, ich 
denke, sie ist in vernünftiger Weise lösbar. 

Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Holger Bartsch das Wort. 

Holger Bartsch (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte eine Vor-
bemerkung machen, Kollege Holle rith. Ich dachte, wir 
behandeln hier den Forschungsbericht der Bundesre-
gierung und nicht die Forschungspolitik der SPD. 
Ich will mich also jetzt der Forschungspolitik der 

Bundesregierung zuwenden und möchte voranschik-
ken, daß der — da sind wir uns sicher alle einig —, der 
im Forschungs- und Technologiebereich Stagna tion 
oder gar Rückschritte zuläßt und nicht offensiv dage-
gen angeht, grob fahrlässig handelt; denn er verspielt 
damit unsere Zukunft. 

(Beifall bei der SPD) 
Diese Bundesregierung hat nach meiner Auffassung 
so gehandelt, oder besser gesagt: Sie hat in bestimm-
ten Bereichen nicht gehandelt. 

Der Forschungsbericht der Bundesregierung und 
die aktuellen Zahlen sind hierfür der eindeutige 
Beleg. Mein Kollege Vosen hat dazu einiges gesagt. 
Ich will  das nicht alles wiederholen. Aber seit 20 Jah-
ren ist der Anteil des Forschungshaushaltes am 
Gesamthaushalt erstmalig unter 2 % gefallen. Vor 

zehn Jahren war der Anteil immerhin noch 2,7 % am 
Gesamthaushalt. 

Eine andere Zahl: Während der Bundeskanzler und 
der Umweltminister auf internationalen Konferenzen 
noch immer das CO2-Reduktionsziel der Bundesre-
gierung verkünden — woran heute wahrscheinlich 
sowieso keiner mehr glaubt —, werden zu gleicher 
Zeit die Mittel für die nichtnukleare Energieforschung 
zurückgefahren. 1982, zu Zeiten der sozialliberalen 
Koalition, waren für diesen Bereich immerhin noch 
704 Millionen DM vorgesehen. 1992 standen hierfür 
nur noch 456 Millionen DM zur Verfügung, und im 
laufenden Haushaltsjahr sind es gerade noch etwa 
300 Millionen DM. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Reihe dieser Beispiele ließe sich beliebig fort-
setzen. Auf den Punkt gebracht heißt das: Die Bun-
desregierung hat den Forschungshaushalt als eine Art 
Sparschwein für die Haushaltskonsolidierung einge-
setzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie beeinträchtigt damit die Zukunft des Industrie-
standorts Deutschland erheblich. 

(Josef Vosen [SPD]: Das ist wahr!) 

Selbst der Forschungsbericht der Bundesregierung 
kommt um diese Feststellung nicht herum, auch wenn 
es an  dieser Stelle etwas moderater ausgedrückt 
wird. 

Ich gestatte mir zu zitieren: 

Angesichts fortbestehender, umfangreicher Auf-
gaben ist ... die nachlassende Dynamik der 
öffentlichen und p rivaten Forschungsaufwen-
dungen der vergangenen Jahre in Deutschl and 
bedenklich... Nur eine Trendwende in Form 
eines dauerhaft höheren Engagements in Zu-
kunftsinvestitionen, die alle Möglichkeiten einer 
Effizienzsteigerung in der Forschung nutzt, kann 
den Standort Deutschl and im internationalen 
Umfeld sichern. 

Das steht geschrieben im „Bundesbericht Forschung 
1993", Drucksache 12/5550, Seite 8. Dem ist meiner 
Meinung nach nichts hinzuzufügen. 

(Josef Vosen [SPD]: Richtig! — Siegfried 
Vergin [SPD]: Wer hat das geschrieben?) 

— Ja, wer schon? 

Ein besonderes Kapitel in dieser Negativbilanz ist 
die Situation der Forschung und da insbesondere die 
der industrienahen Forschung im Osten Deutsch-
lands. Es ist natürlich sehr erfreulich für die Forscher 
und Wissenschaftler im Osten, wenn ihnen im For-
schungsbericht bescheinigt wird, daß ihre Forschun-
gen — trotz der ungünstigen Bedingungen — in 
manchen Bereichen auf internationalem St and waren; 
auch dies steht im Forschungsbericht. Es soll auch 
nicht verkannt werden, daß bei der Umsetzung von 
Art. 38 des Einigungsvertrages zur Abwicklung der 
Akademie der Wissenschaften auch einige gute 
Ergebnisse erzielt wurden. Ich zähle z. B. das Umwelt-
forschungszentrum Leipzig/Ha lle dazu. Aber unter 
dem Strich kommt man natürlich an  der Tatsache 
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nicht vorbei, daß heute von ursprünglich 85 000 in 
Forschung und Entwicklung der Industrie der ehema-
ligen DDR Beschäftigten bald nur noch eine vierstel-
lige Zahl übrigbleiben wird, d. h. sie wird voraussicht-
lich unter 10 000 liegen. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Es ist durchaus keine Schwarzmalerei und keine 
Miesmacherei, wenn man angesichts dieser Zahlen zu 
der Feststellung kommt, daß die Industrieforschung in 
den neuen Ländern praktisch vernichtet wurde. 

Auch noch hierzu einige Zahlen: Nach Angaben des 
BMFT ist das FuE-Personal der ostdeutschen Wirt-
schaft von 1990 bis 1992 von rund 41 000 auf 23 600 
gesunken. Nimmt man  das FuE-Personal der Wirt-
schaft der alten Länder zum Maßstab, müßten es aber 
etwa 70 000 Beschäftigte sein, also eine Absenkung 
auf ein Drittel. 
Ein weiterer Vergleich, entnommen einem Be richt 

des BMFT zur Situation der Forschung in den neuen 
Ländern vom 24. September 1993, macht die Misere 
der Industrieforschung im Osten Deutschlands noch 
deutlicher. In den ostdeutschen Ländern wurden 1991 
und 1992 mit rund 1,9 Milliarden DM nur knapp 4 % 
der Mittel für Forschung und Entwicklung eingesetzt, 
die in der gesamtdeutschen Wirtschaft hierfür einge-
setzt wurden, nämlich 53 Milliarden DM. Auch wenn 
man dabei berücksichtigt, daß das Bruttoinlandspro-
dukt Ostdeutschlands nur etwa zu 8 % zum Gesamt-
bruttoinlandsprodukt beiträgt — was an sich schon 
schlimm genug ist —, wird aus diesen Zahlen doch der 
strukturelle Nachteil der ostdeutschen Wirtschaft 
offensichtlich. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

Die Ursachen für diese Entwicklung, meine Damen 
und Herren, liegen zum großen Teil in der Privatisie-
rungspraxis der Treuhand. In vielen Treuhandbetrie-
ben waren die Forschungs- und Entwicklungsabtei-
lungen die ersten, die abgebaut wurden. Ich nenne ein 
Beispiel aus dem Bereich Chemnitz. Dort gibt es ein 
Forschungszentrum Maschinenbau, in dem am 
1. April 1991 noch rund 950 Mitarbeiter beschäftigt 
waren. Dann fand eine Privatisierung statt. Nach 
meinem Kenntnisstand war vereinbart, daß eine 
Nachbewertung stattfinden werde, wenn bis zu einem 
bestimmten Stichtag in 1993 noch mehr als 480 Per-
sonen beschäftigt seien und für die Dauer von zwei 
Jahren die Arbeitsplätze für 400 Personen sicher 
seien. Fakt ist, daß dort zum 31. Dezember 1993 nur 
noch 200 Mitarbeiter beschäftigt waren und daß es 
heute weniger als 100 sind. 100 von 958, und das in 
einem Unternehmen, für das von seiten des Käufers 
das Konzept erst nach der notariellen Beurkundung 
erstellt wurde und das nach meinem Kenntnisstand 
weit unter Wert verkauft wurde. Es wird vielleicht 
keinen verwundern: Eine Nachbewertung fand bisher 
nicht statt. 
Die allein auf schnelle Privatisierung ausgerichtete 

Strategie der Treuhand, für die diese Bundesregie-
rung — das wird in letzter Zeit sehr gerne vergessen — 
die  politische Verantwortung trägt, hat Investitionen 
im Forschungs- und Entwicklungsbereich in Treu-
handbetrieben weitgehend ausgeschlossen. 

Nach einer anderen Statistik betrug der Anteil des 
Forschungs- und Entwicklungspersonals in den Treu-
handbetrieben 19921,5 Forscher pro 100 Beschäftigte. 
In den alten Bundesländern liegt dieser Wert bei 
sieben Forschern je 100 Beschäftigte. 

Ich glaube, an diesen Zahlen wird das ganze 
Dilemma der ostdeutschen Wirtschaft deutlich. Es 
fehlt — zumindest im Bereich der Indust rie — an 

 Forschungs- und Entwicklungskapazitäten, ein Um-
stand, der einerseits der von einer verfehlten Wirt-
schaftspolitik verursachten Deindustrialisierung ge-
schuldet ist, diese aber gleichzeitig begünstigt. In der 
Technik nennt man eine solche Entwicklung, glaube 
ich, selbsterregende Prozesse. Man könnte es aber 
auch einen Teufelskreis nennen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, m an 
 könnte diese Zahlenreihen noch lange fortsetzen und 

wird dabei immer wieder zu der Erkenntnis gelangen, 
daß die Bundesregierung die Herausforderung der 
Einheit Deutschlands auf forschungspolitischem Sek-
tor nur unvollständig bewäl tigt hat. 

(Josef Vosen [SPD]: Das ist wahr!) 

Auch bezüglich der außeruniversitären For-
schungseinrichtungen hat man zwar den Umstruktu-
rierungsprozeß mit großem Kraftaufwand eingeleitet. 
Im Ergebnis haben wir aber jetzt eine Struktur, die mit 
einer übergroßen Zahl von Blaue-Liste-Einrichtungen 
perspektivisch auch Risiken in sich birgt. Laut Bun-
desforschungsbericht umfaßte die Blaue Liste 1991 
auf dem Gebiet der alten Bundesländer 48 Einrichtun-
gen mit 4 800 Mitarbeitern. Ab 1992 kommen 34 
weitere Einrichtungen in den neuen Bundesländern 
hinzu. Es ist also nicht zu verkennen, daß infolge 
dieser Struktur die ostdeutschen Länder bezüglich der 
Förderung der außeruniversitären Forschung vor 
erhebliche Probleme gestellt werden. 

Meine Fraktion hat bereits frühzeitig auf die Defi-
zite in diesem Bereich hingewiesen. In unseren Anträ-
gen, u. a. zur Förderung der Industrieforschung in den 
neuen Bundesländern und zum Bundesbericht For-
schung, fordern wir u. a.: Erstens. Die Finanzierungs-
anteile der neuen Länder im Rahmen der gemein-
schaftlichen Forschungsförderung müssen so gering 
wie möglich gehalten werden. Zweitens fordern wir 
die endgültige Absicherung des Wissenschaftler-Inte-
grations-Programms bzw. Hochschul-Erneuerungs-
Programms und der ABM-finanzierten Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, drittens einen Neuauf-
bau auch in den Geisteswissenschaften durch dauer-
hafte Absicherung geisteswissenschaftlicher Zentren, 
viertens eine dauerhafte Perspektive für die Blaue-
Liste-Institute als eigenständige Säule des deutschen 
Forschungssystems, fünftens die Fortsetzung der Neu-
gründung außeruniversitärer Forschungseinrichtun-
gen, vor allem durch die Max-Planck-Gesellschaft. 

Insbesondere die industrielle Forschung in den 
neuen Ländern ist durch ein Bündel von Maßnahmen 
zu verbessern. Dazu gehören erstens eine verläßliche 
Finanzplanung der für die neuen Länder vorgesehe-
nen Fördermittel, zweitens die finanziell wirkungs-
volle Unterstützung der Gemeinschaftsinitiative Pro-
dukterneuerung, drittens eine Straffung und Verdeut-
lichung der vielfältigen Förderprogramme für die 
neuen Länder, um auch für kleine und mittlere Unter- 
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nehmen eine Antragstellung einfacher zu machen, 
viertens eine Kompensation von Liquiditätsschwä-
chen durch einen Förderbonus und eine rechtzeitige 
Auszahlung von bewilligten Fördermitteln, um Zwi-
schenfinanzierung zu vermeiden, fünftens die weitere 
Reduzierung von notwendigen Eigenanteilen auf bis 
zu 20 %, sechstens die Förderung der noch unter 
Treuhandverwaltung stehenden Unternehmen und 
die Auflage, daß die Treuhandunternehmen nur mit 
den bestehenden FuE-Einheiten privatisiert und den 
Fortbestand des Personals im FuE-Bereich vertraglich 
festschreibt, siebtens die mittelfristige Weiterführung 
der Fördermaßnahme „Marktvorbereitende Indu-
strieforschung und wi rtschaftlicher Strukturwandel" 
für selbständige Forschungs-GmbH, achtens eine 
stärkere Auftragsvergabe der öffentlichen Hand an 
die FuE-Einrichtungen in den neuen Ländern und 
schließlich neuntens die bessere Berücksichtigung 
von ostdeutschen Fachleuten in neuen und bestehen-
den Gutachtergremien. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Bartsch, würden Sie dann bitte zum Ende kommen. 

Holger Bartsch (SPD): Ich komme zum Ende. 
Meine Damen und Herren, ich konnte hoffentlich 

deutlich machen, wo meine Fraktion die Defizite der 
Forschungspolitik für die neuen Länder sieht. 
Ich will Ihnen, Herr Minister Krüger, das persönli-

che Engagement für die neuen Länder durchaus nicht 
absprechen, aber, ich glaube, Sie konnten sich eben 
im Kabinett nicht durchsetzen, als es um die finan-
zielle Absicherung ging. 
Ich hoffe sehr, daß es nach den Bundestagswahlen 

am 16. Oktober im Bundestag neue Mehrheiten gibt, 
die in der Lage sind, die Prioritäten für die For-
schungspolitik neu zu setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächstes hat 
nun der Kollege Dr. Joachim Schmidt das Wort. 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Dem Hohen Hause liegt heute eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zur För-
derung der Industrieforschung in den neuen Bundes-
ländern vor, die von allen im Ausschuß vertretenen 
Parteien unterstützt wird. 
Von ihr sollen zwei Signale ausgehen. Zum einen 

werden die für die ostdeutsche Industrieforschung 
politisch Verantwortlichen, die Bundesregierung und 
die Regierungen der neuen Länder, aufgefordert, die 
Industrieforschung stärker als bisher zu unterstützen. 
Der Forschungsausschuß empfiehlt dazu Maßnah-
men, die auf einer sehr realistischen Analyse beruhen 
und die als Anleitung zum Handeln zu verstehen sind. 
Jeder weiß, daß die Lage in der wirtschaftsnahen 
Forschung in den neuen Bundesländern nach wie vor 
als kritisch einzuschätzen ist. 
Das zweite Signal gilt den Verantwortlichen und 

den Mitarbeitern in den industrienahen Forschungs

-

einrichtungen in den neuen Bundesländern. Der For-
schungsausschuß will deutlich zeigen, daß er die 
Gefahren, die der ostdeutschen Industrieforschung 
drohen, nicht nur erkannt hat, sondern auch bereit ist, 
konstruktiv zu helfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir wollen mit unserer Beschlußempfehlung denen, 
die im Osten industrienahe Forschung be treiben, 
Motivation und Hoffnung vermitteln. 

Die bisherigen Bemühungen der Bundesregierung 
uni die ostdeutsche Industrieforschung sind anzuer-
kennen; sie reichen aber noch nicht aus, um dieser 
Forschungsrichtung eine sichere Zukunft zu geben. 
Deshalb sind alle Punkte der vorliegenden Beschluß-
empfehlung wich tig. Erlauben Sie mir, auf einige 
wenige kurz einzugehen. 

Zuerst will ich nachdrücklich darauf hinweisen, daß 
die finanzielle Förderung unbedingt mittelfristig zu 
sichern ist. Dadurch werden die notwendigen und 
schon praktizierten Eigenanstrengungen der indu-
striellen Forschungseinrichtungen in Form intensiver 
Akquisition sinnvoll unterstützt und ergänzt. Wir alle 
wissen, daß der schwierige Umstrukturierungs- und 
Markterschließungsprozeß nicht in ganz wenigen 
Jahren bewältigt werden kann. 

Ein vorrangiges Instrument zur Unterstützung der 
ostdeutschen industrienahen Forschung seitens der 
Bundesregierung bildeten zahlreiche spezielle För-
derprogramme. In der vorliegenden Beschlußemp-
fehlung wird der Vorschlag unterbreitet, die Vielfalt 
der Programme zu überprüfen und die Förder-
möglichkeiten gegebenenfalls überschaubarer zu 
machen. Dies heißt aber selbstverständlich auch, 
bewährte Programme, die besonders erfolgreich 
angenommen und dankbar genutzt wurden, fortzuset-
zen. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Im Verantwortungsbereich des BMFT betrifft dies 
vor allem die Förderprojekte „Auftragsforschung 
West-Ost" und „Auftragsforschung Ost". Mich errei-
chen fast täglich Hinweise und Forderungen der 
ostdeutschen wirtschaftsnahen Forschung, in denen 
der Wunsch nach Weiterführung dieser Programme 
bis 1996 geäußert wird. Für diese Intentionen spre-
chen vor allem ihre unbes trittenen Vorzüge. Dies sind 
zum einen der mittlerweile hohe Bekanntheitsgrad 
und eine vergleichsweise einfache Handhabung, zum 
anderen zwingen die Programme zur projektkonkre-
ten Koppelung von Industrie- und Zuwendungsmit-
teln. Sie fördern damit die direkte und notwendige 
Auseinandersetzung mit dem Markt. 

In ihrem Bericht „Förderung der Industrieforschung 
in den neuen Bundesländern" sagt die Bundesregie-
rung eine Überprüfung bezüglich der Weiterführung 
dieser Programme zu. Ich würde mich freuen und 
hoffe, daß im Ergebnis dieser Überprüfung die Pro-
gramme fortgesetzt werden können, im Falle der För-
dermaßnahme „Auftragsforschung West-Ost" nicht 
zuletzt zur weiteren Unterstützung des Zusammen-
wachsens der Forschungslandschaften im vereinten 
Deutschland. 
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Der Forschungsausschuß hat in seiner Beschluß-
empfehlung die vom BMFT initiierte neue Maßnahme 
„Produkterneuerung", die ausgewählten Technolo-
giefeldern gewidmet ist, nachhaltig begrüßt. Nach-
dem nach Verhandlungen mit den neuen Bundeslän-
dern jetzt klar ist, daß 75 Millionen DM aus dem 
Vermögen der Parteien und Massenorganisationen 
der ehemaligen DDR für dieses Programm verfügbar 
sind, erscheint es erforderlich, umgehend die Rah-
menbedingungen für diese Fördermaßnahme, d. h. 
das Ziel der Förderung, den Kreis der Zuwendungs-
empfänger und die Antrags- und Finanzierungsbe-
dingungen, bekanntzumachen, um den ostdeutschen 
industrienahen Forschungseinrichtungen die Beteili-
gung kurzfristig zu ermöglichen. Ich bin ganz sicher, 
daß dieses Förderprogramm eine sehr gute Resonanz 
finden wird. 

Meine Damen und Herren, in der zur Debatte 
stehenden Beschlußempfehlung wird dafür gewor-
ben, daß die westdeutsche Wirtschaft verstärkt Auf-
träge an Forschungs- und Entwicklungseinrichtun-
gen in den neuen Bundesländern vergeben sollte. Ich 
freue mich deshalb, daß mit der kürzlich vom BDI 
gestarteten Forschungsinitiative Ost, im Rahmen 
derer die westdeutsche Wirtschaft zu einem stärkeren 
Engagement in den neuen Ländern aufgerufen wird, 
ein Schritt in die richtige Richtung getan wird. Im 
Lichte eigener diesbezüglicher Bemühungen seit 
1991 will ich aber hinzufügen, daß eine derar tige 
Initiative auch schon vor zwei oder drei Jahren äußerst 
hilfreich gewesen wäre. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sehr gut! 
— Josef Vosen [SPD]: Sehr richtig!) 

Die Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen in 
den neuen Bundesländern leiden wie die gesamte 
Industrie, der gesamte Mittelstand nach wie vor vor 
allem unter einer erheblichen Eigenkapitalschwäche. 
Darüber ist heute schon gesprochen worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— Ich glaube, man kann deswegen nicht klatschen, 
daß sie unter einer Eigenkapitalschwäche leiden; 
dafür können sie ja nichts. 

(Josef Vosen [SPD]: Sie haben recht!) 

Deshalb sind alle Maßnahmen unserer Beschluß-
empfehlung, die der Verbesserung der finanziellen 
Situation dieser Einrichtungen dienen — z. B. die 
Verbesserung der Liquidität oder die Reduzierung der 
Eigenanteile —, besonders wich tig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Existenz der Forschungseinrichtungen, vor 
allen Dingen der kleineren, wird aber auch dadurch 
gesichert, daß die, die Aufträge an diese F- und 
E-Einrichtungen der neuen Bundesländer vergeben 
— unabhängig, ob diese Aufträge aus Ost- oder 
Westdeutschland kommen —, sich nach Erledigung 
und Vollzug dieser Aufgaben auch einer Zahlungs-
moral verpflichtet fühlen, die einer fairen Partner-
schaft entspricht. 

Die Annahme der vorliegenden Beschlußempfeh-
lung stellt, meine Damen und Herren, eine wich tige 
Aktivität auf dem Wege dar, der ostdeutschen wirt-
schaftsnahen Forschung eine sichere Zukunft zu 

geben. Wir sollten aber den von hier und heute 
ausgehenden Appell zur stärkeren Unterstützung der 
ostdeutschen Industrieforschung ruhig in einen grö-
ßeren Rahmen stellen. Wenn der Forschung im allge-
meinen und der Industrieforschung im besonderen 
zukunftsträchtige Perspektiven eröffnet werden, dann 
wird die verschiedentlich heraufbeschworene Gefahr, 
der Osten könnte verlängerte Werkbank werden, 
gegenstandslos. 
Eine Reihe ermutigender Ereignisse in jüngster 

Zeit, wie z. B. die Siemens-Ansiedlung in Dresden, 
setzen diesbezüglich hoffnungsvolle Zeichen. Eine 
erfolgreiche Forschung trägt auch zu einer Reduzie-
rung des bestehenden materiellen und psychologi-
schen Ost-West-Gefälles bei. Letztlich dient dies mit-
tel- und langfristig auch dem inneren Frieden in 
unserem Land. 
Die ostdeutsche Forschung bedarf weiterhin staatli-

cher Hilfe. Dies steht, so glaube ich, nicht in Frage. 
Dafür sind der Bund und auch die ostdeutschen 
Länder verantwortlich. Die sichersten Gar anten für 
die Zukunftsfähigkeit der ostdeutschen Forschung 
bleiben für mich aber nach wie vor unverrückbar: die 
Motivation, das Engagement, das Können und die 
Kreativität derer, die im Osten Forschung be treiben. 

(Beifall des Abg. Dr. Christoph Schnittler 
[F.D.P.]) 

Ihnen muß deshalb auch weiter unsere ganze Zuwen-
dung gelten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Dr. Ulrich Briefs das Wort. 

Dr. Ulrich Briefs (fraktionslos): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Forschung und Entwick-
lung haben in einer marktwirtschaftlichen Ordnung 
— da ist dem Kollegen Lenzer ja durchaus zuzustim-
men — entscheidende Bedeutung für die weitere 
Entwicklung. Das gilt sozial, das gilt ökonomisch, 
kulturell, und das gilt auch politisch. 
Um so weniger allerdings ist zu verstehen, daß die 

noch regierende Bundesregierung ausgerechnet die 
Zukunftsetats von Forschung und Technologie und 
Bildung und Wissenschaft als — nicht als Spardose; 
das ist ein falsches Bild — Steinbruch behandelt, aus 
dem je nach Mittelbedarf herausgebrochen wird. 
Um so weniger ist auch zu verstehen, daß diese 

Bundesregierung mit der F- und T-Politik nicht steu-
ert, sondern einfach Mittel verteilt — gelegentlich fast 
ohne Kontrolle. 

Verteilt wird zudem an zum Teil mit riesigen vaga-
bundierenden Kapitalien ausgestattete Konzerne. In 
der Bilanz von Siemens, die ja gerade vor wenigen 
Wochen vorgelegt worden ist, stehen derzeit alleine 
20 Milliarden DM an liquiden Mitteln. 

Relativ wenig dagegen wird verteilt an innovative 
mittlere und kleinere Unternehmen und fast gar nichts 
an Tüftler und Erfinder — im Gegenteil: Viele von 
ihnen, gerade auch im Bereich alternativer Projekte 
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und Betriebe, müssen z. B. an  den ihnen gegenüber so 
risikoscheuen deutschen Banken schier verzweifeln. 
Hier, in der Bereitstellung von Risikokapital für inno-
vative Personen und Gruppen, müßte eine wesentli-
che Funktion der F- und T-Politik auch liegen. 

Warum nutzt man  diese und andere Förderungs-
maßnahmen nicht, um vor allem ökologische und 
soziale Ziele zu erreichen und damit zugleich auch zu 
einem positiven industriellen Strukturwandel — po-
sitiv in bezug auf die Arbeitsplätze und die Verbesse-
rung der Umweltbedingungen — beizutragen? 

Der Bund demokratischer Wissenschaftler und Wis-
senschaftlerinnen betont in seinem Memorandum zur 
Forschungs- und Technologiepolitik 1994/95 unter 
dem Titel „Gestaltung statt Standortverwaltung" zu 
Recht die Notwendigkeit einer sozial-ökologischen 
Erneuerung der Forschungs- und Technologiepolitik 
und macht dazu zahlreiche konkrete Vorschläge. Ich 
empfehle Ihnen sehr die Lektüre dieses Memoran-
dums, das derzeit bereits von über 300 in der Wissen-
schaft und in der Forschung tätigen Personen unter-
schrieben worden ist. 

Vergessen wir nicht: Moderne Technologien führen 
zu einer immer kapitalintensiveren Produktion. Das 
ist nun einmal so. Immer mehr menschliche Arbeit 
wird durch Maschinenarbeit ersetzt. Die Informatik 
z. B. ist in weiten Bereichen — um meinen Kollegen 
Frieder Nake zu zitieren — nichts anderes als eine 
der modernen Wissenschaften zur Automa tion der 
Kopfarbeit. 

Simon Nora, einer der beiden Urheber des Beg riffs 
„Telematik", hat 1984 bei einer unserer Diskussionen 
in Paris gesagt: Es ist die Aufgabe geradezu der 
Informatik, Arbeitsplätze zu zerstören. Ähnlich klar 
hat sich Pierre Dreyfus, Vizepräsident von Cap 
Sogetti, der größten europäischen Softwarefirma, auf 
einer vom BMFT geförderten Tagung im vorigen Jahr 
in Dresden geäußert. 

Wenn das so ist, wenn also unaufhaltsam menschli-
che Arbeit durch Maschinenarbeit ersetzt wird, dann 
muß es allerdings vor allem Aufgabe des Staates sein, 
in Ergänzung und in der Gegenbewegung dazu für 
ausreichende Beschäftigungsmöglichkeiten zu sor-
gen: durch entsprechende Maßnahmen der Arbeits-
marktpolitik, durch Unterstützung von Arbeitszeitver-
kürzungsmaßnahmen, auch durch eine entspre-
chende Forschungs- und Technologiepolitik, vor allen 
Dingen aber durch industriepolitische Konzepte und 
Strukturen. Da hat sich die F- und T-Politik einzufü-
gen. Wer den marktwirtschaftlichen Strukturwandel 
sozusagen blindwütig einfach so gewähren läßt, der 
trägt dazu bei, daß auch durch neue Technologien die 
Massenarbeitslosigkeit weiter eskaliert. 

Ähnlich steht es um die ökologischen Probleme der 
modernen industriellen Produktionsweise und der 
modernen Technologien. Richtig, es gibt wichtige, 
ökologisch vorwärtsweisende Technologieentwick-
lungen. Aber eben nicht jede moderne Technologie ist 
umstandslos ökologisch unbedenklich oder auch nur 
günstiger als bisher eingesetzte Techniken. Eben 
deshalb muß aber gerade auch ökologisch gesteuert 
und kontrolliert werden. Eben deshalb müssen auch 
hier die entsprechenden Voraussetzungen z. B. im 

Zusammenhang mit dem Öko-Audit geschaffen wer-
den. Schauen wir uns doch nur die High-Tech-
Metropolen dieser Welt an: Sie sind alles andere als 
ökologisch unbedenklich. 
Die problematischen Seiten moderner Technolo-

gien anzusprechen hat überhaupt nichts mit Technik-
feindlichkeit zu tun. Wer aus rein wirtschaftlichen 
Wachstumsinteressen, ohne Rücksicht auf die sozia-
len und ökologischen Folgen moderne Technologien 
vorantreibt, der ist im Grunde technikfeindlich — 
mehr als das: Seine Politik ist inhuman. 
Frau Präsidentin, ich danke Ihnen. 

(Beifall der Abg. Dr. Ursula Fischer [PDS/ 
Linke Liste]) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. — Damit schließe ich die 
Aussprache. 
Wir kommen nun zu den Abstimmungen, und zwar 

zuerst zu Tagesordnungspunkt 3 a. Wir stimmen 
zunächst ab über die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung zum Bundesbericht Forschung 1993 
auf Drucksache 12/7828, Buchstabe a. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Bericht auf Drucksache 12/5550 zur 
Kenntnis zu nehmen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Die Beschlußempfehlung ist damit so angenom-
men. 
Wir sind immer noch beim Tagesordnungspunkt 3 a 

und kommen zur Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung zu dem Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. zum Forschungsbericht 
auf Drucksache 12/7828, Buchstabe b. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Entschließungsantrag auf Drucksache 
12/6562 anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Damit ist die Beschlußempfehlung so angenom-
men. 
Wir sind immer noch beim Tagesordnungspunkt 3 a 

und kommen zur Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 12/7828, Buchstabe c. Dazu 
liegt auf Drucksache 12/7888 ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Damit ist der Änderungsantrag abge-
lehnt. 
Wir stimmen nun über die Beschlußempfehlung des 

Ausschusses ab. Der Ausschuß empfiehlt, den Ent-
schließungsantrag auf Drucksache 12/6564 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — 
Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? — Damit ist 
die Beschlußempfehlung angenommen. 
Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 3 b und 

der Beschlußempfehlung des Ausschusses für For-
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
F.D.P. zu Großforschungseinrichtungen auf Drucksa-
che 12/6435, Nr. I. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 12/1724, soweit er strukturelle 
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und konzeptionelle Sachverhalte beinhaltet, in der 
Ausschußfassung anzunehmen. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist 
damit so angenommen. 

Der Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung empfiehlt unter demsel-
ben Tagesordnungspunkt unter Nr. II seiner Be-
schlußempfehlung, den Auftrag an die Ausschüsse zur 
Erarbeitung einer Beschlußempfehlung bezüglich der 
steuerrechtlichen Aspekte aufrechtzuerhalten. Wer 
stimmt für die Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Damit ist 
diese Beschlußempfehlung ebenfalls so angenom-
men. 

Wir sind immer noch beim Tagesordnungspunkt 3 b 
und kommen zur Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur Zukunft 
der Großforschungseinrichtungen auf Drucksache 
12/6435 Nr. III. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 12/2064 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist 
damit angenommen. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 3 c und 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses für For-
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur Forschung 
und technologischen Entwicklung für eine zukunfts-
verträgliche Abfallwirtschaft auf Drucksache 12/6436. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der SPD auf 
Drucksache 12/2817 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? 
—Wer enthält sich der Stimme? — Die Beschlußemp-
fehlung ist damit angenommen. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 3 g und 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses für For-
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
zu der Entschließung des Europäischen Parlaments 
zur Klonierung des menschlichen Embryos auf den 
Drucksachen 12/6233 und 12/7208. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Damit ist diese 
Beschlußempfehlung bei einer Stimmenthaltung ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 3 h und 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses für For-
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. zur Förderung der Industrieforschung in den 
neuen Bundesländern auf der Drucksache 12/7549 
Nr. I. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Druck-
sache 12/6561 in der Ausschußfassung anzunehmen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — 
Damit ist diese Beschlußempfehlung mit großer Mehr-
heit angenommen. 

Wir sind immer noch beim Tagesordnungspunkt 3 h 
und kommen zur Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur 
Förderung der Industrieforschung in den neuen Län

-

dern auf der Drucksache 12/7549 Nr. II. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 12/6745 für erledigt zu erklären. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die 
Beschlußempfehlung ist damit bei etwas unklarer 
Abstimmungslage angenommen. 
Wir kommen nun zum Zusatzpunkt 1 und der 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zu dem Antrag der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einer vermei-
dungsorientierten Abfallwirtschaft auf der Drucksa-
che 12/7756. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 12/4835 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Damit ist die 
Beschlußempfehlung angenommen. 
Ich habe nun noch den Tagesordnungspunkt 3 i und 

die Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt-
schaft zum Antrag der Fraktion der SPD zur Einrich-
tung eines Zukunfts- und Technologierates zur Begut-
achtung der langfristigen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft auf der Drucksache 12/7542. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der SPD auf 
Drucksache 12/5914 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Die Beschlußemp-
fehlung ist damit angenommen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 4 a bis e 
sowie die Zusatzpunkte 2 und 3 auf: 

4. a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Freimut Duve, Angelika Barbe, Ing rid Bek-
ker-Inglau, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Zukunft der Bundeskulturförderung 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Ros-
witha Wisniewski, Erwin Marschewski, Wil-
fried Seibel, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Ina Albowitz, Gerhart Rudolf Baum, 
Dr. Burkhard Hirsch, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der F.D.P. 
Kulturförderung des Bundes ab 1995 
— Drucksachen 12/7047, 12/7231, 
12/7907 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Freimut Duve 
Dr. Roswitha Wiesniewski 
Gerhart Rudolf Baum 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Dorothee Wilms, Dr. Volkmar 
Köhler (Wolfsburg), Karl Lamers, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Ul rich Irmer, 
Gerhard Schüßler, Dieter-Julius Cronen-
berg (Arnsberg), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der F.D.P. 
Das Bild des vereinten Deutschland als 
Kulturnation in einer sich wandelnden 
Welt 
— Drucksachen 12/5064, 12/6504 — 
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Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Freimut Duve, Hans-Günter Toetemeyer, 
Rudolf Purps, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
Stockbildung bei Kulturförderfonds 
— Drucksachen 12/4556, 12/5372 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Deres 
Ina Albowitz 
Rudolf Purps 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung fiber die 
Umsetzung der Entschließung des Deut-
schen Bundestages — Drucksache 
11/6478 — vom 7. März 1990 zu dem Bericht 
der Bundesregierung fiber Stand und Ent-
wicklung der deutschen Schulen im Aus-
land 
— Drucksachen 12/2675, 12/7406 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Volkmar Köhler (Wolfs-
burg) 
Hans-Günther Toetemeyer 
Gerhard Schüßler 

e) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Euro-
päischen Übereinkommen vom 2. Oktober 
1992 fiber die Gemeinschaftsproduktion 
von Kinofilmen 
— Drucksache 12/5836 — 
(Erste Beratung 194. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 12/7786 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Elke Leonhard 

ZP2 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Freimut Duve, 
Hans Gottfried Bernrath, Dr. Ulrich Böhme 
(Unna), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 
Erhalt der Buchpreisbindung 
— Drucksachen 12/3388, 12/7891 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Uwe Jens 

ZP3 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Roswitha Wisniewski, Erwin Marschewski, 
Wolfgang Zeitlmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Gerhart  Rudolf Baum, Ina Albo-
witz, Gerhard Schüßler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der F.D.P. 
Kulturpolitik nach Maastricht 
— Drucksache 12/7879 — 

Zur Großen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. liegen ein Entschließungsantrag der Frak

-

tionen der CDU/CSU und F.D.P. sowie ein Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die gemeinsame Aussprache eineinhalb Stunden vor-
gesehen. Gibt es dazu anderweitige Meinungen? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
dem Kollegen Freimut Duve das Wort. 

Freimut Duve (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Einen Tag nach der Eröffnung 
des Hauses der Geschichte sprechen wir hier — selten 
genug — über die Kulturpolitik des Bundes. Ich habe 
gestern meine grundsätzliche Kritik, aber auch mein 
grundsätzliches Lob für das Museumsprojekt geäu-
ßert. Sehr viel ist gelungen, vieles auch eindrucksvoll. 
Aber die Geschichte — das will ich auch noch einmal 
hier im Bundestag sagen — der DDR darf nicht zur 
Negativfolie der eigenen Erfolgsgeschichte instru-
mentalisiert werden. 

Eine Ausstellung der Geschichte der beiden deut-
schen Staaten sollten wir erst mit einem historischen 
Abstand in einigen Jahren versuchen, dann hoffent-
lich auch unter Mitwirkung jüngerer Historiker aus 
der ehemaligen DDR, die ihre Geschichte selbst 
einbringen. 

Die Eröffnung des Museums gestern war zugleich 
ein eindrucksvolles Bekenntnis aller Redner, auch des 
Bundeskanzlers, zu Europa. Ich will hier gleich sagen, 
daß unsere Anhörungen, unsere Fachgespräche, auch 
die der anderen Fraktionen, anders als die der vielen 
Kritiker des Vertrags von Maastricht schon l ange vor 
den Beschlüssen deutlich haben erkennen lassen, daß 
wir in der Kulturpolitik zumindest für die na tionale, für 
die eigene Kulturförderung große Vorteile sehen, ein 
Ende der Unsicherheiten, auch der rechtlichen Unsi-
cherheiten, die bis dahin bestanden haben. Deswegen 
können wir den heute ganz schnell eingebrachten 
Antrag der Union nachher mittragen. 

Meine Damen und Herren, am Ende einer so 
schwierigen Legislatur der Versuch eines kleinen 
Resümees: Vieles haben wir in der Kulturpolitik 
gemeinsam gemacht, Opposi tion und Regierung. Oft 
konnten wir Kulturpolitiker eine allergrößte Koalition 
erreichen — manchmal gegen die Finanzpolitiker, 
manchmal auch gegen die Haushaltspolitiker —, bei 
der die Mitglieder aller Fraktionen die Glocke, 
manchmal auch die Sturmglocke, an einem Strang 
zogen. Ich möchte mich dafür auch sehr herzlich 
bedanken. Aber wir haben seit dem Sommer 1993 
eine andere Lage. Die Kulturpolitik des Bundes ist aus 
dem Ruder gelaufen, weil niemand mehr am Steuer 
sitzt. Schneidend hatte der Finanzminister in einem 
grundsätzlichen Artikel in der FAZ im August 1993 
den Amtswechsel im Innenressort genutzt und sich 
— in wessen Namen überhaupt? — aus der Verant-
wortung des Bundes für die Kulturförderung verab-
schiedet. Selten ist die Anstrengung und die Mühe 
einer kreativen Verwaltungseinheit öffentlicher und 
selbstgerechter verspottet worden als damals die 
Kulturabteilung des Innenministeriums durch den 
Finanzminister. 
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Seither kann sich fast jeder unter Berufung auf das 
Schreckwort Haushaltskonsolidierung zum unver-
antwortlich Verantwortlichen auf- und abschwingen. 
Mitarbeiter im Finanzministerium denken darüber 
nach, der ermäßigte Steuersatz müsse für bestimmte 
Filme wegfallen, und erreichen damit in einer 
zunächst von niemandem bemerkten Nebenregelung 
eines umfangreichen Gesetzes, daß alle Kinderfilme, 
alle DEFA-Filme und alle alten Filme wie Pornofilme 
behandelt werden, weil sie nicht durch die freiwillige 
Selbstkontrolle gegangen sind. Entsetzen bei Film-
produzenten, eine große Diskussion, und es war sehr 
schwer, diese Panne — es war nicht nur eine Panne, 
sondern es war auch ein geschicktes Lavieren von 
Beamten des Finanzministeriums — zu reparieren. Sie 
ist jetzt repariert worden. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Da haben wir 
uns ja auch angestrengt!) 

— Wir haben uns angestrengt. Ich wollte nur darauf 
hinweisen, daß die Bundesregierung hier nicht ein-
heitliche Kulturpolitik be treibt. 

Da will die Bauministerin, daß der Bund seine 
Verpflichtung aufgibt, Mittel für „Kunst am Bau" für 
alle Bauten des Bundes zu gewährleisten. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Das will sie 
überhaupt nicht!) 

Auch hier der jedenfalls bis heute nachmittag verge-
bliche Korrekturversuch durch das Parlament. 

Da erarbeitet die Kulturabteilung im Gespräch mit 
den neuen Ländern Ideen und konkrete Konzepte 
— ich sage nur das Stichwort „Leuchtturm" —, mit 
denen die Überlebenshilfe für die wich tigen Kultur-
einrichtungen in den neuen Ländern weitergeführt 
werden soll, und die Finanzverwaltung versucht 
immer wieder, alles zu kippen. Jedesmal sind die 
Parlamentarier dann zu Last-minute-Aktionen ge-
zwungen, um zu retten. 

Wie muß es eigentlich auf die von Kürzungen 
Betroffenen überall im Lande wirken, wenn wie z. B. 
gestern ein großes „Haus der Geschichte" in Bonn 
eröffnet wird, wenn wir weitere große neue Einrich-
tungen planen, auch mittragen, das Museum in Berlin 
etwa? Wie wirken die Folgekosten dieser Vorhaben 
auf Künstler, wenn zugleich die Kulturfonds des 
Bundes, diese wirklich einmalige Form staatlicher 
Kulturhilfe in Selbstverwaltung der Künstlerver-
bände, ihre Ausgaben kappen müssen, ihren ganz 
kleinen Haushalt kappen müssen, weil die Union sie 
zwingt, aus den laufenden Minibeträgen ein eigenes 
kleines Vermögen aufzubauen, um daraus in etwa 
35 Jahren beim Kunst- und Literaturfonds Zinserlöse 
zu erzielen? 

Wie muß unsere prachtvolle Eröffnung von großen 
Einrichtungen auf Leute in den Goethe-Instituten 
wirken, wenn dort die Mittel für Bibliotheken gekürzt 
oder gar in einigen Fällen ganz beseitigt werden? 

Der Finanzminister hat seine Rückzugslinie damals 
klar zum Ausdruck gebracht. Die derzeitige Kassen-
lage soll für seine Interpretation der Verfassungslage 
genutzt werden. Das macht dieser Artikel auch deut-
lich. Der Bund soll sich nach seiner Meinung aus der 
Verantwortung für die Kultur zurückziehen. 

Wir haben mit unserem Antrag „Zukunft der Bun-
deskulturförderung " widersprochen. Wir freuen uns, 
daß es jetzt eine gemeinsame Linie der Länder gibt, 
die die Kriterien für die künftige Bundeskulturförde-
rung festlegen, und daß es dort einen großen Konsens 
gibt. Das war nicht leicht; aber er ist jetzt zustande 
gekommen. 

Ich möchte ein paar Bemerkungen machen, die 
vielleicht auch zur Kulturpolitik gehören. In den 
letzten Jahren dieser Legislaturperiode ist unser Land, 
ist der Standort Deutschland an vielen Orten zum 
Brandort geworden, zum Angstort auch für Ausländer. 
Es gibt eine ganze Reihe von Dingen, in denen das 
kulturelle Gespräch, die Kultur in unserem Lande sich 
radikal verändert haben, auch ohne die Wirkungen 
der Einigung und auch ohne die Folgen seit 1989. 

Günter Grass hat in einem Gespräch mit der 
„Frankfurter Rundschau" im Januar sehr eindrucks-
voll gesagt: 

Wir leben in einer Zeit mit Verlusten, und das ist 
gut für die Literatur. Der Beruf des Schriftstellers 
ist nicht zu rationalisieren. Ideen klopfen an, 
werden vergessen, wenn sie hart genug sind und 
immer wieder anklopfen, dann müssen sie ausge-
tragen werden. Das ist ein Arbeitsprozeß, der auf 
Widerstände baut. Ich kann nur raten, 

— so Grass weiter — 

nicht auf Widerstände zu verzichten. An denen 
wächst S til, nur durch sie entwickelt sich eine 
eigene Stimme. 

Zur Kulturpolitik darf nicht nur die Fähigkeit gehö-
ren, große Bauten einzuweihen — auch wenn das 
gelegentlich passieren muß —, Filmpreise zu verlei-
hen, Festivals zu eröffnen oder Kulturmanager zu 
loben. Die Qualität der Kulturpolitik in der Demokra-
tie bewährt sich in ihrer Fähigkeit, diese vielen 
„eigenen Stimmen" , von denen Grass spricht, den Stil, 
die neuen Initiativen, die Projekte, die sich aus „Wi-
derständen" ergeben, zu erkennen, anzuerkennen 
und finanziell auch zu fördern. Deshalb mein Plädoyer 
für eine angemessene Ausstattung der Kulturfonds. 

Dieses ernst genommen, müssen wir heute konsta-
tieren: Die vergangenen vier Jahre waren eben nicht 
nur ein Zeitbruch für uns Deutsche, weil wir mit den 
kulturpolitischen Aufgaben der deutschen Einheit 
umzugehen lernen mußten. Es gibt eine ganz andere, 
tiefere Veränderung: Zwischen die Stimmen der ein-
zelnen und Künstler hat sich eine ungeheuer wirk-
same, mächtige Übermittlungstechnologie gescho-
ben. Der künstlerische Autor — hier meine ich nicht 
nur den Wortautor —, der Urheber wird mehr und 
mehr zum freien Mitarbeiter am großen elektroni-
schen Drehbuch der Gegenwart. 

Auch Kulturpolitik neigt dazu, sich mehr um die 
Produzenten dieses Drehbuchs als um die Autoren, 
um die Urheber zu kümmern. Was ist ein stiller Maler 
gegen die Genialität eines Ausstellungsjongleurs, was 
ein Schriftsteller gegen die Chefs einer guten Werbe-
agentur? Richard Sennett  hat für das amerikanische 
Kulturleben schon vor Jahren auf die neuen Mecha-
nismen des elektronischen Starkults hingewiesen. 
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Wenn aber Kulturpolitik nicht mehr vermag, diese 
neuen stillen Stimmen, den Stil der einzelnen so zu 
fördern, daß sie vernehmbar werden, daß auch wir in 
der Politik ihnen zuhören, dann hätte sie ihren Zweck 
verfehlt — ganz unabhängig von den Abstrichen oder 
Aufschlägen bei den Millionen in den Haushalten. 

Um das kulturelle, zivile Gewebe dieser Stilsucher 
und Stimmentester in unserem Land geht es in der 
Kulturpolitik der Städte, der Länder und des Bundes 
oder bei dem, was das Goethe-Ins titut den Menschen 
im Ausland an Bildern und Texten aus Deutschland 
vermittelt. 

Vielleicht hat ja Ulrich Greiner recht, wenn er im 
vergangenen Jahr in der „Zeit" konstatiert: Das 
Gespenst der Kulturvermittlung lauert nicht in den 
Etats allein, es nistet auch in den Produkten selber. Er 
wird sehr kritisch auch gegenüber den Produktionen 
der Künstler unserer Zeit. 

Kulturpolitik sollte auch auf solche Brüche und auf 
eine solche Kritik reagieren — und nicht nur im 
programmierten Reflex, wenn allenthalben die Mittel 
knapp werden. 

Aber wir sollten zornig bleiben, wenn für die 
Ausstellungs- und Darstellungskultur immer noch 
Geld da ist — auch Geld von Sponsoren, die mit 
„Kulturereignissen" für sich werben wollen —, für die 
Förderung der Stilsucher und Stimmentester aber 
immer weniger. 

Der moderne, elektronisch steuerbare Kulturappa-
rat ist dabei, seine Autoren zu verschlingen. Gerade 
deshalb ist der harsche Umgang mit den Kulturfonds 
und auch mit dem Goethe-Institut durch den Bund und 
durch einige Haushaltskollegen so widersinnig. 

Zur Beratung liegt uns in dieser Debatte neben den 
Anträgen zur innerstaatlichen Kulturpolitik auch die 
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Regierungsfraktionen „Das Bild des vereinten 
Deutschland . " vor. 

Auf Fragen der auswärtigen Kulturpolitik wird 
nachher mein Kollege Günther Toetemeyer eingehen. 
Ich möchte zur auswärtigen Kulturpolitik jetzt nur 
eine Anmerkung machen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Die Bundesregierung nimmt in ihrer Antwort immer 
wieder Bezug auf die bisherigen Grundlagen der 
Auswärtigen Kulturpolitik. Das begrüßen wir. Doch 
mich stimmt skep tisch, wenn es z. B. heißt: 

Übergreifende Aufgabe und ständiges Ziel der 
Auswärtigen Kulturpolitik ist die „Legi timation 
der Bundesrepublik Deutschland als Kulturnation 
in einer sich wandelnden  Welt".  

Ich weiß nicht, warum es „vor allem darum gehen" 
soll, „die politische und die kulturpolitische Öffent-
lichkeitsarbeit künftig stärker miteinander zu ver-
knüpfen" . 

Ich denke, wir sollten uns auch damit beschäftigen, 
warum die Bundesregierung mehr und mehr dazu 
neigt, den Goethe-Instituten Anweisungen zu geben, 
etwa die, in einer bestimmten Form zum 20. Ju li  

Veranstaltungen zu machen. Ich denke, das muß in 
der Autonomie der Goethe-Ins titute bleiben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Dr. Volkmar Köhler [Wolfsburg] [CDU/ 
CSU]: Sie wissen genau, daß von einer 

Anweisung keine Rede sein kann!) 

— Das ist eine Erwägung. 

(Dr. Volkmar Köhler [Wolfsburg] [CDU/ 
CSU]: Schlimm genug, daß es dieser Anre

-

gung überhaupt bedarf!) 

Frau Präsidentin, meine lieben Kollegen, — — 

(Zuruf von der SPD: Herr Präsident!) 

— Ich bitte sehr um Entschuldigung. Ich hoffe, daß wir 
Kulturpolitiker in diesen Fragen — wir werden im 
Goethe-Ins titut bald eine Diskussion haben, Herr 
Kollege Köhler, und wir werden heute abend mit den 
Mittlerorganisationen diskutieren — in der nächsten 
Legislaturperiode nie auseinanderkommen und im 
Grundsatz genausogut zusammenbleiben, wie es in 
den letzten vier Jahren war. Darum möchte ich mich 
zum Schluß noch einmal bei meinem Kollegen Herrn 
Köhler, der aus dem Bundestag ausscheidet, sehr 
herzlich für die Zusammenarbeit bedanken, denn wir 
haben vieles gemeinsam gemacht, manchmal auf sehr 
heitere und spaßige Art zur Ergötzung unserer Kolle-
gen und Zuhörer, aber manchmal auch sehr fruchtbar 
für die Kulturpolitik. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserer Frau Kollegin Dr. Ros-
witha Wisniewski das Wort . 

Dr. Roswitha Wisniewski (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Deutschland ver-
steht sich zu Recht als Kulturstaat. In der Zeit der 
Teilung war das Bewußtsein, einer Kulturnation anzu-
gehören und aus demselben kulturellen Erbe zu 
leben, eine starke Klammer zwischen West und Ost. 
Jetzt, nach der Herstellung der deutschen Einheit mit 
den Schwierigkeiten des geistigen Zusammenwach-
sens, die sich z. B. in den Ergebnissen der Wahlen des 
letzten Sonntags recht deutlich und teilweise besorg-
niserregend gezeigt haben, ist es doppelt notwendig, 
die kulturelle und damit die geistige Einheit des 
Gesamtstaates in repräsentativen kulturellen Einrich-
tungen herauszustellen. 

Im Zeitalter starker europäischer Einigungsbestre-
bungen ist die Einsicht gewachsen, daß nicht in der 
Zersplitterung, sondern in der Einheit die Kraft zum 
politischen Handeln liegt. Das gilt aber auch für die 
föderalistisch strukturierte Bundesrepublik. Der poli-
tische Zusammenhalt muß trotz der Wahrung der 
Unterschiedlichkeit und der Eigenart der Länder 
gerade auch in kultureller Hinsicht repräsentativ zum 
Ausdruck kommen. Der Bund hat nicht nur das Recht, 
sondern auch die Pflicht zum gesamtstaatlichen, kul-
turellen Ausdruck seiner Existenz. Die gestrige Eröff-
nung des Hauses der Geschichte der Bundesrepublik 
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war eine eindrucksvolle Bestätigung dieser Auf-
gabe. 

Angesichts einiger Verständnisschwierigkeiten im 
vergangenen Jahr ist nun zuletzt ein ermutigendes 
Zeichen für die Fortsetzung einvernehmlicher kultu-
reller Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
sichtbar geworden. Es besteht da rin, daß die Kultus-
ministerkonferenz der Lander im Dezember 1983 
einstimmig einen Beschluß zur Mitwirkung des Bun-
des an gesamtstaatlichen Kulturaufgaben gefaßt hat. 
Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Konferenz 
der Ministerpräsidenten diesem Beschluß folgt und 
ihren 1987 gefaßten Beschluß zurücknimmt, der 
besagt, daß vom Bund außerhalb der Kulturstiftung 
der Länder keine neuen kulturpolitischen Aktivitäten 
ausgehen dürfen oder sollen. Wir hoffen, daß diese 
Fragen bald im Zuge der zur Zeit laufenden Verhand-
lungen zwischen dem Bund und den Ländern endgül-
tig geklärt werden können 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Sehr gut!) 

und daß die bewährte Kulturpolitik des Bundes im 
Zusammenwirken mit den Ländern erfolgreich fortge-
setzt werden kann. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Richtig!) 

Im Jahre 1984 hat die Bundesregierung in einer 
Antwort auf zwei Große Anfragen der CDU/CSU und 
der F.D.P. einen ausführlichen Be richt über Ziele und 
Inhalte ihrer Kulturpolitik gegeben. Dies war wohl die 
erste systematische Zusammenfassung der Kulturför-
derungspolitik des Bundes. Daraus geht hervor, daß 
drei große Bereiche im Vordergrund der kulturpoliti-
schen Aktivitäten des Bundes stehen: erstens Verbes-
serung und Fortentwicklung der ordnungspolitischen 
und finanziellen Rahmenbedingungen für die Entfal-
tung von Kunst und Kultur, zweitens Bewahrung und 
Schutz des kulturellen Erbes, drittens Aufbau und 
Ausbau der Förderung von gesamtstaatlich bedeutsa-
men kulturellen Einrichtungen. 

Nach der Wende kamen die finanziellen Aufbauhil-
fen  für kulturelle Einrichtungen in den neuen Bun-
desländern hinzu. Diese Hilfen waren notwendig 
wegen der Umstrukturierung der in der ehemaligen 
DDR zentral gelenkten Kulturpolitik, die nach der 
Wende den neuen Ländern als Aufgabe übertragen 
wurde. Inzwischen ist durch die Neufassung des 
Länderfinanzausgleichs ab 1995 eine Regelung für 
die Zukunft erfolgt, wenn es auch bedauerlich ist, daß 
der Anschluß leider nicht bis zum Greifen dieser 
neuen Regelung gewährleistet werden konnte. 

Erfreulicherweise kann aber festgestellt werden, 
daß es durch die Hilfe des Bundes im großen und 
ganzen gelungen ist, die reiche Kulturlandschaft in 
den neuen Bundesländern zu erhalten. Der Bund hat 
in verschiedenen Programmen bis 1993 ungefähr 
3,4 Milliarden DM dafür aufgewendet. Dankbar und 
anerkennend sei aber vor allem auch vermerkt, daß 
die Aufwendungen der neuen Bundesländer trotz 
ihrer bekannten besonderen Schwierigkeiten noch 
erheblich höher lagen. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Insgesamt kann das Fazit gezogen werden, daß die 
Kulturpolitik des Bundes in den letzten Jahrzehnten 

dank einer guten Konzeption, aber auch dank einer 
zwar nicht üppigen, aber doch ausreichenden Finan-
zierung positiv zu bewerten ist. Gemeinden, die 
übrigens die Hauptlast tragen — das darf man nie 
vergessen —, Länder, die viel dazu beitragen, und der 
Bund, der nur einen kleinen Anteil trägt, haben zuletzt 
ungefähr 15 Milliarden DM jährlich für die Kulturför-
derung aufgewendet. 

Im letzten Jahr ist diese positive Entwicklung ins 
Stocken geraten. Ursache ist einerseits die schwierige 
Finanzlage der Bundesrepublik insgesamt, anderer-
seits aber auch die schon erwähnte neue Regelung des 
Finanzausgleichs, der für die Länder äußerst günstig 
ausgefallen ist. Dies veranlaßt manchen Finanzpoliti-
ker auf Bundesebene zu der Annahme, daß sich der 
Bund nun eigentlich aus der Kulturförderung zurück-
ziehen könne. 

(Freimut Duve [SPD]: Hört! Hört! — Gerhart 
Rudolf Baum [F.D.P.]: Das wäre verheerend! 

— Freimut Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Es ist bedauerlich, daß nicht nur die Übergangsfi-
nanzierung für die neuen Bundesländer bereits für 
1994 — bis auf eine Notlösung — den Sparmaßnah-
men zum Opfer fiel, sondern daß auch die Kulturför-
derungsmittel des Bundes insgesamt reduziert wur-
den. Wie wir hören, soll dies auch für 1995 der Fall 
sein. 

(Freimut Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Wie gesagt, einerseits ist dies bedauerlich, anderer-
seits in manchen Bereichen verständlich. 

Nun kann natürlich auch der Bereich der Kultur 
nicht von den Sparmaßnahmen ausgenommen wer-
den. Aber Neubesinnung, Entwicklung von Konzep-
tionen und auch Durchforsten des Bestehenden sind 
notwendig. Es gibt gelegentlich auch Fehlentwicklun-
gen zu verzeichnen. 

Dies alles fordert der vorliegende Antrag der Koali-
tonsfraktionen heraus. Vor allem erwarten wir grund-
sätzliche Aussagen zur Kulturpolitik des Bundes und 
die Entwicklung maßgebender Kriterien für die Betei-
ligung des Bundes an  der Förderung gesamtstaatlich 
bedeutsamer kultureller Einrichtungen. 

(Beifall des Abg. Dirk H ansen [F.D.P.]) 

Dabei ergeben sich natürlich eine Reihe von Einzel-
fragen, die hier gar nicht alle aufgezählt werden 
können. Ich will einige wenige hervorheben. 

Es gibt einen Beschluß zur Stockbildung bei den 
Kulturfonds, also zur Pflicht zur Rücklage. Ein Antrag 
bezieht sich auf diese Maßnahme. Wir sind der Mei-
nung, daß über die Stockbildung bei den Kulturfonds 
noch einmal nachgedacht werden sollte, wenn auch 
der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion als zu weit-
gehend abgelehnt werden muß. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Warum 
geht er zu weit?) 

Aber zumindest eine Reduzierung wäre wünschens

-

wert, damit die zur Verfügung stehenden Mittel nicht 
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zu sehr festliegen, sondern weitgehend eingesetzt 
werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD) 

Aufgeschlossenheit erscheint gegenüber einer Be-
teiligung des Bundes an einem Grenzlandprogramm 
durchaus angebracht, wie es die Länder Baye rn  und 
Sachsen in der Nachfolge des sehr erfolgreichen 
Programms zur Zeit der deutschen Teilung entwickelt 
haben. 

Gebeten wird, daß sich die Bundesregierung dafür 
einsetzt, daß die Buchpreisbindung erhalten bleibt. 
Dies ist ein Anliegen, das von allen Fraktionen geteilt 
wird. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Notwendig ist aber vor allem eine hinreichend 
günstige Regelung für die Beteiligung des Bundes an 
den kulturellen Aufgaben Berlins als der deutschen 
Hauptstadt. Die kulturelle Ausstrahlungskraft Berlins, 
die ja doch auch eine Ursache dafür war, daß sich der 
Bundestag für Berlin als Sitz des Parlaments und der 
Regierung entschieden hat, muß erhalten bleiben. 
Das gilt sowohl hinsichtlich des Bestandes und der 
Darbietungsmöglichkeiten der berühmten Orchester, 
Chöre, Opern, Museen, Theater und anderer kulturel-
ler Einrichtungen wie aber auch der Kulturbauten, die 
eine Hauptstadt als solche kennzeichnen und die 
allein durch ihr Dasein die Bürgerinnen und Bürger 
kulturell ansprechen und politisch fordern. Die bisher 
vorgesehenen Zuschußmittel des Bundes für die näch-
sten zehn Jahre werden dieser Aufgabe Berlins mei-
nes Erachtens nicht gerecht. 

Zugleich muß aber auch die Bitte an das Land Berlin 
gerichtet werden — wir haben neulich schon darüber 
gesprochen —, daß sich Ber lin seiner Hauptstadtrolle 
intensiv vergewissert. Wäre es nicht z. B. sinnvoll, das 
Ensemble aus Museum, Dom, Zeughaus, Neuer 
Wache und ehemals vorhandenem Schloß in seiner 
politischen Bedeutung durch eine entsprechende 
Gestaltung, sprich: Vollendung erkennbar zu ma-
chen —

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Endlich erkennbar zu 
machen!) 

— danke, endlich erkennbar zu machen —, sei es 
durch den Wiederaufbau des Schlosses, sei es durch 
eine entsprechende Ergänzung? 

Wäre es nicht ein Zeichen wohlwollender Bereit-
schaft zur Verständigung mit dem Bund, wenn Berlin 
der größten deutschen wissenschaftlichen Bibliothek, 
der Staatsbibliothek am Kulturforum, nicht den drin-
gend benötigten Erweiterungsraum verweigern und 
eine Notlösung anbieten würde, die unzumutbar 
erscheint? Wieso verweigert Berlin eigentlich die 
Vollendung des Scharoun-Ensembles, obwohl diese 
Bauten am Kulturforum zu den wichtigsten Denkmä-
lern der Architektur des 20. Jahrhunderts gehören und 
private Investoren bereit sind, für Berlin kostenfrei 
daran mitzuwirken? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber wichtig ist vor allem die gründliche Überprü-
fung der bestehenden gesetzlichen Rahmenbedin

-

gungen. Das so dringend notwendige verstärkte 
Engagement privater Kunst- und Kulturfreunde kann 
nur durch weitere Maßnahmen in diesem Sektor 
geweckt werden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Wis-
niewski, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Weiß? 

Dr. Roswitha Wisniewski (CDU/CSU): Bitte, Herr 
Weiß. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege 
Weiß. 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. — Frau Kollegin, Sie haben eben die 
Staatsbibliothek angesprochen. Das ist ein Problem, 
mit dem wir uns ja auch im Unterausschuß bereits 
eingehend befaßt haben. Ich vermisse in Ihren Aus-
führungen allerdings den anderen Aspekt, der mir 
sehr wichtig ist, nämlich darauf hinzuwirken, daß die 
historisch gewachsene und kulturhistorisch wertvolle 
Staatsbibliothek Unter den Linden in ihrer Funktions-
fähigkeit erhalten bleibt, daß die dort vorhandenen 
Räumlichkeiten, die wunderbaren Lesesäle wieder-
hergestellt werden bzw. weiter genutzt werden kön-
nen. Sind Sie nicht auch der Meinung, daß das 
zusammengehört und daß der von der Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz vorgeschlagene Weg, beide 
Staatsbibliotheken weiterhin zu nutzen, deshalb die 
vernünftigere Lösung ist? 

Dr. Roswitha Wisniewski (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Weiß, für die Frage und für die Ergänzung. Ich 
würde sagen, die alte Staatsbibliothek gehört zu dem 
von mir eben erwähnten Ensemble um das ehemalige 
Schloß herum. Es ist in der Tat richtig, daß dieses 
Gebäude, ob in dieser Funktion, ob in einer anderen 
Funktion, auf jeden Fall erhalten bleiben muß. Dieser 
Meinung bin auch ich. 
Meine Damen und Herren, insgesamt besteht die 

begründete Hoffnung, daß Deutschland seiner kultur-
politischen Verantwortung auch in Zukunft gerecht 
werden wird. Der Deutsche Bundestag wird sich 
weiterhin bemühen, seinen Teil der Verantwortung, 
womöglich noch verstärkt, wahrzunehmen. 
Ich bitte Sie um Zustimmung zu den vorliegenden 

Anträgen der Koalitionsfraktionen. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Das Wort hat jetzt 
unser Kollege Gerhart Rudolf Baum. 

Gerhart  Rudolf Baum (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe nur sechs Minu-
ten Redezeit. Deshalb kann ich auf vieles, was Sie, 
Herr Duve, hier gesagt haben, nicht eingehen. — Hier 
auf dem Pult steht übrigens nur noch „fünf Minu-
ten" . 
Wir sind in der Kulturpolitik in einer schwierigen 

Lage. Durch Kürzungen sind viele Einrichtungen und 
Aktivitäten existentiell bedroht. Das ist eine Folge von 
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Kürzungen auch im Bund. Wir haben ja sehr globale 
und auch, wie ich meine, nicht nach Prioritäten 
durchdachte Kürzungen erlebt, und wir haben uns in 
der letzten Legislaturperiode zudem nicht ausrei-
chend über die Rahmenbedingungen für Kunst und 
Kultur unterhalten, haben die wirtschaftlichen und 
finanziellen Rahmenbedingungen hierfür nicht wei-
terentwickelt. Das war früher besser. Wir haben das 
Stiftungs-, das Steuerrecht überprüft. In dieser Hin-
sicht ist nicht viel geschehen. 

Ich meine, daß gerade in einer Zeit der Knappheit, 
der Leere öffentlicher Kassen die Hilfe zur Selbsthilfe 
verstärkt werden muß, auch wenn ich dringend dafür 
plädieren möchte, daß sich der Staat, die öffentliche 
Hand aus ihrer Verantwortung nicht verabschiedet. 
Kulturförderung ist keine Subven tion, deren Abbau 
zur Diskussion steht, 

(Beifall im ganzen Hause) 

sondern sie ist notwendig, um die gesellschaftlichen 
Kräfte in der Kultur zu erhalten. Wir müssen uns also 
um die Rahmenbedingungen, um die Haushalte küm-
mern. 

Ich meine, daß in den letzten Jahren auch hier im 
Parlament, im Unterausschuß, auch in den Debatten, 
die wir geführt haben, eine größere Verantwortung 
des Gesamtstaates gewachsen ist. Meine Partei 
möchte in der nächsten Legislaturperiode erneut den 
Versuch unternehmen, einen wirklichen Kulturaus-
schuß des Parlaments einzurichten, um diese Gesamt-
verantwortung deutlich zu machen. 

Zur Steuerpolitik, die ich gerade erwähnt habe, 
möchte ich nur noch stichwortartig sagen, daß die 
steuerliche Gewinnermittlung, die Einkommen- bzw. 
Lohnsteuer, die Vermögensteuer, d. h. die Kopplung 
von Vermögensteuerbefreiung und Ausstellungsbin-
dung, ein Thema bleiben muß. Dazu hat die Bundes-
regierung einen Bericht zugesagt, der noch nicht 
vorliegt. 

Wir werden — das hat meine Fraktion gestern 
intensiv diskutiert — an der Regelung zur Kunst am 
Bau festhalten. Wir wollen diese Regelung zwar 
flexibler gestalten, wollen sie aber in ihrer Substanz 
erhalten. Frau Kollegin Wisniewski, vielleicht machen 
wir erneut den Versuch eines Antrags. Der Antrag ist 
ja in Ihrer Fraktion gestern nicht durchgegangen. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Leider!) 

Wir bedauern das. Wir wollen darauf achten, daß die 
steuerlichen Anreize zum Denkmalschutz nicht abge-
baut werden. Anreize zu geben ist eine typische Hilfe 
zur Selbsthilfe: Wenn jemand ein Haus wieder her-
richtet, muß er dafür steuerliche Vorteile in Anspruch 
nehmen können. 

Wir haben uns mit der Situa tion in Europa befaßt. 
Ich zitiere Martin Neufer, der gesagt hat: Wir müssen 
uns hier im Parlament mit dem Brüsseler Kunstschutz-
wahn auseinandersetzen. Das ist in der Tat der Fall. 
Die Regierung hat ja Gott sei Dank diese sogenannte 
Kunstschutzrichtlinie abgelehnt. Übrigens gibt es 
interessante Pläne für ein europäisches Institut für 

Kulturforschung hier in Bonn, die ich unterstützen 
möchte. 

(Beifall des Abg. Dr. Volkmar Köhler [Wolfs

-

burg] [CDU/CSU]) 

Die bundesstaatliche Gesamtverantwortung ist jetzt 
in die Diskussion gekommen; die Vorredner haben 
das erwähnt. Ich meine, daß sich die Kulturpolitik des 
Bundes, von den jeweiligen Bundesregierungen 
getragen, gut entwickelt hat, Herr Kollege Lintner. 
Wir dürfen das jetzt nicht in Frage stellen. Ich finde, 
wichtige Teile der Kulturpolitik des Bundes sind heute 
ohne Perspektive, weil es diese grundsätzliche Aus-
einandersetzung gibt, die der Finanzminister begon-
nen hat. Auch ich habe in der FAZ widersprochen: Wir 
brauchen die Gesamtverantwortung des Staates für 
viele wichtige Einrichtungen, etwa der Arbeitsge-
meinschaft Kultureller Institutionen, ASKI. Alle sind 
jetzt in Unsicherheit. Die Unklarheiten, die jetzt zwi-
schen Bund und Ländern diskutiert werden — nicht 
einmal der Bund ist dabei einer Meinung —, 

(Freimut Duve [SPD]: Sehr richtig! In dieser 
Frage ist der Bund kein Bund!) 

dürfen nicht auf dem Rücken der Be troffenen ausge-
tragen werden. Hier muß schnellstmöglich Klarheit 
geschaffen werden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir sind der Meinung, daß die Substanzerhaltung 
in den neuen Bundesländern eine nach wie vor ganz 
wichtige Aufgabe ist. Liberale Kulturpolitik, die Kul-
turpolitik insgesamt muß dazu beitragen, die Einheit 
der deutschen Kulturnation zu bekräftigen. Der Bund 
darf sich auch hier nicht von vornherein aus der 
Verantwortung verabschieden. Die alten Bundeslän-
der haben in den letzten Jahren wirklich nicht sehr 
erfolgreich mitgewirkt. Die neuen Bundesländer sind 
jetzt gefordert, die Substanzerhaltung zu sichern. Die 
Erhaltung der Kulturlandschaft Wörlitzer Park, über 
die wir uns gerade gestern unterhalten haben, ist eine 
wichtige Aufgabe für die Zukunft. 

Die restriktive Haltung des Finanzministers zur 
Berlinförderung kann ich leider nicht erörtern, weil 
mir die Zeit wegrennt. 

Wir leben in einer Umbruchsituation, in Zeiten der 
Unsicherheit, der Identitätssuche. Kürzungen in den 
öffentlichen Haushalten gefährden viele, besonders 
auch freie kulturelle Initiativen in ihrer Existenz. Die 
Kulturfonds, die zu meiner Amtszeit eingeführt wor-
den sind, sind genannt worden. Ich teile diesbezüglich 
voll die Besorgnis der Kollegin Wisniewski; sie dürfen 
jetzt nicht Ihrer finanziellen Existenzgrundlage 
beraubt werden. Gerade in einer solchen Zeit der 
Unsicherheit brauchen wir solche Aktivitäten. 

Die Fragen von Wirtschaftsentwicklung und Ar-
beitsmarkt stehen im Vordergrund des öffentlichen 
Interesses. Aber da soviel vom Wirtschaftsstandort 
Deutschland die Rede ist, muß ich doch darauf hin-
weisen, daß eine Gesellschaft — auch wenn man nur 
ihre wirtschaftlichen Kräfte sehen will, was ich nicht 
tue — auf die kreativen Kräfte der Künstler angewie-
sen ist, die Neuland betreten, die in Umbruchsituatio-
nen provozieren, produzieren, Expe rimente wagen, 
uns einen Weg in die Zukunft weisen. Diese Künstler 
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bedürfen nicht nur der Toleranz in einer offenen 
Gesellschaft, sie haben Anspruch auf Rahmenbedin-
gungen, die dem Postulat des Kulturstaats entspre-
chen, den wir so oft im Munde führen, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

dem wir aber nicht voll gerecht geworden sind. 
Danke schön. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Helmuth Becker Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist jetzt unser Kollege Dr. 
Dietmar Keller. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In der Antwort der 
Bundesregierung ist der Satz enthalten, die Kulturpo-
litik bewege sich im Spannungsfeld zwischen der 
Haushaltsknappheit und den gestiegenen Erwartun-
gen. Diesem Satz stimmen wir zu — wie wir allem 
zustimmen können, was Kollege Baum hier geäußert 
hat. 
Die Kürzung staatlicher Subvention darf für Kunst 

und Kultur nicht zur Diskussion stehen. Ich glaube, 
spätestens in diesen beiden Sätzen offenbart sich, 
woran die gegenwärtige Diskussion — ich betone: die 
Diskussion! — um die Kultur krankt: Sie krankt nicht 
so sehr an Geldmangel oder an übertriebenen Spar-
zwängen, sondern an der Art und Weise, wie wir diese 
Diskussion führen. Damit ist nicht gesagt, daß der 
Sparzwang nicht zu einer substantiellen und existenz-
gefährdenden Bedrohung kultureller Einrichtungen 
werden könnte. Es ist aber nicht exakt richtig, wenn 
bei allen Mitteln so getan wird, als ginge es um ein 
bloßes Verteilungssystem. 
Meine Damen und Herren, müssen wir nicht endlich 

auch die Frage stellen: Wie hoch ist eigentlich der 
Anteil kultureller Projekt- und Haushaltsmittel, der 
tatsächlich bei den Kulturschaffenden ankommt, und 
wieviel bleibt auf der Strecke in anderen Einrichtun-
gen, Institutionen hängen? Wenn man das konkret 
untersucht, wird man merken, daß in einigen Berei-
chen ein Kulturbetrieb entstanden ist, der verhindert, 
daß finanzielle Mittel aus dem Haushalt dort ankom-
men, wo sie eigentlich ankommen müßten. 
Daß jede Art von Kultur ökonomische, betriebs- und 

volkswirtschaftliche Grundlagen besitzt, haben wir in 
den letzten Monaten und Jahren wahrscheinlich ver-
drängt und haben sie durch eine eigenartige verwal-
tungsbürokratische Logik ersetzt, nach der Kultur ist, 
was alimentiert werden muß, weil sich wahre Kultur 
nicht rechnet; denn sobald sie dies tut, ist es nicht mehr 
Kultur. 

Diese Logik hat nicht nur jedes Nachdenken über 
die Effizienz der für die Kultur eingesetzten Mittel 
stillgelegt; sie wirkt sich vor allem dahin gehend 
verheerend aus, daß sie den Kulturprozeß von seinen 
eigentlichen Grundlagen entkoppelt. Auch der Kul-
turbetrieb reproduziert sich zuerst einmal in wirt-
schaftlichen Formen, bevor er Sinnstiftung, Lusterfah-
rung, Identitätsvermittlung oder was der höheren 
Zwecke da noch sein mögen zu realisieren imstande 
ist. 

Daß sich der gesamte Kulturbetrieb in nachgerade 
anarchischen Finanzierungsbahnen vollzieht, Ein-
nahmen und Ausgaben allenfalls projekt- und einrich-
tungsbezogen, nicht aber für den Gesamtprozeß 
bilanziert sind, vor allem aber in seinen alimentieren-
den Teilen durch eine Überschußfinanzierung in 
Gang gehalten wird, die allein schon aus strukturellen 
Gründen an objektive Grenzen stoßen muß, ist in der 
ganzen Diskussion um die Kultur paradoxerweise 
noch nicht einmal ansatzweise thematisiert, obwohl 
hierbei ständig von Geld und von den finanziellen 
Ansprüchen des Kulturbetriebs die Rede ist. 

In den alten Bundesländern profitierte die öffentli-
che Kulturförderung vier Jahrzehnte lang von einem 
Wachstum des Bruttosozialprodukts, das sich erheb-
lich schneller vollzog als die Steigerung der Lebens-
haltungskosten. Die Überschüsse wurden von den 
Kommunen in bundesweitem Wettbewerb in den Bau 
von Museen, Theatern, den Erhalt von Orchestern, 
Architikturdenkmälern und die Pflege des bestehen-
den Kulturbetriebs gelenkt. In der DDR war die 
Finanzierungslogik auf entsprechend niedrigerem 
Niveau die gleiche, nur mit dem Unterschied, daß die 
vermeintlichen Überschüsse hier nicht erwirtschaftet, 
sondern politisch dekretiert waren. 

In beiden Fällen jedoch galt ungeachtet der Beteue-
rung, daß Kultur nicht Luxus, sondern Lebensmittel 
sei, ein Finanzierungsmodus, der sie zum Luxusgut 
degradierte: finanziert aus dem, was übrigblieb. Jeg-
liche ökonomische Erwägung in Sachen Kultur blieb 
demgegenüber als ein Akt der Kulturfeindlichkeit 
eingestuft. 

Insofern steht hinter der gegenwärtigen Krise der 
öffentlichen Kulturförderung ein ganz grundsätzli-
ches Problem, das sich vor dem Hintergrund der 
einheitsbedingten Sonderbelastungen sowie der au-
genblicklichen Rezession nur etwas vorgezogen 
offenbart, jedoch in seinem Ke rn  weder auf die 
wirtschaftlichen Rezessionserscheinungen noch auf 
die Belastungen durch die Wiedervereinigung zu-
rückgeführt und somit auch durch eine bloße Ver-
schärfung der Verteilungskämpfe und durch Umver-
lagerungen in den Haushaltsetats nicht gelöst werden 
kann. 

Die Lösung für ein ökonomisches Reproduktions-
problem besteht weder darin, daß es in ein Legitima-
tionsproblem umgedeutet wird, noch in der Sparlogik, 
die die Strukturen beläßt, wie sie sind, aber den 
Finanzzustrom bis zum allmählichen Erstickungstod 
drosselt. 

(Freimut Duve [SPD]: Also was tun?) 

Es würde sich also lohnen, Herr Kollege Duve, den 
Finanzierungskreisläufen innerhalb des Kulturbe-
triebs einmal genauer nachzugehen, nicht mit einer 
Buchhalterlogik, sondern mit dem Ziel, den vielen 
Ungereimtheiten und verschenkten Möglichkeiten 
auf die Spur zu kommen. Ich erinnere daran, daß in 
England bereits Mitte der 70er Jahre mit einer Kultur-
ökonomie und Kulturwirtschaftspolitik ein Anstoß 
gegeben wurde, den zumindest zu untersuchen und 
sich anzuschauen lohnen würde. Auch mit dem Blick 
auf die europäische Einheit könnten daraus, glaube 
ich, für die Bundesrepublik Deutschl and Konsequen-
zen erwachsen. 
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Lassen Sie mich zu einem zweiten Problem etwas 
sagen. Es liegen ja unerhört viele Materialien für die 
heutige Beratung vor. Ich stimme den Formulierungen 
sehr zu, in denen es heißt, daß die auswärtige Kultur-
politik dem Austausch und den Begegnungen dienen 
muß, die kulturellen Wechselbeziehungen und part-
nerschaftliche Zusammenarbeit fördern muß und 
keine Einbahnstraße sein darf. 
Ich bitte Sie sehr, daß wir uns in allen Ausschüssen 

dieses Hohen Hauses dafür einsetzen, die kulturelle 
Zusammenarbeit als eine Zweibahnstraße in die 
osteuropäischen Länder in Zukunft viel, viel stärker 
zu fördern, als das bisher erfolgt ist. Wenn wir die 
Einheit Europas anstreben, brauchen wir eine stär-
kere Öffnung nach Mittel- und Osteuropa. Wir brau-
chen auch ein offenes Ohr und Verständnis für die 
kulturellen Entwicklungen, die sich dort vollziehen. 
Ich stelle mit Besorgnis fest, daß in den Buchläden 

ein spürbarer Rückgang der Übersetzungen von Bel-
letristik aus den ost- und mitteleuropäischen Ländern 
zu verzeichnen ist. Ich stelle mit Besorgnis fest, daß bei 
vielen Beziehungen, die nach Ost- und Mitteleuropa 
bestanden haben, die aus dem System des Sozialismus 
erwachsen waren und die natürlich ideologisch und 
politisch mißbraucht worden sind, ein Rückgang ein-
getreten ist, dem nur mit Fachleuten zu begegnen ist. 
Die Fachleute sind vorhanden. Wenn ich mir über-
lege, wie viele hervorragende Übersetzer wir im 
Osten Deutschlands hatten und wie wenig diese 
Übersetzer heute in der Fachliteratur und in der 
Belletristik eingesetzt werden, dann sehe ich Defizite, 
die wir beheben müssen, um zu einer Zweibahnstraße 
zu kommen, um nicht zu einem späteren Zeitpunkt 
festzustellen: Hier sind Verluste eingetreten, die man 
durch die Ausbildung entsprechenden Personals erst 
nach Jahren wieder ausgleichen kann. 
Dazu gehört auch, daß solche neuen Einrichtungen 

wie die Europa-Universität „Vidrina" in Frankfurt 
oder auch die Politik der Öffnung nach Osteuropa, 
insbesondere nach Polen, unsere Aufmerksamkeit 
oder zumindest unsere moralische Unterstützung fin-
den sollten. 
Ich bedanke mich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist jetzt unser Kollege 
Konrad Weiß. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In Zeiten 
knapper Kassen in Bund, Ländern und Kommunen 
leidet gerade die öffentliche Kunst- und Kulturförde-
rung unter drastischen Einsparmaßnahmen. Mehr 
oder weniger wird Kultur unverhohlen als Luxusgut 
deklariert. 
Die Bemühungen der Soziokultur, über Kulturar-

beit möglichst viele Menschen zu kultureller und 
politischer Eigenständigkeit und Kreativität anzure-
gen, wird immer öfter als überflüssig oder als kultur-
politische Planwirtschaft denunziert. Ihre Akteure, oft 
an der Grenze ihrer Existenz, werden nicht selten der 
Versorgungsmentalität geziehen. Dieser Denkansatz 
ist antiemanzipatorisch. Er ist auf den Abbau von 
Kultur und grundlegenden Menschenrechten ausge

-

richtet — und das möglichst geräuschlos und ohne 
Gegenwehr. Dies ist die Situation, in welcher wir die 
heutige Debatte über verschiedene Maßnahmen des 
Bundes zur Förderung von Kunst und Kultur führen. 

Dem Gesetz über die Gemeinschaftsproduktion 
von Kinofilmen stimme ich gern zu; Sie werden es sich 
denken können. Die Gleichstellung von in Europa 
gemeinsam produzierten Filmen mit nationalen Pro-
duktionen, auch in der Förderung, ist eine alte Forde-
rung von Filmemachern. Das deutsche und europäi-
sche Filmschaffen wird dadurch gefördert und im 
Konkurrenzkampf mit amerikanischen Produzenten 
gestärkt. Daß alle beteiligten Länder je nach ihrer 
kulturellen Gepflogenheit untertitelte oder synchroni-
sierte Fassungen verlangen können, trägt sicher zu 
einem besseren Austausch und zur Verbreitung der 
Filme bei. 

Die heute im Innenausschuß gemeinsam verab-
schiedete Beschlußempfehlung zum Be richt der Bun-
desregierung zur Verbesserung der kulturellen Lage 
der deutschen Minderheiten in Mittel- und Osteuropa 
wird in der veränderten Fassung nun auch vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unterstützt. Wir halten es 
für eine wichtige Aufgabe, die abgeschlossenen 
Grenz- und Freundschaftsverträge auch im kulturel-
len Bereich mit Leben zu erfüllen und dafür Sorge zu 
tragen, daß die deutschen Minderheiten im Ausland 
ihre kulturellen Traditionen pflegen können. 

Der Umfang der außenpolitischen Programme muß 
aber natürlich in den Aufwendungen und Anstren-
gungen in einem vernünftigen Verhältnis zur kultu-
rellen Integration der Ostdeutschen und der in 
Deutschland lebenden Ausländer stehen. Ich erachte 
es als eine vorrangige Aufgabe der deutschen Kultur-
politik, auch hier im Land die integrative Funktion der 
Kultur zu nutzen. Leider läßt das Engagement der 
Bundesregierung für die kulturelle Gleichberechti-
gung der in Deutschland lebenden Ausländer und 
Ausländerinnen sehr zu wünschen übrig. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Es ist schon beschämend, wenn vor allem Flüchtlinge 
und Asylbewerber, aber auch Studenten und Gastar-
beiter oftmals ohne aktive oder rezeptive kulturelle 
Angebote vegetieren — ich sage: vegetieren — müs-
sen. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beobachtet mit Sorge 
die Versuche des Bundes, sich endgültig aus seiner 
Verantwortung für die öffentliche Förderung von 
Kunst und Kultur zu stehlen. Der Beschluß, für den 
Deutschen Kulturförderfonds zwangsweise eine Kapi-
talstockbildung einzuführen, ohne gleichzeitig die 
Etats aufzustocken, ist symptomatisch dafür. Wir mei-
nen, daß die kulturellen Fonds bei zunehmenden 
Aufgaben und knapperen Mitteln nicht noch durch 
Stockbildungszwang eingeschränkt werden dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Völlig unzulänglich ist, was die Bundesregierung 
hinsichtlich ihrer mittelfristigen Planung berichtet hat. 
Nach der Streichung der Übergangsfinanzierung für 
die neuen Länder, denen eine nahtlose Ablösung der 
Übergangsfinanzierung zugesichert worden war, 
geht es mit der geplanten Streichung einer weiteren 



20232 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 

Konrad Weiß (Berlin) 

Million im Kulturhaushalt jetzt auch im Westen ans 
Eingemachte. Wir unterstützen die SPD nachdrück-
lich in ihren Forderungen, die sie allerdings auch in 
den Ländern, in denen sie regiert, an die eigene 
Adresse richten sollte; denn die Mehrheit der von der 
SPD regierten Länder könnte im Bundesrat die for-
male Aufhebung des in der Tat veralteten Beschlus-
ses, keine weiteren Bundesaktivitäten zuzulassen, 
sehr schnell umsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die Vorstellungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zur Förderung von Kunst und Kultur gehen allerdings 
darüber hinaus. Wir lassen uns nicht vor die Scheinal-
ternative stellen: Ausbau von Kindergärten oder 
Soziokultur, Alteneinrichtungen und Jugendklubs. 
Wer hier Bescheidenheit fordert, blendet aus, daß z. B. 
solche Stätten für Kinder und Jugendliche im Westen 
noch immer und im Osten zunehmend an Herkunft 
und Status der Eltern gebunden sind. Für uns sind 
Kunst und Kultur Lebens-, ja Überlebensmittel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also, das stimmt 
nicht!) 

— Ich meine, zum Teil stimmt es schon. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Weiß, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Duve? 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Herr Kollege 
Duve. 

Freimut Duve (SPD): Lieber Herr Kollege Weiß, ist 
Ihnen bekannt, daß etwa in meinem Wahlkreis in 
Hamburg in Kindergärten gerade wegen des umge-
kehrten Vorgangs, als Sie ihn geschildert haben, bei 
einem bestimmten Fall  von 40 Kindern 38 Kinder von 
alleinerziehenden Personen sind, weil der soziale 
Faktor bei der sehr sehr schwierigen Auswahl an 

 erster Stelle steht? 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sie haben sicher recht, Herr Kollege Duve, daß das in 
Hamburg so sein mag. Aber es gibt durchaus auch 
Gegenden — und dazu zähle ich vor allem die Länder, 
aus denen ich komme —, in denen das im Augenblick 
jedenfalls nicht mehr oder noch nicht wieder der Fall 
ist, wie auch immer. Ich sehe das als einen wirklichen 
Mangel an. 
Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, meine Damen und 

Herren, sind Kunst und Kultur Lebens-, ja Überle-
bensmittel. Deshalb fordern wir ganz unbescheiden 
den Erhalt und den gezielten Ausbau öffentlicher 
Förderungen, insbesondere in den Bereichen, die 
Kindern und Jugendlichen, sozial Benachteiligten 
und ethnischen Minderheiten zugute kommen. Bei 
allem Respekt vor der Kulturhoheit der Länder müs-
sen angesichts der veränderten gesellschaftlichen 
Bedingungen in Deutschland, auch angesichts einer 
anderen historischen Erfahrung und Tradition in der 
DDR doch Überlegungen erlaubt sein, ob die Kultur

-

kompetenz des Bundes nicht ausgebaut statt einge-
äschert werden müßte. 

(Freimut Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Hier sollten wir durchaus maßvoll vom französi-
schen Nachbarn lernen. In vielen Bereichen könnte 
jedenfalls mehr kulturelle Bundeskompetenz nützlich 
und förderlich sein. Ich unterstütze durchaus, Herr 
Kollege Baum, Ihren Vorschlag, einen Kulturausschuß 
im Bundestag einzurichten. 

(Freimut Duve [SPD]: Dann brauchen wir 
aber einen anderen Finanzminister!) 

Ich würde weitergehen: Ich meine, daß man durchaus 
auch einen Bundeskultusminister gebrauchen 
könnte, der das bündeln könnte, was heute auf viele 
Ressorts verteilt ist. 

(Freimut Duve [SPD]: Der darf aus keinem 
Bundesland kommen! Der muß aus dem 

Elsaß kommen!) 

— Das wird die Schwierigkeit werden, ja. 

Im übrigen sollten wir endlich begreifen, meine 
Damen und Herren, daß die öffentliche Kultur- und 
Kunstförderung auch einen erheblichen wirtschaftli-
chen Aspekt hat, daß es eine arbeitsplatzintensive und 
umweltverträgliche Wachstumsbranche ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! Das 
wird immer übersehen!) 

Ich habe schon bei anderer Gelegenheit, bei der 
Debatte über das GATT-Abkommen, darauf hinge-
wiesen, daß eine großzügig geförderte Film- und 
Fernsehproduktion mehrere hunderttausend Arbeits-
plätze in Europa schaffen könnte. Kultursponsoring 
und Mäzenatentum können weder vom Umfang noch 
von ihrer Zielsetzung her das Engagement der öffent

-

lichen  Hand ersetzen. Sie sind nur wünschenswerte, 
zusätzliche Aktivitäten, in Ostdeutschland noch 
immer von einem nur geringen Volumen. Das ist kein 
Wunder, denn es gibt in Ostdeutschland keine Unter-
nehmen, die finanzkräftig genug sind, um jedenfalls 
in großem Umfang als Mäzenaten und Sponsoren 
aufzutreten. 

(Udo Haschke [Jena] [CDU/CSU]: Aber das 
entwickelt sich!) 

— Das entwickelt sich natürlich. Aber für die Gegen-
wart ist es ganz wichtig, daß da zusätzliche Mittel nach 
wie vor fließen. 

Es muß unser gemeinsames Ziel sein, meine Damen 
und Herren, für Künstler und Kulturarbeiter solche 
wirtschaftlichen Bedingungen zu schaffen, daß sie 
ohne soziale Angst kreativ sein können. Deshalb 
unterstützt BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — um ein 
letztes Beispiel zu nennen — nachdrücklich die For-
derung der bildenden Künstler, Honorare für die 
Ausstellung oder Mediennutzung ihrer Werke zu 
erhalten. Die Fraktionen des Deutschen Bundestages 
sollten anläßlich der europäischen Harmonisierung 
des Urheberrechts alle gemeinsam auf eine schnelle 
Umsetzung dieser vernünftigen Forderung dringen. 
Es ist doch nicht einzusehen, weshalb Komponisten, 
Textautoren, Filmemacher, Fotografen über die VG 
Wort, die VG Bild und die GEMA solche Zuführungen 
erhalten, aber Werke der bildenden Kunst, die ausge- 
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stellt werden, in keiner Weise honoriert werden. Ich 
denke, das sollte — in dieser Legislaturperiode wird 
das nicht mehr möglich sein — in der kommenden 
Legislaturperiode ganz sicher angegangen werden. 

Ich danke für den Überziehungskredit, Herr Präsi-
dent. 

Vielen Dank. 

(Beifall des Abg. Peter Conradi [SPD]) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt dem Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesminister des Innern, unse-
rem Kollegen Eduard Lintner, das Wort. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung begrüßt, daß sich 
der Deutsche Bundestag auch in dieser Legislaturpe-
riode wieder eingehend mit den besonderen Proble-
men von Kunst und Kultur befaßt. Er setzt damit die 
Reihe entsprechender Bundestagsdebatten in den 
vergangenen Legislaturperioden fort. Damit wird 
auch dokumentiert, daß der Deutsche Bundestag die 
gewachsene politische Bedeutung von Kunst und 
Kultur für Staat und Gesellschaft anerkennt. 

Nach den Jahren des Aufbaus, der Entwicklung und 
anschließenden Konsolidierung von 1949 bis 1989, 
nach den anschließenden Jahren des Vereinigungs-
prozesses und der Übergangsfinanzierung Kultur von 
1990 bis 1994 tritt der Bund nun in eine Art dritte 
Phase seiner Kulturpolitik nach 1949 ein. 

(Freimut Duve [SPD]: Eine Trip[p]elphase!) 

— Eine dritte Phase, Herr Kollege Duve. Da sind wir 
offenbar unterschiedlicher Meinung. 

(Freimut Duve [SPD]: Fast eine dritte 
Farce!)  

Als Staat in der Mitte Europas mit 80 Millionen 
Einwohnern und einer durch seine Geschichte 
geprägten kulturellen Vielfalt muß die Bundesrepu-
blik Deutschland auch künftig ihrer Verantwortung 
als Kulturstaat gerecht werden. Die Bundesregierung 
geht dabei davon aus, daß die vorrangige Zuständig-
keit für die Förderung von Kunst und Kultur bei den 
Ländern und den Kommunen liegt; denn nur dies 
kann gewährleisten, daß der Reichtum unserer kultu-
rellen Landschaft auch künftig erhalten bleibt und 
weiterentwickelt werden kann. Die Bundesregierung 
erwartet dabei allerdings, daß durch die Neuordnung 
des Bund-Länder-Finanzausgleichs ab 1995 insbeson-
dere auch die neuen Länder in der Lage sein werden, 
die ihnen vorrangig obliegende kulturpolitische Ver-
antwortung in vollem Umfang wahrzunehmen. 

(Freimut Duve [SPD]: Das ist doch jetzt Wai

-

gels Argument!) 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß angesichts 
des Nachholbedarfs auf allen Gebieten der neuen 
Länder 

(Freimut Duve [SPD]: Sie halten gar nicht 
Ihre eigene Rede!) 

deren kulturpolitische Verantwortung auch eine 
besondere Belastung und Herausforderung bedeutet. 
Dies wollte ich ausdrücklich anerkennen. 

(Freimut Duve [SPD]: Nein, das wollten Sie 
nicht ausdrücken, sondern Waigel wollte das 

durch Sie ausgedrückt wissen!) 

— Nein, Herr Kollege Duve, das ist die Gesamtsicht 
der Bundesregierung. Hier können Sie nicht Innenmi-
nisterium und Finanzministerium gegeneinanderset-
zen. 

(Freimut Duve [SPD]: His master's voice!) 

Im Rahmen seiner Verantwortung für den Gesamt-
staat nimmt aber auch der Bund kulturpolitische 
Verantwortung wahr. Diese ist begründet durch die 
ausdrücklichen Kompetenzzuweisungen im Grund-
gesetz, durch die Verpflichtung zur Überwindung der 
Folgen der deutschen Teilung sowie zur gesamtstaat-
lichen Repräsentation in der Ausprägung, die sie in 
der Verfassungspraxis seit Gründung der Bundesre-
publik Deutschland gefunden hat. Die Bundesregie-
rung hat aber zu keinem Zeitpunkt eine Ausweitung 
ihrer kulturpolitischen Kompetenzen angestrebt; sie 
wird dies selbstverständlich auch künftig nicht tun. 

(Freimut Duve [SPD]: Rückzug auf allen 
Ebenen!) 

Meine Damen und Herren, die Konkretisierungen 
ihrer kulturpolitischen Kompetenz hat die Bundesre-
gierung stets mit den Bundesländern abgestimmt. Sie 
wird auch in Zukunft darum bemüht sein. Eine aktu-
elle wichtige Grundlage für die Bestimmung des 
Rahmens dieser Kompetenz bildet der Beschluß der 
Kultusministerkonferenz vom 3. Dezember 1993, der 
die verfassungsrechtliche Praxis nach Auffassung der 
Bundesregierung zutreffend beschreibt. 

Die Bundesregierung würde es aber begrüßen, 
wenn die Ministerpräsidentenkonferenz in der Kon-
sequenz jenes Beschlusses der KMK ihren einseitigen, 
mit der Bundesregierung seinerzeit nicht abgestimm-
ten Beschluß von 1987, nach dem die Länder erwar-
ten, daß die Bundesregierung keine neuen kulturpoli-
tischen Aktivitäten außerhalb der Kulturstiftung der 
Länder übernimmt, zurücknehmen würde. 

(Freimut Duve [SPD]: Ja, das werden sie tun! 
— Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Ja, das 
sollten sie nunmehr tun, auch die SPD- 
Länder! — Freimut Duve [SPD]: Wir werden 

die jungen Leute zur Räson bringen!) 

Der allgemeine Zwang zum Sparen kann auch den 
Kulturbereich natürlich nicht unberührt lassen. In den 
vorbereitenden Verhandlungen für die Aufstellung 
des Regierungsentwurfs zum Bundeshaushalt 1995 
sind daher an den Wirtschaftsplänen der institutionell 
geförderten Einrichtungen sowie an  den Ansätzen für 
projektgebundene Förderungen bereits ganz außer-
ordentlich einschneidende, aber eben auch unver-
meidbare Kürzungen vorgenommen worden. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß das Netz von 
Fördermaßnahmen des Bundes im Kulturbereich 
auch 1995 wie schon 1994 gesichert bleibt und auch in 
den Folgejahren ausreichende Haushaltsmittel be-
reitgestellt werden, um der kulturpolitischen Verant-
wortung des Bundes unter den jeweiligen finanzpoli- 
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tischen Rahmenbedingungen — es war nie anders, 
Herr Kollege Duve — gerecht werden zu können. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Sind Sie 
sicher, daß das Kabinett das beschließt?) 

— Wir haben uns im Kabinett eigentlich immer im 
Einvernehmen befunden, Herr Kollege Baum, und es 
wird sicher in der Zukunft nicht anders sein. 

(Freimut Duve [SPD]: Das kann m an  nicht 
sagen! — Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Der 

Finanzminister ist sehr stark!) 

Vorrangiges Ziel der Bundesregierung wird es sein, 
in den Jahren der finanziellen Enge jene kulturellen 
Einrichtungen und Projekte zu sichern, deren Unter-
haltung sie wegen ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung 
in den vergangenen Jahren allein oder gemeinsam 
mit einzelnen oder mehreren, zum Teil sogar allen 
Ländern gewährleistet hat. 

Allerdings prüft die Bundesregierung, ob Förderun-
gen von kulturellen Einrichtungen und Vorhaben 
abgebaut werden können 

(Freimut Duve [SPD]: Hört! Hört! Heraus mit 
der Sprache!) 

— Vorsicht, es kommt noch ein zweiter Teil —, soweit 
die Gründe für die ursprünglich übernommene Finan-
zierungsverpflichtung durch die Veränderungen der 
politischen Verhältnisse in Deutschland und Europa 
nicht oder nicht mehr im gleichen Maße bestehen. 

Andererseits wird die Bundesregierung gemäß 
ihrer gesamtstaatlichen Verantwortung weitere Ein-
richtungen in den neuen Ländern, soweit es sich dabei 
um gesamtstaatlich-repräsentative Einrichtungen 
handelt, in die Bundesförderung übernehmen. Das ist 
die andere Seite; das muß natürlich alles sehr genau 
abgestimmt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Freimut Duve 
[SPD]: Können Sie ein Beispiel nennen?) 

Die Bundesregierung berücksichtigt dabei insbe-
sondere auch die erheblichen Anstrengungen der 
neuen Länder, durch manchmal sehr tiefgreifende 
Strukturmaßnahmen Konsequenzen aus der allge-
meinen Finanzknappheit zu ziehen. 

In die institutionelle Bundesförderung aufgenom-
men sind bereits — hier kommen jetzt die erbetenen 
konkreten Beispiele — die Stiftung Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg, die Stiftung Weimarer 
Klassik, die Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald, 
das Bach-Archiv in Leipzig, das Bauhaus in Dessau 
und die Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten. 

Die Bundesregierung wird wie bisher auch künftig 
folgende Kategorien kultureller Einrichtungen för-
dern: zum einen Einrichtungen, die im Eigentum des 
Bundes stehen oder weit überwiegend von ihm finan-
ziert werden, wie die Deutsche Bibliothek, das Bun-
desarchiv, das Haus der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland, das Deutsche Historische Museum 
und die Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesre-
publik Deutschland, die Stiftung Preußischer Kultur-
besitz und der Deutsche Kulturrat. 

In der gemeinsamen Trägerschaft der Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz durch den Bund und alle Bundes-

länder sieht die Bundesregierung auch ein Symbol 
unseres föderalistischen Staatsaufbaus. Die Bundes-
regierung bringt daher die Erwartung zum Ausdruck, 
daß die Bundesländer weiterhin an dieser Konzeption 
festhalten und danach auch ihren finanziellen Beitrag 
leisten. 

Es handelt sich zum anderen um Einrichtungen, 
deren Förderung auf einer vertraglichen und gegen-
wärtig nicht kündbaren Grundlage beruht, nämlich 
die Forschung in sechs großen Museen und die 
Kulturstiftung der Länder. 

Es handelt sich ferner um Einrichtungen, die aus 
sonstigen Gründen gesamtstaatliche Bedeutung ha-
ben und daher schon bisher vom Bund gemeinsam mit 
Bundesländern gefördert wurden, beispielsweise Ein-
richtungen, die an  Leben und Werk bedeutendster 
Künstler und Schriftsteller erinnern. 

Schließlich sieht sich die Bundesregierung ver-
pflichtet, durch dafür geeignete Einrichtungen und 
Veranstaltungen an prägende Ereignisse der deut-
schen Geschichte zu erinnern, um damit das vielfach 
als unzureichend empfundene Geschichtsbewußtsein 
unserer Bürger zu pflegen. 

Meine Damen und Herren, neben der institutionel-
len Förderung betrachtet es die Bundesregierung als 
ihre kulturpolitische Aufgabe, auch zeitlich und 
inhaltlich abgegrenzte Kulturvorhaben projektge-
bunden zu fördern, wenn dies wegen ihrer gesamt-
staatlichen Bedeutung geboten erscheint. Hinzuwei-
sen ist in diesem Zusammenhang insbesondere auf die 
Maßnahmen zur Bewahrung nationaler Kulturdenk-
mäler, auf Anstrengungen zur Sicherung national 
wertvollen Kulturgutes vor Abwanderung ins Ausland 
und zur Rückführung solchen Kulturgutes aus dem 
Ausland ins Inland — an die Verhandlungen mit 
Rußland sei hier kurz erinnert —, auf bundesweit 
bedeutsame Veranstaltungen aller Kunstsparten, ins-
besondere aber denen des Deutschen Musikrates, auf 
die Filmförderung, auf die Kulturforschung und auf 
die Vorbereitung Weimars als Kulturstadt Europas 
1999. 

Die gegenwärtig und voraussichtlich auch 1995 zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel lassen aber 
eine Ausweitung der projektgebundenen Kulturför-
derung nicht zu. Die Bundesregierung muß daher an 
die Auswahl der zu fördernden Projekte einen beson-
ders engen Maßstab anlegen. Sie ist in diesem Rah-
men jedoch grundsätzlich bereit, die Aufnahme inno-
vativer Projekte in die Bundesförderung zu prüfen. 

Meine Damen und Herren, es gäbe nun noch sehr 
viel zu sagen, mir ist auch noch sehr viel hier an 

 Notizen mitgegeben worden. Aber Sie kennen ja die 
insgesamt sehr konstruktive Haltung der Bundesre-
gierung zu diesem Problembereich; deshalb kann ich 
mir eigentlich den Rest der Rede sparen und Sie auf 
das bisher bereits bei vielen Gelegenheiten darge-
legte Konstruktive und Positive verweisen. 
Ich bedanke mich fürs Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich erteile jetzt das Wort dem 
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Herrn Senator für kulturelle Angelegenheiten des 
Landes Berlin, Herrn Ulrich Roloff-Momin. 

Senator Ulrich Roloff-Momin (Berlin): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zunächst einmal möchte ich mich sehr herzlich bei der 
SPD-Fraktion bedanken, daß sie mir hier kostbare 
Redezeit eingeräumt hat. Sodann möchte ich darauf 
hinweisen: Meine Damen und Herren, ich spreche 
zwar als Kultursenator Berlins, aber ich denke, daß 
dies, was ich zu schildern habe, sicher stellvertretend 
ist für die Nöte, die in den neuen Bundesländern 
insgesamt herrschen. 

Wo kulturelle Substanz verschwindet, zerreißt das 
Netz der zivilen Gesellschaft — so heißt es im SPD-
Antrag. Dieses gilt natürlich erst recht im Prozeß der 
deutschen Einigung. Die Kultur stellt doch wohl so 
etwas wie das Salz im Menü der deutschen Einheit 
dar. Angesichts des dramatischen Rückschnitts der 
Kulturfördermittel des Bundes für die neuen Lander 
und insbesondere für Berlin kann dieses Salz aller-
dings nur noch in homöopathischen Dosen verab-
reicht werden. Wen wundert's, wenn diese Einheit 
den Menschen dort mehr und mehr fad schmeckt und 
immer mehr nach den Köchen und den Rezepten von 
damals rufen? 
Die Menschen in den neuen Bundesländern 

schauen mit größtem Interesse darauf, wie in Ost und 
West in den gleichen Fragen gehandelt und entschie-
den wird. Ich beglückwünsche ausdrücklich die Stadt 
Bonn dazu, daß der Bund 130 Millionen DM pro Jahr 
für die dortige Kulturförderung bereitstellt und damit 
70 % aller Kulturausgaben bis ins nächste Jahrtausend 
hinein abdeckt. Damit hat die Bundesregierung Maß-
stäbe gesetzt. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Ich beglückwünsche die Bamberger Symphoniker, 

die Bayreuther Festspiele und das Deutsche Museum 
in München dazu, daß der Bundesfinanzminister aus 
Bayern dem Bundesinnenminister nicht widersp richt, 
wenn er diese bajuwarischen Kultureinrichtungen 
von gesamtstaatlicher Bedeutung fördert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P. — Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/ 
CSU]: Wenn Sie so weiterreden, kriegen Sie 

gar nichts!) 

Ich beglückwünsche die Bundeskunsthalle in Bonn 
zu einem Ankaufs- und Veranstaltungsetat, der dem 
aller 167 Berliner Museen entspricht, weil ich den 
Staat in der Tat in der Kulturförderungspflicht sehe. 

Was viele Menschen im Osten dieses Landes j edoch 
nicht verstehen können, ist, warum der Bund z. B. die 
Unterstützung für die Berliner Kultureinrichtungen 
von Weltruf seit 1990 um über 700 Millionen DM 
— wenn man nämlich die Streichung der Bundeshilfe 
auf den Berliner Kulturhaushalt umrechnet und die 
Streichung der Übergangsfinanzierung der Ostberli-
ner Kultureinrichtungen nach Art. 35 Abs. 4 Eini-
gungsvertrag hinzurechnet — im Jahre 1995 auf Null 
herunterfährt. Eine derartig relative und absolute 
Kürzung ist ohnegleichen. 

Meine Damen und Herren, ich rede hier nicht vom 
Erhalt kultureller Fettlebe. In den letzten drei Jahren 

hat Berlin im Bereich der Kultur einen Betrag einge-
spart, der dem Kulturetat der niedersächsischen Lan-
deshauptstadt Hannover entspricht. Berlin hat mehr 
als 1 500 Stellen abgebaut und mehrere Theater, 
darunter das größte deutschsprachige mit drei Spiel-
stätten, sowie die Staatliche Kunsthalle schließen 
müssen, um die Existenz der verbliebenen Institutio-
nen zu sichern. Dies waren furchtbare Entscheidun-
gen, die man  nur in größter Not fällt und die nicht 
beliebig fortgeführt werden können. 

Ich füge hinzu: Auf die Einwohnerzahl bezogen 
— dies ist die einzig sinnvolle Bezugsgröße in diesem 
Zusammenhang — hat Berlin weniger Opern, weniger 
Theater, weniger Geld pro Kopf der Einwohner für 
Kultur als vergleichbare westdeutsche Ballungszen-
tren. 

Kultur ist ein unverzichtbares Lebensmittel gerade 
in einer Zeit des Werteverfalls und der Orientierungs-
losigkeit. 

Ich sage — läßt man sich denn in diesem Zusam-
menhang auf eine rein fiskalisch orientierte Argumen-
tation ein — ein weiteres: Unabhängig von den 
politischen Verpflichtungen — in einer zwischen der 
Bundesregierung und dem Berliner Senat abgespro-
chenen Protokollnotiz zu Art. 35 Abs. 4 des Einigungs-
vertrages gehen beide Teile von einer notwendigen 
überregionalen Lösung zur Finanzierung der Berliner 
Kultur aus — kann man eine andere Gegenrechnung 
aufmachen: Nach einer Erhebung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung be trug der Bundes-
anteil an den Steuern, die von den Touristen kommen, 
die ausschließlich wegen der Kultur nach Berlin 
kommen, allein im Jahre 1991 schon 150 Millionen 
DM. Fundstelle: „Kultur als Wirtschaftsfaktor" , her-
ausgegeben vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung, Berlin 1992, Seite 169 ff. 

Zum Vergleich: Weniger als 300 Millionen DM will 
der Bund ab 1996 in vier Jahren für die Berliner Kultur 
ausgeben. Damit nicht genug: Der Anteil der Bundes-
steuern am Umsatzvolumen des von Berlin finanzier-
ten Kulturetats in Höhe von 1,2 Milliarden DM bringt, 
grob geschätzt, noch einmal den gleichen Be trag. 

Deswegen: Wenn der Bund bereit ist, knapp 10 % an 
Berlin zurückzugeben, bewegt sich, so sage ich, die 
finanzielle Argumentation der Bundesregierung deut-
lich unterhalb der Schamgrenze. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn der Bundesfinanzminister bei seiner bisher 
gezeigten harten Linie bleibt, übernimmt er die Ver-
antwortung dafür, daß die Kultur als das ererbte 
Tafelsilber dieser Hauptstadt zerschlagen ist, wenn 
die Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschl and 
künftig davon essen will. Wenn der Staatssekretär im 
Bundesfinanzministerium damit argumentiert, daß 
die Bundesregierung, wenn sie denn erst in Berlin ist, 
für einzelne kulturelle Leistungen der Hauptstadt 
bezahlt, so setzt dies in der Tat voraus, daß dann die 
entsprechenden Leistungsträger überhaupt noch in 
der Stadt sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist ja ungeheuer

-

lich!) 
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Das kann man  bei der derzeitigen finanziellen Ent-
wicklung nicht ohne weiteres ausschließen. 
Nun kommt der Einwand: Aber wir müssen doch 

alle sparen. Die Haushaltslage ist zum Verzweifeln. — 
Das sagen Sie mir, und ich weiß es. Aber auch dieses 
ist eine Frage der Prioritäten. Oder sind es denn alles 
Lippenbekenntnisse, die seitens der Bundesregierung 
zur notwendigen Berücksichtigung der Kultur gerade 
im Einigungsprozeß Deutschlands geäußert werden? 
Ich erinnere daran, daß die bedeutenden Kulturbau-
ten in Berlin — Frau Abgeordnete Wisniewski, Sie 
haben daran erinnert — in einer Zeit entstanden sind, 
da der Staat Preußen in einer weitaus schwierigeren 
finanziellen Position war, als dies die Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu anderen Industriestaa-
ten derzeit ist. 

Die Berliner Kultur und die vielen Menschen, die sie 
gestalten, sind gemeinsam mit den Kulturschaffenden 
anderer deutscher Kulturzentren, um ein Wort 
Richard von Weizsäckers zu gebrauchen, „auf dem 
Weg nach Europa". Im Schnittpunkt der Kulturlinien 
von Stockholm nach Wien und von Pa ris nach Moskau 
gelegen, zieht Berlin Künstlerinnen und Künstler an , 
die diesen kulturellen und geschichtlichen Ort 
suchen, um das Neue in dem unter europäischem 
Vorzeichen wiedervereinigten Deutschland mit her-
vorzubringen. Wer die Berliner Kultur zu einer rein 
kommunalen Angelegenheit macht und damit den 
Niedergang ihrer Institutionen besiegelt, übernimmt 
die Verantwortung für deren Zerstörung wie für das 
verheerende Bild des kulturellen Umgangs der Bun-
desrepublik mit ihrem kulturellen Erbe. Ich fordere 
den Bundeskanzler von dieser Stelle auf, seine Richt-
linienkompetenz zu gebrauchen, um zu verhindern, 
daß, wenn Bundesregierung und Bundestag in Berlin 
einziehen werden, die Berliner Kultur nur noch 
Legende ist. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
unser Kollege Wilfried Seibel. 

Wilfried Seibel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte kurz 
einige Bemerkungen zu den Ausführungen des Sena-
tors aus Berlin machen. Ich sage das ungern, aber ich 
finde, einen aufregenden Aspekt, Herr Senator, hat 
der Herr Kollege Keller in die Diskussion eingeführt. 
Es ist ja erstaunlich, daß von der PDS marktwirtschaft-
liche Überlegungen angestellt werden. Vielleicht 
ergeben sich im Lichte neuester Wahlergebnisse 
gerade auch in Berlin Gelegenheiten, den Gedanken-
austausch zwischen Ihnen und Herrn Keller fortzuset-
zen. Ich könnte mir vorstellen, daß das interessant 
wird. 

Meine Damen und Herren, diese Kulturdebatte 
vereinigt mehrere Aspekte. Mein Beitrag soll den 
Blick auf die Kulturpolitik nach dem Maas trichter 
Vertrag lenken. Ich denke, es ist zunächst richtig, daß 
wir zu unserer Befriedigung feststellen können, daß 
bei den Wahlen zum Europäischen Parlament in den  

14 Partnerländern der EU in überwiegendem Maße 
demokratische Parteien gewählt worden sind. Radi-
kalen und Europagegnern wurde eine deutliche 
Absage erteilt. Dies ist ein Zeichen einer hochstehen-
den politischen Kultur in Europa, wie wir es aus der 
Vergangenheit nicht immer kennen. 

Im Maastrichter Vertrag ist in Art. 128 eine Rechts-
grundlage für eine gemeinsame europäische Kultur-
politik formuliert. Diese Tatsache hat natürlich im 
föderalen Deutschland für große Aufregung gesorgt 
— sind wir es doch gewohnt, daß unsere 16 Bundes-
länder 16 Kulturhoheiten haben. Der Bund hat keine, 
obwohl er erhebliche Gelder für den Kulturbetrieb 
aufbringt. Und nun auch noch Europa! 

Nach der Änderung des Art. 23 des Grundgesetzes, 
der die Ländermitwirkung in Europa regelt, und nach 
genauer Prüfung aller Umstände hat sich die Aufre-
gung ein wenig gelegt. Zuständigkeiten werden 
durch den Maastrichter Vertrag nicht geändert. Die 
Verantwortung für die Kulturpolitik bleibt bei den 
Mitgliedstaaten, ihren Ländern, Regionen und Kom-
munen. Dennoch bleibt die Frage: Soll sich der 
Kulturschaffende in Zukunft mit der Bitte um 
Zuschüsse nicht nur an die Kommune, das L and und 
den Bund, sondern auch noch an Europa wenden, weil 
es dort eventuell auch noch Mittel aus Töpfen zu 
verteilen gibt? Profitiert der am meisten von der 
europäischen Kulturförderung, der am schnellsten die 
pfiffigsten Anträge stellt? 

(Freimut Duve [SPD]: Das läuft doch schon 
so!) 

Der heute von CDU/CSU und F.D.P. vorgelegte 
Entschließungsantrag bekräftigt noch einmal eine 
Reihe von Grundsätzen, insbesondere den der Subsi-
diarität. Bitte betrachten Sie ihn auch als Merkposten 
dafür, daß die Detaildiskussion über das Nebeneinan-
der der Kulturpolitiken in der nächsten Legislaturpe-
riode von Anfang an  und ganz intensiv geführt werden 
muß. 

In einigen Stichwörtern wird die Dringlichkeit 
erkennbar. Wir müssen diskutieren über Kulturver-
träglichkeit, ob kulturelle Beihilfen einer EG-Kon-
trolle unterliegen sollen oder nicht, über Künstler-
sozialversicherung, Steuerharmonisierung, das Urhe-
berrecht — dies ist ein ganz wich tiger Punkt — und 
den Kulturgüterschutz, um nur einige Problemfelder 
aufzuführen. 

In der heutigen Debatte wird auch deutlich, daß wir 
die eigentlich nicht existierende — und dafür doch mit 
viel Geld ausgestattete — Kulturpolitik des Bundes im 
Innenministerium ressortieren lassen und die auswär-
tige Kulturpolitik im Außenministerium. Auch da 
besteht Bedarf nach einer Neuregelung in einem 
weiter zusammenwachsenden Europa. Eventuell be-
darf es einer neuen Organisationsform in der deut-
schen Regierung und dem Parlament. 

(Freimut Duve [SPD]: Ist interessant!) 

— Ich habe meine Meinung, die Sie kennen, Herr 
Duve. 

Wenn Sie bedenken, daß der deutsche Zwangs-
rundfunkgebührenzahler 0,75 DM für den Kultursen- 
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der „Arte" aufbringt, den kaum ein Fernsehkonsu-
ment empfangen kann und auch kaum jemand emp-
fangen will, 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

so wird allein an diesem Beispiel deutlich, daß wir in 
der Kulturpolitik nach Maastricht viel zu diskutieren 
und zu beschließen haben. Ich erachte das als eine 
aufregende und spannende politische Aufgabe und 
hoffe sehr, daß sich der Deutsche Bundestag dieser 
Aufgabe stellen wird und vor allen Dingen neue 
kreative Ansätze formuliert, die manche erstarrte 
Kulturförderung mit den dazugehörigen Verwaltun-
gen überwinden können. Die europäische Kultur des 
Abendlandes ist eine Grundlage unseres Lebens und 
ein Garant für den Fortschritt. Der europäische Kul-
turraum ist nach dem Fall von Mauer und Stacheldraht 
wieder aufregend freizügig. Wir haben die Pflicht, ihn 
zu gestalten und nicht nur zu verwalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
jetzt unser Kollege Gerhard Schüßler. 

Gerhard Schüßler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich begrüße ausdrücklich, daß 
wir heute eine kulturpolitische Debatte führen. Theo-
dor Heuss hat einmal gesagt: „Mit Politik kann man 
keine Kultur machen, vielleicht kann man mit Kultur 
Politik machen. " 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Nachdenklich stimmt mich jedoch, in welchem 
engen Zeitrahmen wir heute zu den zahlreichen 
Vorlagen dieses Tagesordnungspunktes Stellung 
beziehen müssen. Der Anspruch der Fraktionen und 
die parlamentarische Wirklichkeit stimmen hier nicht 
überein. Es stände dem Parlament gut an, wenn es sich 
in Zukunft etwas mehr Zeit nähme. 

(Beifall bei der F.D.P. und der PDS/Linke 
Liste sowie des Abg. Hans-Günther Toete

-

meyer [SPD]) 

Die Kultur wird dann vertrauensbildend und frie-
densstiftend sein, wenn sie grenzüberschreitend han-
delt. Die auswärtige Kulturpolitik gilt im Sprachge-
brauch neben der klassischen Diplomatie und der 
Außenwirtschaftspolitik der Bundesrepublik als 
„dritte Säule der Außenpolitik". Sie ist damit Bestand-
teil einer modernen Außenpolitik. Die Bundesregie-
rung hat die Bedeutung der auswärtigen Kulturpolitik 
mit der anerkennenswert ausführlichen Antwort auf 
die Große Anfrage der Koalitionsfraktionen erneut 
unterstrichen. 

Ich möchte vier Schwerpunkte zur auswärtigen 
Kulturpolitik formulieren: erstens die Festlegung der 
Einheit der deutschen Kulturnation, zweitens die 
Stärkung der westeuropäischen und transatlantischen 
Gemeinsamkeit, drittens den Ausbau der Vertrauens-
partnerschaft zwischen West und Ost sowie viertens 
die nachhaltige Unterstützung des Nord-Süd-Dialo-
ges. 

Deutschland, meine Damen und Herren, wird nach 
der Vereinigung in Europa und in der Welt mit 
anderen Augen gesehen und kritischeren Maßstäben 
gemessen, als dies früher war. Gerade in diesem Fall, 
so umschreiben wir das Deutschlandbild, hat die 
auswärtige Kulturpolitik einen wichtigen Beitrag zu 
leisten. Es ist unsere Aufgabe und Pflicht, dafür zu 
sorgen, daß sie es auch kann und daß hierfür auch die 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

Nach der deutschen Vereinigung werden enorm 
gestiegene Erwartungen an das größer gewordene 
Deutschland gestellt. Für viele Länder und Völker in 
der Mitte und im Osten Europas ist Deutschland zur 
wichtigsten Brücke geworden. Wir sind als Mittler 
westlicher Werte wichtig, weil sie, die Lander in der 
Mitte und im Osten Europas, in ihrem eigenen L and 
ihr sozialistisches Erbe zu bewältigen haben, das die 
westeuropäischen Völker nicht aus eigener Anschau-
ung kennen. 

Mit der deutschen Vereinigung ist das Interesse an 
der deutschen Sprache und Kultur rapide gestiegen. 
In Polen, Ungarn und Tschechien werden statt Rus-
sisch jetzt vorwiegend Deutsch und Englisch gelehrt. 
Von weltweit etwa 17 Millionen Deutschlernenden 
leben allein 11 Millionen in Mittel- und Osteuropa. 
Man kann auch sagen, daß der gesamte reale Mittel-
zuwachs der letzten Jahre nach Ost- und Mitteleuropa 
geflossen ist. 

Die Vermittlung der deutschen Sprache hat dabei 
eine neue Priorität erhalten. Das entspricht auch der 
Erwartungshaltung in Osteuropa, wobei man wissen 
muß, daß das Interesse und das Verständnis für einen 
erweiterten Kulturbegriff weniger ausgeprägt sind als 
das Interesse an den wirtschaftlichen Leistungen und 
dem Wohlstand der Bundesrepublik Deutschland. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Um so wich

-

tiger sind die  Bibliotheken!)  

Auswärtige Kulturpolitik ist von vitaler Bedeutung 
für die Bundesrepublik Deutschland. Ein wichtiges 
Ziel ist die Pflege und Verbreitung deutschsprachiger 
Literatur, ein Punkt, der sicherlich sehr stark — das ist 
heute auch an anderer Stelle schon angesprochen 
worden — vernachlässigt wird. Bei der Umsetzung der 
auswärtigen Kulturpolitik darf es keine Trennung 
zwischen Programm- und Spracharbeit geben. Beides 
steht für mich in einem unauflösbaren Zusammen-
hang. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne
-

ten der SPD und der PDS/Linke Liste — Zuruf 
von der SPD: Das war ein klares Wort! Das 

war fällig!) 

Ein großer Teil des Kulturhaushaltes entfällt auf 
nicht disponible Personalausgaben. Durch die Haus-
haltskürzungen sind die Mittel für den Bereich der 
Programmarbeit überproportional abgeschmolzen. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Richtig!) 

Kosten und Umfang der Infrastruktur stehen in einem 
zunehmenden Mißverhältnis zur möglichen Pro-
grammarbeit. Wir müssen hier sehr aufpassen, daß 
sich das nicht fortsetzt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und der PDS/Linke Liste) 
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Die auswärtige Kulturpolitik, meine Damen und 
Herren, soll ein Bild von der geistigen Auseinander-
setzung und fruchtbaren Unruhe der deutschen 
Gegenwart vermitteln. Damit ist sie zugleich interna-
tionale Gesellschaftspolitik. Sie muß sich immer mehr 
und intensiver als bisher mit den kulturellen und 
zivilisatorischen Gegenwartsproblemen befassen. 
Das setzt einen Ausbau und eine Intensivierung der 
Programmarbeit voraus. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und der PDS/Linke Liste) 

Ein wirklichkeitsnahes und selbstkritisches Bild der 
Bundesrepublik ist ebenso eine Grundvoraussetzung 
wie die Anerkennung der Vielfalt der Kulturen; denn 
sie machen den geistigen Reichtum der Welt aus. Es 
geht nicht darum, unsere Kultur auf die Strukturen 
und den europäischen Lebensstil undifferenziert 
übertragen zu wollen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich ausdrücklich 
auf die sachgerechte Arbeitsteilung zwischen der 
Politik und den mit der Durchführung beauftragten 
Kulturmittlern, allen voran dem Goethe-Institut, dem 
DAAD und der Alexander-von-Humboldt-Stiftung, 
hinweisen. Sie leisten rund um die Welt gute, erfolg-
reiche Arbeit, die wich tig für Stellung und Ansehen 
unseres Staates ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, die zukunftsorientierten 
Aufgaben der auswärtigen Kulturpolitik dürfen nicht 
geschwächt werden. Dazu zählen: die Förderung der 
deutschen Sprache im Ausland, die Stipendienpro-
gramme, die Förderung der deutschen Auslandsschu-
len, die traditionell Schwerpunkt der auswärtigen 
Kulturpolitik sind und auch bleiben müssen. 

Um es deutlich zu sagen: Die Schwerpunkte liegen 
eindeutig im Bereich zukunftsorientierter Vorhaben 
und kommen auch insgesamt der Standortsicherung 
zugute. Ziele und Schwerpunkte auswärtiger Kultur-
politik sind ihrer Natur nach nicht tagespolitisch 
orientiert. 
Auswärtige Kulturpolitik ist auch kein Kulturexport, 

sondern Kulturaustausch. Sie muß ein partnerschaftli-
ches Geben und Nehmen sein: Austausch statt Reprä-
sentation, Diskussion statt ste riler Selbstdarstellung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Wenn wir so verfahren, haben wir unseren Auftrag 
erfüllt — aber nur dann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Hans-
Günther Toetemeyer, Sie haben jetzt das Wort. 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich 
genauso wie der Kollege Schüßler der auswärtigen 
Kulturpolitik zuwenden und dazu noch einige Bemer-
kungen machen. Gestatten Sie mir bitte heute — das 

wird meine letzte Rede hier zu dieser Thema tik sein — 
ein paar grundsätzliche Bemerkungen. 

Wer diese Debatte als Zuhörer aufmerksam ver-
folgt, wird feststellen, daß es, was die Stellungnahmen 
der Kollegen aus den verschiedenen Fraktionen 
angeht, im Grunde genommen keine prinzipiellen 
Differenzen gibt. Meine Erfahrung nach 30 Jahren 
parlamentarischer Tätigkeit ist: Kultur hat in Parla-
menten überhaupt nur eine Chance, wenn sie von 
politischen Alltagsauseinandersetzungen ferngehal-
ten wird. Nur wenn alle Fraktionen gemeinsam Kultur 
in einem Parlament bewegen, geschieht etwas. Alles 
andere ist sinnlos. Das hat sich heute in der Diskussion 
für mich auch wieder sehr deutlich gezeigt. 

Man kann es sich jetzt ganz einfach machen und 
sagen: Hier sitzt der Fan-Club Kultur des Bundesta-
ges. So einfach will ich es mir nicht machen. Es ist ein 
demokratisches Mißverständnis, wenn man sagt: Nur 
die Opposition hat in einem Parlament die Aufgabe, 
eine Regierung zu kontrollieren. Dies ist falsch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das gesamte Parlament hat die Kontrollfunktion. 
Heinz Kühn hat einmal gesagt — ich habe ihn oft 
daran erinnert, er hat es als Oppositionsführer gesagt; 
als er Ministerpräsident war, mußte ich ihn stets daran 
erinnern, was ihn nicht so sehr gefreut hat —: „Regie-
rungsparteien als Hilfstruppen der Regierung" ist ein 
grundsätzliches Mißverständnis. — Er hat recht. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Aber da oft das Sein das Bewußtsein bestimmt, hatte er 
es als Ministerpräsident an dem Punkt manchmal sehr 
schwer. 

Ich glaube, daß unsere Debatte heute ein Beispiel 
dafür war, daß es eine Gemeinsamkeit der Fraktionen 
gibt. Das halte ich auch mit Blick nach draußen für 
ganz wichtig, daß Bürger einmal erleben: An einem 
ganz wichtigen Punkt wie der Kultur gibt es eine 
einheitliche Auffassung des Parlaments. Ich glaube, 
das sind gute Stunden, die wir hier im Parlament 
erleben. 

Nun zu einigen Punkten der auswärtigen Kultur-
politik. Es gibt vier Merksätze, die die Bundesregie-
rung in ihrer sehr umfangreichen Beantwortung der 
Anfrage der Koalitionsfraktionen formuliert hat, die 
ich als geradezu eherne Merksätze heute noch einmal 
anführen will in der Hoffnung, daß auch eine neue 
Bundesregierung, wie immer sie zusammengesetzt 
sein mag, diesen Merksätzen folgt. Ich teile hier die 
Auffassung der Bundesregierung. 

Erster Merksatz — Sie finden ihn auf Seite 2 der 
Antwort —: Die gewachsenen kulturellen Bindungen 
müssen erhalten und fortentwickelt werden. — Sie 
wissen aus dem Leben, wie gefährlich es ist, in 
Wachstum einzugreifen. Denn wenn man ins  Wachs

-

tum  eingreift, dann greift man so ein, daß man es 
später nicht mehr korrigieren kann. Dann gibt es 
Mißbildungen. Ich möchte die Kultur vor Mißbildun-
gen bewahren und empfehle, diesen Satz auch wirk-
lich auszuführen. 

Zweiter Merksatz: Die auswärtige Kulturpolitik 
muß langfristig angelegt sein — der Kollege Schüßler 
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hat darauf noch einmal hingewiesen — und verträgt 
ich zitiere hier — „keine kurzatmigen Eingriffe". 

Die Kontinuität bei Planung und Durchführung muß 
Grundlage eines dauerhaften Erfolgs sein. Wenn ich 
mir den Haushalt 1994 anschaue — ich kenne den 
Haushalt 1995 im Gegensatz zu einigen Kollegen der 
Regierungsparteien noch nicht 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir auch nicht, 
keine Sorge!) 

— einige kennen ihn schon genauer als ich —, dann 
habe ich so meine Zweifel, ob dieser Satz auch 
umgesetzt wird. Es hat keinen Sinn, hehre Grundsätze 
zu formulieren und sie dann nicht umzusetzen. 

Dritter Merksatz: Die Bundesregierung versichert, 
daß die auswärtige Kulturpolitik die finanzielle Aus-
stattung erhält, die sie braucht. — Wenn ich mir da das 
Haushaltsjahr 1994 anschaue, habe ich erhebliche 
Zweifel, ob dieser eherne Grundsatz umgesetzt wor-
den ist. 

Die Kolleginnen und Kollegen, die mich lange 
kennen, wissen, daß ich hier in den letzten zwölf 
Jahren sehr intensiv gearbeitet habe. Ich darf als 
oppositioneller Abgeordneter ankündigen, daß ich 
der Bundesregierung mit Blick auf die Auslandsschu-
len an der entsprechenden Stelle ausdrücklich dan-
ken werde. Doch, vorab wieder ein Zitat aus der 
Antwort, ein eherner — vierter — Merksatz: Die 
Auslandsschulen sind sowohl das älteste als auch das 
wichtigste und wirksamste Instrument der auswärti-
gen Kulturpolitik. Sie sind ein essentieller Bestandteil 
der Infrastruktur für die deutsche Präsenz in der 
Welt. 

Meine Damen und Herren, wir haben nach dem 
Krieg in Europa — ich kann das an  meinen Kindern 
studieren — Erfahrungen gemacht, wie heilsam, wie 
segensreich es ist, wenn sich junge Menschen unter-
schiedlicher Kulturen in der Jugend, in der Schule 
begegnen. Wenn kulturelle Begegnung in der Schule 
nicht stattfindet, findet sie in der Regel später über-
haupt nicht mehr statt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Deswegen ist dieser Punkt so unglaublich wich tig 
und keine Marotte von mir. Ich weise immer wieder 
darauf hin, daß wir alle Beschlüsse zu diesem Punkt 
— Auslandsschulen — in den vergangenen zwölf 
Jahren einstimmig gefaßt haben, den letzten im 
Dezember des letzten Jahres. Wir haben deutlich 
gemacht, wie wichtig konkrete Schulbauvorhaben 
sind: Die Deutsche Schule Valencia muß 1997 finan-
ziert werden. Die deutsche Schule Kapstadt ist im Bau; 
ich habe mich davon überzeugt. Sie sollte in diesem 
Jahr zügig zu Ende geführt werden. 

Nun kommt ein „Lieblingskind" von mir — erlau-
ben Sie mir das bitte —, das ist die Turnhalle der 
Deutschen Schule Johannesburg. Ich werde immer 
wieder von der Bundesregierung gefragt: Warum muß 
das sein? Ist das dein Lieblingsobjekt? — Nein, das ist 
nicht so. 

(Zuruf des Staatsministers Helmut Schäfer) 

— Nein. Herr Staatsminister, wer, wie die Deutsche 
Schule Johannesburg, im südlichen Afrika die Inte

-

gration schwarzer Kinder als erster ernst genommen 
hat, der muß auch die notwendigen sportlichen Vor-
aussetzungen haben. Wer die Schule kennt — sie hat 
eine Mini-Turnhalle —, der weiß, daß sie eben diese 
Voraussetzungen nicht hat. Darunter leiden vor allen 
Dingen die schwarzen Kinder. Also bitte in Erinne-
rung behalten und nach 1995 übernehmen. 
Deutsche Schule Budapest — das ist jetzt 1995 —: 

Meine Damen und Herren, dies ist ein einstimmiger 
Beschluß dieses Hauses. Ich halte es nach meinem 
Demokratieverständnis für zwingend erforderlich, 
daß die Bundesregierung einstimmige Beschlüsse des 
Parlaments umsetzt. So möchte ich es hier noch einmal 
anmahnen. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Deutsche Schule Windhuk: Da sagt der Kollege Baum, 
daß der Toetemeyer das sagt, wundert mich nicht. — 
Aber  auch in der Deutschen Schule Windhuk hat ein 
Umdenken stattgefunden. 
Jetzt werde ich den Dank los, Herr Staatsminister. 

Wer sich daran erinnert, wie viele hier — nicht nur in 
meiner Fraktion, sondern auch in anderen Fraktionen, 
z. B. Kollege Hirsch, Kollege Baum, Kollege Köhler — 
jahrelang darum gekämpft haben, daß der Wider-
stand der konservativen deutschen Eltern in Kapstadt, 
Pretoria — das schlimmste Beispiel —, Johannesburg 
und Windhuk überwunden wird, der muß Herrn Dr. 
Wittmann danken, der vor vier/fünf Jahren einen 
knallharten Erlaß herausgegeben hat, in dem steht: 
Wenn ihr das jetzt nicht endlich vollzieht, gibt es kein 
Geld mehr. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Dies war die einzige Möglichkeit. Nun vollzieht es 
sich. Auch als Opposi tion soll man die Regierung 
loben, wenn sie es verdient. Sie verdient es sehr 
selten, aber hier verdient sie es. 
Deutsche Schule Washington: Herr Kollege Köhler, 

wir waren dort und haben sie uns angesehen. Auch 
hier haben wir einstimmig beschlossen, daß der Bau-
beginn 1995 sicherzustellen ist. — Der Kollege Köhler 
möchte mich etwas fragen. 

Vizepräsident Helmuth Becker Nein, der Kollege 
Hornhues möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU): Herr Kollege 
Toetemeyer, angesichts der Tatsache, daß Sie ange-
kündigt haben, dies sei Ihre letzte Rede in diesem 
Hause, ist es der richtige Zeitpunkt, daß wir Ihnen 
herzlich für die konstruktiv-kritische Zusammenar-
beit über all die Zeiten hinweg danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 
Ich wollte das hier anbringen, da ich nicht weiß, wann 
Sie mit Ihrer Redezeit zu Ende sind. Herzlichen 
Dank! 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Dem kann ich 
kaum widersprechen. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 
Deutsche Schule Mailand: Wir haben die Bundesre-

gierung aufgefordert, hierzu einen Be richt bis zum 
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31. März 1994 abzugeben. Dies hat sie nicht gemacht. 
Herr Staatsminister, das ist kein gutes Beispiel für die 
Öffentlichkeit, was demokratisches Verständnis an-
geht. 

Das gleiche gilt für die Deutsche Schule auf Tene-
riffa. — Ich bin privat dort gewesen, also nicht im 
Wege einer Dienstreise, auf Kosten des Parlaments. — 
Der Bericht, den wir bis zum 31. März gefordert haben, 
liegt nicht vor. Dies ist ein Versäumnis der Bundesre-
gierung. Ich hätte ihn gerne noch vorliegen, solange 
ich Mitglied des Parlaments bin. Dies sollten Sie ganz 
schnell nachholen, damit wir das nachvollziehen kön-
nen. Das sind unglaublich wichtige Dinge. 

Meine Damen und Herren, meine Zeit ist über-
schritten. Der Präsident ist gnädig mit mir. Er läßt 
einen Schriftführer trotz seiner Funktion — normaler-
weise muß ich ihn immer mahnen — auch einmal eine 
halbe Minute länger reden. 

Lassen Sie mich schließen, indem ich das aufgreife, 
was der Kollege Hornhues gesagt hat. Ich bedanke 
mich bei allen Kollegen des Unterausschusses für 
auswärtige Kulturpolitik für die gute Zusammenarbeit 
während der letzten drei Legislaturperioden. Ich wie-
derhole noch einmal: Für die Vollziehung kulturpoli-
tischer Beschlüsse gibt es in allen Parlamenten, auch 
im Bundestag, nur dann eine Chance, wenn sie 
einstimmig gefaßt werden. Sonst haben sie keine 
Chance. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Toete-
meyer, der amtierende Präsident war wirklich großzü-
gig mit der Bemessung der Redezeit. Aber Sie kennen 
das aus eigener Erfahrung. Ich wünsche Ihnen alles 
Gute für Ihre weitere Arbeit. 

Jetzt hat der Kollege Dr. Volkmar Köhler das 
Wort . 

Dr. Volkmar Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Die letzten vier Jahre haben in der auswär-
tigen Kulturpolitik fundamentale und zutiefst ein-
schneidende Veränderungen mit sich gebracht 
— eine Thematik, die ich — bei aller Liebe zum 
Geld — nicht allein auf das Thema „Geld und Not-
wendigkeiten" verkürzen möchte; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn ich glaube, daß hier auch entsprechende ein-
schneidende geistige Anstrengungen erforderlich 
sind. Aus diesem Grunde haben wir es nach diesen 
vier Jahren als Koalition für richtig gehalten, eine 
Große Anfrage einzubringen. Wir haben eine sehr 
ausführliche und gute Antwort bekommen, für die ich 
danke. 

Zu Beginn sprach ich von dem Wandel, den wir 
erlebt haben. Vor 20 Jahren hat die Enquete-Kommis-
sion auswärtige Kulturpolitik ihre Arbeit nahezu 
abgeschlossen, und der Bundestag hat ihre Grundli-
nien 1976 zum Beschluß erhoben. Das ist bis heute das 
Fundament der deutschen auswärtigen Kulturpolitik. 

Ich möchte hier festhalten, was im Wandel unangeta-
stet ist und unangetastet bleibt. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Ohne jeden Zweifel ist der erweiterte Kulturbegriff, 
auf den man sich damals geeinigt hat, weiterhin für 
unsere auswärtige Kulturpolitik maßgeblich. Genauso 
ist weiterhin die Struktur autonomer Mittlerorganisa-
tionen das, was wir für richtig halten, auch wenn wir 
hier nicht von Erbhöfen sprechen. Auch wenn wir 
wissen und betonen sollten, daß in einem solchen 
Felde der Zusammenarbeit ein konvergierendes Den-
ken von größter Bedeutung und Wichtigkeit ist, ist 
dies nicht der richtige Ort, um traditionelle Staatsferne 
deutscher Intelligenz auszuleben. Das kann man in 
Bereichen, die nicht zu 100 % aus Steuermitteln sub-
ventioniert werden, besser machen. 

Weiter bleiben unangetastet und erhalten unsere 
Grundlinien der Sprachpolitik, die nicht eine aggres-
sive und eine utilitaristische Sprachpolitik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir wissen, daß wir in bestimmten Zusammenhängen 
hinter dem Englischen an der zweiten Stelle stehen 
bleiben. Aber wir sind entschlossen, die Fülle der 
Möglichkeiten, die uns zugewachsen sind, wahrzu-
nehmen. Dafür waren große Anstrengungen nötig; 
und sie werden weiter nötig sein. Ich glaube allerdings 
nicht, wie uns eine große Zeitung kürzlich geraten hat 
— wir haben uns in der Sprachdebatte damit beschäf-
tigt —, daß wir dafür ein spezielles Organisationsge-
bilde neu schaffen müssen. Die deutsche Sprachver-
mittlung geschieht auf so vielen unterschiedlichen 
Wegen — zum Teil in Samstagsschulen und in Kin-
dergärten — mit geringen Bundeszuschüssen, daß es 
falsch wäre, das Geld auf eine große Organisation zu 
konzentrieren. Diese Dinge bleiben unangetastet. 

Aber vieles, meine Kolleginnen und Kollegen, hat 
sich in den letzten vier Jahren geändert. Statt 10 Mil-
lionen Menschen, die Deutsch lernen, haben wir 
weltweit plötzlich 25 Millionen in erreichbarer Nähe 
und haben damit eine Pflicht. Allein in russischen 
Schulen lernen 12,5 Millionen junge Menschen 
Deutsch als erste Fremdsprache. Wir werden weiter 
über andere Strukturen nachdenken müssen, z. B. 
darüber, ob man nicht z. B. die Leistungskraft russi-
scher Schulen durch zusätzliche Unterstützung russi-
scher Deutschlehrer und nicht nur durch entsandte 
oder angeworbene Lehrer verstärken kann. 

Wir haben die große Aufgabe der Umschulung 
früherer Russischlehrer. Es sind allein in Polen über 
120 Deutschlehrer damit beschäftigt, frühere Rus-
sischlehrer umzuschulen. In Ungarn ist es eine ähnli-
che Größenordnung. 

Daß es unter diesen Umständen eine Gewichtsver-
schiebung zur Aufgabe Sprache geben mußte, kann 
doch letztlich niemanden wundern. Im übrigen ist das 
— daraus haben wir in unserem Entschließungsantrag 
gar keinen Hehl gemacht — auch ein wirtschaftlich 
interessantes und wich tiges Thema. Ich habe übrigens 
gerade im Iran über die Frage gesprochen — ein 
deutsches Sprachinstitut wird dort in absehbarer Zeit 
wieder möglich sein —, daß Export und Sicherung 
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von Arbeitsplätzen bei uns mit Sprachvermittlung 
ganz eng Hand in Hand gehen müssen. 

(Freimut Duve [SPD]: Es müssen alle Japa

-

nisch lernen!) 

— Ich kenne Ihre bekannte These, verehrter Kollege. 
Sie ist trotzdem nicht richtig. 

(Freimut Duve [SPD]: Doch, sie ist richtig!) 

— Nein, sie ist nicht richtig. 

Durch die Zurkenntnisnahme der Tatsache, daß 
auch unsere wirtschaftlichen Interessen Gesamtinter-
esse unseres Staates und Volkes sind und man sich 
deswegen nicht zu schade sein darf, auch für diese 
Grundlage zu sorgen, wird Kulturpolitik noch lange 
nicht zur Magd der Wirtschaft. Sie dient in Wahrheit 
den Gesamtinteressen unseres L andes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich verweise darauf, daß wir nicht nur in der 
Sprache große Wachstumsfelder haben, sondern 
genauso bei der Nachfrage nach dem akademischen 
Austausch. Hier komme ich auf das zurück, was ich 
vorhin gesagt habe, nämlich: Wir müssen neu und 
tiefer denken. Wenn man sich die Studie „Beyond 
Bonn — America and the Berlin Republic" der Carne-
gie Endowment Study Group zu Gemüte führt, dann 
begreift man, wie andere Länder diese neue Bundes-
republik Deutschland analysieren und be trachten, 
auch hinsichtlich dessen, was von ihr in Zukunft 
möglicherweise zu erwarten und zu halten ist. Auch 
das müssen wir bei unseren Programmen bedenken. 
Es geht nicht nur um die Menge der Programmange-
bote, sondern es geht auch um die Art der Programm-
angebote. 

Hier ist eine große Informationsaufgabe neu hinzu-
gekommen. Das Ganze ist auch Grund, über das 
Deutschlandbild zu reden. Das reicht bis hin zu dem 
Thema Holocaust, wie wir es mit dem Unterausschuß 
in den USA sehr genau erlebt haben. Das reicht bis hin 
zu dem Thema Ausländerhaß und Radikalismus. Das 
reicht auch, liebes Goethe-Institut, bis hin zu der 
Tatsache des deutschen Widerstandes vor 50 Jahren 
und in den Jahren drumherum. Daß m an  überhaupt 
noch miteinander darüber reden muß, ob das einer 
Aktivität wert ist, ist schon schlimm genug. 

Im Bereich Schulen — verehrter Herr Kollege Toe-
temeyer, Ihre Verdienste auf diesem Gebiet sind 
wirklich groß — wird noch manches auf uns zukom-
men. Erst dann, wenn es auch in Riga eine deutsche 
Schule gibt, wird die Normalität wieder vor uns 
stehen. 

Wir haben auch das große Thema der Betreuung 
der Deutschen, die im Ausland, jenseits unserer 
Grenzen, leben. Hier war Not am Mann. Deswegen 
sind Regelungen ge troffen worden, die hinsichtlich 
des Aspekts der Einheitlichkeit deutscher Kulturpoli-
tik jenseits der Grenzen vielleicht auch nicht der 
Idealvorstellung der damaligen Enquete-Kommission 
entsprechen. Das muß Schritt für Schritt harmonisiert 
und weiter abgestimmt werden. Das im H andstreich 
zu ändern, halte ich für völlig falsch. 

Ich halte es auch für falsch, in diesem Zusammen-
hang Scheindiskussionen darüber zu führen, was 

wichtiger sei, Ost-West oder Nord-Süd. Wer so disku-
tiert, hat in vieler Hinsicht die Veränderung dieser 
Welt überhaupt noch nicht zur Kenntnis genommen. 
Zur Südproblematik gehört inzwischen auch ganz 
Zentralasien einschließlich der früheren russischen 
Atombombenerprobungsgebiete bei Baikonur. 

Ich wiederhole an dieser Stelle, was ich über die 
Notwendigkeit, konvergierend zu arbeiten und zu 
denken, gesagt habe. Da bleibt für mich übrig, daß 
eine Empfehlung der Enquete-Kommission von vor 
20 Jahren bisher nur ein einziges Mal und im übrigen, 
ohne daß dem etwas nachgefolgt ist, umgesetzt wor-
den ist, nämlich die Empfehlung zur Veranstaltung 
deutscher Auslandskulturtage, in denen alle Träger 
dieser Arbeit miteinander sprechen, aufeinander 
zugehen, gemeinsame Posi tionen ausarbeiten kön-
nen und ihre manchmal gezeitigten Alleinvertre-
tungsansprüche zur Diskussion stellen können. Diese 
Konsensfindung über das geschickte und gute Admi-
nistrieren hinaus halte ich für eine außerordentliche 
Wichtigkeit. 

Meine Damen und Herren, auch ich möchte mehr 
Geld. Deswegen steht auch in unserem Entschlie-
ßungsantrag etwas von Geld. Ich bedanke mich bei 
unseren Haushältern, daß sie diesen Satz zwar gese-
hen, ihre Erregung darüber aber beherrscht haben. 
Wir haben es ihnen dadurch erleichtert, daß wir keine 
Summen genannt haben. Jeden Betrag, den wir 
zusätzlich bekommen könnten, würden wir mit Dank 
nehmen, und wir wüßten dafür eine großartige Ver-
wendung. 

Wir haben in diesem Antrag, den ich Ihnen noch 
einmal ans Herz lege und zur Zustimmung empfehle, 
die Leistungen beschrieben; ich möchte diese jetzt 
hier nicht wiederholen. Darunter sind Leistungen, die 
hohe Anerkennung verdienen, z. B. die Einbeziehung 
der neuen Länder, ihrer Personen und Institutionen in 
die Programme und Austauschmaßnahmen. Das war 
ein schweres und wichtiges Stück Arbeit, das im 
wesentlichen schon geleistet worden ist. Ich könnte 
hier eine ganze Reihe anderer Leistungen noch nen-
nen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, mir 
kommt es darauf an, uns hier deutlich zu machen, daß 
die heutige Beratung nicht die Stunde ist, in der wir 
jammern und klagen sollten und in der wir sagen 
müßten „Immer muß die Kultur unter Knauserei 
leiden" — das brauchen wir nicht zu tun; das tun 
andere zur Genüge —, sondern die Stunde, in der wir 
uns darüber klar sein sollten, daß hier eine große und 
bleibende Gestaltungsaufgabe gegeben ist, die 
unsere gesamte Phantasie fordert, die uns auch dazu 
zwingt, von Zeit zu Zeit Gewichte zu verlegen und 
Prioritäten zu setzen, statt jeden einzelnen Bestand zu 
verteidigen. Friedrich der Große hat gesagt: „Wer 
alles defendieret, defendieret in Wahrheit nichts." Auf 
diese Gestaltungsaufgabe sollten wir unsere Kräfte 
und unsere Phantasie konzentrieren. 

Dies ist nicht die Stunde, in der uns Mäkelei, 
Ängste, Befürchtungen und Befindlichkeitstänze 
wirklich weiterhelfen. Arbeiten und Formen auf die-
sem Gebiet ist die Herausforderung. Ich bin glücklich 
darüber, daß Hilmar Hoffmann in dieser Form im 



20242 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 

Dr. Volkmar Köhler (Wolfsburg) 

Goethe-Ins titut an die Arbeit herangeht, und ich 
danke ihm dafür. 
Es werden weitere Ideen verfolgt werden müssen 

wie eine Verstärkung der Zusammenarbeit der Kul-
turinstitutionen der europäischen Staaten in einem 
Haus oder in einer Bibliothek. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir brauchen dann nicht mehr darüber zu reden, ob 
jedes Institut seine eigene Bibliothek haben muß. Hier 
kann man  sich also noch eine ganze Menge Luft 
schaffen. 
Auf diesem Gebiet wird weiterhin Wichtiges zu tun 

sein. Es wird wichtig sein, daß dieses Parlament 
regelmäßig darüber informiert wird, und zwar meinet-
wegen in Form eines Berichts. Es wird wich tig sein, 
daß sich dieses Parlament in der nächsten Legislatur-
periode die Frage stellt, ob die erneute Einsetzung 
einer Enquete-Kommission hilfreich ist. Das möchte 
ich unseren Nachfolgern überlassen. 
Aber ich möchte in dieser Stunde, in der mein 

ganzes Temperament auf zukünftige Arbeit und nicht 
auf Abschied gerichtet ist — so schwer mir der 
Gedanke fällt, verehrter Herr Kollege Toetemeyer, 
daß wir uns in Zukunft nur noch privat treffen kön-
nen —, sagen: Glückauf denen, die nach uns kommen 
werden, um diese Arbeit fortzusetzen! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Staatsminister Helmut Schäfer das 
Wort . 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es 
hätte mich ja gereizt, einige Sätze zu Herrn Roloff-
Momin zu sagen, aber er ist inzwischen schon weg. Es 
betraf im übrigen auch gar nicht meine Aufgabe; ich 
bin nicht zuständig für Berlin 

(Dr. Volkmar Köhler [Wolfsburg] [CDU/ 
CSU]: Jeder ist zuständig!) 

und die zukünftige Bildungsstruktur der Hauptstadt. 
Aber natürlich sind hier einige ernste Vorwürfe erho-
ben worden. 
Ich fände es gut, wenn uns der Berliner Senat einmal 

eine Denkschrift überreichte, in der er sich äußert, 
welche Konsequenzen er befürchtet, wenn die Kür-
zungen tatsächlich so weitergehen. Wir sollten das 
wirklich ernst nehmen und in der Übergangsphase in 
Berlin natürlich präsent sein. Wir sollten uns mit 
diesen Dingen vor Ort beschäftigen und nicht nur den 
Reichstagsbau und den zukünftigen Sitz der Ministe-
rien erörtern. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, der PDS/ 
Linke Liste und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 
Ich finde es auch wichtig, daß das Bundeskabinett 
gelegentlich in Berlin tagt und vielleicht mit dem 
Senat gemeinsam überlegt, was verhindert werden 
kann. Das läßt sich vor Ort besser als aus der Entfer-
nung machen. Ich habe das neulich bei einer Staats-
sekretärskonferenz angeregt; insofern darf ich das 
hier wiederholen. 

Auf Grund der Tagesordnung möchte ich mich aber 
auf die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Koalitionsfraktionen — „Das Bild des 
vereinten Deutschland als Kulturnation in einer sich 
wandelnden Welt" — und auf den Bericht der Bun-
desregierung zum Stand und zur Entwicklung deut-
scher Schulen im Ausland beschränken. 

Es ist gut, daß Herr Toetemeyer einige Passagen aus 
der Antwort der Bundesregierung hier als eherne 
Sätze wiederholt hat. Ich kann es mir deshalb erlau-
ben, auf sie zu verzichten. Sie haben sie schon zitiert. 
Ich meine, daß bei dieser Debatte deutlich geworden 
ist — bis auf einige Kritikpunkte und auf Nuancen und 
Unterschiede in der Betrachtung, die kaum von 
Bedeutung waren —, daß dem Petitum eines meiner 
Vorredner Rechnung getragen wurde: Nur wenn das 
Parlament gemeinsam auf diesem sehr wich tigen Feld 
arbeitet, kommen wir weiter. 

Denn Sie wissen, daß Kultur im öffentlichen 
Bewußtsein eben nicht ganz den Stellenwert hat, den 
sie z. B. in Frankreich hat. Wir haben kein Ministe-
rium, das einem Ministerium der Frankophonie ver-
gleichbar ist. Wir machen auch nicht, wie unsere 
französischen Partner, Gesetze zur Reinhaltung der 
Sprache — ich möchte in diesem Zusammenhang 
sagen: Gott sei Dank nicht. 

(Freimut Duve [SPD]: Wir haben den Wein 
und das Bier rein zu halten!) 

Aber wir haben vielleicht manchmal den Anstoß nötig, 
die Kultur etwas ernster zu nehmen, uns nicht einfach 
nur zurückzulehnen und mit den wunderbaren Insti-
tutionen, die im Verlauf unserer langen Geschichte 
überall in Deutschland geschaffen wurden, zufrieden 
zu sein. Es geht natürlich urn mehr, auch in der 
Auswärtigen Kulturpolitik. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir können natürlich 
nicht sagen: Wir nehmen diesen Bereich von den 
verordneten globalen Kürzungen völlig aus. Das ist 
uns allen bewußt. Angesichts der ungeheuren 
Anstrengungen zum Aufbau Ost war es — ich muß 
sagen: leider — nötig, auch diesen Bereich zu kürzen. 
Wir müssen aber auch zur Kenntnis nehmen, daß die 
Bundesregierung gerade nach dem Zusammenbruch 
der kommunistischen Systeme und dem Entstehen der 
neuen demokratischen Staaten in Ost- und Mittel-
europa verpflichtet war, eine Fülle zusätzlicher Insti-
tutionen zu schaffen, die es vorher gar nicht gab — es 
sei denn, es waren Ins titute der DDR, die ja zum Teil 
übernommen werden konnten. Aber auch deren 
Bibliotheken haben selbstverständlich nicht mehr 
ganz den Inhalt, den sie früher hatten. Das, so glaube 
ich, kann ich auch mit Zustimmung von Herrn Weiß 
sagen. 

Wir mußten uns in sehr vielen Fällen natürlich 
darüber klar werden, wo wir Schwerpunkte setzen. 
Bedauerlicherweise hat das dazu geführt, daß es da 
oder dort Kürzungen, Schließungen gab. Aber das 
sind keine dramatischen Entwicklungen. Wir bleiben 
in ständigem Gespräch mit dem Goethe-Institut. Auch 
in bezug auf die Bibliotheken zeichnen sich vernünf-
tige Lösungen ab. Aber hier besteht das Problem 
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— Herr Schüßler hat darauf hingewiesen — der 
Kameralistik, das ist ein Haushaltsproblem. Wir hätten 
diesen Bereich gerne flexibler gelöst, aber stoßen im 
Haushaltsausschuß natürlich auf sehr große Beden-
ken, weil Präzedenzfälle geschaffen würden. 

Es ist ganz klar, daß wir Schwerpunkte setzen 
mußten, daß wir nicht allen großen Erwartungen, die 
an uns gestellt werden — auch im Hinblick auf die 
Kulturpolitik in den vielen neuen Staaten, den Nach-
folgestaaten der ehemaligen Sowjetunion —, gerecht 
werden können, sondern Schritt für Schritt vorgehen 
müssen. Deshalb ist einer unserer Schwerpunkte 
— wir haben darauf auch in der Antwort der Bundes-
regierung hingewiesen —: Austausch von Wissen-
schaftlern, Studenten, Jugendlichen, Förderung der 
deutschen Sprache. 

Wir haben immer wieder deutlich gemacht, daß das 
wichtige Instrument „auswärtige Kulturpolitik", als 
Instrument auch unserer Außenpolitik, nicht aus fis-
kalischen Gründen beschädigt werden darf, weil ja 
auch das Vertrauen des Auslands in unser Land für 
uns von vitaler Bedeutung ist und gerade eine groß-
zügige und weltoffene auswärtige Kulturpolitik nicht 
unwesentlich dazu beigetragen hat und auch dazu 
beitragen muß. Daran darf sich nichts ändern. Das 
Geld, das wir in Goethe-Institute, in deutsche Aus-
landsschulen, in Stipendienprogramme, für den Aus-
tausch von Wissenschaftlern und in die Spracharbeit 
investieren, ist gut angelegt. Seine Zinsen fließen als 
Vertrauenskapital zurück. 

In der Antwort auf die große parlamentarische 
Anfrage äußert sich die Bundesregierung auch zu 
Fragen der Finanzierung, also zu Fragen des Kultur-
haushalts des Auswärtigen Amts. Straffungen und 
Einsparungen ließen sich nicht vermeiden. Aber ich 
muß hier noch einmal sehr deutlich sagen: Einschnitte 
in die Substanz der auswärtigen Kulturpolitik sind 
nicht hinnehmbar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich muß Ihnen auch sagen, daß wir uns von diesen 
Überlegungen bei der Aufstellung des neuen Haus-
halts, 1995, haben leiten lassen. Wir sind 1994 noch 
relativ glimpflich davongekommen — im Vergleich zu 
anderen Kürzungen —, nämlich 43 Millionen DM 
Minderausgabe. Damit standen und stehen 1994 
immer noch 1,146 Milliarden DM zur Verfügung, also 
3,5 % weniger. Wir hoffen, daß wir bei den Verhand-
lungen zum Haushalt 1995 erreichen können, daß 
über diese Kürzungen nicht hinausgegangen wird, 
weil es sonst wirklich die Substanz gefährden 
würde. 

Was die deutschen Schulen im Ausland betrifft, 
Herr Kollege Toetemeyer, muß ich Ihnen sagen: Ich 
bin erst sehr kurz ressortmäßig dafür zuständig und 
prüfe also auch Ihren Vorwurf, Ihre Frage nach, 
warum Sie noch nichts zum Gymnasium in Mailand 
erfahren haben. Ich konnte das im Augenblick nicht 
klären, bin aber gern bereit, Ihnen dazu noch etwas zu 
sagen. 

Wir betrachten die deutschen Auslandsschulen 
nach wie vor als ein ganz wichtiges und wirksames 
Instrument der deutschen auswärtigen Kulturpolitik. 
Sie haben großes Ansehen. Sie haben nachhaltig dazu 

beigetragen, Brücken zwischen Ländern und Kultu-
ren zu schlagen. Sie haben auch dazu beigetragen, 
junge Menschen schon in der Schule zu Toleranz und 
Offenheit zu erziehen. 

Unsere gemeinsamen Kämpfe, Herr Kollege Toete-
meyer, in den vergangenen Jahren gerade an den von 
Ihnen genannten Schulen in Südafrika und in Nami-
bia waren ja nicht ganz leicht. Wir hatten damals 
große Probleme, als noch der Schlachtruf erscholl: 
Genscher raus; wir wollen Strauß! — Das war ja 
damals ein geflügeltes Wort in Windhuk. Da war auch 
die Idee einer Öffnung dieser Schulen keineswegs 
populär, vor allem nicht bei den Eltern populär. Aber 
inzwischen hat sich die Sache geändert. Sie sind ja 
nicht alle geflüchtet, sondern leben heute immer noch 
dort, Gott sei Dank, und fühlen sich offensichtlich in 
ihren Ländern auch immer noch sehr wohl. 

Wir haben den Begegnungscharakter der deut-
schen Auslandsschulen verbessert. Wir konnten neue 
schulische Versorgung schaffen, auch durch Neu-
gründungen; Sydney, San Francisco, Prag sind zu 
nennen oder auch der Ausbau bis zur Reifeprüfung an 

 der deutschen Schule in Moskau. 

Wir haben inzwischen den Stand der Zusammenar

-

beit mit den Ländern Mi ttel- und Osteuropas verbes-
sern können. 450 Lehrkräfte sind in diesen Staaten 
eingesetzt, um beim Ausbau und bei der Modernisie-
rung des Deutschunterrichts ebenso wie bei der För-
derung des Deutschunterrichts in Gebieten der deut-
schen Minderheiten zu helfen. 150 dieser Lehrkräfte 
werden mit Mitteln des Sonderprogramms „Förde-
rung der deutschen Sprache in Mittel- und Osteuropa 
und in der GUS" finanziert. Die Bundesländer sind 
dabei mit 150 Lehrkräften beteiligt. 

Darüber hinaus geht es jetzt um die Schaffung eines 
Rahmenstatuts für die Tätigkeit deutscher Lehrer im 
Ausland. Ich hoffe, wir kommen mit den Ländern zu 
einer vernünftigen Kompromißlösung. Es ist nicht 
ganz leicht. Wir werden auch nicht unsere idealen 
Vorstellungen durchsetzen können. Aber es bedarf 
dieser Regelung. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Zur Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland trägt natürlich 
auch die Kulturarbeit in den aufstrebenden Wachs-
tumsregionen bei. Herr Kollege Köhler hat dankens-
werterweise auf Asien hingewiesen. Es gibt ein von 
Bundeskanzler und Außenminister angeregtes Asien-
programm, das auch z. B. Stipendienangebote haben 
wird, sowie Akzentuierungen bei unserer Zusammen-
arbeit mit den Hochschulen und Schulen der in Frage 
kommenden Länder sowie in der Programmarbeit der 
Goethe-Institute. Ich habe übrigens Hilmar Hoffmann 
in München damals im Prinzregententheater einge-
führt, und ich habe den Beg riff Autonomie auf seine 
Bitte hin in meiner Einführungsrede ausdrücklich 
erwähnt. Wir wollen das Goethe-Ins titut in keiner 
Weise zu irgendwelchen Programmarbeiten ver-
pflichten, 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

aber man muß gelegentlich vielleicht auch einmal das 
Goethe-Institut darauf hinweisen, daß das eine oder 
das andere in eine Programmarbeit mit einfließen 
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könnte. Ich halte das nicht für ein zu weitgehendes 
Eingreifen der Regierung. 
Meine Damen und Herren, besondere Aufmerk-

samkeit müssen wir natürlich, was die auswärtige 
Kulturarbeit betrifft, auch den elektronischen Medien 
widmen. Auslandsrundfunk und Auslandsfernsehen 
sind bereits heute entscheidende Instrumente zur 
Vermittlung — auch eines objektiven Deutschlandbil-
des in der Welt. Sie müssen in der innerstaatlichen 
Kompetenzverteilung und den Mittelzuweisungen 
ihren Niederschlag finden, wenn wir nicht den 
Anschluß an  die USA und einige unserer europäi-
schen Nachbarländer endgültig verpassen wollen. 
Insofern kommt dem Gesetz zur Deutschen Welle 
hohe Bedeutung zu. 
Ich hoffe, daß wir darüber hinaus in der Lage sind, 

endlich auch Programmteile von unseren öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten zu bekommen, die das 
Ganze etwas billiger machen könnten. Es handelt sich 
also um eine Fülle wichtiger Aufgaben. 
Ich danke Ihnen sehr herzlich, daß heute so viel 

Übereinstimmung geherrscht hat in dem gemeinsa-
men Willen, unsere Kultur im Ausland so darzustellen, 
wie das unsere Nachbarstaaten mit ihrer eigenen 
Kultur tun. 
Vielen Dank. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Staatsminister, Sie haben zwar Ihre Redezeit deutlich 
überschritten, — 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Um zwei Minuten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: — aber da 
kann ich bei der Regierung nichts machen. Trotzdem 
frage ich Sie: Sind Sie eventuell bereit, eine Zwischen-
frage zu beantworten? Das ist dann ja keine Zwischen-
frage mehr, sondern eine Endfrage, aber bitte 
schön. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ja. 

Wilfried Seibel (CDU/CSU): Mit der neuen Charak-
terisierung will  ich es dennoch versuchen. — Herr 
Staatssekretär, Sie haben dankenswerterweise auf die 
Versorgung mit elektronischen Nachrichtenprogram-
men und ähnlichen Dingen hingewiesen. Hat die 
Bundesregierung Überlegungen angestellt oder sich 
bemüht festzustellen, warum ein Land wie Großbri-
tannien das BBC-Programm, das auch mit Lernpro-
grammen verbunden ist, weltweit ausstrahlen kann 
und warum uns Vergleichbares einfach nicht gelingen 
will? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, darüber brauchten wir einen sehr 
langen Diskurs. Die Hintergründe kann die Bundes-
regierung gerne darstellen, übrigens auch die Deut-
sche Welle. Sie müssen davon ausgehen, daß die BBC 
London, daß überhaupt das britische Fernsehen ein 
ungleich größeres Netz weltweiter Ausstrahlungs-
möglichkeiten und eine ganz andere Geschichte als 
unsere Rundfunkanstalten hat und daß die Deutsche 

Welle mühsam damit beschäftigt ist, überhaupt erst 
ein Programm aufzubauen, daß sie auch an die 
Grenzen von Urheberrechten stößt, daß sie ungeheure 
Schwierigkeiten hat, wenn sie Beiträge vom ZDF oder 
von der ARD haben will. In der eigenen Produktion 
bleibt sie natürlich ein bißchen brav hinter dem, was 
BBC als renommierter Weltsender veranstalten 
kann. 
Ich finde, wir sollten das Thema wirklich im Aus

-s

chuß aufgreifen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr der Abgeordneten Angela Stachowa das 
Wort. 

Angela Stachowa (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! „Ernst ist das Leben, heiter 
die Kunst" — so Schiller im Prolog zur „Wallenstein"-
Trilogie. Nur, so heiter scheint mir die Kunst in der 
heutigen Zeit gar nicht zu sein. Kunst und Kultur 
darben in diesem Land. Dies ist bedauerlich, denn in 
Worten wird die Rolle von Kunst und Kultur in der 
Gesellschaft durchaus anerkannt, kommt in der Poli-
tik, auch hier im Bundestag, aber oft zu kurz. 
Es ist absurd, zu glauben, daß der von der Bundes-

regierung propagierte und geforderte Wirtschafts-
standort Deutschland, der eine große Rolle für die 
Zukunft Europas und in der Welt spielen soll, diese 
Rolle auch ausfüllen kann, wenn die Kultur im Innern 
immer mehr Sparzwängen zum Opfer fällt. 
Wie sieht es mit Deutschlands Ruf als Kulturnation 

aus? Es sind nicht nur die rechtsextremen Ausschrei-
tungen, die dieses Bild beeinträchtigen. Auch ein 
Künstler wie Kurt Masur sorgt sich um dieses Bild, 
wenn er sagt: 

Wir dürfen das Ansehen unseres L andes nicht 
durch eine vom Rechenschieber diktierte Kultur-
politik unterminieren. 

Niemand will das föderative System der BRD, das 
sich bewährt hat, im Grundsatz in Frage stellen. Aber 
nirgendwo auf der Welt konnte und kann Kunst nur 
durch Marktwirtschaft gedeihen. Kunst und Kultur 
brauchen die helfende, manchmal sogar rettende 
öffentliche Hand. Der Verweis auf die Kulturhoheit 
der Länder kann und darf keine Entschuldigung für 
ein ständiges Zurückziehen des Bundes aus der Kul-
turförderung sein. Kein Bundesland wird eine Förde-
rung von Kunst und Kultur auf seinem Hoheitsgebiet 
als Einmischung betrachten. Ich bezweifle auch, daß 
die Länder der Schaffung eines Bundesministeriums 
Kultur widersprechen würden, womit endlich die 
zersplitterten Kompetenzen auf diesem Gebiet been-
det würden und ein kompetenter Partner auch für das 
Ausland zur Verfügung stünde. 
Meine Damen und Herren, Kultur und Sparen — ein 

leidiges Thema. Und damit verbunden auch die 
öffentlichkeitswirksame, aber meiner Meinung nach 
falsche These: Kunst oder Kindergarten, Kunst oder 
soziale Unterstützungen, Kunst oder, oder; das kann 
beliebig fortgesetzt werden. 
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Es gibt auch eine andere Seite der Medai lle, die oft 

vergessen wird bzw. nicht beachtet wird: Nach 
Berechnungen des Ifo-Instituts München schafft jede 
Million DM, die öffentlichen Kultureinrichtungen zur 
Verfügung gestellt wird, ein Einkommen von 1,4 Mil-
lionen DM in der Gesamtwirtschaft, sichert 100 geför-
derte Arbeitsplätze in Kulturbetrieben und bis zu 
150 Arbeitsplätze in der Gesamtwirtschaft. 

Leider wird auch selten darauf hingewiesen, daß es 
sich in Wirklichkeit nicht um einseitige Subventionen 
für die Kultur handelt, da diese direkt mit wirtschaft-
lichen Effekten verbunden sind und Einfluß haben auf 
Tourismus, Gastronomie, Taxi-, Busunternehmen, 
Dienstleistungen, Druckereien usw. Mit einem Wort: 
Was wir benötigen, ist ein neues Herangehen an die 
Kulturpolitik. 

Bereits 1993 erfolgten Kürzungen für Kunst und 
Kultur in den alten und den neuen Bundesländern um 
rund 110 Millionen DM. Die Übergangsfinanzierung 
war für 1994 — ungeachtet zahlreicher Mahnungen 
und Proteste — vollständig gestrichen worden. Die 
Aushilfe über die Einnahmen aus der Unabhängigen 
Kommission Parteivermögen in Höhe von 250 Millio-
nen DM genügt nicht. Außerdem war dieses Geld 
sowieso für die neuen Bundesländer vorgesehen. Sie 
sind also kein spektakuläres Geschenk, wie oft zu 
lesen, sondern lediglich Sterbehilfe. Eine Fortsetzung 
der gegenwärtigen Politik und der damit verbunde-
nen Kürzungen gefährdet ernsthaft die Weiterexi-
stenz von Einrichtungen bzw. Maßnahmen, z. B. 
durch Beendigung der Dauerförderung, u. a. für die 
Deutsche Schiller-Gesellschaft, das Wilhelm-Busch-
Museum, die Philharmonica Hungarica, das Beetho-
ven-Haus Bonn, die Stiftung Weimarer Klassik usw., 
und durch die Beendigung der Projektförderung bzw. 
durch radikale Kürzungen: die Musik, Sprach- und 
Literaturförderung, Literaturfonds, Fonds für Sozio-
kultur, Kunstfonds usw. 

Die Beendigung der Förderung von Verbänden 
und Organisationen, wie Kulturstiftung der Länder, 
Deutscher Musikrat, Bundesverband Bildender 
Künstler, Verband Deutscher Schriftsteller, PEN-Zen-
trum Deutschland, Deutscher Künstlerbund, steht 
damit ebenso auf der Tagesordnung und reißt Löcher 
in die deutsche Kulturlandschaft, die nicht so schnell 
— wenn überhaupt — wieder gestopft werden kön-
nen. 

Die Verwirklichung solcher Pläne des kulturellen 
Kahlschlags würde einschneidende Änderungen in 
der im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Zustän-
digkeiten gestalteten Kulturförderung des Bundes zur 
Folge haben. Praktisch wäre damit eine 40jährige 
Kulturförderung des Bundes zu Ende. Die Einsparun-
gen im Haushalt in Mark sind dabei so minimal und 
stehen in keinem Vergleich zu dem Schaden, der 
national wie international damit ange richtet wird. 

Meine Damen und Herren, niemand wird bestrei-
ten, daß der Bund in den vergangenen Jahren nicht 
wenig Geld für die ostdeutsche Kultur bei deren 
Schritt in den offenen Markt bereitgestellt hat. Ohne 
Übergangsfinanzierung sähe es heute noch schlim-
mer aus. 

Meine Damen und Herren, eine Fortsetzung dieser 
Politik, die Kultur als „Restposten" betrachtet, eine 

Einstellung der Übergangsfinanzierung, die im Eini-
gungsvertrag zeitlich nicht begrenzt wurde, und 
generell ein Rückzug des Bundes aus der Kultur unter 
Berufung auf die Länderkompetenzen und auf Sparen 
ist nicht tragbar. Ich fürchte und ich denke, eine solche 
Politik wird ihre Quittung verdienen, möglicherweise 
durch die Wähler. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zu den Abstimmungen zu Tagesord-
nungspunkt 4 a. Dazu liegt die Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zur Zukunft der Bundeskulturförderung, Druck-
sache 12/7907, vor. Nr. 1: Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag der SPD in der Drucksache 12/7047 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? — Die Gegenprobe! — Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
angenommen. Enthaltungen gab es nicht. 

Beschlußempfehlung des Innenausschusses zu dem 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU zur Kulturförde-
rung des Bundes ab 1995, Drucksache 12/7907 Nr. 2. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Koalitions-
fraktionen auf Drucksache 12/7231 anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim

-

men der Koalitionsfraktionen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 4 b: Wir kommen zur Abstim-
mung über den Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. auf Drucksache 12/7890. 
Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? —
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Mit den Stim

-

men der Koalitionsfraktionen ist der Entschließungs-
antrag angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
12/7886. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Der 
Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen abgelehnt. 

Tagesordnungspunkt 4 c: Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zur Stockbildung bei Kulturförderfonds, Druck-
sache 12/5372. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
der SPD auf Drucksache 12/4556 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 4 d: Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Be richt der Bundes-
regierung über die Umsetzung der Entschließung des 
Deutschen Bundestages zum St and und zur Entwick-
lung der deutschen Schulen im Ausland, Drucksache 
12/7406. Der Ausschuß empfiehlt, den Be richt der 
Bundesregierung auf Drucksache 12/2675 zustim-
mend zur Kenntnis zu nehmen. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? — Das war einstimmig. Damit 
ist die Beschlußempfehlung angenommen. 
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Tagesordnungspunkt 4 e: Abstimmung über den 

von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkom-
men über die Gemeinschaftsproduktion von Kinofil-
men, Drucksache 12/5836. Der Ausschuß für Wirt-
schaft empfiehlt auf Drucksache 12/7786, den Gesetz-
entwurf unverändert anzunehmen. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich 
zu erheben. — Auch dieser Gesetzentwurf ist einstim-
mig angenommen. 
Zusatzpunkt 2: Beschlußempfehlung des Ausschus-

ses für Wirtschaft zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zum Erhalt der Buchpreisbindung, Drucksache 
12/7891. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der SPD 
auf Drucksache 12/3388 anzunehmen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Keine Stimmenthal-
tung, keine Gegenstimmen. Die Beschlußempfehlung 
ist angenommen. 
Zusatzpunkt 3: Wir stimmen jetzt noch über den 

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zur 
Kulturpolitik nach Maast richt ab. Das ist Drucksache 
12/7879. Wer stimmt für diesen Antrag? — Auch hier 
kann ich keine Gegenstimmen und Enthaltungen 
feststellen. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

bekomme noch eine Mitteilung: Interfraktionell ist 
vereinbart worden, die Gesetzentwürfe zur Änderung 
des Umwandlungssteuerrechts auf den Drucksachen 
12/6885 und 12/7263 zusätzlich dem Haushaltsaus-
schuß gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung zu 
überweisen, weil der Finanzausschuß dazu haushalts-
wirksame Änderungen beschlossen hat. Sind Sie 
damit einverstanden? — Ich höre und sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 
Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Na-
tionen vom 10. Dezember 1982 
(Vertragsgesetz Seerechtsübereinkommen) 
— Drucksache 12/7829 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist 
dafür eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist auch das so 
beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst 

unserem Kollegen Klaus Har ries das Wort. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Über diesen 
Punkt der Tagesordnung könnte man mit der Zustim-
mung der Kollegen, die jetzt hier noch anwesend sind, 
das Motto stellen: Ende gut, alles gut. Im November 
1993 hat bekanntlich der sechzigste Staat, Guayana, 
das Seerechtsübereinkommen ratifiziert. Vorweg gin-
gen in dem Ratifikationsverfahren — man  sollte das 
wissen und nennen — eine Reihe von kleinen Insel

-

staaten, ein Großteil Dritte-Welt-Länder und auch 
einige Schwellenländer. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat in den letzten Jahren nicht ratifiziert. 
Die Bundesrepublik stand damit überhaupt nicht 
allein, sondern in einer Reihe mit allen Industrielän-
dem, von den Vereinigten Staaten über die Mitglieds-
länder der Europäischen Union bis zur damaligen 
Sowjetunion, den heutigen GUS-Staaten, und Ja-
pan. 

Man stand nicht abseits, meine Damen und Herren, 
weil man die Bedeutung des Seerechtsübereinkom-
mens nicht gesehen hat. Wir waren und sind uns darin 
einig — die Bundesregierung hat es immer erklärt —, 
daß dieses Gesetzeswerk der Vereinten Nationen 
eines der wichtigsten Gesetzeswerke der UN über-
haupt ist, denn es regelt wichtige aktuelle Fragen, die 
nicht nur 1982, als die Dritte Seerechtskonferenz das 
SRÜ formuliert und verabschiedet hat, aktuell waren. 
Vielmehr hat die ganze Entwicklung seitdem gezeigt, 
daß diese Fragen an  Aktualität zunehmen. Es werden 
geregelt die Frage der Meeresnutzung, der Überflug, 
die Piraterie, die Umweltfragen, die Nutzung von 
Meerengen usw. Es wird das Streitverfahren erstmals 
systematisiert. Zudem ist in das SRÜ die Bundesrepu-
blik Deutschland mit Hamburg als Sitz eines dritten 
UN-Organs aufgenommen worden, nämlich des See-
gerichtshofs. 

Meine Damen und Herren, warum standen wir, 
warum stand die Bundesrepublik Deutschland abseits 
und hat bis vor kurzem zu einer vorschnellen Ratifi-
kation nein gesagt? Warum haben die anderen Indu-
strieländer das getan? Die Antwort ist: weil man mit 
Recht — ich unterstreiche das — die Regelungen des 
berühmt-berüchtigten Teils XI des SRÜ nicht zu 
akzeptieren bereit war, der konkret die Nutzung des 
Meeresbodens betrifft. In diesem Abschnitt XI sollte 
die Regelung dem damaligen Zeitgeist entsprechend 
sehr planwirtschaftlich, sehr dirigistisch, sehr aufwen-
dig und reglementierend erfolgen. Diese Regelungen 
ergaben sich aus dem damaligen Zeitgeist. Sie wur-
den eben ausschließlich im Interesse der Entwick-
lungsländer gefunden und formuliert, ohne die Inter-
essen auch der Staaten zu bedenken und zu berück-
sichtigen, die ja die Zeche und die Sache im weiten 
Umfang zu bezahlen haben. 

Meine Damen und Herren, wir begrüßen es aber 
ausdrücklich, daß die Bundesregierung jetzt das Rati-
fikationsverfahren eingeleitet und uns den Gesetzent-
wurf zugeleitet hat. Wir stimmen dem zu. Wir wissen, 
daß in den letzten Jahren gerade durch den Einsatz 
der Bundesregierung der Teil XI in ganz wichtigen 
und entscheidenden Punkten überarbeitet und geän-
dert, entschärft worden ist. Die Zähne sind gezogen 
worden. Es gibt jetzt keine planwirtschaftlich-dirigi-
stische, teure Regelung mehr, sondern das, was die 
Industriestaaten im Einvernehmen mit den Entwick-
lungsländern und Schwellenländern — das ist wichtig 
zu unterstreichen und zu wissen — vereinbart haben, 
entspricht marktwirtschaftlichen Prinzipien. Wir alle 
wissen, daß die Nutzung des Meeresbodens heute 
noch nicht aktuell ist. Aber was heute nicht aktuell ist, 
kann übermorgen aktuell werden. M an  muß rechtzei-
tig vorsorgen. Wir wissen jetzt, daß es bei Produktio-
nen keine Einschränkung mehr geben wird und daß 
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die Industriestaaten die Möglichkeit haben, in bezug 
auf die finanzielle Regelung ein Veto einzulegen, um 
mitzubestimmen. Technologietransfer zugunsten der 
Dritten Welt wird nicht ausgeschlossen. Aber auch 
diese Punkte werden marktwirtschaftlich geregelt. 

Meine Damen und Herren, es ist zwar jetzt 
Geschichte, aber ich nenne es trotzdem: In den letzten 
Jahren gab es immer wieder, auch in diesem Hause 
und in den Ausschüssen, Druck der Opposition: Es ist 
viel wichtiger, Hamburg als Sitz des Seegerichtshofes 
zu retten. Es ist bei einer Abwägung nicht vorrangig, 
hier insgesamt einen völkerrechtlichen Gesetzent-
wurf zu haben, der anwendbar ist, der praktikabel ist, 
der finanzierbar ist und der auch im Interesse a ller 
zum Erfolg führt. 

Ich glaube, im nachhinein können wir alle einver-
nehmlich sagen, daß es richtig war, hier überhaupt 
nicht zu pokern, aber zu sehen, wo die Interessen 
liegen, und vor allem die Solidarität mit den Indu-
striestaaten — ich habe sie genannt — nicht aufzuge-
ben, sondern in dieser Solidarität mit der EU, mit den 
Vereinigten Staaten, mit Rußland, mit Japan — um 
einige nochmals zu nennen — die richtige Perspektive 
in Formulierungen zu finden. Das ist gelungen. Die 
Solidaritätshaltung der Bundesregierung hat sich 
bewährt. 

Meine Damen und Herren, einige Kollegen aus 
diesem Haus hatten in den letzten acht Jahren Gele-
genheit, in größeren oder kleineren Abständen die 
Verhandlungen in ihrem Auf und Ab in New York 
oder in Jamaika zu verfolgen. Wir sind ständig infor-
miert worden. Wir wußten ständig — und haben das 
auch entsprechend in den Ausschüssen und bei unse-
ren Kollegen weitergegeben —, was sich hier bei den 
mühsamen Verhandlungen tat. 

Ich möchte hier ausdrücklich der deutschen Ver-
handlungsdelegation unter dem Vorsitz von Botschaf-
ter Dr. Eitel danken, der mit den anderen Mitgliedern 
aus den anderen Ministerien — jeder hat seinen 
Beitrag geleistet — entscheidend mitgewirkt hat, daß 
wir heute nun ein Werk, ein SRÜ, vor uns haben, das 
im Grunde von allen ratifiziert werden kann und 
— wie ich vorhersage — auch von allen ratifiziert 
wird. 

Wir sind in einem festen, klaren Zeitplan. Heute 
haben wir die erste Lesung und Ende des Monats die 
dritte Lesung durch den Bundestag. Dazwischen 
haben wir die Beratungen im Ausschuß. Ende Juli, 
meine Damen und Herren, ist dann die Generalver-
sammlung in New York, wo die Vollversammlung die 
Gelegenheit hat, das Verhandlungsergebnis über den 
Abschnitt XI zu ratifizieren. 

Wenn wider Erwarten— ich gehe davon nicht aus — 
die  Generalversammlung nein sagen sollte, besteht 
immer noch die Möglichkeit — auch unter Einbindung 
des Bundesrates; das wäre in diesem Fall keine 
Blockade —, so zu verfahren, daß man eben Schlim-
meres verhüten kann. Es könnte dann mit Zustim-
mung des Bundesrates im September zu einer 
abschließenden Lesung kommen. So könnte man 
dabeisein, wenn dieses wichtige Völkerrechtswerk in 
Kraft tritt. 

Meine Damen und Herren, wir gehen guten Mutes 
jetzt in die Ausschußberatungen. Wir sind überein-
stimmend der Auffassung, daß mit diesem Gesetzes-
werk der Vereinten Nationen ein Werk vorgelegt 
wird, das dem Frieden dienen kann, das den Interes-
sen unseres Landes dient und das schließlich auch 
hilfreich ist bei unseren Bemühungen, zumindest 
einen wenn auch nicht ständigen Sitz im Weltsicher-
heitsrat der Vereinten Nationen zu bekommen. Bei 
Abwägung von allem, was hier aktuell und zu beraten 
ist, sind wir auf dem richtigen Weg. 
Meine Damen und Herren, ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Kollege Dietmar 
Schütz, Sie haben jetzt das Wort. 

Dietmar Schütz (SPD): Herr Präsident! Meine Kol-
leginnen und Kollegen! Wir begrüßen, daß die Bun-
desregierung nach langem Zögern jetzt das Vertrags-
gesetz zum Seerechtsübereinkommen vom 10. De-
zember 1982 vorgelegt hat und damit das Beitrittsver-
fahren einleitet. Die Bundesrepublik Deutschland tritt 
damit dieser ersten umfassenden Rechtsordnung für 
den Meeresraum bei, und das ist gut so. 
Wie bei wenigen anderen internationalen Überein-

kommen sind die Verhandlungen über das Seerecht 
von Anfang an  und über die Jahre hinaus vom 
Parlament sehr eng begleitet worden. Unser Kollege 
Klaus Harries hat gerade darauf hingewiesen. Das 
macht den Stellenwert, den viele Kollegen dem inter-
nationalen Seerecht eingeräumt haben, deutlich. 

Ich will  hier vor allem meinen schon vor vier Jahren 
aus dem Parlament ausgeschiedenen Kollegen Horst 
Grunenberg nennen, der sich große Verdienste um 
die parlamentarische Diskussion des Seerechts erwor-
ben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es hat bei der Beratung des Seerechtsübereinkom-
mens stets ein großes Maß an  Übereinstimmung 
zwischen den Parlamentariern der CDU/CSU, der 
F.D.P. und auch meiner Partei gegeben, und das war 
und ist ebenfalls gut. Es spricht vieles dafür, daß über 
wichtige außenpolitische Vertragswerke ein grund-
sätzliches Einvernehmen herrscht. 

(Beifall des Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.]) 

Daß es bei allem Einvernehmen aber auch Differen-
zen gab, ist unschwer an  der Tatsache abzulesen 
— darauf wurde gerade hingewiesen —, daß die 
SPD-Fraktion über beinahe zwölf Jahre hinweg ver-
geblich gefordert hatte, dem Seerechtsübereinkom-
men schon früher beizutreten. Diese Tatsache ist es 
wert, auch heute und an dieser Stelle noch einmal 
erwähnt zu werden. 
Die Bundesregierung hatte sich dafür entschieden, 

das Seerechtsübereinkommen nicht zu unterzeich-
nen, da sie die Tiefseebergbauregelungen nicht mit 
ihren ordnungs- und wi rtschaftspolitischen Vorstel-
lungen als übereinstimmend ansah und auch unange-
messene finanzielle Belastungen befürchtet hatte. Die 
Bundesregierung hatte dennoch auch in der Folgezeit 
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wiederholt ihr Interesse am Inkrafttreten des SRÜ 
bekundet, dessen Inhalte, mit Ausnahme der Tiefsee-
bergbauregelungen, durchweg von ihr unterstützt 
wurden. 

Ein besonderes deutsches Interesse lag dabei natür-
lich in der Tatsache, daß Hamburg als Sitz des 
zukünftigen Internationalen Seegerichtshofes vorge-
sehen ist, vorausgesetzt, die Bundesrepublik ist zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des SRÜ diesem beigetre-
ten. 

Entscheidendes Argument für die Nichtzeichnung 
des SRÜ — Klaus Harries hat darauf hingewiesen  — 
war  das Kapitel XI mit den Regelungen zum Tiefsee-
bergbau. Diese Problematik ließ Regierung und auch 
die Koalitionsparteien von einer Zeichnung Abstand 
nehmen. 

Die SPD trat stets für eine nüchterne Abwägung des 
Gewichts der strittigen Fragen des Teils XI mit der 
Bedeutung der übrigen, allgemein akzeptierten und 
zum Teil bereits heute in der Praxis angewandten 
Teile des SRÜ ein. Im Kern ging es bei den problema-
tischen Fragen des Kapitels XI um die Bestimmungen 
zum Transfer von Tiefseebergbautechnologien an 

 Entwicklungsländer sowie die Finanzierung, Kompe-
tenzen und Zusammensetzung der für die Fragen des 
Tiefseebergbaus zuständigen Meeresbodenbehörde. 

Zu den überparteilich positiv wahrgenommenen 
Regelungen gehörten die Bestimmungen, die das 
traditionelle Seevölkerrecht beinhalten bzw. weiter-
entwickeln — die Regelungen zum Küstenmeer, zu 
den Meerengen, zur Hohen See, zur Schiffahrt und 
zum Überflug —, sowie Neuregelungen wie z. B. die 
Einrichtung der 200-Seemeilen-Zone, die wissen-
schaftliche Meeresforschung, der Meeresumwelt-
schutz usw. Diese Regelungen bedeuten unstrittig 
erhebliche Fortschritte im Bereich der Verrechtli-
chung der internationalen Beziehungen und können 
einen wichtigen Beitrag zum weltweiten Interessen-
ausgleich leisten und so eine konfliktfreiere Nutzung 
und die Erhaltung der Meeresumwelt sichern. 

Aus diesen Überlegungen heraus ergab sich für uns 
Sozialdemokraten bei der Abwägung der positiven 
und der weniger gelungenen Regelungen des SRÜ in 
Kapitel XI eine andere Prioritätenfolge. Der Tiefsee-
bergbau erschien uns stets als ein mehr nachgeordne-
tes Problem, weil seine Realisierung erst sehr spät 
erkennbar ist und unter Umweltgesichtspunkten nur 
in begrenztem Umfang gestattet sein kann und auch, 
wie ich schätze, sein wird. Die Landproduktion an 
Mineralien wird noch sehr lange keine Konkurrenz 
aus dem Tiefseebergbau erhalten. Ich sehe im Augen-
blick noch gar nicht, wie das weitergehen soll. 

Wir sahen und sehen daher die übrigen Teile des 
SRÜ als weitaus bedeutender an und haben stets mit 
einiger Sorge die dilatorische Politik der Bundesrepu-
blik und anderer Industrienationen verfolgt. 

Zu den von uns nicht voll geteilten inhaltlichen 
Bedenken der Bundesregierung kam die von uns 
allerdings wohlverstandene Haltung hinzu, dem SRÜ 
so lange nicht beizutreten, wie auch die westeuropäi-
schen Industrieländer und vor allem die USA sich 
zurückhielten. Dieser Gleichklang der Interessen der 

Industrienationen mußte aber immer mit dem beson-
deren nationalen Interesse an der Einrichtung des 
Seegerichtshofes abgewogen werden. 

Unsere Position dazu war klar: Solange es zeitlich 
möglich war, im Konvoi zu bleiben, sollten wir mitfah-
ren. Es hätte allerdings einen Zeitpunkt geben kön-
nen, wo wir wegen des sich schließenden Korridors 
nicht länger hätten warten dürfen, weil auf Grund des 
Inkrafttretens des SRÜ der Zwang eintrat, Mitglied-
staat zu werden, um den Seegerichtshof zu behal-
ten. 

Zum Glück — Klaus Harries hat schon darauf 
hingewiesen — ist die Entwicklung so verlaufen, daß 
die Bundesrepublik den Konvoi nicht verlassen mußte 
und gleichwohl eine befriedigende Lösung in Kapi-
tel XI erreicht wurde. Wir begrüßen das und finden 
das gut. 

Mittlerweile haben die weltpolitischen und wirt-
schaftlichen Veränderungen sowie die vom UN-
Generalsekretär angeregten internationalen Ge-
sprächs- und Verhandlungsrunden zum SRÜ in den 
strittigen Fragen des Tiefseebergbaus einer weitrei-
chenden internationalen Akzeptanz des SRÜ den Weg 
geebnet. Entscheidend für den Durchbruch bei den 
Verhandlungen war die neue, konstruktive Haltung 
der Clinton-Adminis tration, die sich, wie ich finde, 
deutlich von der Politik der Enthaltsamkeit der Rea-
gan- und Bush-Administration unterschied. 

Wir begrüßen den erfolgreichen Abschluß der seit 
1990 vom UN-Generalsekretär durchgeführten Kon-
sultationen zur Lösung der Tiefseebergbauproblema-
tik. Der aus dem sogenannten „Boat Paper" hervor-
gegangene Entwurf eines Übereinkommens zur 
Durchführung des Teiles XI des Seerechtsüberein-
kommens wird der UN-Generalversammlung am 
29. Juli 1994 — darauf wurde hingewiesen — zur 
Verabschiedung vorgelegt werden. Wir hoffen, daß er 
auch verabschiedet wird. 

Daß wir nun über diese Regierungsvorlage sprechen 
können, freut mich um so mehr, als wir bereits im 
Dezember letzten Jahres mit einem eigenen Antrag 
die Bundesregierung zur Einleitung des Beitrittver-
fahrens aufgefordert haben. 

Angesichts der weitreichenden Entschärfung der 
strittigen Fragen wäre der Verlust des Seegerichtshofs 
allerdings eine politische Blamage ersten Ranges 
gewesen. Man kann darüber spekulieren, ob es ein-
getreten wäre oder nicht. 

Im Hinblick darauf, daß das Seerechtsübereinkom-
men der Vereinten Nationen jetzt endlich von breiter 
Akzeptanz getragen in Kraft treten kann, möchte ich 
zwei Aspekte besonders hervorheben, die uns hier 
sehr interessieren: den Umweltschutz und den Inter-
nationalen Seegerichtshof. 

Der Umweltschutzteil des SRÜ leistet einen wesent-
lichen Beitrag zur Internationalisierung und wirkli-
chen Globalisierung des Umweltschutzes. Der Schutz 
der Ozeane ist ein globales Anliegen, das in enger 
Wechselbeziehung zu dem zweiten großen internatio-
nalen Auftrag, dem Klimaschutz, steht. Die Welt-
meere sind Klimapuffer ersten Ranges und verschaf-
fen uns einen vielleicht letzten Aufschub zur Korrek- 
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tur unserer klimabedrohenden, umweltvernichten-
den Wirtschaftsweise. Ihre Bedeutung für die Ernäh-
rung einer ungebremst wachsenden Weltbevölke-
rung nimmt ständig zu. In ihrer Funktion als Trans-
portwege sind sie unersetzbar. 
Mit dem SRÜ wurde zum erstenmal — gut zehn 

Jahre vor dem Rio-Gipfel — ein umfassendes Ver-
tragswerk geschaffen, das gerade auch zu diesem Teil 
ausführlich Stellung nimmt und versucht, den 
Umweltteil der Ozeane mit abzusichern. Ich finde, die 
Verhandlungen zum Seerecht zeigen, wie man die 
Umweltbemühungen konkret in internationale For-
men gießen kann. Vielleicht mündet auch die Rio

-

Verhandlung in ein solches Vertragswerk. Ich würde 
das begrüßen. 

(Beifall des Abg. Klaus Harries [CDU/ 
CSU]) 

Genauso wichtig ist es, daß wir es schaffen, den 
Internationalen Seegerichtshof nach Hamburg zu 
bekommen. Wir werden damit das erste Mal auf 
deutschem Boden eine derartige Institution haben 
und kommen damit — man kann es nicht deutlich 
genug betonen — endlich auch zu einer Konstruktion 
des Völkerrechts, das sich dem f riedlichen Ausgleich 
gerade im Bereich der Ozeane widmet. Die beiden 
von mir zuletzt angesprochenen Aspekte legen es uns 
nahe, hier nachhaltig zuzustimmen. Die SPD begrüßt 
deshalb das vorgelegte Vertragsgesetz und wird ihm 
zustimmen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
jetzt unser Kollege Manfred Richter. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (F.D.P.): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Am 16. November 
dieses Jahres, ein Jahr nach der 60. Ratifikation, tritt 
das VN-Seerechtsübereinkommen in Kraft. Mit dem 
vorliegenden Vertragsgesetz zum Seerechtsüberein-
kommen schaffen wir die Voraussetzungen dafür, 
daß, wie in der Konvention vorgesehen, die Bundes-
republik Deutschland Sitz des neu zu schaffenden 
Internationalen Seegerichtshofs wird. In der Freien 
und Hansestadt Hamburg wird damit die erste UNO-
Institution, die in Deutschland angesiedelt wird, ihren 
Sitz bekommen. 
Über viele Jahre ist streitig über den Wert oder 

Unwert des Seerechtsübereinkommens verhandelt 
worden. Dabei bezog sich die Kritik auf einen einzi-
gen Teil, der allerdings von großer Wichtigkeit ist. Der 
Teil XI des Seerechtsübereinkommens, der den Tief-
seebergbau betrifft, war unter allen Industrienationen 
kritisiert worden. Es war dieser Teil XI, der dazu 
geführt hat, daß bis zum heutigen Tage, wenn man 
einmal Island mit seiner besonderen Interessenlage 
ausnimmt, keine Industrieländer dem Abkommen 
beigetreten sind. 
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen hat es 

auf sich genommen, in schwierigen informellen Kon-
sultationen eine Übereinkunft zu erreichen, die allge-
mein akzeptierbar ist. Die schwerwiegenden ord-
nungspolitischen Bedenken der Industrieländer 

konnten so ausgeräumt werden. Damit ist der Weg 
frei, endlich zu einem Seerechtsübereinkommen zu 
gelangen, das allgemein akzeptiert wird. 
Bei der kontroversen Diskussion über Teil XI ist 

über einen langen Zeitraum die Tatsache in den 
Hintergrund geraten, daß die übrigen Teile des See-
rechtsübereinkommens von großem Nutzen gerade 
für einen Staat wie die Bundesrepublik Deutschl and 
sind. Wir sind nun einmal ein Staat mit einer relativ 
kurzen Küste, haben aber, auch auf Grund unserer 
spezifischen Außenwirtschaftsaktivitäten, erhebliche 
maritime Interessen, die wir nicht über eine soge-
nannte Kanonenbootdiplomatie durchsetzen können 
und wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Klaus 
Harries [CDU/CSU]) 

Die Seerechtskonvention hat weitreichende Bedeu-
tung für die Freiheit der Schiffahrt und für den Schutz 
der Meeresumwelt. Einen entscheidenden Beitrag 
wird hierzu die Einrichtung des Internationalen See-
gerichtshofs bieten, der neben dem Internationalen 
Gerichtshof in Den Haag verbindliche Streitentschei-
dungen treffen kann. Die Küstenstaaten erhalten 
Schutzrechte. Sie dürfen aber die f riedliche Durch-
fahrt durch das Küstenmeer nicht behindern. Passage

-

rechte in Archipelen werden normiert, ebenso Rechte 
und Pflichten anderer Staaten in einer ausländischen 
Wirtschaftszone, die sich nicht weiter als 200 Seemei-
len von den Basislinien erstrecken darf. Nicht zuletzt 
wird die internationale Zusammenarbeit bei der wis-
senschaftlichen Meeresforschung gefördert. 
Was lange währt, wird endlich gut, möchte man am 

Schluß dieser mühsamen Beratungen sagen. Die Bun-
desrepublik hat jedenfalls in den Konsultationsrun-
den, aber auch vorher über viele Jahre bei den 
Tagungen der Vorbereitungskommission einen kon-
struktiven Beitrag dazu geleistet, daß wir heute ein 
Ergebnis vorweisen können, das auch unserem 
Anspruch als marktwirtschaftlich orientiertem Staat 
mit maritimen Interessen gerecht wird. 
Ich glaube, es ist die richtige Stunde, jetzt auch 

einmal Dank zu sagen an die beteiligten Ministe rial-
beamten, deren wertvolle, engagierte und geduldige 
Arbeit manches vorschnelle Vorurteil über Deutsch-
lands öffentlichen Dienst Lügen straft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Ich möchte auch meinen wenigen Kollegen aus 
allen Fraktionen des Hauses danken, die über viele 
Jahre manche Konferenzstunde in der Vorbereitungs-
kommission verbrachten und die sich heute mit mir 
über das erreichte Ergebnis freuen dürfen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt dem 
Herrn Staatsminister im Auswärtigen Amt, unserem 
Kollegen Helmut Schäfer, das Wort. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach 
zehn Jahren Verhandlungen von 1973 bis 1982 auf der 
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Dritten UN-Seerechtskonferenz — das ist schon aus-
geführt worden —, nach elf Jahren Sitzungen der 
Vorbereitungskommission für die im Übereinkommen 
vorgesehenen Institutionen, darunter der Inte rnatio-
nale Seegerichtshof Hamburg, und nach vier Jahren 
Konsultationen des UN-Generalsekretärs zur Lösung 
der Tiefseebergbauproblematik und nach zahlreichen 
Erörterungen der Thema tik in verschiedenen politi-
schen Gremien bedeutet der vor uns liegende Gesetz-
entwurf den deutschen Beitritt zum UN-Seerechts

-

übereinkommen und damit auch die Errichtung des 
Internationalen Seegerichtshofs in Hamburg. 

Es ist zu Recht ausgeführt worden, daß das umstrit-
tene Kapitel des Seerechtsübereinkommens, das den 
künftigen Tiefseebergbau regeln wird, geändert wer-
den konnte. Es ist, wie Sie wissen, inzwischen das 
erreicht worden, was seitens der Industrieländer lange 
kritisiert worden war, wobei insbesondere neue 
Bürokratien befürchtet worden waren, auch Abgabe

-

lasten, Abbaubeschränkungen, Behördenunterneh-
men usw. 

Nachdem das nun geschehen ist und diese wirt-
schafts- und finanzpolitischen Bedenken beiseite 
geräumt sind, aus der Sicht der Bundesregierung 
ebenso wie aus der der Industrieländer, kann nun 
nach den vierjährigen Konsultationen des UN-Gene-
ralsekretärs — das ist schon gesagt worden —, die am 
3. Juni 1994 formell für beendet erklärt wurden, der 
Text angenommen werden. 

Das Übereinkommen soll in der letzten Juliwoche 
von der UN-Generalversammlung angenommen und 
am 29. Juli  zur Zeichnung aufgelegt werden. Die 
Vorbereitung für diese Zeichnung durch die Bundes-
regierung an diesem Tag sind auf gutem Weg, auch 
die Zeichnung durch die Partnerstaaten in der EU. 
Eine große Mehrzahl von ihnen wird voraussichtlich 
auch am 29. Juli  zeichnen. Außerdem sind die Vorar-
beiten für die zügige Ratifikation bzw. den Beitritt zum 
Seerechtsübereinkommen samt Durchführungsüber-
einkommen angelaufen. Der Weg für eine universelle 
Akzeptanz des bislang umfangreichsten und bedeu-
tendsten Vertragswerks der Vereinten Nationen ist 
damit frei. 

Ich möchte hier nochmals die drei Aspekte heraus-
stellen, auf die sich das deutsche Interesse an einem 
möglichst universellen Inkrafttreten des Seerechts-
übereinkommens gründet: Erstens. Als umfassende 
Ordnung für den Meeresraum, d. h. für über zwei 
Drittel der Erdoberfläche, schafft das Seerechtsüber-
einkommen eine solide Grundlage für weltweiten 
friedlichen Interessenausgleich bei den verschiede-
nen Meeresnutzungen, also Schiffahrt, Überflug, 
Fischerei, Meeresbergbau, Meeresforschung. Zwei-
tens. Es verbessert die rechtlichen Voraussetzungen 
für einen wirksamen Schutz der Meeresumwelt. Drit-
tens. Es begründet ein umfassendes System friedli-
cher Streitbeilegung, das in dem in Hamburg anzu-
siedelnden Internationalen Seegerichtshof gipfelt. 

Mit dem Seegerichtshof wird erstmals eine bedeu-
tende Institution der Vereinten Nationen nach 
Deutschland kommen. Man  kann Hamburg dazu 
gratulieren, daß sie in dieser bedeutenden Stadt ihren 
Platz finden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Dies unterstreicht die über das Seerecht hinausrei-
chende UN-politische Bedeutung des deutschen Bei-
tritts zum Seerechtsübereinkommen, der sich als wei-
teres posi tives Element in das deutsche UN-Engage-
ment einfügt. 

Lassen Sie mich abschließend einen Dank der 
Bundesregierung — nach dem Dank an unsere Beam-
ten — zum Ausdruck bringen, nämlich an das Parla-
ment, an die Mitglieder der Fraktionen, die in den 
letzten Jahren kontinuierlich mitgearbeitet haben, 
auch bei den Verhandlungen auf der Seerechtskonfe-
renz, bei den Arbeiten der Vorbereitungskommission 
— Herr Richter ist gerade zu einer wichtigen kabaret-
tistischen Veranstaltung gegangen, aber er verdient 
hier das Lob ganz besonders — und schließlich bei den 
Konsultationen zum Durchführungsübereinkommen. 

Ich darf zum Schluß sagen: Der Dank der Bundes-
regierung schließt auch die Anerkennung der beson-
deren Eilbedürftigkeit der parlamentarischen Be-
handlung des Beitrittsgesetzes durch Bundestag und 
Bundesrat ein. Auf diese Weise wird es möglich sein, 
das Beitrittsverfahren noch in dieser Legislatur-
periode und damit vor Inkrafttreten des Seerechts-
übereinkommens am 16. November dieses Jahres 
abzuschließen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt liegen nicht vor. Interfraktionell wird 
Überweisung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 
12/7829 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es dazu anderwei-
tige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann sind 
die Überweisungen so beschlossen. 

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 5 auf: 

— Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zum Umweltschutzproto-
koll vom 4. Oktober 1991 zum Antarktis

-

Vertrag 
— Drucksache 12/7490 — 
(Erste Beratung 228. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ausführung des Umweltschutz-
protokolls vom 4. Oktober 1991 zum Antarktis

-

Vertrag (Umweltschutzprotokoll-Ausfüh

-

rungsgesetz) 
— Drucksachen 12/7491, 12/7816 — 
(Erste Beratung 228. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7904 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Diet rich Mahlo 
Karsten D. Voigt (Fr ankfurt) 
Ulrich Irmer 
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Interfraktionell war an sich vereinbart worden, eine 
Debatte von einer halben Stunde zu führen. Nun gibt 
es aber eine Reihe von Wünschen, die Reden zu 
Protokoll zu geben.*) Aber das kann nicht jeder, weil 
nicht jeder eine vorbereitete Rede hat. Nun müssen 
wir hier Übereinstimmung herstellen. Von der SPD-
Fraktion wird zu Protokoll gegeben. Von der CDU/ 
CSU-Fraktion wird zu Protokoll gegeben. Bei der 
F.D.P.-Fraktion geht das nicht; darauf kommen wir 
gleich noch zurück. Von der Gruppe PDS/Linke Liste 
gibt es keinen Diskussionsbeitrag. Vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gibt es zu diesem Punkt auch 
keinen Diskussionsbeitrag. 

Sind Sie alle damit einverstanden, daß die beiden 
Reden von SPD und CDU/CSU und ebenso die Rede 
des Herrn Staatsministers zu Protokoll gegeben wer-
den, daß wir aber, damit wir mit dem Protokoll 
zurechtkommen, Herrn Kollegen Irmer gestatten, daß 
er ein paar Ausführungen macht? Gibt es Widerspruch 
dazu? — Nein. Bitte, Kollege Irmer. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Herr Präsident, vielen Dank. 
Damit von Anfang an  klar ist, daß das eine Kurzdar-
stellung wird, spreche ich gleich vom Platz aus. Es ist 
immer mißlich, wenn die Kollegen vorschlagen, 
Reden zu Protokoll zu geben, und man hat keine. Man 

 erscheint dann als Spielverderber. 

Ich halte jetzt die kürzeste Rede, die ich in diesem 
Hause je gehalten habe: Wir Freien Demokraten 
stimmen beiden Gesetzentwürfen mit Begeisterung 
zu. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Irmer, 
vielen Dank für diese hilfreiche Aktion; so kann ich 
das mal sagen. 

Wir bleiben zunächst bei diesem Tagesordnungs-
punkt. Wir müssen dann noch etwas korrigieren. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zum Antarktis-Vertrag — Drucksache 12/7490. 
Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
12/7904 unter Buchstabe a, den Gesetzentwurf unver-
ändert anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Stimmenthaltungen? — Bei Stimmenthaltung der 
Gruppe PDS/Linke Liste ist dieser Gesetzentwurf 
angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Um-
weltschutzprotokoll-Ausführungsgesetzes. Das sind 
die Drucksachen 12/7491 und 12/7816. Der Auswär-
tige Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 12/7904 
unter Buchstabe b Zustimmung. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Enthal-
tungen? — Bei Enthaltung der Gruppe PDS/Linke 

*) Anlage 3 

Liste ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung ange-
nommen. 
Wir kommen zur 

dritten Beratung 
und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Mit 
dem gleichen Stimmenverhältnis ist der Gesetzent-
wurf angenommen. 
Nun müssen wir noch einmal, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, auf den vorherigen Tagesordnungspunkt 
zurückkommen. Das war die Frage der Überweisung 
an die Ausschüsse. Da ist offenbar ein Fehler passiert, 
denn das Seerechtsübereinkommen sollte auch an 

 zwei weitere Ausschüsse überwiesen werden, und 
zwar sind das, Herr Kollege Dietmar Schütz, die 
beiden Ausschüsse — — 

(Dietmar Schütz [SPD]: Wirtschaftsausschuß 
und Umweltausschuß! — B rigitte Baumeister 
[CDU/CSU]: Nur der Umweltausschuß ist 

vorgesehen!) 
— Nur der Umweltausschuß ist vorgesehen. — Sind 
wir übereinstimmend der Meinung, daß auch der 
Wirtschaftsausschuß mitberatend sein soll? Das bietet 
sich eigentlich an. — Einverständnis? — Dann ist das 
so beschlossen. 

Nunmehr rufe ich den Tagesordnungspunkt 24 a 
und b auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Vera 
Wollenberger, Gerd Poppe, Werner Schulz 
(Berlin), weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Für eine Zivilisierung internationaler Bezie-
hungen — Politik nicht-militärischer Konflikt-
lösung 
— Drucksachen 12/3014, 12/7559 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Lamers 
Freimut Duve 
Dr. Olaf Feldmann 
Gerd Poppe 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Vera Wollen-
berger und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Nichtmilitärische Unterstützung der Verein-
ten Nationen 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Hans 
Modrow, Andrea Lederer, Dr. Ruth Fuchs, wei-
terer Abgeordneter und der Gurppe der PDS/ 
Linke Liste 
Reform der Vereinten Nationen 
zu dem Antrag der Abgeordneten Gerd Poppe, 
Werner Schulz (Berlin), Dr. Wolfgang Ullmann, 
Vera Wollenberger und der Gruppe BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Aufwertung und Demokratisierung der Ver-
einten Nationen 
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— Drucksachen 12/3779, 12/4568, 12/5728, 
12/...—
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Christian Ruck 
Dr. Eberhard Brecht 
Ulrich Irmer 
Dr. Hans Modrow 
Gerd Poppe 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine halbe Stunde vorgese-
hen, wobei die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
10 Minuten erhalten soll. — Ich höre und sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Poppe das Wort. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Je höher in 
letzter Zeit die Erwartungen an die UN als Instanz für 
die Lösung internationaler Probleme und Konflikte 
geschraubt wurden, um so weniger konnte sie diese 
erfüllen. Da die Vereinten Nationen nur Entscheidun-
gen treffen können, die sich am politischen Willen 
ihrer einflußreichsten Mitgliedstaaten orientieren, ist 
ihre Handlungsfähigkeit bis heute durch die Möglich-
keit der Supermächte und der anderen Staaten mit 
Veto-Recht eingeschränkt, Entscheidungen zu blok-
kieren. 

Viele Mitgliedstaaten — gerade auch die privile-
gierten — stellen ihre nationalen Interessen immer 
noch über die der Weltgemeinschaft. Die Behandlung 
von Konflikten erfolgt meist zu spät, nämlich dann, 
wenn sie unter Anwendung militärischer Gewalt offen 
ausgebrochen sind. In diesen Fällen erwecken die 
Vereinten Nationen vor der Öffentlichkeit mitunter 
den Eindruck, als wären sie vom Ausbruch der Gewalt 
völlig überrascht worden. Für die Konfliktbewälti-
gung werden dann häufig nur militärische Optionen 
in Erwägung gezogen. All das führt zu einem Mangel 
an  Akzeptanz, zur öffentlichen Abwertung der UN. 

Angesichts der brisanten Lage in vielen Teilen der 
Welt, von nationalen Konflikten, der Unterdrückung 
von Minderheiten und von schwersten Menschen-
rechtsverletzungen ist aber das Gegenteil nötig. Eine 
national orientierte Politik ist immer weniger zur 
Lösung dieser Art von Problemen geeignet. Nur 
Systeme kollektiver Sicherheit sind in der Lage, 
Konflikte zu behandeln, die durch die Nationalstaaten 
nicht mehr beherrschbar sind. Erforderlich ist also die 
Aufwertung der Vereinten Nationen auf der Grund-
lage einer umfassenden Reform. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsparteien 
sehen bis heute die Reform der UN vor allem unter 
einem Aspekt: Ihr Interesse besteht an einer von ihnen 
so genannten Normalisierung der politischen und 
rechtlichen Stellung des vereinten Deutschlands. Dar-
aus wird der Anspruch an die UN abgeleitet, in den 
Kreis der privilegierten Staaten aufgenommen zu 
werden, der bisher in erster Linie aus den Siegermäch-
ten des Zweiten Weltkrieges bestand. Die gegenwär-
tige Struktur der UN soll dagegen kaum angetastet 
werden. 

Das halten wir für den falschen Weg. Dabei unter-
stelle ich, daß zwischen uns Einigkeit in dem Punkt 
besteht, daß eine Stärkung der UN zur Lösung der 
heutigen Probleme alternativlos ist und daß diese 
Stärkung erst nach dem Ende der Ost-West-Konfron-
tation möglich geworden ist. 

Dazu ist aber nicht eine Fortschreibung überholter 
Strukturen, sondern ihre Überwindung notwendig. 
Die Akzeptanz der UN durch ihre Mitgliedstaaten und 
die Wirksamkeit ihrer Mittel müssen erhöht werden. 
Dazu aber bedarf es einer Demokratisierung der UN, 
insbesondere der Demokratisierung des Sicherheits-
rates. Statt für Deutschland das gleiche Recht zu 
verlangen wie für Frankreich oder Großbritannien, 
sollte sich die Bundesrepublik für eine Einigung 
innerhalb der Europäischen Union über ein Verfahren 
zur gemeinsamen Vertretung im Sicherheitsrat ein-
setzen. 

Wer im Rahmen der Europäischen Union eine 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik vertrag-
lich vereinbart hat, sollte nicht seinen eigenen 
Anspruch auf der Ebene der UN Lügen strafen. Mit 
einer solchen Initiative, gedeckt durch das politische 
und ökonomische Gewicht der Bundesrepublik, wäre 
einer zeitgemäßen Sicht auf die UN jedenfalls ange-
messen Ausdruck zu verleihen; Deutschland könnte 
so eine Vorreiterrolle für die Demokratisierung der 
UN einnehmen. Gerade weil Deutschlands Haltung 
von so großem Gewicht ist, droht andernfalls das bloße 
Beharren auf einem ständigen Platz im Sicherheitsrat 
zum Zeichen für eine verpaßte Chance zu werden. 

Eine Schlüsselstellung kommt in diesem Zusam-
menhang der Konfliktvermeidung, -schlichtung und 
-bewältigung zu, wozu kürzlich eine sehr aufschluß-
reiche Anhörung des Auswärtigen Ausschusses statt-
gefunden hat. Der traditionelle Zugang — das äußert 
sich auch in der Praxis der UN — verengt diesen 
Problemkreis allzuoft auf militärische Konflikte und 
auf gelegentliche Versuche zu deren gewaltsamer 
Beendigung. Es geht deshalb um einen anderen 
Ansatz, um eine grundsätzliche Wende im Umgang 
mit Krisen und Krisenherden. 

Zur Behandlung der Wurzeln statt der Symptome 
von Krisen gehört nicht zuletzt das Teilen des Reich-
tums. Nicht zufällig hat einer der Sachverständigen 
bei der erwähnten Anhörung in diesem Zusammen-
hang den Begriff der „Mini-Marshallpläne" verwen-
det, die für Krisenregionen wie in Afrika aufgestellt 
und realisiert werden sollten. 

Instrumente wie dieses wären einzuordnen in das 
Konzept einer Hilfe zur eigenständigen ökonomisch 
und ökologisch orientierten Entwicklung des Sü-
dens. Eine dafür geeignete Ins titution im Rahmen der 
UN wäre der Wirtschafts- und Sozialrat ECOSOC, 
dessen jetzige Verfaßtheit und Stellung dafür aller-
dings nicht genügen. Auch sie sind Ausdruck der 
traditionellen Prioritäten innerhalb der UN. Der ECO

-

SOC müßte ebenfalls demokratisiert und vor allem 
aufgewertet werden. Seine Aufgabe und die seiner 
Entwicklungs- und Umweltprogramme sind nicht 
weniger wichtig als die des Sicherheitsrates, und 
entsprechend sollte seine Einordnung in die Struktur 
der Vereinten Nationen gestaltet werden. 

(Beifall bei der SPD) 
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Gewaltfreie Konfliktbehandlung ist nach Meinung 
von Experten — wie dies auch in der Ausschußanhö-
rung deutlich wurde — nicht in erster Linie eine Frage 
der finanziellen oder technischen Möglichkeiten, son-
dern eine des politischen Willens. Solange allerdings 
— zugegebenermaßen nicht nur in Deutschland — 
nationale Interessen und deren kurzsichtige Ausle-
gung das Verhältnis dazu bestimmen, wird dem 
Problem nicht beizukommen sein. 

Es geht vielmehr um die Einsicht, daß wichtiger als 
die Vorbereitung auf eventuelle Kriege deren Ver-
meidung durch die Bekämpfung ihrer möglichen 
Ursachen ist. Ursachenerkennung, dafür zu installie-
rende Informationsmechanismen und gerade auch auf 
sich anbahnende ökonomische und ökologische Kri-
sen gerichtete Frühwarnsysteme sind bei den UN 
selbst und hierzulande im Bereich von Auswärtigem 
Amt und Ministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit dafür notwendig. 

Nichtregierungsorganisationen müssen mit ihren 
Kompetenzen und Erfahrungen dafür hinzugezogen 
werden. Auf Grund ihrer Strukturen und Kenntnisse 
vor Ort haben sie oft andere und bessere Möglichkei-
ten als die offiziellen Institutionen. Ich möchte das 
betonen, weil immer noch viele Institutionen zur 
Geringschätzung oder gar Ablehnung der Nichtregie-
rungsorganisationen neigen. 

Entscheidend — diese Auffassung vertraten die 
Sachverständigen in der genannten Anhörung über-
einstimmend — ist nicht der Mangel an Information 
über die Konfliktpotentiale. Fast immer sind sie lange 
vor dem Ausbruch gewaltsamer Auseinandersetzun-
gen erkannt worden. Entscheidend ist die schnelle 
Umsetzung in koordiniertes politisches Handeln der 
Völkergemeinschaft. Dies muß vor allem durch die 
Reform der UN ermöglicht werden. 

Eine Reihe von Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen wie Aus tralien, Kanada oder die skandina-
vischen Länder entwickelten bereits vorbildliche 
Initiativen zur Bewältigung der Ursachen gewalt-
trächtiger Konflikte. Eine bedeutende Rolle spielt 
dabei die präventive Diplomatie. Gerade so wichtige 
Staaten wie Japan und Deutschland könnten zur 
Stärkung dieser A rt  von Krisenmanagement wesent-
lich beitragen. So wäre es möglich, Alternativen 
gegenüber den oftmals noch heute nach nationalen 
Interessen handelnden traditionellen UN-Großmäch-
ten zu entwickeln. 

Konfliktbewältigung im weitesten Sinne ist eine der 
Hauptaufgaben der Vereinten Nationen. Sie müssen 
sich auf die Konfliktvermeidung, die frühzeitige 
Erkennung und Eindämmung von Krisen und ihre 
Beilegung, die auch mit Sanktionen verbunden sein 
kann, konzentrieren. Nicht zuletzt gehört dazu die 
Unterstützung bei der Herstellung von stabilen f ried-
lichen Verhältnissen in den betroffenen Staaten, wie 
sie z. B. im Moment mit Erfolg von UNOSAL in El 
Salvador praktiziert wird. 

Deshalb bleibt die Diskussion über eine deutsche 
Beteiligung an friedenserhaltenden Maßnahmen oder 
gar an friedensschaffenden Maßnahmen so lange 
nicht konstruktiv, wie sie auf militärische Einsätze 
reduziert wird. Wir lehnen Vorstellungen über Out-
of-area-Einsätze der NATO unter deutscher Beteili

-

gung, wie sie im Gespräch sind, ab. Wir meinen, es 
muß vor allem um die Ausbildung und Zurverfü-
gungstellung ziviler Kontingente für die Konfliktbe-
wältigung im Rahmen der UN gehen. 
Blauhelme, die ausschließlich für friedenserhal-

tende Aufgaben gedacht sind, halten wir für möglich. 
Aber man kann Frieden nur dort erhalten, wo noch 
nicht oder wo nicht mehr geschossen wird. Deshalb 
müssen die der UNO unterstellten Blauhelm-Kontin-
gente entsprechend in der UNO-Charta definiert 
werden, was bisher nicht der Fall ist. Auch dies ist eine 
Forderung aus unserem Antrag. Solange diese Forde-
rung nicht realisiert ist, muß Deutschland selber eine 
entsprechende Definition in sein Grundgesetz auf-
nehmen; denn erst diese Voraussetzung ermöglicht 
einen fallweise zu entscheidenden Einsatz deutscher 
Blauhelme. 
Demgegenüber ist die phantasielose Vorstellung, 

deutsche Interessen seien im Zweifelsfall militärisch 
und unabhängig von den Vereinten Nationen durch-
setzbar, nicht nur gefährlich. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Wer vertritt denn so 
was, Herr Poppe?) 

— Die Auffassung, daß man eine solche Regelung, wie 
sie mit den Blauhelmen der Vereinten Nationen 
möglich ist, auch auf den Bereich der NATO ausdeh-
nen kann, tendiert genau in diese Richtung. — Sie 
führt vielmehr zu einer Wiederauflage des Gedankens 
von einem deutschen Sonderweg. Wir halten diese 
Diskussion, soweit sie außerhalb des Bereichs der 
Vereinten Nationen geführt wird, für kontraproduktiv 
im Sinne einer international zu legitimierenden Form 
des Umgangs mit den Krisen in dieser Welt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kollege Dr. Chri-
stian Ruck. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die vorliegenden Anträge 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS zur Politik 
der Vereinten Nationen geben uns noch einmal Gele-
genheit, die unterschiedlichen Standpunkte heraus-
zustreichen. 

Mit großer, zum Teil überwältigender Mehrheit hat 
der Deutsche Bundestag im Herbst des vergangenen 
Jahres zwei Anträge der Koalitionsfraktionen zur 
Reform der Vereinten Nationen und der zukünftigen 
deutschen Rolle im UN-System verabschiedet. Herr 
Poppe, ich möchte dabei in Erinnerung rufen, was 
auch der UNO-Generalsekretär Boutros-Ghali aus-
drücklich anerkannt hat, nämlich daß im Mittelpunkt 
auch unserer Anträge nicht etwa die Out-of-area-
Einsätze stehen, sondern Vorstellungen zur Verbesse-
rung der nichtmilitärischen Aktionsbereiche der Ver-
einten Nationen, insbesondere die bessere Durchset-
zung der Menschenrechte, eine bessere Konfliktfrüh-
erkennung, eine effizientere globale Umweltpolitik 
und eine schlagkräftige internationale Entwicklungs-
politik. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
Ich hoffe, Herr Poppe, Sie haben unsere Anträge 

genauso gelesen wie wir die Ihren. Eine klare Absage 
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erteilen wir noch einmal auch Ihrer Forderung und 
der der anderen vorliegenden Anträge nach einer 
Rundum-Demokratisierung der Vereinten Nationen 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt. Denn zur Zeit kann ich 
einfach nicht beides haben — wir haben das im 
außenpolitischen Ausschuß heute noch einmal disku-
tiert —: eine höhere Effizienz der Vereinten Nationen 
und das Prinzip „Ein Land, eine Stimme" . Schon jetzt 
dauern die Abstimmungsprozesse bei den Vereinten 
Nationen und bei all ihren Gremien doch viel zu lange 
— Sie haben das ja auch selber gesagt —, um im 
Notfall oder zur Verhinderung eines Notfalls erfolg-
reich eingreifen zu können. 

Eine Demokratisierung der Vereinten Nationen an 
Haupt und Gliedern würde die Weltorganisation end-
gültig lahmlegen. Sie würde sogar zu höchst undemo-
kratischen Zuständen führen, wenn nämlich alle 
Mobutus, Bokassas und Pol Pots dann die gleichen 
Rechte erhielten wie die Vertreter demokratisch 
gewählter Regierungen, wobei letztere dann schnell 
in eine Minderheitenposition der Demokraten kämen 
und sich das nicht lange gefallen ließen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Letztendlich wäre dann das Ende der Vereinten 
Nationen eingeläutet. 

Ich plädiere statt dessen — auch das steht ja in den 
Anträgen — für eine vorsichtige Öffnung des Sicher-
heitsrates, auch für einige Entwicklungsländer, und 
zwar ausgewählt von den Entwicklungslände rn 

 selbst. Zu den näheren Umständen, etwa einer Modi-
fizierung des Vetorechts, haben wir ebenfalls kon-
krete Vorstellungen ausgesprochen. 

Was für die Vereinten Nationen im eigentlichen 
Sinne gilt, trifft auch auf die in den Anträgen erwähnte 
Weltbank zu: Kritik an ihr ist berechtigt, und wir 
müssen ihr strenger — auch als drittgrößter Beitrags-
zahler — auf die Finger sehen. Vor allem geht es nicht 
an, daß wir etwa die Umwelt- und Entwicklungspolitik 
der Vereinten Nationen zu straffen und zu koordinie-
ren suchen, wenn die in wesentlichen Teilen effizien-
tere Weltbank konzeptionell in eine ganz andere 
Richtung marschiert. Dennoch gilt auch hier: Die von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geforderte Demokrati-
sierung wäre schnell das Ende einer Einrichtung, die 
wir trotz aller Mängel dringend brauchen. 

Das Ende des Ost-West-Konflikts hat die UNO 
überraschenderweise in eine schwere Krise gestürzt. 
Nach jahrzehntelangem Alibidasein hat sie nun plötz-
lich wieder eine echte Existenzberechtigung, aber 
keine entsprechende Ausstattung, und zwar weder 
finanziell noch administrativ oder politisch, bekom-
men. Die Euphorie, mit der die Welt jetzt all ihre 
Konflikte via UNO rasch lösen zu können glaubte, ist 
verflogen. Aber es wäre falsch, nun in Resignation zu 
verfallen. Dazu besteht nämlich ebensowenig An-
laß. 

Boutros-Ghali hat erste Erfolge bei der Straffung 
seiner Verwaltung. Die konzeptionelle und program-
matische Arbeit der Vereinten Nationen hinterläßt 
unverkennbare Spuren — ich nenne die Agenda für 
den Frieden, den Umweltgipfel in Rio —; Fortschritte 
gibt es auch bei der Verzahnung internationaler 
Institutionen, und zwar z. B. durch die globale 

Umweltfazilität, oder bei der Einrichtung neuer inter-
nationaler Gerichtshöfe. Der Druck auf reformunwil-
lige Nationalregierungen — das ist zumindest meine 
Meinung — steigt von innen und von außen, und 
Widerstand dagegen erscheint mir immer öfter eher 
hinhaltender als grundsätzlicher Natur zu sein. 

Schließlich besteht die neue UNO-Bilanz ja auch 
nicht nur aus Katastrophen wie in Ex-Jugoslawien 
oder in Ruanda, sondern auch aus den Erfolgen, Herr 
Poppe, in El Salvador, in Kambodscha und bisher in 
Mazedonien, und oft lagen Mißerfolg und Erfolg, wie 
in Somalia, dicht beieinander. 

Wichtig ist, glaube ich, daß wir uns an dem Aufhol-
prozeß an  Lehrstunden, den die Weltgemeinschaft 
durchleidet, aktiv beteiligen. Sehr aufschlußreich 
dazu war in der Tat die öffentliche Anhörung über 
Möglichkeiten und Grenzen nichtmilitärischer Kon-
fliktlösungen vor einigen Wochen im Wasserwerk. Die 
vielen nützlichen und vertiefenden Anregungen 
geben genügend Stoff für neue Initiativen des Bun-
destages auch in der nächsten Legislaturperiode. 

Einen wichtigen Punkt, der dort ganz deutlich zur 
Sprache gekommen ist, möchte ich hier herausgrei-
fen. Diesen Punkt haben Sie, Herr Poppe, unter den 
Tisch fallen lassen, weil dieser für ihre Haltung 
natürlich unbequem ist. Die Mehrheit der Sachver-
ständigen war nämlich der Überzeugung, daß nicht-
militärische, vorbeugende Politik gegenüber ent-
schlossenen Aggressoren nur dann greift, wenn die 
Völkergemeinschaft auch mit einer glaubwürdigen 
Abschreckung und Bestrafung, notfalls mit militäri-
schen Mitteln, drohen kann, wenn politische Verbre-
cher mit einem notfalls nahtlosen Übergang von 
Kapitel VI zu Kapitel VII der UNO-Charta rechnen 
müssen. 

Nach meiner Überzeugung sind die Katastrophen 
im ehemaligen Jugoslawien und in Ruanda auch und 
vor allem dieser mangelnden Abschreckung zuzu-
schreiben. Weitere solcher Katastrophen werden fol-
gen, wenn die Vereinten Nationen und wir mit ihnen 
hieraus nicht Konsequenzen ziehen. 

Deswegen möchte ich für die Koalitionsfraktionen 
nochmals bekräftigen: Das wiede rvereinigte Deutsch-
land muß bald in der Lage sein, einen Teil dieser 
Abschreckung mitzutragen, und es muß bereit sein, 
sich im Einzelfall, wenn alle Maßnahmen der friedli-
chen Streitbeilegung ausgeschöpft sind, nach einem 
Beschluß des Bundestages an UN-Maßnahmen auch 
nach Kapitel VII der UNO-Charta zu beteiligen. 

Wenn wir bereit sind, Verantwortung auch bei so 
schwierigen Entscheidungen mitzutragen, ist es nur 
konsequent, als eine der wichtigsten westlichen Indu-
strienationen mehr Einfluß auf die Beschlüsse der 
UNO — Herr Poppe, auch auf das Ob und Wie von 
friedensschaffenden Einsätzen — zu gewinnen. Von 
einer Privilegierung zu sprechen, wie Sie es tun, ist 
meiner Ansicht nach der falsche Ausdruck für unser 
Streben nach mehr Verantwortung dort, wo es auch 
weh tut. 

Wir im Westen haben mehr als 40 Jahre unter dem 
Schutz von Verbündeten gelebt, und wir haben gut 
dabei gelebt. Diese Verbündeten verlangen — meiner 
Ansicht nach auch zu Recht —, daß wir nun unseren 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 	20255 

Dr. Christian Ruck 
Teil zur Friedensbewältigung, Friedenssicherung und 
Friedensschaffung, unter Umständen auch in anderen 
Teilen der Welt, beitragen. Deswegen ist und bleibt es 
auch in Zukunft fester Bestandteil unserer UN-Politik, 
daß wir bei einer Erweiterung des Sicherheitsrates 
einen ständigen Sitz dort anstreben, wenn ein 
gemeinsamer europäischer Sitz nicht durchsetzbar 
ist. 
Ich greife noch einmal das auf, Herr Poppe, was Sie 

uns unterschwellig vorgeworfen haben. Ich erinnere 
daran, daß ein europäischer Sitz für uns erste Option 
ist, daß uns das wichtig ist und ausdrücklich in unseren 
Anträgen steht. Nur ist die Freude — auch bei unseren 
westlichen Verbündeten, die einen Sitz im Sicher-
heitsrat haben — darüber, diese europäische Op tion 
wahrzunehmen, sehr begrenzt. Dem haben wir Rech-
nung zu tragen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nun hat unser Kollege Dr. Eberhard Brecht 
das Wort. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Präsident! Meine 
— sehr wenigen Damen — und Herren! 

(Andrea Lederer [PDS/Linke Liste]: Das ist 
hier fast quotiert!) 

Herr Kollege Ruck hat eben schon auf die Situation, 
der wir uns nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes 
gegenübersehen, hingewiesen. Wir hatten die Hoff-
nung auf ein neues Miteinander in der Welt. Wir 
hatten die Hoffnung, unter der Ägide der Vereinten 
Nationen einer friedlicheren Epoche der Menschheit 
entgegenzugehen. Das Gegenteil ist eingetreten: Die 
Zahl der Konflikte ist sprunghaft gestiegen, und die 
internationalen Institutionen haben sich als zu 
schwach erwiesen, um ihnen wirksam entgegenzutre-
ten. Das gilt leider auch für die UNO. 
Die vorliegenden Anträge von BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN insistieren auf die besonders wich tigen 
nichtmilitärischen Instrumente der Konfliktbewälti-
gung. Über ihren Vorrang gibt es keinen Streit; der 
Kollege Ruck hat das eben ausgeführt, auch die 
Charta sieht das vor. 
Der Generalsekretär Boutros-Ghali hat in der 

„Agenda für den Frieden" neue, interessante Vor-
schläge zur Prävention durch die Vereinten Nationen 
unterbreitet. Dazu gehören der Ausbau vertrauensbil-
dender Maßnahmen, die Verstärkung der Tatsachen-
ermittlung, Verbesserung der Frühwarnung, vorbeu-
gende Einsätze von friedenserhaltenden Kontingen-
ten und schließlich die Schaffung entmilitarisierter 
Zonen. 
Was könnte noch darüber hinaus get an  werden? Ich 

denke, es empfiehlt sich, einen Verbund der verschie-
denen Institutionen zu installieren, der zur Frühwar-
nung geeignet ist. Durch die Vernetzung von UN-
Institutionen, NGOs und Regionalabmachungen 
könnte ein globales Alarmsystem zur weltweiten 
Beobachtung — „global watch" — eingerichtet wer-
den. Boutros-Ghali hat in der Agenda auch die 
Hoffnung ausgesprochen, daß es entsprechend Kapi

-

tel VIII zu einer engeren Kooperation zwischen UNO 
und Regionalorganisationen, also z. B. der KSZE, 
kommt. 

Es wäre auch sinnvoll, die regionalen UNO-Büros 
in den GUS-Ländern zu Büros für präventive Diplo-
matie und Konfliktmanagement umzuwandeln. Das 
käme der Stockholmer Initiative entgegen, die vorge-
schlagen hatte, in Schlüsselregionen ständige politi-
sche Vertretungen zu errichten. 

Schließlich — darauf ist Herr Poppe eben auch 
schon eingegangen — sollte die wich tige präventive 
Diplomatie als Form der Konfliktvorbeugung genannt 
werden. Wenn der Generalsekretär mit stiller Diplo-
matie und guten Diensten aber erfolgreicher sein soll, 
muß ihm durch die Weltgemeinschaft auch ein ausrei-
chender Handlungsspielraum eingeräumt werden. 
Leider wachen die meisten Staaten eifersüchtig dar-
über, daß der Generalsekretär nicht zu selbständig 
wird. So sind die praktischen Erfahrungen und Ergeb-
nisse der auf Grund einer deutschen Ini tiative zustan-
degekommenen Resolu tion 43/51 vom Dezember 
1988, die in diese Richtung geht, äußerst unbefriedi-
gend geblieben. 

Bei allen konstruktiven Überlegungen möchte ich 
allerdings eine einschränkende Anmerkung zum Stel-
lenwert der Konfliktvorbeugung machen. So wichtig 
und dringend nötig der Ausbau entsprechender Insti-
tutionen und Instrumente ist: Er sollte auch nicht 
überschätzt werden. Schon gar nicht geht es an, für 
präventive Maßnahmen einen Ausschließlichkeitsan-
spruch zu erheben. Natürlich kann man immer argu-
mentieren, daß nach dem gewaltsamen Ausbruch 
eines Konflikts vorbeugende Aktivitäten versäumt 
oder nicht entschieden genug angewandt worden 
sind. Dies trifft ja auch häufig zu. Jede Form interna-
tionaler Gewaltanwendung beruht auf dem Scheitern 
von Politik. Nur unterstellt diese Argumentation, daß 
präventive Maßnahmen in jedem Fall greifen, wenn 
man  sie nur rechtzeitig zur Geltung bringt. 

Dies widerspricht unseren Erfahrungen. Es gibt 
Politiker, die sich auf diplomatischem Wege nicht 
überzeugen lassen — auch nicht von dritter Seite wie 
der UNO —, weil sie glauben, mit gewaltsamen 
Mitteln schnell und wirksamer an ihre Ziele zu gelan-
gen. In vielen solcher Fälle können friedenserhal-
tende Maßnahmen doch noch einen Beitrag zur Kon-
flikteindämmung leisten. 

Damit komme ich zum Antrag der PDS. Vielleicht 
haben Sie es schon bemerkt: Die PDS polemisiert 
derzeit auf einem Plakat gegen einen Träger des 
Friedensnobelpreises, nämlich gegen die Blauhelm

-

Soldaten der UNO. Da gibt es ein Wahlplakat, das 
einen Blauhelm mit gebrochenem Gewehr abbildet. 
Das Ganze ist betitelt mit den Worten: „Die Waffen 
nieder!" Genau dies stellt die Wirklichkeit auf den 
Kopf. Die Kriegstreiber sitzen nicht am East River, 
sondern an anderen bekannten Flüssen, z. B. in 
Europa oder Afrika. Vielleicht können Sie Ihre geo-
graphischen Kenntnisse noch einmal reaktivieren. 

Blauhelm-Soldaten aus vielen Ländern der Welt 
haben in den letzten Jahrzehnten geholfen, gefährli-
che Konflikte zu begrenzen, die gegnerischen Par-
teien an  den Verhandlungstisch zu bringen, Waffen- 
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stillstände oder Wahlen zu kontrollieren, Nothilfe

-

transporte in Krisengebiete zu sichern und vieles 
andere mehr. Niemand bestreitet, daß es dabei Pan-
nen und Mißerfolge gegeben hat. Aber es ist doch 
nicht so, daß Blauhelme kampfeslustig in alle Welt 
marschieren, interventionistisch; vielmehr ist eher das 
Gegenteil der Fall: Immer wieder werden Peacekee-
per in Bosnien-Herzegowina und anderswo angegrif-
fen, und erst nach umständlichen Abstimmungspro-
zessen wird in einigen Fällen die Erlaubnis zur 
Gegenwehr erteilt. Diese Zurückhaltung können viele 
Bürgerinnen und Bürger unseres L andes nur schwer 
nachvollziehen. Ich denke aber, daß diese restriktive 
Politik der UNO ein wichtiger Bestandteil der Philo-
sophie der Friedenserhaltung ist. 
Im PDS-Antrag wird unter Punkt 5 der Anlage eine 

Verankerung der friedenserhaltenden Einsätze der 
UNO-Blauhelme im Kapitel VI der Charta eingeklagt; 
auf ihren Plakaten fordert sie gleichzeitig, daß Blau-
helme ihren Dienst ohne Waffe zu versehen hätten. — 
Anders  kann ich es nicht interpretieren. 

(Andrea Lederer [PDS/Linke Liste]: Ich 
erkläre es gleich!) 

— Sie haben natürlich gleich noch die Möglichkeit, 
das zu interpretieren. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Da sind wir aber alle 
gespannt!) 

Ich frage die PDS: Reichen der PDS nicht die ca. 900 
toten jungen Männer aus aller Welt, die zu einem 
erheblichen Teil Opfer marodierender Truppenteile 
einer der jeweiligen Konfliktparteien wurden? Will 
die PDS allen Ernstes Peacekeeper in Krisenregionen 
entsenden, ohne ihnen ein Minimum an Selbstvertei-
digungskapzität zu gewähren? 
Die PDS versteht ihre aggressive Kampagne gegen 

die Blauhelme als Anwaltschaft für den Frieden. Doch 
ich frage mich: Wer ist ihr Mandant? Die erdrückende 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
jedenfalls befürwortet Blauhelm-Aktionen der UNO 
prinzipiell, und auch in der Generalversammlung, in 
der die Länder der Dritten Welt die Mehrheit darstel-
len, würde die Attacke der PDS nur Unverständnis 
hervorrufen. Für wen und mit wem will die PDS ihre 
Friedenspolitik be treiben? Der isolationistische Kurs 
der PDS wird jedenfalls von der SPD-Bundestagsfrak-
tion abgelehnt. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit, auch 

für Ihre, Frau Lederer. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Unser nächster 
Redner ist der Kollege Ulrich Irmer. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich muß mich immer wieder wundern, 
daß es Menschen gibt, die sich die Windmühlen erst 
aufbauen müssen, gegen die sie dann zu Felde zie-
hen. 
Herr Poppe, Sie und auch Ihre Partei schaffen es 

jedesmal wieder, einen sehr eindrucksvollen Spagat 

zwischen dem Lamento über die Schlechtigkeit der 
Welt und den Traumgebilden von Lösungsansätzen 
hinzulegen, die nur funktionieren könnten, wenn die 
Welt wirklich gut wäre. 
Herr Poppe, Sie haben hier in Ihrem Antrag 

geschrieben: 

Die Gefahr ist groß, daß ... der Sicherheitsrat 
— und damit die VN insgesamt — sich immer 
mehr zum Instrument westlicher Hegemonialin-
teressen gegenüber den Staaten des Südens ent-
wickelt. Der zweite Golfkrieg, die Sanktionierung 
Libyens durch den Sicherheitsrat und der VN-
Einsatz in Somalia zeigen, in welche Richtung 
diese Entwicklung geht. 

Wollen Sie ernsthaft behaupten, daß der Einsatz in 
Somalia ein Ausdruck des Instrumentes westlicher 
Hegemonialinteressen gegen Länder des Südens 
war? Wollen Sie bestreiten, daß es legitim ist, daß es 
eine Aufgabe der Vereinten Nationen ist, organisier-
tem Terrorismus, der menschenverachtend und 
bedrohend ist, entgegenzutreten, wie das im Falle 
Libyen gewesen ist? Sie bauen hier Popanze auf, wenn 
Sie der Koalition unterstellen, wir legten den ersten 
Ton auf militärische Konfliktverhütung, noch dazu mit 
derart unlauteren Motiven, die Sie hier subkutan 
ansprechen. 
Frau Lederer, ich will gar nicht darüber reden, daß 

Sie in dem einen Antrag selbstverständlich auch die 
Auflösung sämtlicher nationaler Armeen fordern. 
Herr Poppe, das tut Ihre Partei auch. Wir sollten 
angesichts der Schlechtigkeit der Welt, der traurigen 
Zustände, wie wir sie ringsum haben, und der Gefah-
renlage die Bundeswehr nach Hause schicken. Das ist 
Ihre Logik. Wir sollen die NATO auflösen, in die alle 
die hineinwollen, die sich erst vor kurzem im Osten 
ihre Freiheit friedlich erkämpft haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Wir treten in allererster Linie für die nichtmilitäri-

sche Konfliktlösung ein. Das umfaßt den erweiterten 
Sicherheitsbegriff; dazu gehören Ökonomie, Ökolo-
gie, Entwicklungszusammenarbeit, aber eben auch 
Konfliktschlichtung — all die Instrumente, die auch 
Sie im Prinzip für richtig halten. 
Nur, Herr Ruck hat es gesagt — meine Redezeit ist 

zu Ende, ich muß schon wieder abtreten —, als Ultima 
ratio läßt sich nun einmal auch gewaltsames Eingrei-
fen nicht gänzlich ausschließen, wenn ein anderes 
Mittel nicht zur Verfügung steht, um einem gewissen- 
und hemmungslosen Rechtsbrecher in den Arm zu 
fallen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nun erhält unsere 
Frau Kollegin Andrea Lederer das Wort. 

Andrea Lederer (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die drei Minuten reichen 
nun wirklich nicht aus, 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Doch!) 
um auf alles einzugehen, was hier vor allem auch zu 
unseren Anträgen gesagt worden ist. 
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Jetzt ist genau das eingetreten, was ich, Kollege 

Poppe, äußerst bedauerlich finde: Dieses wichtige 
Thema „Reform der Vereinten Nationen" wird wie-
derum — daran ist Ihre Gruppe mit schuld, weil das 
auch aus den Anträgen so hervorgeht — mit der 
leidigen Debatte um die Frage von Auslandseinsätzen 
unter Beteiligung der Bundeswehr vermengt. Das 
halte ich für ein ganz großes Problem, weil diese 
Diskussion über die Reform eine enorm wichtige ist 
und fortgesetzt werden muß. Auch wir haben hier 
einen Antrag mit vielen Vorschlägen. Von anderen 
Fraktionen gibt es eine Reihe von Vorschlägen, die 
sich zum Teil sogar decken. Das sollte gesondert 
diskutiert werden. 

Kollege Poppe, Sie haben etwas verschwiegen. Ich 
wundere mich und weiß nicht, ob Sie die Anträge vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wirklich zu Ende gelesen 
haben, denn sie sind gar nicht so weit auseinander, 
weil dort nämlich nicht nur von Blauhelm-Missionen 
die Rede ist, sondern von darüber hinausgehenden 
begrenzten militärischen Operationen. Das ist genau 
der Vorwurf, den ich auch an  die Vertreter vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hier im Bundestag richte: 
daß sie entgegen ihrer eigenen Parteitgasbeschluß

-

lage solche Anträge einbringen. In den Anträgen steht 
mehr als momentan in denen der SPD. Die Antrags-
lage ist klipp und klar und eindeutig; das läßt sich an 
diesen Texten nachweisen. 

Ich sage Ihnen ein Beispiel: Die SPD hatte eine 
herbe Diskussion über den Beg riff des „mission 
defence": Das könne so nicht hingenommen werden. 
Die SPD hat auf ihrem Wiesbadener Parteitag einen 
Beschluß gefaßt, in dem das sehr differenziert und 
abgeschwächt wurde, wo von deeskalierender Wir-
kung die Rede ist, von absoluter Zurückhaltung. Aber 
im Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN steht 
einfach, ohne Wenn und Aber, „Mission defence" 
drin, auf deutsch Absicherung des Auftrages, ohne 
daß es eingeschränkt ist. 

Das nur als ein Beispiel. Die Diskussion haben Sie 
mit den Anträgen eingerissen, die Sie hier einge-
bracht haben. 

Ich will noch einige Anmerkungen zu dem machen, 
was der Kollege Brecht von der SPD gesagt hat. Ich 
will noch einmal unsere Position zum Thema Blau-
helm-Missionen deutlich machen. Wir lehnen Blau-
helm-Missionen nicht prinzipiell ab; aber wir sind der 
Auffassung, daß Großmächte, wie die Bundesrepublik 
nach der Wiedervereinigung es allemal ist, nicht 
geeignet sind, solche deeskalierenden Maßnahmen 
durchzuführen, nach Waffenstillstand und in Überein-
stimmung mit Konfliktparteien — ein Land, das in 
seinen verteidigungspolitischen Richtlinien die eige-
nen Sicherheitsinteressen weltweit u. a. auch ökono-
misch definiert. 

Wir halten das für einen eher eskalierenden als für 
einen deeskalierenden Beitrag; denn wir sind der 
Auffassung, daß sich dieses potente Land 

(Abg. Dr. Eberhard Brecht [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Kollege Brecht — genauso engagieren könnte, wie 
Boutros-Ghali es mehrfach gefordert hat, z. B. Köche 
statt Soldaten zu schicken. Sie verschweigen hier in 

der Regel, daß diese Forderungen nach Beteiligung 
von Bundeswehrsoldaten natürlich nicht von den UN 
oder vom Generalsekretär kommen, sondern daß er 
Alternativen aufzeigt und sagt, er wäre heilfroh, wenn 
z. B. die Bundesrepub lik ihr Engagement vor allen 
Dingen im nichtmilitärischen Bereich noch einmal 
erhöhen und verstärken würde. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Wir zahlen, und die 
Entwicklungsländer sollen ihre Soldaten 

dahinschicken!) 
Wir sind sowieso der Meinung, daß hier viel zuviel 

über Militär diskutiert wird, auch in Sachen Blau-
helme, und daß Sie im Grunde genommen den politi-
schen Willen zu einer Entscheidung verweigern, die 
tatsächlich den Einsatz von nichtmilitärischen Mitteln 
zur Konfliktursachenbekämpfung bedeutet. 
Meine Redezeit ist zu Ende. 

Vizepräsident Helmuth Becker Längst! 

Andrea Lederer (PDS/Linke Liste): Ich komme zum 
Schluß. Ich werde dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN so nicht zustimmen können, unserem 
Antrag natürlich schon. Ich bin der Meinung, daß Sie 
sich selbst keinen Gefallen damit getan haben, vor der 
bevorstehenden Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts in Karlsruhe als künftiger angeblicher 
Reformpartner der SPD solche Anträge eingereicht 
und eine solche Debatte zur Vermengung von UN-
Reform und Militäreinsätzen veranstaltet zu haben. 

Ich danke. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Brecht, es gab keine Möglichkeit mehr, eine Zwi-
schenfrage zuzulassen, weil die Kollegin Lederer ihre 
Redezeit längst überzogen hatte. 
Zum Schluß hat das Wort der Herr Staatsminister im 

Auswärtigen Amt, unser Kollege Helmut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Zwei Komplimente, Herr Präsident, an  Herrn 
Brecht: Ich bin froh, daß Sie die Einsätze der UN nicht 
als Interventionismus betrachten und damit Ihrer 
Kollegin Wieczorek-Zeul entschieden widersprechen, 
die das ständig behauptet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Zweitens bin ich sehr überrascht über die PDS, die 

uns als Großmacht bezeichnet hat. Auf die Idee ist die 
Regierungskoalition noch nie verfallen. Wir sind 
keine Großmacht, gnädige Frau. Wir wollen es auch 
gar nicht werden. 
Meine Damen und Herren, die Vereinten Nationen 

sind keine Weltregierung. Sie sind auch keine Welt-
polizei. Sie sind so gut, wie es das Engagement ihrer 
Mitgliedstaaten erlaubt. Gerade in einer Zeit, in der 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts den UN mehr 
als je  zuvor die Lösung regionaler Krisen weltweit 
auferlegt wird, bedarf es einer gründlichen Diskussion 
über die innere Reform und die künftige Rolle der 
Vereinten Nationen. 
Aber der Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

auf nichtmilitärische Unterstützung der UN gründet 
auf der deutschen Fiktion, es lasse sich grundsätzlich 
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zwischen friedenserhaltenden und friedensschaffen-
den Maßnahmen eine eindeutige Trennlinie ziehen. 
Selbstverständlich, meine Damen und Herren, geht es 
den UN grundsätzlich vor allem und zunächst um die 
Erhaltung von Frieden und um die Prävention von 
Konflikten, wie das der Generalsekretär in der 
Agenda für den Frieden zu Recht klargestellt hat. Vor 
dem Ausbruch von Konflikten muß es darauf ankom-
men, deren Ursachen an  der Wurzel zu bekämpfen. 

Der Schutz von Menschenrechten, die Bekämpfung 
von Armut, ethnischer Diskriminierung und anderen 
Konfliktursachen müssen von den Vereinten Natio-
nen entschiedener angepackt werden, als dies bislang 
der Fall  war. Die internationale Gemeinschaft ist sich 
aber darüber im klaren, daß im Falle des Scheiterns 
aller politischen Bemühungen militärische Einsätze 
für die Einhaltung ihrer Ziele und Prinzipien eben 
notwendig werden können, nicht müssen. 

Meine Damen und Herren, der deutsche Beitrag zur 
Friedenserhaltung und Friedensschaffung in den Ver-
einten Nationen wird sich auch künftig vor allem auf 
politische, wirtschaftliche und humanitäre Unterstüt-
zung konzentrieren. Die Vereinten Nationen erwar-
ten aber von uns auch bei solchen notwendig werden-
den Bewältigungen von Konflikten, friedensschaffen-
den Maßnahmen also, die gleiche Bereitschaft, wie sie 
alle UN-Staaten an den Tag legen. Wir können hier 
unsere Sonderrolle nicht auf Dauer fortsetzen. 

Wenn wir die Stärkung kollektiver Sicherheit unter 
dem Dach der UN wollen, dann dürfen wir bei dem 
Bemühen der UN, dieses Ziel zu erreichen, nicht 
einfach kneifen. Lassen Sie uns deshalb zügig eine 
eindeutige Rechtsgrundlage schaffen, die den Einsatz 
der Bundeswehr bei friedenserhaltenden und frie-
densschaffenden Maßnahmen ermöglicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, viel von dem, was im 
Antrag „Aufwertung und Demokratisierung der Ver-
einten Nationen" gefordert wird, hat die Bundesregie-
rung bereits verwirklichen können. Auf unsere Initia-
tive wurde, wie Sie wissen, das Amt eines Hochkom-
missars für Menschenrechte geschaffen. 

Vieles bleibt zu tun. Der Anteil der Menschen-
rechtsaktivitäten am Haushalt der Vereinten Natio-
nen muß weiter erhöht werden, die Ergebnisse der 
Weltkonferenz für Menschenrechte in Wien müssen 
entschlossen umgesetzt werden. 

Mit der Errichtung eines internationalen Strafge-
richtshofs zur Verfolgung schwerer Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht auf dem Ter ritorium des 
ehemaligen Jugoslawien ist ein wichtiger Vorschlag 
der Bundesregierung verwirklicht worden. 

Von der auf Beschluß der Rio-Konferenz gegründe-
ten Kommission für nachhaltige Entwicklung erhoffen 
wir uns Anstöße für die Umweltpolitik. Die Kommis-
sion hat ihre Arbeit insgesamt bef riedigend aufge-
nommen. Die jetzt im Entwurf vorliegende Agenda für 
Entwicklung ist Ergänzung und notwendiges Gegen-
stück der Agenda für den Frieden. 

Verbesserungen des vorliegenden Entwurfs sind 
erforderlich. Die Bundesregierung wird dabei enga-
giert mitarbeiten. Für die Bundesregierung bleibt die 

Verringerung der Wohlstandskluft zwischen Nord 
und Süd eine zentrale Friedensaufgabe der Vereinten 
Nationen in den 90er Jahren. Wir wollen die Stärkung 
der Vereinten Nationen. Wir müssen sie daher schnell 
in die Lage versetzen, den gestiegenen Herausforde-
rungen gerecht zu werden. Nötig ist die zügige 
Stärkung der bestehenden Institutionen und Organe. 
Es geht bei den Vereinten Nationen nicht um ein 
Demokratiedefizit, sondern es geht um ein Effizienz-
defizit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Die vorliegenden Anträge der Kollegin Wollenber-

ger und der Kolleginnen und Kollegen vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN weisen in die falsche Richtung. 
Sie werden den Erfordernissen einer zügigen Stär-
kung der Vereinten Nationen nicht gerecht. 
Lassen Sie uns im gemeinsamen Interesse zusam-

men die Reform der Vereinten Nationen vorantreiben, 
und lassen Sie uns dafür auch zügig und entschlossen 
die notwendigen innerstaatlichen Voraussetzungen 
schaffen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir kommen zu den Abstimmungen. Zunächst zum 

Tagesordnungspunkt 24 a: Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einer Zivilisierung 
internationaler Beziehung und einer Politik nichtmili-
tärischer Konfliktlösung. Das ist Drucksache 12/7559. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 
12/3014 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen des 
Hauses gegen den Kollegen Poppe angenommen. 
Tagesordnungspunkt 24 b: Beschlußempfehlung 

des Auswärtigen Ausschusses zu den Anträgen der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einer nichtmi-
litärischen Unterstützung sowie zur Aufwertung und 
Demokratisierung der Vereinten Nationen. Das ist 
Drucksache 12/7887 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, 
die Anträge auf den Drucksachen 12/3779 und 
12/5728 abzulehnen. Die SPD-Fraktion möchte gerne 
getrennte Abstimmung. 

Wir stimmen zunächst über die Drucksache 12/3779 
ab. Der Ausschuß empfiehlt, sie abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Ablehnung? — Das ist die große 
Mehrheit. 

Nun stimmen wir über Drucksache 12/5728 ab. 
Auch hier ist Ablehnung empfohlen. Wer stimmt für 
diese Ablehnung? — Wer ist dagegen? — Stimment-
haltungen? Diese Beschlußempfehlung ist bei Zustim-
mung der PDS und der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und bei 
Stimmenthaltung der SPD angenommen. — Wenn 
schon ge trennt abgestimmt wurde, sollte das Ergebnis 
auch protokolliert werden. 
Noch zum Tagesordnungspunkt 24 b: Beschluß-

empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Gruppe PDS/Linke Liste zu einer Reform 
der Vereinten Nationen. Das ist Drucksache 12/7887 
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Vizepräsident Helmuth Becker 

Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Druck-
sache 12/4568 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? — Wer ist dagegen? — Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen des Hauses 
gegen Frau Lederer angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr den 
Zusatzpunkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (2. StUÄndG) 

— Drucksache 12/7878 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung war 
vorgesehen, eine halbe Stunde zu diskutieren. Inzwi-
schen besteht der Wunsch, daß alle Reden zu Protokoll 
gegeben werden.') Kann ich feststellen, daß diesem 

') Anlage 4 

Wunsch entsprochen wird? — Ich höre und sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Wir kommen dann zu den Überweisungsvorschlä-
gen. Interfraktionell wird Überweisung des Gesetz-
entwurfs auf Drucksache 12/7878 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlos-
sen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung, aber noch längst nicht am Schluß der Sitzun-
gen in diesem Hause; das möchte ich betonen. Es 
tagen noch eine ganze Reihe von Ausschüssen und 
Gremien. Aber das Plenum ist mit seiner Tagesord-
nung am Ende. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 16. Juni, 9 Uhr 
ein. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.15 Uhr) 

Berichtigung 
230. und 231. Sitzung, jeweils Anlage 1: In die Listen 
der entschuldigten Abgeordneten ist einzufügen: 
„Dr. Matterne, Dietmar SPD" sowie die entsprechen-
den Daten „26. 5." und „27. 5.". 
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Anlage i 
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Abgeordnete(r)  
entschuldigt bis 
einschließlich 

Antretter, Robert SPD 15. 6. 94 * 
Berger, Hans SPD 15. 6. 94 
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Lieselott 
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Wilfried 
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Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 15. 6. 94 
Fuchs (Verl), Katrin SPD 15. 6. 94 
Geiger, Michaela CDU/CSU 15. 6. 94 
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Koschnick, Hans SPD 15. 6. 94 
Dr. Lucyga, Christine SPD 15. 6. 94 * 
Marten, Günter CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Dr. Matterne, Dietmar SPD 15. 6. 94 
Dr. Meyer zu Bentrup, CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Reinhard 

Michels, Meinolf CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Dr. Müller, Günther CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Müller (Wadern), CDU/CSU 15. 6. 94 
Hans-Werner 

Parr, Detlef F.D.P. 15. 6. 94 
Dr. Probst, Albert  CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Purps, Rudolf SPD 15. 6. 94 
Dr. Rappe (Hildesheim), SPD 15. 6. 94 
Hermann 

Reddemann, Gerhard CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Reimann, Manfred SPD 15. 6. 94 * 
Reschke, Otto SPD 15. 6. 94 
Roitzsch (Quickborn), CDU/CSU 15. 6. 94 
Ingrid 

Dr. Scheer, Hermann SPD 15. 6. 94 * 
Schell, Manfred CDU/CSU 15. 6. 94 
von Schmude, Michael CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Schwarz, Stefan CDU/CSU 15. 6. 94 
Simm, Erika SPD 15. 6. 94 
Dr. Soell, Hartmut SPD 15. 6. 94 * 
Dr. Sperling, Dietrich SPD 15. 6. 94 
Steiner, Heinz-Alfred SPD 15. 6. 94 * 
Szwed, Dorothea CDU/CSU 15. 6. 94 
Terborg, Margitta SPD 15. 6. 94 * 
Vogel (Ennepetal), CDU/CSU 15. 6. 94 * 
Friedrich 

Wetzel, Kersten CDU/CSU 15. 6. 94 
Dr. Wieczorek, Norbert SPD 15. 6. 94 
Wieczorek-Zeul, SPD 15. 6. 94 
Heidemarie 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Wilz, Bernd CDU/CSU 15. 6. 94 
Wimmer (Neuötting), SPD 15. 6. 94 
Hermann 
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Wolfgramm (Göttingen), F.D.P. 15. 6. 94 * 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Erklärung des Abgeordneten Dr. Fritz Wittmann 
(CDU/CSU) zur namentlichen Abstimmung über den 
Entwurf des Entschädigungs- und Ausgleichlei

-

stungsgesetzes in der 229. Sitzung am 20. Mai 1994 
(Seiten 19934B und 19935) 

Ich erkläre, daß ich in der namentlichen Abstim-
mung mit Nein gestimmt habe. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 5 (Gesetzentwurf zum 
Umweltschutzprotokoll zum Antarktis-Vertrag) 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Das Haus befaßt 
sich heute mit zwei Gesetzentwürfen, die den 
Umweltschutz in der Antarktis zum Ziel haben. Beide 
Gesetzentwürfe be treffen das im Herbst 1991 in Ma-
drid durch die Vertragsstaaten des Antarktis-Vertra-
ges unterzeichnete Umweltschutzabkommen. Erlau-
ben Sie mir einige Bemerkungen zu Inhalt und Bedeu-
tung dieses Übereinkommens. 
Der Antarktis-Vertrag vom Dezember 1959, dem 

neben der Bundesrepublik derzeit 41 weitere Staaten 
angehören, hat die f riedliche Nutzung, die Nichtnu-
klearisierung, die Freiheit der wissenschaftlichen For-
schung und die wissenschaftliche Zusammenarbeit in 
der Antarktis zum Ziel. Deutschl and besitzt im Rah-
men dieses Vertragswerks den sogenannten Konsul-
tativstatus, d. h. ein Mitbestimmungsrecht auf den alle 
zwei Jahre stattfindenden Konsultativtagungen. 1991 
war die Bundesregierung Gastgeber der XVI. Konsul-
tativtagung. Themen dieser Konsultativtagungen wa-
ren regelmäßig die Verbesserung der wissenschaftli-
chen Zusammenarbeit, insbesondere in den Berei-
chen Meteorologie, Telekommunikation, Eiswarn-
dienst, Hydrographie und Flugsicherheit, und die 
institutionelle Fortentwicklung des sogenannten ant-
arktischen Systems. Eine Schwachstelle dieses Ver-
tragswerkes war von Anfang an  das Fehlen ausrei-
chender Bestimmungen zum Umweltschutz. Die Bun-
desregierung hat seit ihrem Beitritt eindringlich ein 
solches zusätzliches Umweltschutzabkommen gefor-
dert. 
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Bekanntlich endete die 1981 eingesetzte Sonder-
konsultativtagung 1988 mit der Annahme des Wel-
lingtoner Ressourcenübereinkommens, das die Explo-
ration und Gewinnung mineralischer Rohstoffe in 
bestimmten genehmigungsbedürftigen Einzelfällen 
erlaubte. Nachdem sich Frankreich und Aus tralien 
aus diesem Übereinkommen jedoch zurückzogen, 
konnte das Wellingtoner Ressourcenübereinkommen 
glücklicherweise nicht in Kraft treten. Die Bundesre-
publik hatte sich ohnedem aus Umweltschutzgründen 
stets gegen die Exploration und für ein Verbot von 
Bergbauaktivitäten in der Antarktis, somit also auch 
gegen das Wellingtoner Abkommen, ausgespro-
chen. 

Mit dem von der Bundesregierung am 4. Oktober 
1991 in Madrid gezeichneten Umweltschutzprotokoll, 
das von der Bundesregierung maßgeblich initiiert und 
mitgestaltet wurde, wird nun erstmals ein umfassen-
der Schutz der antarktischen Umwelt sowie der 
abhängigen und verbundenen Ökosysteme festge-
schrieben. Dieses Umweltschutzprotokoll enthält die 
schärfsten umweltschützenden Regelungen, die je für 
eine Weltregion in einem internationalen Überein-
kommen postuliert wurden. Die Antarktis wird darin 
als ein „dem Frieden und der Wissenschaft gewidme-
tes Naturreservat" bezeichnet. Alle negativen Aus-
wirkungen auf Luft- und Wasserqualität sowie schäd-
liche Veränderungen an der Population von Tier- und 
Pflanzenarten sollen vermieden werden. Weiter ent-
hält das Umweltprotokoll Ge- und Verbote im Bereich 
der Abfallentsorgung. Verboten ist jede Bergbauakti-
vität mit Ausnahme derjenigen, die der wissenschaft-
lichen Forschung dient. Für den Antarktistourismus 
wurde ein Maßnahmenkatalog erarbeitet. 

Durch das zugleich mit dem Umweltschutzprotokoll 
dem Bundestag vorgelegte Ausführungsgesetz wer-
den die Regelungen des Umweltschutzprotokolls in 
die deutsche Rechtsordnung übernommen, soweit sie 
noch nicht durch bereits bestehende Gesetze umge-
setzt sind. Dabei wird eine allgemeine Genehmi-
gungspflicht für alle umweltbeeinträchtigenden Maß-
nahmen in der Antarktis festgeschrieben. Das für die 
Genehmigung zuständige Umweltbundesamt hat 
dabei auf der Grundlage einer Umwelterheblichkeits-  
bzw. einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu beur-
teilen, ob und in welchem Ausmaß die geplante 
Maßnahme in Umweltbelange eingreift. Die Einhal-
tung der Bestimmungen dieses Ausführungsgesetzes 
werden durch Inspektionen überwacht, die von noch 
zu bestimmenden Mitgliedern einer Kommission aus 
Vertretern der Vertragsstaaten durchgeführt werden. 
Zuwiderhandlungen werden mit empfindlichen Buß-
geld- und Freiheitsstrafen sanktioniert. 

Es war sinnvoll, die Ratifizierung des Umweltproto-
kolls durch die Bundesrepublik zurückzustellen, bis 
auch das zugehörige Ausführungsgesetz vorlag. 

Die Kostenbelastung für den Bund durch beide 
Gesetze ist als gering anzusehen. Das Umweltschutz-
protokoll selbst ist kostenneutral. Durch das Ausfüh-
rungsgesetz entstehen dem Bund lediglich Personal-
kosten für drei neu zu schaffende Stellen in Höhe von 
ca. 350 000 DM sowie Sachkosten in Höhe von ca. 
50 000 DM. 

Ich begrüße, daß mit dem Umweltprotokoll ein 
international verbindliches und umweltpolitisch aus-
gereiftes Regelungswerk für den Umweltschutz in 
diesem größten Ökosystem der Erde vorliegt. Rein 
wirtschaftlichen Zielsetzungen, die mit unübersehba-
ren Beeinträchtigungen und schlimmstenfalls Zerstö-
rungen einhergehen würden, ist damit eine Absage 
erteilt worden. Die Bundesregierung hat sich gegen 
die Interessen anderer einflußreicher Vertragsstaaten 
stets für Umweltschutz und gegen eine wirtschaft liche 
Nutzung der Ressourcen der Antarktis eingesetzt, so 
daß das vorliegende Umweltschutzprotokoll auch 
eine Bestätigung dieser Zielsetzung und des damit 
verbundenen außenpolitischen Bemühens darstellt. 

Mit Genugtuung darf ich feststellen, daß das Proto-
koll unter maßgeblicher deutscher Beteiligung 
zustande gekommen ist und mit einer breiten Zustim-
mung hier im Hause rechnen darf. Meine Fraktion 
wird beiden Gesetzen zustimmen. 

Dietmar Schütz (SPD): Wir beraten heute in 
abschließender Lesung über den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zum 
Umweltschutzprotokoll vom 4. Oktober 1991 zum 
Antarktis-Vertrag und den dazugehörigen Umwelt-
schutzprotokoll-Ausführungsvertrag. 

Wie man am Datum leicht erkennen kann, warten 
wir nicht erst seit gestern auf diese Gesetzesentwürfe, 
mit denen endlich der „Geburtsfehler" des Antarktis

-

Vertrages — das Fehlen von Regelungen zum 
Umweltschutz — behoben wird. Seit Ende 1992 ver-
tröstete uns die Bundesregierung und versprach auf 
unsere wiederholten Anfragen erst für Ende 1992, 
dann für Anfang 1993 und schließlich für spätestens 
den Sommer 1993 die Vorlage der Zustimmungs- und 
Ausführungsgesetze. Zunächst kam aber nichts. 

Wenn wir uns nun abschließend mit den Regie-
rungsvorlagen befassen können, so freuen wir uns 
einerseits zwar, daß die Koalition doch noch „in die 
Pötte gekommen ist"; ich kann mir und Ihnen dennoch 
die Frage nicht ersparen, warum in aller Welt das erst 
so lange gedauert hat, um dann im „Schweinsgalopp" 
durch das Parlament gejagt zu werden. 

Die Legislaturperiode neigt sich dem Ende zu, und 
da macht es sich wohl nicht schlecht, wenn man sich 
noch mit einigen umweltpolitschen Federn schmük-
ken kann, auch wenn bei Lichte betrachtet das Ver-
dienst zu einem gerüttelt Maß bei der Beharrlichkeit 
von engagierten Umweltschützern wie Greenpeace 
und anderen liegt. 

Der Gesetzesentwurf liegt vor, und wir werden, dies 
kann ich Ihnen vorneweg schon sagen, ihm unsere 
Zustimmung nicht versagen. Denn bei aller berechtig-
ter Kritik an Einzelregelungen — auf das große Manko 
im Ausführungsgesetz, was die Frage der Haftungs-  
und Sanktionsmechanismen angeht, werde ich später 
noch zu sprechen kommen — ist das Umweltschutz-
protokoll insgesamt ein Meilenstein des internationa-
len Umweltschutzes. 

Mehr als ein Jahrzehnt haben Umweltschützer in 
aller Welt dafür gekämpft, daß die Antarktis von 
menschlichen Einflüssen möglichst unberührt bleibt, 
zunächst oft gegen, schließlich glücklicherweise auch 
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mit der Mehrheit der jewei ligen Parlamente. Dabei 
war das Ziel stets eindeutig: Die von Menschenhand 
noch weitgehend unberührte Wildnis des südlichsten 
Kontinents muß erhalten und darf nur unter äußerster 
Zurückhaltung erforscht werden. Diesem Ziel ver-
pflichtete sich schließlich auch die internationale 
Staatengemeinschaft mit dem am 4. Oktober 1991 in 
Madrid verabschiedeten Umweltschutzprotokoll zum 
Antarktis-Vertrag. 

Mit diesem Abkommen werden für einen Zeitraum 
von 50 Jahren alle Aktivitäten verboten, die mit Öl-  
und Rohstoffexploitation oder -förderung in Verbin-
dung stehen. Ausgenommen davon ist lediglich die 
Forschung zu rein wissenschaftlichen Zwecken. 

Das Abkommen löst damit die Konvention zur 
Regelung von Rohstoffaktivitäten in der Antarktis 
— CRAMRA — ab, die in der Antarktis einen einge-
schränkten Bergbau sowie die Ölexploitation er-
laubte. Das vorliegende Umweltschutzabkommen 
erkennt hingegen die einzigartige Qualität der Ant-
arktis an und erklärt sie — zumindest für 50 Jahre — 
zum „Naturreservat", das einzig und allein „dem 
Frieden und der Wissenschaft" gewidmet ist. 

Zusätzlich zum Verbot des Rohstoffabbaus stellt das 
Protokoll grundlegende Prinzipien zu einem interna-
tional kooperativ ausgerichteten Umweltschutz auf 
und regelt in fünf Anhängen zentrale Fragen: erstens 
Umweltverträglichkeitsprüfung — UVP —, zweitens 
Schutz der antarktischen Flora und Fauna, drittens 
Müllbeseitigung, viertens Meeresverschmutzung, 
fünftens Geschützte Gebiete. Insgesamt bildet das 
Protokoll mit seinen umfassenden Schutzbestimmun-
gen ein Vertragswerk, das jeder vernünftige Mensch 
nur begrüßen kann und das unsere volle Unterstüt-
zung findet. 

Ein zentrales Problem des Schutzes der Antarktis ist 
jetzt, nachdem die Bedrohung durch Öl- und Erzaus-
beutung für zunächst 50 Jahre abgewendet ist, der 
Tourismus. Der antarktische Tourismus ist neben der 
Forschung der Regelungsbereich, der unsere beson-
dere Aufmerksamkeit erfordert. Wir müssen s treng 
darauf achten, daß die Antarktis nicht zum Ziel eines 
fehlgeleiteten modischen „Erlebnis-Tourismus" wird. 
Wir werden darüber wachen, daß es auch nicht in 
Ansätzen zu einer Entwicklung kommt, die in weni-
gen Jahren Touristenströme in die Antarktis aufbre-
chen läßt, die die hochempfindliche Natur dort stark in 
Mitleidenschaft ziehen würden. Ich gehe nicht so weit, 
die Einstellung des gesamten Tourismus in die Ant-
arktis zu fordern. Ich halte dies für unrealistisch. Ich 
fordere aber, sich angesichts der für diese Extremre-
gion relativ hohen und ständig anwachsenden Besu-
cherzahlen rechtzeitig über Managementpläne für 
den Zugang zur Antarktis Gedanken zu machen. 
Wenn auch die absoluten Zahlen der Antarktis

-

Touristen mit unter 10 000 pro Jahr einigen von Ihnen 
winzig erscheinen mögen, für das hochsensible Öko-
system Antarktis sind sie es keineswegs. Aus dem 
großen Anteil deutscher Urlauber an den Antarktis

-

Touristen ergibt sich hierbei eine besondere Verant-
wortung Deutschlands. 

Da in dieser Richtung bislang von seiten der Bun-
desregierung nichts zu erkennen ist, wiederhole ich 
deshalb die in unserem Antrag „Sofortige Ratifizie

-

rung des Umweltprotokolls zum Schutz der Antarktis" 
vom Mai 1993 formulierte Aufforderung, eine Zusam-
menarbeit der im Antarktis-Tourismus tätigen Reise-
veranstalter zu initiieren, um Zahl und Auswirkungen 
der zunehmenden deutschen Antarktis-Besucher zu 
erfassen und einen verbindlichen Verhaltenskodex 
für alle Besucher der Antarktis festzuschreiben. 

Ich begrüße an  dieser Stelle übrigens nachdrück-
lich, daß die Bundesregierung sich unserer Auffas-
sung angeschlossen hat, das Umweltbundesamt zur 
zuständigen Behörde für die Überwachung der Ein-
haltung dieses Gesetzes zu machen, und verbinde 
dies mit der Hoffnung, daß auch und gerade die 
Tourismusaktivitäten im UBA eine kritische Kontroll-
behörde haben werden. 

Der Antarktis-Tourismus stützt sich im wesentli-
chen auf den Schiffstourismus und dabei vor allem auf 
Kreuzfahrten. Es hat hier in den letzten Jahren zwei-
felsohne Fortschritte bei der Aufklärung der an L and 
gehenden Touristen über die Distanzvorschriften und 
die Pflicht, Müll wieder mit zurückzunehmen, gege-
ben. Doch dies reicht noch nicht aus. 

Auch befahren weiterhin Schiffe die antarktischen 
Gewässer, die nicht ausreichend oder gar nicht eis-
klassifiziert sind; immer noch kommt es zu vermeid-
baren Schiffsunglücken, die z. T. erhebliche Umwelt-
schädigungen bewirken. Es ist mittlerweile allgemein 
bekannt, wie empfindlich das antarktische marine 
Ökosystem auf derartige Unfälle reagiert. Schiffsun-
fälle gefährden und zerstören in weitaus stärkerem 
Maße, als dies in gemäßigten Zonen der Fall ist, die 
empfindlichen Nahrungsketten und Ökosysteme der 
Tier- und Pflanzenwelt der Antarktis. 

Hier besteht — übrigens auch sehr im Interesse der 
Reisenden — im Rahmen der nun verpflichtend vor-
geschriebenen UVP dringender Handlungsbedarf: 
erstens alleinige Zugangsberechtigung von Schiffen 
mit hoher Eisqualifikation, polaren Rettungsausrü-
stungen und autarker Müll- und Abwasserentsor-
gungsanlage, zweitens spezielle Ausbildung der 
Besatzung in Polarnavigation, drittens Begrenzung 
der Schiffsgröße und der Passagierzahlen. 

Zur Frage der Forschung möchte ich hier nur 
folgendes sagen: Wir haben stets erklärt, daß die 
Antarktis als größtes Reinluftgebiet der Erde ein ganz 
besonderer Forschungsbereich sein muß. Eine Reihe 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen, wie beispiels-
weise über die Ozonlochproblematik, konnte nur auf 
Grund von Beobachtungen und Messungen in der 
Antarktis gewonnen werden. 

Forschung muß jedoch auch Grenzen respektieren 
und wahren. Allein der Hinweis auf die Freiheit der 
Forschung genügt nicht, um sie aus der Bindung an 
hohe Umweltstandards und eine langfristig angelegte 
globale Umweltpolitik zu entlassen. 

Eben im Sinne einer solchen Umweltpolitik müssen 
wir die von der Bundesregierung im Ausführungsge-
setz vorgelegten Regelungen zur Umwelthaftung als 
völlig unzulänglich zurückweisen. Die in § 36 vorge-
sehene Geldbuße „bis zu einhunderttausend Deut-
sche Mark" ist — salopp gesagt — „Peanuts" und 
reicht vielleicht aus, Privatpersonen abzuschrecken; 
sie wird von hinreichend skrupellosen Unternehmen 
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jedoch aus der Portokasse hingelegt werden kön-
nen. 

Wir haben in unserem Antrag zur Ratifizierung des 
Umweltprotokolls die Kriterien einer wirklich stren-
gen — und damit im Sinne eines vorsorgenden 
Umweltschutzes auch tatsächlich wirksamen — Rege-
lung formuliert. Ich nenne sie noch einmal: erstens 
eine summenmäßig unbegrenzte Gefährdungshaf-
tung mit dem Ausgleich ökologischer Schäden, zwei-
tens Haftbarmachung der Vertragsstaaten, da sie die 
Aktivitäten ihrer Staatsangehörigen zulassen, drittens 
Bildung eines internationalen Fonds für finanzschwa-
che Staaten und eines internationalen Streitschlich-
tungsverfahrens. Wir werden uns weiter dafür einset-
zen, daß dies umgesetzt wird. Gleichwohl wollen wir 
aber den ansonsten richtig laufenden Zug nicht auf-
halten. 

Ich hoffe, daß mit den vorliegenden Gesetzen 
Deutschland nun seinen Beitrag zum Schutz des 
Kontinents Antarktis leisten wird. Ich bin der Über-
zeugung, daß er noch substantieller sein kann. Hierzu 
gehört dann auch eine aktive und wirklich ernsthafte 
Klimaschutzpolitik, denn das Naturreservat Antarktis 
ist langfristig durch unsere Eingriffe in den Klima-
haushalt und durch die Freisetzung von Chemikalien 
mindestens ebenso bedroht wie durch direkte Ein-
griffe des Menschen. 

Die SPD stimmt den Gesetzentwürfen der Bundes-
regierung zum Umweltschutzprotokoll vom 4. Okto-
ber 1991 zum Antarktis-Vertrag zu. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt): Die Ihnen vorliegenden Gesetzentwürfe setzen 
das Umweltschutzprotokoll zum Antarktis-Vertrag in 
deutsches Recht um. Der Antarktis-Vertrag von 1959, 
dem die Bundesrepublik Deutschland seit 1979 ange-
hört, enthält selbst keine Regelungen zum Umwelt-
schutz. Der Schutz der sehr empfindlichen antarkti-
schen Umwelt ist aber zu einer der wichtigsten Auf-
gaben der 42 Antarktis-Vertragsstaaten geworden. 

Die Bundesregierung hat in der Erkenntnis der 
besonderen Bedeutung des Schutzes der Antarktis 
und ihrer Ökosysteme für Wissenschaft und For-
schung und für das globale Weltklima von Anfang an 
die Bemühungen um einen umfassenden Umwelt-
schutz für den sechsten Kontinent unterstützt. Sie 
hatte sich deshalb intensiv an der Erarbeitung des 
Umweltschutzprotokolls zum Antarktis-Vertrag be-
teiligt und dieses sofort nach Fertigstellung am 4. Ok-
tober 1991 in Madrid gezeichnet. 

Das Protokoll enthält die schärfsten und umfang-
reichsten umweltschützenden Regelungen, die jemals 
für eine Weltregion in einem internationalen Überein-
kommen erarbeitet wurden. Die Bundesregierung ist 
daran interessiert, daß es möglichst schnell und uni-
versell in Kraft tritt. Dies wird erreicht, wenn alle 
26 Konsultativstaaten, zu denen alle großen Industrie-
staaten, aber auch wichtige Staaten der Dritten Welt 
wie China, Indien, Brasilien, Argentinien und Chile 
gehören, es ratifiziert haben. Nach den bisher vorlie-
genden acht Ratifizierungen wird erwartet, daß die 
große Mehrzahl der übrigen Konsultativstaaten in den 

kommenden zwölf Monaten ebenfalls ratifizieren 
wird. 

Der Ihnen vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur 
Ausführung des Umweltschutzprotokolls ist das 
Ergebnis von über zweijährigen, intensiven Überle-
gungen zwischen den maßgeblichen Bundesressorts 
und den in der Antarktis tätigen Forschungsinstitutio-
nen, wie unter Berücksichtigung der zum Teil sehr 
unterschiedlichen Interessenschwerpunkte dem ge-
meinsamen Ziel eines umfassenden Schutzes der 
empfindlichen antarktischen Umwelt in der nationa-
len Gesetzgebung Ausdruck verliehen werden kann. 
Das Gesetz enthält ein dauerndes Bergbauverbot für 
die Antarktis entsprechend Art. 7 des Umweltschutz-
protokolls und führt ein umfangreiches Umweltver-
träglichkeitsprüfungsverfahren für nahezu alle 
menschlichen Aktivitäten in der Antarktis ein. Dieser 
international übernommenen Verpflichtung kann der 
deutsche Gesetzgeber nur durch einen allgemeinen 
staatlichen Genehmigungsvorbehalt gerecht werden. 
Als Genehmigungsbehörde wurde das Umweltbun-
desamt bestimmt. Der Genehmigungsvorbehalt gilt 
für alle Tätigkeiten, die in Deutschl and organisiert 
werden oder von Deutschland ausgehen, unabhängig 
von der Staatsangehörigkeit des Organisators. 

Die vorliegenden Gesetzentwürfe tragen der nach 
dem Antarktisvertrag und dem Umweltschutzproto-
koll privilegierten Rolle von Forschung und wissen-
schaftlicher Arbeit in der Antarktis in besonderer 
Weise und voll Rechnung. Bei Forschungsprojekten 
ist dem Genehmigungsverfahren des Umweltbundes-
amts die Prüfung durch ein unabhängiges Experten-
gremium vorgeschaltet, dessen Votum maßgebende 
Bedeutung zukommt. Klare Fristen und Bedingungen 
begrenzen die Belastungen auf das Unvermeidbare 
und erleichtern die Planung. 

Art. 16 des Umweltschutzprotokolls enthält die 
Verpflichtung, sobald wie möglich eine Haftungsre-
gelung für Umweltschäden in der Antarktis zu erar-
beiten. Eine Arbeitsgruppe von Rechtsexperten der 
Antarktis-Vertragsstaaten hat unter deutschem Vor-
sitz die Diskussion hierüber aufgenommen. Wir setzen 
uns dafür ein, daß das Regelungswerk möglichst bald 
um ein wirksames Haftungsregime ergänzt wird. 

Das Bundeskabinett hat beiden Gesetzentwürfen 
am 22. März 1994 zugestimmt. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Zusatztagesordnungspunkt 4 

(Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes) 

Hartmut Büttner (Schönebeck) (CDU/CSU): Anläß

-

lich der Debatte über den Tätigkeitsbericht des Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen DDR haben alle Seiten 
des Hauses, bis auf die PDS, die Arbeit der Gauck

-

Behörde gelobt. Im selben Atemzug wurde betont, daß 
sich das Stasi-Unterlagen-Gesetz in der Praxis im 
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wesentlichen bewährt habe. Lediglich in einigen 
Einzelpunkten ergibt sich ein Änderungsbedarf. 
Diese Wünsche sind von den Fraktionen dieses Hau-
ses aufgenommen, kritisch diskutiert und in ihrem 
Diskussionsergebnis heute in erster Lesung im Deut-
schen Bundestag eingebracht worden. 

Im einzelnen sollen durch diese Vorschläge geän-
dert werden: 

Erstens. Die Anzeigepflichten nach § 7 Abs. 1 und 3 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes sollen auch auf Dupli-
kate von Stasi-Unterlagen ausgeweitet werden. Das 
ist insoweit logisch, als der Bundesbeauftragte bereits 
einen Herausgabeanspruch auf O riginale, Kopien, 
Abschriften und sonstige Duplikate hat. Um diesen 
Anspruch auch tatsächlich realisieren zu können, muß 
die Gauck-Behörde von der Existenz von Duplikaten 
und Kopien natürlich wissen. Gleichzeitig nehmen wir 
in die Bußgeldvorschrift eine Passage auf, die auch die 
Nichtherausgabe von Duplikaten mit Bußgeld belegt. 
Insoweit korrigieren wir mit dieser Regelung jetzt eine 
Lücke bei der Gesetzeserarbeitung. 

Zweitens. Wir schaffen etwas mehr Gerechtigkeit 
mit einer praxisnäheren Gebührenregelung. Wäh-
rend bisher schon Be troffene und Dritte für Auskünfte 
und Akteneinsicht keine Gebühren gezahlt hatten, 
wurde dies nahen Angehörigen abverlangt. Da wir 
ansonsten im Gesetz die nahen Angehörigen wie die 
eigentlich Be troffenen behandeln, wollen wir durch 
diese Gesetzesänderung jetzt auch die nahen Ange-
hörigen gebührenfrei stellen. 

Drittens. Erhebliche Arbeitskraft wurde in der 
Gauck-Behörde bisher durch das Kopieren von Unter-
lagen gebunden. Die Kosten für Millionen von Kopien 
jährlich trug bisher der Steuerzahler. Forschung und 
Medien brauchten bisher keinen Pfennig an Personal-
oder Materialkosten zu bezahlen. Das ist deshalb 
ungerecht, weil selbst Be troffene für das Kopieren der 
eigenen Akte zu zahlen hatten. Es ist deshalb legi tim, 
daß diejenigen, für die sich damit auch noch zusätzli-
che Einnahmequellen eröffnen, in die Kostenregelung 
einbezogen werden. Das ist auch kein Schlag gegen 
die vielbeschworene Pressefreiheit, weil Preise und 
Honorare, die ansonsten für Informationen bezahlt 
werden, in keinem Verhältnis zu der moderaten 
Kostenregelung der Gauck-Behörde stehen. 

Weitere Änderungen des Stasi-Unterlagen-Geset-
zes schlagen wir jetzt nicht vor. Anregungen hat es 
genügend gegeben. Sie reichten von dem Verzicht auf 
jegliche Änderung, über die Wünsche von Herrn 
Thierse nach einer generellen Überarbeitung bis hin 
zur Auffassung des Herrn von Schorlemmer aus Wit-
tenberg, der gern die Akten brennen gesehen hätte. 

Logisch ist, daß die Kinder des alten SED-Regimes 
am liebsten sofort ein Freudenfeuer entfacht hätten, 
um die Biographien zu reinigen. Es ist schon ein 
Skandal, mit welcher selbstverständlichen Frechheit 
uns heute überführte Mitarbeiter des verbrecheri-
schen Staatssicherheitsdienstes als Kandidaten für 
Bürgermeisterämter oder andere Funktionen angebo-
ten werden. Für Herrn Kutzmutz aus Potsdam war 
seine Tätigkeit für das MfS sogar ein politischer 
Werbefaktor. Vor 1989 hat nicht nur Herr Kutzmutz 
gelebt, sondern Millionen DDR-Bürger, die anständig 

geblieben sind. Sie haben ihre Nachbarn und Freunde 
nicht ausgespäht und dadurch häufig Nachteile für 
ihre persönliche oder berufliche Entwicklung in Kauf 
genommen. Alle Parteien werden ihre noch nicht 
überprüften Kandidaten für politische Ämter im Rah-
men der Aktion „Weiße Weste" überprüfen lassen; die 
PDS hat dies als einzige Partei in Deutschl and abge-
lehnt. Auch damit stellt sie sich als legitime Nachfol-
gepartei der SED dar. 

Ich finde es bemerkenswert, daß der politische 
Konsens, der das Stasi-Unterlagen-Gesetz half entste-
hen zu lassen, auch in den heutigen Tagen noch hält. 
Aber die Abgeordneten in den Fraktionen, welche die 
Inhalte des Gesetzes weiterhin tragen und seine 
Anwendung ohne Rücksicht auf Parteiinteressen 
durchsetzen wollen, haben es ständig schwerer. 

So gab es nur noch vereinzelte tapfere Stimmchen 
aus der SPD-Fraktion, als der brandenburgische Mini-
sterpräsident Stolpe die Gauck-Behörde pauschal 
angriff. Es waren nur noch ganz wenige Aufrechte, die 
es nicht hinnehmen wollten, daß der Behörde des 
Bundesbeauftragten unterstellt wurde, sie arbeite 
parteiisch, manipuliere Akten, halte entlastendes 
Material zurück und handele rechtswidrig. Wahr ist 
auch hier, daß sich die Gauck-Behörde bei der Bear-
beitung des Falles Stolpe, gerade im Hinblick auf 
dessen hervorgehobene politische Bedeutung, sehr 
genau an  die gesetzlichen Bestimmungen gehalten 
hat. 

Noch stärker als politischer Druck auf einzelne 
Abgeordnete dürfte sich allerdings das zunehmende 
Desinteresse breiter Bevölkerungskreise an Fragen 
der DDR-Vergangenheit auf die künftige politische 
Praxis auswirken. Sicherlich ist das auch ein Ergebnis 
einer Medienreflexion, die sich im wesentlichen auf 
das IM-Thema gestürzt hat und zuwenig die Rolle der 
tatsächlich politisch Verantwortlichen für das MfS 
beleuchtete. Wenn ich das Medienthema hier schon 
anspreche, will  ich nicht verschweigen, daß ich per-
sönlich gern eine Veränderung der Strafvorschrift des 
§ 44 gesehen hätte. 

Leider ist es tägliche Praxis, daß die Gauck-Behörde 
meistens erst nach Veröffentlichung oder Sendung 
eines Berichtes do rt  verwandte Unterlagen angezeigt 
bekommt. Da aber selbst bei einem ersten Nachden-
ken über mögliche Lösungen von Vertretern der 
Presse bereits massiv mit der Unterstellung gearbeitet 
wurde, die Politik wolle sich — zumal in Wahlzeiten — 
vor mißliebigen Veröffentlichungen schützen, ist 
diese Frage erneut zurückgestellt worden. Ich 
bedauere ausdrücklich, daß der Deutsche Bundestag 
ein zweites Mal nur deshalb notwendige Regelungen 
nicht beschließt, weil er eine Überreaktion der Medi-
enfront fürchtet. 

Das ist um so bedauerlicher, als gerade die Selbst-
verwaltungsgremien wie der Deutsche Presserat in 
dieser Frage mehrfach versagt haben. Wer sich erst 
vier Monate nach Veröffentlichung klar rechtswidri-
ger Faksimileauszüge aus Stasi-Akten in einem Nach-
richtenmagazin zur Beratung zusammenfindet, hat 
seine Eigenverantwortung nicht wahrgenommen. 

Wir haben uns aber vorgenommen, Änderungen im 
Stasi-Unterlagen-Gesetz immer nur einvernehmlich 
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mit den anderen Fraktionen des Hauses durchzufüh-
ren. Deshalb legen wir Ihnen heute nur die Miniän-
derung in den vorhin beschriebenen Punkten vor. Die 
Diskussion wird in der nächsten Legislaturperiode 
sicherlich erneut entbrennen. Mögen auch dann wie 
bisher, die Interessen der Opfer des Sozialismus im 
Mittelpunkt der politischen Entscheidungen stehen. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Der Deutsche Bun

-

destag berät heute in erster Lesung den Entwurf eines 
zweiten Gesetzes zur Änderung des Stasi-Unterla-
gengesetzes zur Überweisung in die Ausschüsse des 
Parlaments. Mit der Verabschiedung des zugrunde 
liegenden Gesetzes über die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik im Herbst 1991 wurde eines der 
schwierigisten Gesetzgebungsvorhaben dieser Legis-
laturperiode abgeschlossen. Der Regelungsgegen-
stand dieses Gesetzes war einmalig. Der Gesetzgeber 
mußte in vielen Bereichen Neuland be treten. Vielfäl-
tige, sich widersprechende Interessen an der Nutzung 
dieser unseligen Bestände, mußten bei Wahrung 
eines hinreichenden Persönlichkeitsschutzes der Be-
teiligten, insbesondere der Be troffenen, gegeneinan-
der abgewogen werden. 

Man kann heute mit vollem Recht sagen, daß sich 
die getroffenen gesetzlichen Regelungen im wesent-
lichen bewährt haben. Dieses hat auch der kürzlich 
vom Parlament beratene Erste Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes ergeben. 

Gleichwohl sind von verschiedener Seite im Laufe 
der letzten Jahre Änderungswünsche an den Gesetz-
geber herangetragen worden, die der sorgfältigen 
Prüfung und Beratung bedürfen. Diese Aufgabe war 
wegen der nur noch knappen zur Verfügung stehen-
den Zeit in dieser Legislaturperiode nicht mehr zu 
leisten. Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der 
SPD haben sich deshalb darauf verständigt, mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf nur einige wenige offen-
kundig gewordene Mängel zu beseitigen. Eine umfas-
sende Novellierung des Gesetzes kann zweckmäßi-
gerweise erst in der nächsten Legislaturperiode in 
Angriff genommen werden. Der vorliegende Gesetz-
entwurf beschränkt sich im wesentlichen auf drei 
Punkte: 

Die Einbeziehung von Kopien, Abschriften oder 
sonstigen Duplikaten von Stasi-Unterlagen in die 
Anzeigepflicht gemäß § 7 des Gesetzes — hier wird 
ein gesetzgeberisches Versehen ausgebügelt. Wie ein 
Blick auf § 9, der die Herausgabe solcher Unterlagen 
regelt, zeigt, ist irrtümlicherweise im ursprünglichen 
Gesetzgebungsverfahren die Einbeziehung von Du-
plikaten, Kopien oder Abschriften vergessen worden. 
Dementsprechend soll nunmehr auch die Anzeige-
pflicht in § 7 ergänzt werden. 

Die entsprechende Ergänzung der Bußgeldvor-
schrift in § 45. Dies ist eine Folgeänderung aus der 
Ergänzung der Anzeigepflicht in § 7. 

Die Neufassung der Kostenregelung in § 42. Die 
bisher privilegierten Antragsteller aus Forschung und 
Presse, die für Auskünfte und Kopien weder Personal- 
noch Materialkosten zu tragen hatten, sollen in 

Zukunft kostenpflichtig sein. Dies bedeutet lediglich 
eine Gleichstellung mit Be troffenen, die auch schon 
bisher für ihre Kopien ein Entgelt entrichten mußten. 
Diese Regelung erscheint vertretbar und beseitigt die 
bisher vorhandene Ungerechtigkeit gegenüber ande-
ren Antragstellern. 

In Zukunft sollen Auskünfte und Akteneinsicht wie 
für Be troffene und Dritte auch für nahe Angehörige 
von Vermißten und Verstorbenen gebührenfrei sein. 
Hinsichtlich ihrer Rechte behandelt das Gesetz nahe 
Angehörige ähnlich wie Be troffene und Dritte, weil 
eine vergleichbare Interessenlage besteht. Daher soll 
eine entsprechende Regelung auch im Kostenbereich 
geschaffen werden. 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist sich im klaren dar-
über, daß diese „kleine" Novellierung nur ein erster 
Schritt sein kann. Sie beantwortet nicht alle seit der 
Verabschiedung des Gesetzes aufgetretenen S treit-
fragen. Die bereits bei der Verabschiedung des Geset-
zes im Herbst 1991 angekündigte Überarbeitung des 
Gesetzes im Lichte der zu gewinnenden Erfahrungen 
in der Praxis steht weiterhin aus. 

Einige Veröffentlichungen in bestimmten Medien 
haben bedauerlicherweise gezeigt, daß der verfas-
sungsrechtlich gebotene Schutz von Be troffenen nicht 
in dem wünschenswerten Umfang durch die bisheri-
gen gesetzlichen Regelungen gewährleistet worden 
ist. Wenn sich der Gesetzgeber aus guten Gründen 
entschlossen hat, diese unrechtmäßig gesammelten 
Informationen zu erhalten und nicht vernichten zu 
lassen, ist er um so mehr gehalten, zum Schutz der 
Betroffenen die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
um eine Veröffentlichung dieser häufig äußerst sen-
siblen Bestände und dadurch die Verletzung der 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen zu verhin-
dern. 

Hier bedarf es weiterer Bemühungen, um bei voller 
Wahrung der Pressefreiheit die Persönlichkeitsrechte 
von Menschen zu sichern, die in unvorstellbarem 
Ausmaß der Bespitzelung und Drangsalierung durch 
das Ministerium für Staatssicherheit unterworfen 
waren. Der nächste Deutsche Bundestag wird hier 
eine äußerst schwierige Aufgabe zu erfüllen haben. 
Deshalb mein Appell, erneut und verstärkt nach einer 
sachgerechten und zwischen den Fraktionen einver-
nehmlichen Lösung zu suchen. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Der Ruf nach einer 
Amnestie für Straftaten in der DDR wird wieder 
einmal lauter. Der neugewählte Bundespräsident 
Herzog sprach sich dafür aus, „Stasimitläufer" nicht 
zu verfolgen und die Ermittlungen auf „persönlich zu 
verantwortende flagrante Menschenrechtsverletzun-
gen" zu beschränken. Der stellvertretende SPD-
vorsitzende Thierse plädierte dafür, die Strafverfol-
gung auf Taten zu konzentrieren, die voraussichtlich 
mit mehr als zwei Jahren Freiheitsentzug bestraft 
würden. Auch der ehemalige Bundesverfassungsge-
richts-Vizepräsident, Mahrenholz, fordert eine Amne-
stie für Stasi-Informationen, für Grenzsoldaten, die 
Todesschüsse auf Flüchtende abgegeben haben, und 
für DDR-Richter und -Staatsanwälte. 
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Fakt ist aber, und das dürfte auch diesen Herren 
bekannt sein, daß nur Handlungen amnestiert werden 
können, die auch strafbar sind. Im konkreten Fall ist 
allerdings Voraussetzung für eine Strafbarkeit, daß 
die Taten auch nach dem DDR-Recht mit S trafe belegt 
waren. Die Stasi-Spitzel werden aufgrund dessen nur 
ganz ausnahmsweise strafrechtlich verfolgt und soge-
nannte „Mitläufer" gab es beim MfS ohnehin nicht. 
Inzwischen ist es Usus geworden, daß die Gerichte 

bei SED-Verbrechen nur in seltenen Fällen zu mehr 
als zwei Jahren Haft verurteilen. Die Verwirklichung 
des Vorschlages von Thierse bedeutet daher praktisch 
das Ende der Verfolgung von SED-Verbrechen. 
Uns Deutschen wird gelegentlich vorgeworfen, wir 

hätten durch unvollkommene Aufarbeitung der NS-
Geschichte eine zweite Schuld auf uns geladen. 
Wollen wir nun etwa eine dritte Schuld auf uns 
nehmen? Eines Tages wird die Zeit zur Versöhnung 
reif sein. Aber Versöhnung kann nicht im Medium der 
Verdrängung oder Nichtaufarbeitung vor sich gehen, 
sagt Rudolf Wassermann. 
Eine verfrühte Diskussion über eine Amnestie ver-

bietet sich auch deshalb, weil der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR bisher erst rund 70 % des gesamten 
Aktenbestandes erschließen konnte und auch erst 
rund ein Drittel der von Bürgern gestellten Anträge 
auf Auskunft bzw. Akteneinsicht bearbeitet worden 
sind. Dem gegenüber steht, daß das Stasi-Unterlagen-
gesetz (Bundesgesetzblatt Teil 1, 1991, S. 2272) sich in 
der Praxis bisher im wesentlichen bewährt hat. Nur in 
einigen Punkten hat sich kurzfristig ein Änderungsbe-
darf ergeben. Betroffen davon sind die Anzeigepflich-
ten, die Kostenregelung sowie die Bußgeldrege-
lung. 

Die Anzeigepflichten in § 7 Abs. 1 und 3 gegenüber 
dem Bundesbeauftragten beziehen sich bisher nur auf 
Originalunterlagen, während die Herausgabepflicht 
auch für Duplikate gilt. Diese Herausgabepflicht 
besteht allerdings nur auf ausdrückliches Verlangen 
des Bundesbeauftragten. Es ist daher zwingend erfor-
derlich, daß dieser erst einmal von der Existenz der 
Duplikate Kenntnis erhält. Die Anzeigepflicht muß 
deshalb auch auf Duplikate erstreckt werden, im 
öffentlichen, wie im nichtöffentlichen Bereich. 

Die Änderung zum § 42 (Kostenregelung) ist not-
wendig, da Forschung und Medien bisher für Aus-
künfte und Kopien weder Personal- noch Mate rial-
kosten tragen müssen. Im Zuge einer Gleichstellung 
mit anderen Antragstellern, denn selbst Be troffene 
müssen ihre Kopien bezahlen, sind hier demnach auch 
Forschung und Medien einzubeziehen. Gleichzeitig 
wird die Gebührenfreiheit für Be troffene und Dritte 
bei Auskunft und Akteneinsicht auch auf die nahen 
Angehörigen der Betroffenen erweitert. Dies ist 
gerechtfertigt, da das Gesetz hinsichtlich der übrigen 
Rechte nahe Angehörige ähnlich wie Be troffene und 
Dritte behandelt, weil eine vergleichbare Interessen-
lage besteht. Durch die vorgesehene Änderung wird 
eine gerechtere Regelung im Kostenbereich erzielt. 

Bei der Bußgeldvorschrift wird ein redaktionelles 
Versehen bereinigt, durch das derzeit die Nichther-
ausgabe von Duplikaten nicht mit Bußgeld belegt 
werden kann. 

Schließlich werden einige redaktionelle Änderun-
gen vorgenommen, die dem Kabinettsbeschluß vom 
20. Januar 1993 Rechnung tragen, durch den für die 
Ministerien eine geschlechtsneutrale Bezeichnung 
eingeführt worden ist. In drei Fällen soll es allerdings 
bei der Bezeichnung „Bundesminister des Inneren" 
bleiben, um eindeutig klarzustellen, daß der Bundes-
minister selbst gemeint ist. Damit wird ausdrücklich 
ausgeschlossen, daß der Minister diese Aufgaben auf 
einen Vertreter delegieren kann. 

Mit diesen Änderungen wird die Novellierung vor-
erst abgeschlossen. Die Notwendigkeit einer umfas-
senderen Novellierung des Gesetzes kann derzeit 
noch nicht abschließend beurteilt werden, insbeson-
dere deshalb, weil die für diese Entscheidung erf or-
derliche Kenntnis der Rechtstatsachen noch nicht 
gegeben ist. Es ist zu erwarten, daß die vollständige 
Erschließung der Akten in absehbarer Zeit durchge-
führt wird. Daraus ergibt sich die Möglichkeit, daß 
eine gegebenenfalls erforderliche umfassendere No-
vellierung des Stasi-Unterlagengesetzes im Laufe der 
kommenden Legislaturperiode in Ang riff genommen 
werden kann. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Der vorlie

-

gende interfraktionelle Entwurf eines 2. Stasi-Unter-
lagenänderungsgesetzes reiht sich ein in die Reihe der 
hastig eingebrachten Regelungsänderungen zu wich-
tigen Gesetzesmaterien, die uns jetzt wöchentlich 
erreichen. Mein erster Eindruck ist: Die vorgeschlage-
nen Änderungen mögen überwiegend begründet 
sein, die eigentlichen Probleme jedoch werden 
negiert. Es geht hier lediglich um einen „Neben-
kriegsschauplatz " der Diskussion um das Stasi-Unter-
lagengesetz. 

Eben der Ausgangspunkt hinsichtlich der Problem-
lage im vorliegenden Entwurf — das Stasi-Unterla-
gengesetz habe sich bewährt — ist zutiefst falsch. In 
der Begründung wird dann von einer möglicherweise 
gegebenen Notwendigkeit einer umfassenden Novel-
lierung des Gesetzes gesprochen. Abhängig gemacht 
wird dies eigenartigerweise von der noch ausstehen-
den vollständigen Erschließung der Akten. 

Vernünftig finde ich durchaus die Befreiung der 
Angehörigen von Vermißten und Verstorbenen von 
der Gebührenpflicht und die Ausdehnung der Kosten-
regelung auf Medien und Forschung. Es wäre schon 
sehr erfreulich, wenn man  auf diese Weise zumindest 
einen Teil der über 260 Millionen DM, die mittlerweile 
die Gauck-Behörde jährlich kostet, wieder einneh-
men könnte. Weit gewichtiger erscheint mir die Aus-
dehnung der Anzeigepflicht auf Duplikate und damit 
eine andere Untersetzung der Herausgabepflicht der 
von einigen Medien gehorteten Materialien gegen-
über der Gauck-Behörde. Da ich den Gesetzentwurf 
— wie alle anderen in diesem hohen Hause auch — 
erst seit heute früh kenne, bedarf es meinerseits 
weiterer Überlegungen zu diesem Vorschlag. Die 
grundrechtliche Bedeutung dieser Frage ist nicht zu 
übersehen. Zu beachten wäre auch, daß diese Frage 
schon seinerzeit bei der Annahme des Gesetzes erör-
tert und abgelehnt wurde. 

Aber das sind nicht die eigentlichen Probleme, die 
mich im Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf 



20268* 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Juni 1994 

bewegen und die man eigentlich zugleich mit einer 
Novellierung des Stasi-Unterlagengesetzes in den 
Mittelpunkt stellen müßte. 

Erstens geht es um die sehr grundsätzliche Frage 
der Funktion dieses Gesetzes bei der Abstrafung, 
Ausgrenzung und Diskriminierung derjenigen, die 
sich in der DDR politisch engagiert haben. Wer eine 
Änderung dieser Politik will, muß auch dieses Gesetz 
andern wollen. An die Stelle des wirklichen Nachwei-
ses von Menschenrechtsverletzungen ist der Hinweis 
auf die Stasi-Akte und ihre Kommentierung durch die 
Gauck-Behörde ge treten. Die magere und zugleich 
falsche Schablone von der Täter-Opfer-Struktur der 
DDR-Gesellschaft konnte erst durch die Art und 
Weise, wie die Gauck-Behörde arbeitet, ihre gegen-
wärtige politische Bedeutung erlangen. Es ist schon 
sehr eigenartig: In der Öffentlichkeit wird darüber 
diskutiert, wie der Rechtsfrieden in Deutschland wie-
der hergestellt werden kann, und uns wird dann ein 
Gesetzentwurf zum Stasi-Unterlagengesetz vorge-
legt, der dieses Problem völlig ausklammert. Die 
Stasi-Akten spielen nun einmal die entscheidende 
Rolle, um die gnadenlose Hexenjagd in Ostdeutsch-
land weiterzuführen. Man  muß diese Hexenjagd 
— begleitet von politischer Strafverfolgung und 
Berufsverboten — beenden, dann erst ist ein anderer 
Umgang mit den Stasi-Akten möglich. Genau das 
fordert Ernst Gottf ried Mahrenholz, wenn er eine breit 
angelegte Amnestie vorschlägt und damit die Schaf-
fung von Bedingungen, in deren Rahmen die Ostdeut-
schen als „gleichberechtigte Bürger" anerkannt wer-
den und „den Kopf genauso hochtragen dürfen wie 
wir" (Zit. nach: Leipziger Volkszeitung vom 6. Mai 
1994). 
Zweitens steht das eigenständige Problem, daß zum 

einen im Stasi-Unterlagengesetz die Regelungen zum 
Schutz der Persönlichkeitsrechte nicht klar genug 
sind; zum anderen aber auch die entsprechenden 
Regelungen des Gesetzes ständig in der Praxis durch-
brochen werden. In zahlreichen Fällen wie z. B. denen 
des Zoologen Prof. Dr. We rner Mohring (Greifswald) 
und des Physikers Dr. Heinz Preuß (Zittau) hat es 
eindeutig falsche, wahrheitswidrige Wertungen der 
Gauck-Behörde gegeben. Entgegen dem Inhalt der 
Dokumente wurde eine Tätigkeit für das MfS behaup-
tet, die Grundlage für die Entlassung war. Be troffene 
sind dieser Willkür der Gauck-Behörde im Grunde 
genommen hilflos ausgeliefert. Eine wirklich objek-
tive Einzelfallprüfung, wie etwa im Fall Stolpe — gibt 
es in aller Regel nicht. 

Drittens geht es um die Durchsetzung eines Prin-
zips, dem sich die Volkskammer der DDR verpflichtet 
fühlte und das im Stasi-Unterlagengesetz bisher kei-
nen Ausdruck gefunden hat. Gemeint ist der Zugriff 
der Geheimdienste der BRD auf entscheidende Akten 
des MfS. Zu Recht wird in einem Buch von einer 
„Eroberung der Akten" gesprochen, die von Verfas-
sungsschutz und BND unter Verschluß gehalten wer-
den. Es fehlt in der Bundesrepublik generell die 
Durchsetzung eines Grundrechts auf die eigenen 
Akten. Das Stasi-Unterlagengesetz muß durch einen 
Freedom-of-Informa tion-Act auch hinsichtlich der 
BRD-Geheimdienste ergänzt werden. 

Die PDS/Linke Liste wird prüfen, ob sie im Verlaufe 
der Beratungen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf 

eigene Änderungsvorschläge zum Stasi-Unterlagen-
gesetz im Sinne von Lösungen zu den vor mir aufge-
worfenen Problemen einbringt oder dies erst im 
13. Bundestag tim wird. 

Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Schon 
seit einigen Monaten bastelt eine große Koalition aus 
CDU/CSU, F.D.P. und SPD an einer Änderung des 
Stasi-Unterlagengesetzes. Das BMI hat dazu Formu-
lierungshilfen beigesteuert. Durch eine Ausweitung 
der Straf- und Bußgeldvorschriften sollten unbe-
queme Stasi-Enthüllungen über Politiker verhindert 
werden. Nach dem Protest von Medien und Verbän-
den haben Sie nun zunächst von diesem Vorhaben 
Abstand genommen. Doch auch die jetzt vorgelegten 
Gesetzesänderungen sind ein entscheidender Eingriff 
in die Stasi-Aufarbeitung. Ich will das an einigen 
Beispielen deutlich machen. 

Vorgeschlagen wird, die Anzeigepflicht von Stasi

-

Unterlagen auch auf „Kopien, Abschriften oder son-
stige Duplikate" auszudehnen. Das bedeutet unter 
anderem, daß jede und jeder, der irgendwann einmal 
aus bereits veröffentlichten Unterlagen handschriftli-
che Notizen gefertigt hat, dies nun dem BStU anzei-
gen muß. Außerdem müßten nach dieser Regelung 
auch die bereits von der Behörde selbst herausgege-
benen Kopien z. B. an Be troffene dieser nun wieder 
angezeigt werden. Diese Änderung des § 7 ist völlig 
unpraktikabel. 

Die Nichtherausgabe von Duplikaten, ja selbst 
persönliche Abschriften und Notizen, wollen Sie mit 
Bußgeldern von bis zu 500 000 DM verfolgen. Dies 
behindert die Presse, steht in deutlichem Widerspruch 
zu Art. 5 des Grundgesetzes und kann nicht mit dem 
Schutz von Persönlichkeitsrechten gerechtfertigt wer-
den. 

Des weiteren wollen Sie für Auskünfte der Behörde 
an Forschung und Presse Gebühren erheben. Das 
würde in der Praxis bedeuten, daß sich z. B. kleinere 
Forschungsverbände und Initiativen die Beschäfti-
gung mit der Stasi-Problematik finanziell nicht mehr 
leisten könnten. Außerdem ist anzunehmen, daß auch 
viele Medien mindestens zögerlicher mit der Stasi

-

Problematik umgehen müßten. Es bliebe ein For-
schungsmonopol bei der Bundesbehörde. 

Insgesamt sind die hier vorgeschlagenen Gesetzes-
änderungen der Versuch, die öffentliche Auseinan-
dersetzung mit der Stasi-Vergangenheit einzuschrän-
ken. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN lehnt daher diese 
StUG-Novellierung ab. 

Anlage 5 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Frage 
des Abgeordneten Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD) 
(Drucksache 12/7821 Frage 2): 

Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung aus den 
mitgeteilten Ergebnissen der Auswertung der Projekte zur 
Prävention und Bekämpfung von Rechtsextremismus und 
Gewalt gezogen, und welche Maßnahmen beabsichtigt sie 
besonders zu fördern? 
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Die Antwort geht von der Annahme aus, daß sich die 
Frage auf den am 27. April 1994 von Frau Bundesmi-
nisterin Dr. Merkel der Presse vorgestellten „Zweiten 
Zwischenbericht zum Aktionsprogramm gegen Ag-
gression und Gewalt" bezieht. Dieser Be richt zieht 
eine Zwischenbilanz zu den Chancen und Grenzen 
sozialpädagogischer Handlungskonzepte, Arbeitsan-
sätze und Interventionsmöglichkeiten nach rd. zwei-
jähriger Laufzeit dieses Förderprogramms des Bundes 
zur Vorbeugung und Verminderung von Extremismus 
und Gewalt in den neuen Bundesländern. Der Bericht, 
der nun auch in gedruckter Form vorliegt, wird den 
zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundesta-
ges in Kürze zugestellt werden. 
Die nach Auffassung des Bundesministeriums für 

Frauen und Jugend erforderlichen Konsequenzen 
stimmen überein mit dem Beschluß der Sonderkonfe-
renz der Jugendministerinnen und Jugendminister, 
Jugendsenatorinnen und Jugendsenatoren der Län-
der vom 9. Dezember 1993. 
a) Über das ursprünglich vorgesehene Ende des 

Aktionsprogramms gegen Aggression und Gewalt 
hinaus beabsichtigt das Bundesministerium für 
Frauen und Jugend eine Weiterförderung auch in 
den Jahren 1995 und 1996 mit bis zu 50 % der 
Kosten für diejenigen Projekte, für die von seiten 
des jeweiligen Bundeslandes (Land, Kommune 
oder freier Träger) die andere Hälfte der Finanzie-
rung übernommen wird. Dieser Regelung haben 
inzwischen alle neuen Bundesländer und Berlin 
zugestimmt. 

b) Die Jugendministerinnen und Jugendminister der 
Länder haben betont, daß im Rahmen eines allge-
meinen Handlungskonzeptes gegen Extremismus, 
Ausländerfeindlichkeit und Gewalt insbesondere 
zielgruppenspezifische Angebote für gewaltbe-
reite junge Menschen vermehrt erforderlich sind. 
Sie haben sich verpflichtet, in ihren Ländern geeig-
nete Maßnahmen zur Förderung von Projekten 
gegen Gewalt und Fremdenfeindlichkeit fortzuset-
zen und zu verstärken. 

Im Sinne der vom Grundgesetz und vom SGB VIII 
vorgesehenen Zuständigkeitsordnungen der Kin-
der- und Jugendhilfe hält es das Bundesministe-
rium für Frauen und Jugend für dringend erforder-
lich, daß die Länder und Kommunen dieser Ver-
pflichtung verstärkt nachkommen. 

c) Die verstärkten Bemühungen vor Ort sind durch 
gezielte Qualifikations- und Informationsangebote 
zu unterstützen. In diesem Sinne hat die Jugend-
ministerkonferenz das Bundesministerium für 
Frauen und Jugend aufgefordert, durch länder-
übergreifende Fortbildung die Erfahrungen aus 
dem Aktionsprogramm gegen Aggression und 
Gewalt allen Trägern entsprechender Projekte zu 
vermitteln. 

Das Bundesministerium für Frauen und Jugend 
wird dieser Aufforderung nachkommen. Eine 
Fachtagung für die sachverständigen Mitarbeiter 
der Jugendministerien der Bundesländer findet 
am 15. Juni 1994 statt. Darauf aufbauend wird 
derzeit eine Konzeption für Information und Fort-
bildung entwickelt und in Kürze vorliegen. 

d) Die entscheidende Vorbeugung gegen Extremis-
mus und Gewalt besteht in einer wertorientierten 

Erziehung junger Menschen, in deren Mittelpunkt 
die Achtung der Menschenwürde und des Rechts 
steht. Eine solche Erziehung in Familie und Schule 
kann durch Angebote der Jugendarbeit, der 
Jugendsozialarbeit und der außerschulischen Ju-
gendbildung ergänzt, aber nicht ersetzt werden. 
Das Bundesministerium für Frauen und Jugend 
unterstützt eine Vielzahl von Maßnahmen der 
politischen und kulturellen Bildung, der Jugend-
verbandsarbeit, der Jugendsozialarbeit und des 
internationalen Jugendaustauschs, denen für die 
langfristige Vorbeugung gegen Ausländerfeind-
lichkeit, Extremismus und Gewalt grundlegende 
Bedeutung zukommt. 

Diese Maßnahmen zur Entwicklung des demokra-
tischen Bewußtseins, der Mitverantwortung und 
der Toleranz wurden allerdings nicht als Reaktion 
auf fremdenfeindliche Strukturen der vergange-
nen Jahre geschaffen; sie werden vielmehr schon 
seit Jahrzehnten — seit Beginn eine eigenständi-
gen Jugendförderung des Bundes im Jahre 1950 —
als kontinuierliche Förderaufgabe wahrgenom-
men. 

Die Bundesregierung wird diese Förderung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten auch in den näch-
sten Jahren fortführen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (Drucksa-
che 12/7821 Frage 4): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forschungsergebnisse 
australischer Wissenschaftler der Universität New South Wales, 
wonach Solarzellen 80 bis 90 Prozent billiger hergestellt werden 
können, und wie schätzt sie die möglichen Auswirkungen dieser 
Forschungsergebnisse auf die Konkurrenzfähigkeit der deut-
schen Hersteller von Solarzellen ein? 

Mitte Mai d. J. erschien zunächst in der „Sydney 
Morning Herald" und daraufhin in vielen, auch deut-
schen Zeitungen ein Bericht, wonach Prof. Green 
(Australien) einen Weg gefunden habe, Solarzellen in 
zehn Jahren um 80 bis 90 % billiger herzustellen als 
bisher. Der Bericht hat weltweit große Aufmerksam-
keit gefunden, nicht zuletzt deshalb, da Prof. Green 
einer der führenden Forscher auf dem Gebiet von 
Forschung und Entwicklung (FuE) bei Solarzellen ist. 
Die Technik, urn die es geht, ist die sog. Silizium-
Dünnschichtzelle (polykristalline Dünnschicht). 

Auch deutsche Firmen (NUKEM) und FuE-Institute 
(FhG/ISE u. a.) arbeiten seit mehreren Jahren auf 
diesem zukunftsträchtigen Gebiet. Ob das von 
Prof. Green erwähnte Ziel erreicht werden kann, ist 
derzeit allerdings eine offene Frage. Da, wie erwähnt, 
auch deutsche Firmen auf diesem Gebiet tätig sind, 
bestehen gegenwärtig keine Befürchtungen, daß die 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Hersteller von 
Solarzellen durch diese Entwicklung beeinträchtigt 
werden könnte. Im übrigen haben deutsche Firmen 
(DASA) bereits in der Vergangenheit mit Prof. Green 
zusammengearbeitet, so daß ein guter Kontakt 
besteht, der auch weiterhin genutzt werden könnte. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Norbert Lammert auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (Drucksa-
che 12/7821 Frage 5): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung des Wis-
senschaftsrates vom Mai 1994 an Bund und Länder, die wissen-
schaftlichen Grundlagen der Gefahrstoffverordnung und die 
Richtlinien zur Sanierung von asbestverseuchten Gebäuden mit 
dem Ziel einer „Anpassung an neue Erkenntnisse" zu überprü-
fen, und welche Konsequenzen wird sie daraus ziehen? 

Die Bundesregierung ist stets bemüht, ihre Ent-
scheidungen an den neuesten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu orientieren. Sie begrüßt daher die 
von Ihnen genannte Empfehlung des Wissenschafts-
rates. Da Asbestsanierungsmaßnahmen einen wach-
senden Anteil der begrenzten Finanzausstattung der 
Gemeinschaftsaufgabe Hoschulbau binden, ist die 
Berücksichtigung neuer Erkenntnisse bei der Umset-
zung der Gefahrstoffverordnung von besonderer 
Bedeutung. 

Asbestsanierungsmaßnahmen werden zumeist als 
Teilmaßnahme im Rahmen größerer Sanierungsmaß-
nahmen durchgeführt. In den letzten fünf Jahren ist 
die Anzahl dieser Vorhaben von 4 im 18. Rahmenplan 
auf 52 im 23. Rahmenplan angestiegen; die Gesamt-
kosten für die 29 in der höchsten Prioritätenkategorie I 
enthaltenen Vorhaben be tragen 456,5 Millionen 
DM. 

Im Rahmen der Anmeldungen zum 24. Rahmenplan 
haben sich die Vorhaben noch einmal erheblich 
ausgeweitet. 

In der Verwaltungskommission des Wissenschafts-
rates sind neben dem Bund auch die 16 Länder 
vertreten. Da die Umsetzung der technischen Baube-
stimmungen, worunter auch die sogenannten Asbest

-

Richtlinien fallen, in den Bauordnungen der jeweili-
gen Länder verankert ist, geht die Bundesregierung 
davon aus, daß die Länder diese Empfehlung des 
Wissenschaftsrates von sich aus aufgreifen werden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatsekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen der Abgeordneten Susanne Kastner (SPD) 
(Drucksache 12/7821 Fragen 10 und 11): 

Wie will die Bundesregierung im nächsten Agrarministerrat 
am 20./21. Juni 1994 zu den Vorschlägen der griechischen 
Präsidentschaft zu Anhang VI der Richtlinie 91/414/EWG über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln Stellung neh-
men, die höhere Grenzwerte als den gültigen EG-Trinkwasser-
grenzwert für Pestizide von 0,1 Mikrogramm als Zulassungskri-
terium für Pflanzenschutzmittel vorsehen, und wird die Bundes-
regierung, wie auch vom Bundesrat gefordert, für die Beibehal-
tung des bestehenden EG-Trinkwassergrenzwertes als Basis für 
die Zulassung von Pestiziden eintreten? 

Warum wurden der Deutsche Bundestag und die Wähler nicht 
vor den Europa-Wahlen über die Haltung der Bundesregierung 
zu den Forderungen der Landwirtschaft und der Pflanzenschutz-
mittelindustrie nach höheren Grenzwerten für Pestizide im 
Trinkwasser und Grundwasser informiert, und ist die Bundesre-
gierung nicht mitverantwortlich für die zu befürchtenden Rück-
schritte im Grundwasser- und Trinkwasserschutz auf europäi

-

scher Ebene, wenn sie sich — ohne eine klare Stellungnahme zur 
Zulassung von Pestiziden abzugeben — im Agrarministerrat 
evtl. überstimmen läßt? 

Zu Frage 10: 

Wegen der engen Wechselbeziehungen der hier 
entstehenden Regelungen zum Schutz des Wassers 
mit anderen bereits bestehenden Regelungen des 
Gemeinschaftsrechts, insbesondere zur Trinkwasser-, 
Grundwasser- und Oberflächenwasserrichtlinie, ist es 
notwendig, daß die Europäische Kommission zu-
nächst ein Gesamtkonzept zum Schutz der Gewässer 
vorlegt, das die entsprechenden Richtlinien zu einem 
schlüssigen Regelungswerk zusammenführt. Nur 
wenn ein solches Gesamtkonzept vorliegt, kann eine 
fachlich schlüssige Diskussion geführt und in diesem 
Rahmen Entscheidungen in Einzelbereichen getrof-
fen werden. Dabei muß erreicht werden, daß die 
Regelungen in den genannten Richtlinien kompatibel 
werden. 

Zu Frage 11: 

Die Bundesregierung hat sich bislang stets für ein 
hohes Schutzniveau beim Trinkwasser eingesetzt. 
Wie bereits ausgeführt ist es im Zuge dieser Bemü-
hungen unabdingbar, daß die den Gewässerschutz 
betreffenden Regelungen EU-weit zu einem Gesamt-
konzept zusammengeführt werden. Die Bundesregie-
rung hat daher von der EU-Kommission die Vorlage 
eines Gesamtkonzeptes bereits im Februar 1994 nach-
drücklich verlangt und dies mehrfach in den EU-
Gremien eingefordert. Dies dient der Absicherung 
eines hohen Schutzniveaus auf EU-Ebene. 

Anlage 9 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Lisa Seuster (SPD) 
(Drucksache 12/7821 Fragen 15 und 16): 

In welcher Höhe leistet der Bund Zahlungen an das neu zu 
gründende Deutsche Zentrum für Altersforschung in Heidel-
berg, und mit welcher Begründung erhält gerade dieses Institut 
finanzielle Mittel des Bundes? 

Mit welcher Begründung fördert die Bundesregierung ein 
Forschungsinstitut mit dem Schwerpunkt Gerontopsychologie, 
die im Vergleich zu anderen Forschungsschwerpunkten im 
Bereich der Altersforschung schon fast dominierend ist, und aus 
welchen Überlegungen heraus hält es die Bundesregierung 
nicht für sinnvoll, dem wissenschaftlichen Bedarf und der 
demographischen Entwicklung Rechnung zu tragen, indem sie 
künftig verstärkt Forschungszweige mit sozialwissenschaftlich/ 
sozialpolitischen Schwerpunkten im Bereich der Altersfor-
schung fördert? 

Zu Frage 15: 

Das neu zu gründende Zentrum für gerontologische 
Forschung trägt den Titel „Zentrum für Alternsfor-
schung". Es ist geplant, das „Zentrum für Alternsfor-
schung" als Stiftung des öffentlichen Rechts an der 
Universität Heidelberg zu realisieren, wobei der Bund 
— mit der Ressortzuständigkeit beim Bundesministe-
rium für Familie und Senioren — und das Land 
Baden-Württemberg — mit der Zuständigkeit beim 
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Zu Frage 17: 

Durch das Gesetz zur Umsetzung des Föderalen 
Konsolidierungsprogramms vom 23. Juni 1993 wurde 
die in § 19 Abs. 1 Satz 1 des Bundessozialhilfegesetzes 
verankerte Aufgabe der zuständigen Sozialhilfeträger 
zur Schaffung von Arbeitsgelegenheiten für Hilfesu-
chende, insbesondere für junge Menschen, die keine 
Arbeit finden können, verstärkt im Sinne einer unein-
geschränkten Sollbestimmung. Die Umsetzung dieser 
Verpflichtung erfolgt in erster Linie durch Schaffung 
von Gelegenheiten zu gemeinnütziger und zusätzli-
cher Arbeit. Arbeitsgelegenheiten werden statistisch 
nicht erfaßt. Um dennoch Erkenntnisse zur Zahl der 
Arbeitsgelegenheiten und zur Umsetzung der neu 
geregelten gesetzlichen Verpflichtung zu gewinnen, 
hat das Bundesministerium für Familie und Senioren 
in Abstimmung mit dem Deutschen Landkreistag eine 
Umfrage durch das Kölner Ins titut für Sozialforschung 
und Gesellschaftspolitik bei den Kreisen außerhalb 
Bayerns veranlaßt, die zur Zeit ausgewertet wird. Ihre 
Ergebnisse sollen zusammen mit denen ähnlicher 
Umfragen des Deutschen Städtetages und der Lan-
desregierung von Bayern am 23. Juni 1994 im Rahmen 
der vom Bundesministerium für Familie und Senioren 
initiierten Fachtagung „Hilfe zur Arbeit" vorgestellt 
werden. Es ist zu erwarten, daß aus den Ergebnissen 
auch Rückschlüsse auf Zahl und Umfang der Arbeits-
gelegenheiten für junge Menschen gezogen werden 
können. 

Zu Frage 18: 

Die aktuell verfügbaren Angaben über die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger datieren aus dem Jahr 1991. Mit 
den Angaben für 1992 kann in Kürze gerechnet 
werden. 

Die amtliche Sozialhilfestatistik bereitet den Aus-
weis der Bezieher von Sozialhilfe nur nach bestimm-
ten Altersgruppen auf. Eine Altersgrenze bis 27 Jahre 
wird nicht explizit ausgewiesen. Der Antwort werden 
daher die Altersgruppen „bis unter 18 Jahren" und 
von „ 18 bis unter 25 Jahren" zugrundegelegt. 

Während des Jahres 1991 wurden in 1,7 Mio. Fällen 
jungen Leuten bis zum Alter unter 25 Jahren nur für 
kurze Zeit, für einige Monate oder auch über den 
gesamten Zeitraum Sozialhilfe gewährt und zwar 
Hilfe zum Lebensunterhalt und Hilfe in besonderen 
Lebenslagen, wozu vor allem die Hilfe zur Pflege und 
die Eingliederungshilfe für Behinderte gehören. Die 
Schaffung von Arbeitsgelegenheiten ist ein Instru-
ment der Hilfe zum Lebensunterhalt. Am Jahresende 
1991 bezogen rund 747 000 Kinder und Jugendliche 
bis zum Alter von unter 18 Jahren und knapp 220 000 
junge Erwachsene im Alter von 18 bis unter 25 Jahren 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen. 

Anlage 11 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Uta Würfel (F.D.P.) 
(Drucksache 12/7821 Fragen 19 und 20): 

Aus welchen Gründen ist nach Auffassung der Bundesregie-
rung die vorgesehene Straffung des Nachzulassungsverfahrens 
geeignet, die von der Bundesregierung angestrebte Erhaltung 
des naturheilkundlichen Arzneischatzes zu gewährleisten, unter 
Wahrung der Chancen insbesondere von homöopathischen 
Einzel- und Kombinations-Arzneimitteln für die Nachzulas-
sung? 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß durch sog. „Maß-
nahmen zur Risikoabwehr", wie z. B. Stufenplanverfahren, sich 
die Zahl der homöopathischen Arzneimittel für lebensmittel-
liefernde Tiere, die nur bis zum Stichtag 31. Dezember 1993 
registrierungsfähig waren, weiter verringert und auf diesem 
Weg möglicherweise zu einem späteren Zeitpunkt therapeuti-
sche Lücken in der Verfügbarkeit homöopathischer Arzneimittel 
für lebensmittelliefernde Tiere entstehen? 

Zu Frage 19: 

Soweit für homöopathische Arzneimittel eine Zulas-
sung angestrebt wird — der weitaus größere Teil 
befindet sich im Nachregistrierungsverfahren —, kön-
nen für sie die vorgesehenen vereinfachten Regelun-
gen Anwendung finden. 

Für solche Arzneimittel soll die Verkehrsfähigkeit 
durch besondere Verfahrensregeln, die auch eine 
Vereinfachung und Straffung der Nachzulassung vor-
sehen, gewährleistet werden. 

Bei diesen Arzneimitteln können nunmehr die Qua-
litätsunterlagen mit der eidesstattlichen Versicherung 
des pharmazeutischen Unternehmers eingereicht 
werden, daß die Arzneimittel nach der Arzneimittel

-

Prüfrichtlinie § 26 AMG geprüft sind und die erf order-
liche Qualität aufweisen. 

Die Anwendungsgebiete, die für die Arzneimittel in 
Betracht kommen, sollen unter Beteiligung einer 
externen Kommission unter Berücksichtigung der 
tradierten und dokumentierten Erfahrung von der 
Zulassungsbehörde festgelegt werden. Liegen diese 
Voraussetzungen vor, wird die behördliche Entschei-
dung über die Nachzulassung dieser Arzneimittel 
umgehend erfolgen. 

Zu Frage 20: 

Maßnahmen zur Risikowabwehr sind in der Veteri-
när-Homöopathie bei lebensmittelliefernden Tieren 
bislang nicht eingeleitet worden. Diese werden nur 
eingeleitet, wenn Erkenntnisse (z. B. Zieltierunver-
träglichkeiten, Rückstandsproblematik) auftreten, die 
diese nach erneuter Nutzen-Risiko-Abwägung zum 
Schutz von Mensch und Tier notwendig machen. 
Aufgrund der bisherigen Erfahrung ist derzeit nicht 
damit zu rechnen, daß nennenswerte therapeu tische 
Lücken bei der Behandlung von lebensmittelliefern-
den Tieren entstehen werden. 

Anlage 12 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage der Abgeordneten Anneliese Augustin 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/7821 Frage 21): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
Medizinische Dienst der Krankenversicherung (MDK), Landes-
ärztekammer und Kassenärztliche Vereinigung Hessen — ins-
besondere auch im Hinblick auf das Pflege-Versicherungsgesetz 
und den damit auf den MDK zukommenden erheblichen Begut-
achtungsbedarf — vertraglich vereinbart haben, den hessischen 
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Ministerium für Wissenschaft und Forschung — die 
Finanzierung zu gleichen Teilen übernehmen wer-
den. 

Der Aufbau der interdisziplinären Forschungsein-
richtung geht auf eine Ini tiative des Landes Baden-
Württemberg und des Bundes aus dem Jahre 1989 
zurück. Seit Juli  1990 liegt der Abschlußbericht des 
Wissenschaftlichen Arbeitskreises zur Gründung des 
Zentrums vor: Es wird empfohlen, die Gründung des 
Instituts durch Initialprojekte zu fördern. Dieser Emp-
fehlung wurde Folge geleistet: Seit 1993 wird die 
„Interdisziplinäre Langzeitstudie über die Bedingun-
gen zufriedenen und gesunden Alterns (ILSE)" zu 
gleichen Teilen von Bund und Land gefördert. Für den 
Zeitraum von drei Jahren (bis 1996) be trägt der 
Förderanteil des Bundes 2,1 Millionen DM. 

Die Aufnahme der institutionellen Förderung 
wurde in die Haushaltsverhandlungen 1994 einge-
bracht. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bun-
destages hat bei der Beratung zum Einzelplan 18 im 
September 1993 (74. Sitzung, 29. September 1993) mit 
den Stimmen aller Fraktionen den Beschluß gefaßt, 
die institutionelle Förderung des Zentrums für 
Alternsforschung 1994 mit einem Bundesanteil von 
700 TDM aufzunehmen. Allerdings bleibt der institu-
tionelle Förderanteil weit hinter der ursprünglichen 
Planung und den Empfehlungen eines unabhängigen 
wissenschaftlichen Arbeitskreises aus dem Jahre 1990 
zurück. 

Das Bundesinteresse und die forschungspolitische 
Notwendigkeit der institutionellen Förderung ergibt 
sich aus den demographischen Wandlungsprozessen 
unserer Gesellschaft mit den vielfältigen Konsequen-
zen für den einzelnen und der Entwicklungsdynamik 
der Gesamtgesellschaft. Beides stellt große und 
unvermeidliche Herausforderungen an politisches 
Handeln dar. Die Erweiterung und die Intensivierung 
der Alternsforschung in allen ihren Zweigen (Medi-
zin, Ökonomie, Psychologie, Soziologie, Sozialpolitik, 
Pflege- und Versorgungsforschung etc.) wird in den 
nächsten Jahrzehnten besonders dringlich. Hier gilt 
es, die vorhandene Alternsforschung in der Bundesre-
publik Deutschland auszubauen. Allerdings stößt man 
schnell an  die Grenzen bestehender Forschung, die 
bis auf wenige Ausnahmen in den jeweiligen Diszipli-
nen verhaftet bleibt. Allein auf dem Wege gezielter 
Projektförderungen des Bundes ist eine kontinuierli-
che, umfassende und langfristige wissenschaftliche 
Analyse demographischer Wandlungsprozesse und 
ein damit verbundenes Aufzeigen von Handlungs-
möglichkeiten für die verschiedensten gesellschaftli-
chen und gesellschaftspolitischen Felder nicht mög-
lich. 

Die Einrichtung einer zentralen Forschungsinstitu-
tion zu Alternsfragen ist dringend erforderlich. Dies 
zeigt auch ein Vergleich mit benachbarten europäi-
schen Ländern sowie den Vereinigten Staaten von 
Amerika, Kanada, Israel und Jap an, also Länder, die 
von vergleichbaren demographischen Wandlungs-
prozessen be troffen sind. Dort exis tieren oft bereits 
seit Jahrzehnten interdisziplinäre, national geförderte 
Institute für Alternsforschung. Die Bundesregierung 
möchte sicherstellen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland auf diesem wich tigen wissenschaftlichen 

und gesellschaftspolitischen Feld den Anschluß an 
 den Entwicklungsstand nicht verliert und den St and-

ort auf diesem Gebiet festigt. 

Zu Frage 16: 

Es ist nicht richtig, daß mit der Gründung des 
Zentrums für Alternsforschung ein Schwerpunkt im 
Bereich der Gerontopsychologie gelegt wird. Viel-
mehr handelt es sich um ein interdisziplinäres For-
schungsinstitut, mit dem Schwerpunkt der Alternsfor-
schung, das eine Vielzahl der an  der Alternsforschung 
beteiligten Disziplinen (z. B. Bevölkerungswissen-
schaften, Medizin, Bewegungswissenschaften, Wirt-
schaftswissenschaften, Psychologie, Soziologie, Ver-
sorgungsforschung, Pflegeforschung) zusammenfüh-
ren und zur Zusammenarbeit bringen will. Dies 
gewährleistet, daß Antworten auf demographische 
Herausforderungen aus allen Blickwinkeln gefunden 
werden. 

Die Bundesregierung verfolgt diese Zielrichtung in 
der gesamten Forschungsförderung auf dem Gebiet 
der Alternsforschung. So sind in den vergangenen 
Jahren große Fördervolumen in den Bereich der 
Pflegeforschung gegangen. 

Der wissenschaftliche Arbeitskreis zur Gründung 
des Zentrums für Alternsforschung hat Förderschwer-
punkte empfohlen, die der sozialwissenschaftlichen 
Forschung breiten Raum gewähren. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, im Rahmen ihrer finanziellen Mög-
lichkeiten die Empfehlungen umzusetzen. 

Alternsforschung soll in dem zu gründenden Zen-
trum so betrieben werden, daß neben der notwendi-
gen Erforschung von Basisdaten ein hohes Maß an 

 Anwendungsorientierung erreicht wird. Zu erfor-
schen sind demnach die Möglichkeiten und Risiken 
alternder Menschen in körperlicher, seelischer, geisti-
ger, sozialer, beruflicher, pflegerischer und ökonomi-
scher Hinsicht sowie die sich daraus ergebenden 
Folgen für Gesellschaft, Politik und Wissenschaft. 

Die forschungspolitischen Ziele des Zentrums wer-
den jeweils von einem unabhängigen Gremium, dem 
Kuratorium, bestimmt, dem in erster Linie wissen-
schaftliche Experten der verschiedensten Disziplinen 
sowie Vertretern der Universität Heidelberg, des 
Bundes und des Landes angehören werden. Die 
Forschungsarbeit der Stiftung wird regelmäßig von 
einer unabhängigen wissenschaftlichen Kommission 
begutachtet. 

Anlage 10 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Gunnar Uldall 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/7821 Fragen 17 und 18): 

In welchem Umfang machen die Kommunen Gebrauch von 
der Möglichkeit, jugendliche Sozialhilfeempfänger zu gemein-
nützlichen Arbeiten heranzuziehen? 

Wie viel junge Leute bis zum Alter von 27 Jahren sind 
Sozialhilfeempfänger? 
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Modellversuch (Beauftragung niedergelassener Ä rzte und 
Klinikärzte als externe Gutachter/§ 279 Abs. 5 SBG V) ab 1. März 
1994 zum hessenweiten Regelfall zu machen? 

Die Umsetzung des von Ihnen erwähnten § 279 
Abs. 5 SGB V, wonach der Medizinische Dienst 
vorrangig Gutachter zu beauftragen hat, ist eine 
Angelegenheit der Selbstverwaltung. Die Spitzenver-
bände der Krankenkassen haben daher für die Medi-
zinischen Dienste gem. § 282 SGB V Richtlinien über 
die Zusammenarbeit der Krankenkassen mit dem 
Medizinischen Dienst und Empfehlungen zur vorran-
gigen Beauftragung von Gutachtern beschlossen. 
Diese Richtlinien und insbesondere die Empfehlun-
gen enthalten Kriterien für die Vergabe und die 
Qualitätssicherung bei der Beauftragung von exter-
nen Gutachtern. So sind insbesondere Erfahrungen im 
Sozialversicherungsrecht, d. h. hinreichende und lau-
fend aktualisierte Kenntnisse der leistungsrechtlichen 
Anforderungen und medizinischen Anspruchsvoraus-
setzungen nach der Sozialrechtsprechung erforder-
lich. Auch ist die Unabhängigkeit des Gutachters zu 
gewährleisten (s. Empfehlungen der Spitzenverbände 
vom 27. August 1990 zur vorrangigen Beauftragung 
von Gutachtern nach § 282 Satz 4 SGB V). Diese 
Kriterien sind auch bei der Auslegung des von Ihnen 
erwähnten Vertrages zwischen Medizinischem Dienst 
der Krankenversicherung in Hessen, der Landesärzte-
kammer und der Kassenärztlichen Vereinigung Hes-
sen zu beachten. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Frage 
der Abgeordneten Anneliese Augustin (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/7821 Frage 22): 

Plant die Bundesregierung die Erstellung von Gutachten im 
Rahmen der Pflegeversicherung neben angestellten Ärzten des 
MDK auch durch externe Gutachter (niedergelassene Ärzte/ 
Klinikärzte) zu erlauben, wenn nicht, aus welchen Gründen 
werden externe Gutachter ausgeschlossen? 

Bei den Begutachtungen, die der Medizinische 
Dienst im Rahmen des Pflege-Versicherungsgesetzes 
vorzunehmen hat, geht es nicht nur um die Feststel-
lung der medizinischen Voraussetzungen der Pflege-
bedürftigkeit. Der Medizinische Dienst hat vielmehr 
im Rahmen der Untersuchung auch Feststellungen 
darüber zu treffen, ob und in welchem Umfang 
Maßnahmen zur Beseitigung, Minderung oder Verhü-
tung einer Verschlimmerung der Pflegebedürftigkeit 
einschließlich der medizinischen Rehabilitation ge-
eignet, notwendig und zumutbar sind, er hat die 
Notwendigkeit der Versorgung mit Pflegehilfsmitteln 
und technischen Hilfen zu prüfen, Art und Umfang 
von Pflegeleistungen zu empfehlen sowie einen indi-
viduellen Pflegeplan aufzustellen. Weil bei der Unter-
suchung im Wohnbereich des Pflegebedürftigen 
neben den medizinischen Aspekten auch Feststellun-
gen zur häuslichen Pflege- und Versorgungssituation 
und zum sozialen Umfeld des Pflegebedürftigen zu 
treffen sind, schreibt das Gesetz die Beteiligung von 
Pflegefachkräften und sonstigen geeigneten Fach

-

kräften bei der Aufgabenerfüllung des Medizinischen 
Dienstes vor. 

Diese Aufgabenstellung des Medizinischen 
Dienstes nach dem Pflege-Versicherungsgesetz for-
dert Einheitlichkeit und Kontinuität der Begutach-
tung, daher hat der Medizinische Dienst für die 
Begutachtung nach dem Pflege-Versicherungsgesetz 
vorrangig eigenes Personal einzusetzen, das zudem in 
der wichtigen Einstiegsphase des Pflege-Versiche-
rungsgesetzes die bisher bei der Begutachtung der 
Schwerpflegebedürftigkeit nach dem SGB V gewon-
nenen Erfahrungen einbringen kann. 

Sofern aus Kapazitätsgründen erforderlich, können 
zwar auch externe Gutachter zur Begutachtung der 
Pflegebedürftigkeit nach dem Pflege-Versicherungs-
gesetz herangezogen werden, wie z. B. ehemalige 
Ärzte des Medizinischen Dienstes, Ärzte anderer 
Sozialleistungsträger, Krankenhausärzte sowie auch 
Ärzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes. Bei der 
Einschaltung von niedergelassenen Ärzten lassen sich 
Interessenkonflikte nur schwer ausschließen. Daher 
sollte nach Auffassung der Bundesregierung die Ein-
schaltung von niedergelassenen Vertragsärzten 
(Fachärzten) von vornherein nur in besonderen Aus-
nahmefällen in Betracht gezogen werden, so z. B., 
wenn besondere Fachkenntnisse erforderlich sind, die 
anderweitig zeitnah nicht verfügbar wären. In jedem 
Fall  muß aber auch dann eine Interessenkollision 
(beispielsweise wegen vorangegangener oder zu 
erwartender Behandlung der Pflegebedürftigen oder 
der Angehörigen) ausgeschlossen sein. 

Die Bedeutung der vom Medizinischen Dienst im 
Rahmen der Pflegeversicherung zu treffenden Ent-
scheidung verlangt zwingend, daß allein an H and der 
gesetzlichen Vorgaben entschieden wird und jede 
Interessenkollision ausgeschaltet ist. Anderenfalls 
sind die vom Gesetzgeber vorgegebenen Zielvorstel-
lungen zur Beitragsstabilität der Pflegeversicherung 
nicht einzulösen. Diese Auffassung wird nicht nur von 
den Spitzenverbänden der Krankenkassen geteilt, 
sondern auch von den Medizinischen Diensten der 
Krankenversicherung in den Bundesländern. Nur der 
Medizinische Dienst in Hessen bildet hier mit der 
zitierten Vereinbarung eine Ausnahme. Diese Auffas-
sung wird auch in den Richtlinien nach § 17 des 
11. Buches Sozialgesetzbuch, die von den Spitzenver-
bänden der Pflegekassen zu erstellen sind, ihren 
Niederschlag finden müssen, andernfalls könnten sie 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
nicht genehmigt werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ulrich Klinkert auf die Frage 
des Abgeordneten Klaus Harries (CDU/CSU) (Druck-
sache 12/7821 Frage 23): 

Hält die Bundesregierung die von der schleswig-holsteini-
schen Landesregierung verfügte Stillegung der Kernkraftwerke 
Brunsbtütel und Krümmel sachlich für geboten oder sieht sie die 
Maßnahmen als rechtswidrig an, die den Erlaß von Weisungen 
an die Landesregierung von Schleswig-Holstein notwendig 
machen könnten? 
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Die Kernkraftwerke Brunsbüttel und Krümmel sind 
nicht stillgelegt worden, sondern befinden sich zur 
Durchführung notwendiger Änderungs- und Repara-
turarbeiten an  Rohrleitungen in vorübergehendem 
Stillstand. 

Hierzu bedarf es verschiedener atomrechtlicher 
Genehmigungen, weil die beantragten Maßnahmen 
sich als wesentliche Änderungen nach § 7 Atomgesetz 
darstellen. 

Diese Verfahren werden von der zuständigen atom-
rechtlichen Landesbehörde sehr aufwendig gestaltet. 
In bundesaufsichtlichen Gesprächen mit der Landes-
behörde wird die Recht- und Zweckmäßigkeit dieser 
Vorgehensweise geprüft. 

Ich verfolge das Vorgehen der Landesbehörde 
intensiv und achte im Rahmen meiner Bundesaufsicht 
darauf, daß die Genehmigungsverfahren zur Sanie-
rung der austenitischen Rohrleitungen zügig durch-
geführt werden. 

Für das Kernkraftwerk Brunsbüttel liegt inzwischen 
auf meine Veranlassung hin als Ergebnis zahlreicher 

Beratungen der Reaktorsicherheitskommission eine 
Stellungnahme der Kommission vor, welche die gene-
rellen Anforderungen an eine sachgerechte Reparatur 
der austenitischen Rohrleitungen insbesondere auch 
vor dem Hintergrund der Schäden in den anderen 
Siedewasserreaktoren in Deutschland festschreibt. 
Diese habe ich der zuständigen atomrechtlichen 
Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde in Kiel zur 
Umsetzung zugeleitet. 

Für die Genehmigung des Sanierungskonzeptes 
und Wiederinbetriebnahme der Anlage liegen wich-
tige Gutachten bisher noch nicht vor. Insbesondere 
steht das Gutachten des Hauptsachverständigen TÜV 
Nord noch aus, das die bis in jüngste Zeit vom 
Betreiber eingereichten Konzeptänderungen berück-
sichtigen muß. 

Beim Kernkraftwerk Krümmel sind Teilreparaturen 
für ferritische Rohrleitungen inzwischen genehmigt. 
Die Fragestellungen für die noch ausstehenden Repa-
raturen an  den austenitischen Rohrleitungen sind mit 
denen des Kernkraftwerks Brunsbüttel weitgehend 
identisch. Eine Lösung dieser Probleme beim Kern-
kraftwerk Brunsbüttel würde somit auch eine Grund-
lage für diesen Teil der Reparatur im Kernkraftwerk 
Krümmel sein. 
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